Seat ee tay) 


„ 


906050 


Fuͤrſt von Bulow 


— 


Deutſche 
Politik 


81.100. Tauſend 


19 7 


Verlag von Reimar Hobbing in Berlin 


Alle Rechte vorbehalten. 


9 


Druck 
der Spamerſchen 
Buchdruckerei in Leipzig 


Inhaltsverzeichnis 


ee Ge oe es te ae ae Se VII 
r acws ce evens 1 
Wehrkraft und Militarismuuns ee. 135 
e eho ose Ses Se gs oe ae 167 
TUCO tai a ees ao ok See eee ee 201 
ee cn hao gaa a aes ee oe 253 
e a acs. ao ts re er alg oe wes 289 


e e g oe Serie) say sie pyle see sles 329 


Vorwort 


Als vor zwei Jahren meine Ausführungen zur politiſchen 
Einleitung des Sammelwerkes „Deutſchland unter Kaiſer 
Wilhelm II.“ erſchienen, ſah das Deutſche Reich auf Jahr⸗ 
zehnte friedlicher, auf vielen Gebieten kraftvoll vorwärts 
ſchreitender Entwicklung zurück. Eine lange weitere Friedens⸗ 
zeit ſchien noch vor uns zu liegen. Gewiß war die Welt⸗ 
politik, war vor allem die europäiſche Politik ſeit Jahrzehnten 
voll der ungelöſten Fragen, die während meiner Amtszeit 
Gegenſtand meiner Sorge und Mühen geweſen waren, und die 
ich in meiner ſpäter veröffentlichten Skizze der auswärtigen 
Politik gekennzeichnet hatte. Die Gefahr einer gewalt⸗ 
ſamen Entladung des in Europa zwiſchen den rivaliſierenden 
Staaten angeſammelten Konfliktſtoffes war manches Mal 
recht nahe geweſen. Die auswärtige politiſche Lage war, ſo⸗ 
wohl hinſichtlich des Problems ſelbſt wie auch hinſichtlich 
der Mächtegruppierung gelegentlich der bosniſchen Kriſe 
von 1908/09, eine ganz ähnliche geweſen wie die, aus der der 
gegenwärtige Weltkrieg hervorgegangen iſt. Damals gelang 
es, die drohend heraufſteigende Kriegsgefahr durch diplo⸗ 
matiſche Mittel zu beſchwören. Die Hoffnung konnte berech⸗ 
tigt erſcheinen, es werde auch künftig der Gedanke an die 
Schrecken und Zerſtörungen eines europäiſchen Völker⸗ 
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krieges den verantwortlichen Staatsmännern ſelbſt in ernſte⸗ 
ſten Konflikten die Mittel zur ſchließlichen friedlichen Löſung an 
die Hand geben. Die Hoffnung hat ſich nicht erfüllt. Der er⸗ 
neute öſterreichiſch⸗ſerbiſche Zwiſt, der nicht lokaliſiert werden 
konnte, ſondern zum europäiſchen Konflikt wurde, führte zum 
Waffengange zwiſchen den beiden großen Mächtegruppen 
Europas, die ſich im Widerſtreit der europäiſchen und welt⸗ 
politiſchen Intereſſen im Zuge der modernen politiſchen Ge⸗ 
ſchichte gebildet hatten. 

Als ich vor zwei Jahren die kriegeriſchen Eigenſchaften des 
Deutſchen ſeine angeborenen beſten nannte, glaubte ich nicht, 
daß es mir noch einmal beſchieden ſein würde, das deutſche 
Volk in allem dem Glanze ſeiner alten Krieger⸗ und Sieger⸗ 
herrlichkeit zu ſehen. Als ein Volk von Helden ſind die Preu⸗ 
Ben und die Deutſchen in jedem der drei großen Kriege des 
vergangenen Jahrhunderts vor die bewundernde Welt ge⸗ 
treten. Aber die Taten jener Kriege, die Strategie und 
Taktik, den Kriegsmitteln der damaligen Zeit folgend, in 
wenigen großen Schlachthandlungen entſcheiden konnten, 
müſſen verblaſſen neben den Wundern von Todeskühnheit 
und Standhaftigkeit, die heute das deutſche Volk in Waffen 
vollbringt. 

Die Perſönlichkeit unſeres Kaiſers, der in dieſem ſchwerſten 
Kriege mit der im Hohenzollernhauſe erblichen vorbildlichen 
Pflichttreue und Unerſchrockenheit der Nation die Fahne 
voranträgt, hat ſich im ganzen Verlauf des Krieges im Be⸗ 
wußtſein unſeres Volks immer ſtärker verankert und hat den 
monarchiſchen Gedanken im Volke gefeſtigt und vertieft. 
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Aus der Mitte des unvergleichlichen deutſchen Offizier⸗ 
korps ſind auch für dieſen Krieg große Talente hervor⸗ 
gegangen, die das Heer zu Siegen zu führen wiſſen. Dank⸗ 
bar und voll Bewunderung neigt ſich ganz Deutſchland 
vor der ſchlichten Feldherrngröße Hindenburgs, des Be⸗ 
zwingers der ruſſiſchen Rieſenheere. Aber das Größte dieſer 
Zeit iſt doch und bleibt das Heldentum des einfachen deut⸗ 
ſchen Kriegers, der, fortgeriſſen von friedlicher Arbeit, von 
Frau und Kindern, Monate um Monate ſein hartes blu⸗ 
tiges Werk zum Segen des Vaterlandes treu vollbringt. 
Gleichviel, ob im verheerenden tagelangen Trommelfeuer 
der franzöſiſchen Batterien ausharrend, oder vorſtürmend 
gegen den Geſchoßhagel feindlicher Linien oder im Kampf 
Mann gegen Mann mit Bajonett, Kolben und Handgranate. 
Wenn Deutſchland aus dieſem ungleichen Kampf, in dem 
ihm kein Feind erſpart blieb, endlich ſiegreich und in vermehr⸗ 
ter Macht hervorgehen wird, ſo gebührt der vornehmſte Dank 
den Tapferen, deren jeder einzelne ohne Unterſchied von 
Bildung und Stand ganz durchdrungen war vom Willen, 
lieber zu ſterben als zu weichen. Wenn einmal geſagt worden 
iſt, das einſtige wahre Siegesdenkmal dieſes Weltkrieges 
müſſe einen einfachen deutſchen Musketier darſtellen, ſo hat 
das wohl einen gerechten Sinn. 

Sah noch niemals ein Krieg der deutſchen Vergangenheit 
ein vergleichbares allgemeines Heldentum, ſo auch noch kei⸗ 
ner ähnliche furchtbare Opfer, wirtſchaftliche Opfer, viel, 
ſehr viel ſchmerzlichere Opfer an teuren Menſchenleben, 
Opfer auch an bisherigen Verbindungen, Möglichkeiten und 
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Werten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß des Krieges vornehm⸗ 
ſtes Ziel das ſein muß, für Deutſchland nicht nur ausreichende 
Entſchädigung, ſondern auch Garantien zu ſchaffen, die die 
Vermeidung eines Krieges unter gleichen oder ähnlichen 
ungünſtigen Verhältniſſen für die Zukunft verbürgen. 
Ahnlich wie in Deutſchland hat in Frankreich und England, 
bis zu einem gewiſſen Grade ſelbſt in Rußland, auch in Ita⸗ 
lien dieſer Weltkrieg innere Parteigegenſätze in den Hinter⸗ 
grund gedrängt und eine Einmütigkeit hervorgerufen, die 
wir den Burgfrieden, die Franzoſen pathetiſch die „Union 
sacrée“ nennen. Die Kehrſeite ſolcher Harmonie im Innern 
iſt, daß dieſer Krieg, den alle beteiligten Völker mit tiefer 
Leidenſchaft führen, nach menſchlicher Vorausſicht eine ge⸗ 
waltig geſteigerte Erbitterung hinterlaſſen wird. Haß und 
Rachegefühl werden noch lange die internationalen Be⸗ 
ziehungen beeinfluſſen. Es wäre ein ſchwerer, ein nicht 
gutzumachender Fehler, in dieſer Richtung Illuſionen nach⸗ 
zuleben und früher vorhandene, vielleicht berechtigte Sym⸗ 
pathien praktiſch hinüberretten zu wollen in eine Zeit, der 
dieſer Krieg das Geſetz vorgeſchrieben und den Charakter be⸗ 
ſtimmt hat. Kriege, zumal ein Krieg wie dieſer, unterbrechen 
die Entwicklung des Verhältniſſes zwiſchen den kriegführenden 
Völkern notwendig für lange hinaus. Es bedarf des heil⸗ 
ſamen Einfluſſes der Zeit und einer feinen und ſtarken 
ſtaatsmänniſchen Hand, ehe auch aus ſichtbar vorhandenen 
Intereſſengemeinſchaften mit dem Feinde die Anfänge zu 
vertrauensvollen normalen Beziehungen wieder gebildet 
werden können. Unter den Trümmern, die dieſer Krieg 
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hinterlaſſen wird, werden moraliſche Eroberungen nicht 
leicht zu machen ſein. Das heute oft zitierte Beiſpiel von 
1866 und der bald darauf erfolgenden Entwicklung des deutſch⸗ 
öſterreichiſchen Freundſchafts⸗ und Bündnisverhältniſſes kann 
auf keinen unſerer Feinde auch nur mit dem Schein der Be⸗ 
rechtigung angewandt werden. Denn mit keinem verbindet 
uns eine jahrtauſendalte gemeinſame nationale Geſchichte, 
mit keinem die Gemeinſchaft deutſcher Sprache, Bildung, Lile⸗ 
ratur, Kunſt und Sitte. Das aber ſind Mächte, die durch 
einige parallel laufende Intereſſen und durch achtungsvolles 
kulturelles Verſtehen nicht erſetzt werden können. Wir wollen 
auch nicht vergeſſen, daß 1866 Schleswig⸗Holſtein, Hannover, 
Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt a. M. mit Preußen ver⸗ 
einigt und gleichzeitig ſolide Fundamente für die Brücke über 
den Main gelegt wurden. 1871 gewannen wir Elſaß und 
Lothringen, Straßburg und Metz. Auch die Analogie mit 
dem Siebenjährigen Kriege trifft nicht zu, der unter ande⸗ 
ren Vorbedingungen, bei anderen internationalen Bezie⸗ 
hungen und unter anderen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen, 
mit anderen Mitteln und anderen Zukunftsperſpektiven ge⸗ 
führt wurde. 

Dieſer Krieg iſt nicht nur für uns Deutſche ein National⸗ 
krieg, er iſt es für Engländer, Franzoſen und für den maß⸗ 
gebenden Teil der Bevölkerung Rußlands in gleicher Weiſe 
geworden. Der durch den Krieg einmal entfachte und mit 
Blut beſiegelte nationale Haß wird nach dem Kriege ſo 
lange fortleben, bis ihn eine anders gerichtete nationale 
Leidenſchaft ablöſt. Deutſchland muß ſich heute ſagen, daß, 
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wenn der Krieg ſelbſt nicht ganz neue, freilich unwahrſcheinliche 
Situationen ſchaffen ſollte, die erbitterte Stimmung in Frank⸗ 
reich, England und Rußland ſich aus dem Krieg in den Frieden 
forterben wird. Dieſe Tatſache wird maßgebend ſein müſſen 
für die Geſtaltung des Friedens. In doppelter Hinſicht. Der 
Schutz, den Deutſchland in Zukunft gegenüber der Feindſelig⸗ 
keit, dem erneuerten und neuen Revanchegelüſt in Weſt, in 
Oſt und jenſeits des Kanals findet, kann nur liegen in ſeiner 
eigenen vermehrten Macht. Die Rüſtung zu Lande und zu 
Waſſer werden auch die Gegner ſtärken. Wir aber müſſen 
uns an unſern Grenzen und an unſerer Küſte ſtärker, ſchwerer 
angreifbar machen, als wir es zu Beginn dieſes Krieges 
waren. Nicht in dem uns angedichteten Streben nach Welt⸗ 
herrſchaft, ſondern um uns zu behaupten. Das Ergebnis 
des Krieges darf kein negatives, es muß ein poſitives ſein. 
Es handelt ſich nicht darum, daß wir nicht vernichtet, nicht 
verkleinert noch zerſtückelt, noch ausgeraubt werden, ſondern 
um ein Plus in Geſtalt realer Sicherheiten und Garantien 
als Entſchädigung für nie geſehene Mühen und Leiden, wie 
als Bürgſchaft für die Zukunft. Gegenüber der Stim⸗ 
mung, die dieſer Krieg gegen uns zurücklaſſen wird, würde 
die einfache Wiederherſtellung des Status quo ante bellum 
für Deutſchland nicht Gewinn, ſondern Verluſt bedeuten. 
Nur wenn die Verſtärkung unſerer politiſchen, wirtſchaft⸗ 
lichen und militäriſchen Machtſtellung durch den Krieg die 
durch ihn entzündete Feindſchaft erheblich überwiegt, werden 
wir uns mit gutem Gewiſſen ſagen können, daß unſere 
Geſamtlage durch den Krieg verbeſſert wurde. 
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Andererſeits iſt es notwendig, die Fühlung zu erhalten, 
wiederherzuſtellen und die Verbindung zu feſtigen mit ſolchen 
Staaten, mit denen Deutſchland in dieſem Kriege nicht die 
Waffen kreuzte, gleichviel ob die Propaganda der feindlichen 
Preſſe und feindliche Agitatoren in dieſen Staaten die Volks⸗ 
ſtimmung während des Krieges gegen uns einnahmen oder 
nicht. Hier müſſen die politiſchen Notwendigkeiten über na⸗ 
tionale Stimmungen und Verſtimmungen, auch über die 
berechtigten, hinwegſchreiten. Muß Deutſchland durch Ver⸗ 
größerung ſeiner Macht in die Lage verſetzt werden, die 
durch dieſen Krieg unendlich verſtärkten und geſteigerten 
alten Feindſchaften zu ertragen, ſo täte es nicht gut, nicht auf 
die Freundſchaft derer Wert zu legen, die ihm im Kriege nicht 
Feinde waren. Sache feſten, entſchloſſenen Wollens auf der 
einen, ſtaatsmänniſcher Geſchicklichkeit auf der anderen Seite 
wird es ſein, beide Ziele zu erreichen, ohne daß eines leidet. 
Die Erwartung fernerer friedlicher Entwicklung, innerhalb 
deren die Zeit für Deutſchland arbeiten mußte, ließ mir vor 
zwei Jahren große Zurückhaltung gegenüber dem Aus⸗ 
lande geboten erſcheinen. Es war mir Pflicht, ein letztes 
Wort nach keiner Richtung hin zu ſprechen und auch mit mei⸗ 
nem eigenen Urteil nach Möglichkeit zurückzuhalten. Es iſt 
ſelbſtverſtändlich, daß ich in dieſer Hinſicht heute deut⸗ 
licher ſein kann. Freilich finde ich nirgends auf dem Felde 
der auswärtigen Politik Veranlaſſung, Grundſätzliches von 
meiner Auffaſſung des Verhältniſſes anderer Staaten zum 
Deutſchen Reich zu ändern. Die Ereigniſſe haben mir im 
weſentlichen Recht gegeben. Die Unverſöhnlichkeit Frank⸗ 
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reichs hat ſich nur zu deutlich gezeigt. War 1913 von mancher 
Seite bemerkt worden, ich habe unſer Verhältnis zu England 
zu ſehr grau in grau gezeichnet, ſo wird man heute ſagen 
müſſen, daß in meiner Darſtellung nur die Hoffnung auf die 
künftige friedliche und vertrauensvolle Entwicklung der 
deutſch⸗engliſchen Beziehungen nicht durch die neuen Tat⸗ 
ſachen beſtätigt worden iſt. Dem Verhältnis zwiſchen 
Deutſchland und Rußland durfte damals mit gutem Grunde 
eine günſtige Prognoſe geſtellt werden, hatte es doch erſt 
wenige Jahre vorher die Belaſtungsprobe der bosniſchen 
Kriſe glücklich überſtanden. Andererſeits beſtand der aus 
der Abkühlung der deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen ſeit 1878 
und vor allem ſeit 1890 erwachſene Zweibund unverän⸗ 
dert fort. Inzwiſchen hatte ſich im Orient infolge der beiden 
Balkankriege, des Krieges der Türkei mit Bulgaren, Serben 
und Griechen, und dann des weiteren Krieges dieſer Balkan⸗ 
völker untereinander neuer Konfliktsſtoff zwiſchen Oſterreich⸗ 
Ungarn und Rußland angehäuft. 

Die Entwicklung der deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen hat 
ſeit Entſtehung des Zweibundes, ſeit dem Übergang des 
Zarenreiches in die uns feindliche Mächtegruppe, alſo ſeit 
einem Vierteljahrhundert, immer davon abgehangen, wie 
die jeweils ſich ergebenden Reibungen und Intereſſenkon⸗ 
flikte hüben und drüben in der Sache und perſönlich behan⸗ 
delt wurden. Die Gefahr, Rußland auf der Seite unſerer 
Gegner in einem europäiſchen Kriege zu finden, hat nicht 
nur ſeit Jahrzehnten, ſondern ſeit der Reichsgründung be⸗ 
ſtanden. Eben in klarer Erkenntnis dieſer Gefahr hat Bis⸗ 
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marck den Rückverſicherungsvertrag geſchloſſen. Im großen 
und ganzen glaube ich, wie geſagt, meine Darſtellung der 
auswärtigen Politik trotz und wegen des Krieges aufrecht⸗ 
erhalten zu ſollen. 

Die Einfältigkeit, mit der die Feinde des deutſchen Volkes 
über unſern „Militarismus“ reden und ſchreiben, der das 
Fundament unſeres Staatsweſens und die Gewähr unſerer 
Zukunft ijt, war mir Veranlaſſung, auf die hiſtoriſche und 
politiſche Bedeutung, die das Heer für Deutſchland hat, mit 
einigen Worten einzugehen. 

In der Behandlung der inneren Politik habe ich gern Aus⸗ 
führungen fallen laſſen, die alten Streit und Gegenſatz im ein⸗ 
zelnen betrafen. Auch trage ich bereitwillig der neuen Lage 
Rechnung, die die Sozialdemokratie durch ihr Einſchwenken 
in die nationale Front bei Kriegsausbruch geſchaffen hat. 
Gerade und faſt allein auf dem Boden nationaler Fragen 
habe ich mit der Sozialdemokratie im Kampf geſtanden. Jen⸗ 
ſeits dieſes Bodens haben in mancherlei praktiſchen Fragen 
ſtets berechtigte Wünſche der Sozialdemokratie Verſtändnis 
und Erfüllung bei deutſchen Regierungen gefunden, gleich⸗ 
viel, ob die Sozialdemokratie das anerkannte oder nicht. 
Gegenſeitiges Verſtehen zwiſchen Sozialdemokratie und Re⸗ 
gierung, zwiſchen der Sozialdemokratie und den anderen 
Parteien wird für die Zukunft leichter und häufiger ſein als 
in der Vergangenheit, da die leidige Trennung der deutſchen 
Parteien in nationale und nicht nationale in dieſem Kriege 
überwunden iſt. Auch die Sozialdemokratie hat ſich bei Aus⸗ 
bruch des Krieges dem nationalen Gedanken gebeugt. 


XVI 

Mit der vorliegenden Sonderausgabe, die in weitem 
Zwiſchenraume nach den Ausgaben in den fremden Sprachen 
erſcheint, folge ich dem Wunſche vieler deutſcher Freunde. 


Berlin, den 15. Mai 1916. 
Fürſt von Bülow. 


Auswärtige Politik 


„Die deutſche Nation iſt trotz ihrer alten Geſchichte das 
jüngſte unter den großen Völkern Weſteuropas. Zweimal 
ward ihr ein Zeitalter der Jugend beſchieden, zweimal der 
Kampf um die Grundlage ſtaatlicher Macht und freier Ge⸗ 
ſittung. Sie ſchuf vor einem Jahrtauſend das ſtolzeſte König⸗ 
tum der Germanen und mußte acht Jahrhunderte nachher 
den Bau ihres Staates auf völlig verändertem Boden von 
neuem beginnen, um erſt in unſeren Tagen wieder einzu⸗ 
treten in die Reihe der Völker.“ 

Dieſe Worte, mit denen Treitſchke ſeine „Deutſche Geſchich⸗ 
te“ einleitet, enthalten nicht nur tiefe geſchichtliche Erkennt⸗ 
nis, ſie haben auch ſehr modernen politiſchen Sinn. Deutſch⸗ 
land iſt die jüngſte unter den großen Mächten Europas, der 
Homo novus, der, in jüngſter Zeit emporgefommen, ſich durch 
überragendes eigenes Können in den Kreis der alten Völker⸗ 
familien gedrängt hat. Als ungebetener und läſtiger Ein⸗ 
dringling wurde die neue Großmacht angeſehen, die Furcht 
gebietend nach drei glorreichen Kriegen in die europäiſche 
Staatengeſellſchaft eintrat und das Ihre forderte von der 
reichbeſetzten Tafel der Welt. Jahrhunderte hindurch hatte 
Europa nicht an die Möglichkeit einer national⸗ſtaatlichen 
Einigung der deutſchen Ländermaſſe geglaubt. Jedenfalls 
hatten die europäiſchen Mächte ihr möglichſtes 5 um 
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eine ſolche zu verhindern. Insbeſondere war die franzöſiſche 
Politik von Richelieu bis auf Napoleon III. in der richtigen 
Erkenntnis, daß das Übergewicht Frankreichs, la Prépon- 
derance légitime de la France, in erſter Linie auf der ſtaat⸗ 
lichen Zerriſſenheit Deutſchlands beruhe, beſtrebt, dieſe Zer⸗ 
riſſenheit zu erhalten und zu vertiefen. Aber auch die ande⸗ 
ren Mächte wollten die Einigung Deutſchlands nicht. In 
dieſer Beziehung dachte Kaiſer Nikolaus wie Lord Palmer⸗ 
ſton, Metternich wie Thiers. Es iſt wohl der ſtärkſte Beweis 
für das wundervolle Zuſammenwirken der abgeklärten Weis⸗ 
heit unſeres alten Kaiſers mit dem Genie des Fürſten Bis⸗ 
marck, daß ſie die Einigung Deutſchlands durchgeſetzt haben, 
nicht nur gegen alle Schwierigkeiten, die ihr die inner⸗ 
deutſchen Verhältniſſe, uralter Wettſtreit und Neid, alle 
Sünden unſerer Vergangenheit und alle Eigenheiten unſeres 
politiſchen Charakters entgegentürmten, ſondern auch gegen 
den offenen oder verſteckten Widerſtand und gegen die Un⸗ 
luſt von ganz Europa. 

Auf einmal war das Deutſche Reich da. Schneller, als man 
gefürchtet, ſtärker, als irgend jemand geahnt hatte. Keine 
der anderen Großmächte hatte die ſtaatliche Wiedergeburt 
Deutſchlands gewünſcht, jede hätte ſie, ſo wie ſie erfolgte, 
lieber verhindert. Kein Wunder, daß die neue Großmacht 
nicht mit Freude begrüßt, ſondern als unbequem empfunden 
wurde. Auch eine ſehr zurückhaltende und friedliebende Poli⸗ 
tik konnte an dieſem erſten Urteil wenig ändern. Man ſah in 
der lange verhinderten, oft gefürchteten, endlich von den deut⸗ 
ſchen Waffen und einer unvergleichlichen Staatskunſt ertrotzten 
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ſtaatlichen Einigung der Mitte des europäiſchen Feſtlandes an 
ſich etwas wie eine Drohung und jedenfalls eine Störung. 

Um die Mitte der neunziger Jahre des vergangenen Jahr⸗ 
hunderts ſagte mir in Rom, wo ich damals Botſchafter war, 
mit einem Seufzer Sir Clare Ford, der engliſche Bot⸗ 
ſchafter: „Wie viel gemütlicher und bequemer war es doch 
in der Politik, als England, Frankreich und Rußland den 
europäiſchen Areopag bildeten, und höchſtens gelegentlich 
Oſterreich herangezogen zu werden brauchte.“ 

Dieſe gute alte Zeit iſt vorüber. Der hohe Rat Europas 
iſt vor mehr als vier Jahrzehnten um ein ſtimmberechtigtes 
Mitglied vermehrt worden, das nicht nur den Willen hat mit⸗ 
zureden, ſondern auch die Kraft mitzuhandeln. Eine Kraft, die 
furchtbarer noch als gefürchtet die Feinde im Weltkriege fühlen. 

Ein Stück harter, weltgeſchichtlicher Arbeit hatte mit dem 
Meiſterwerk des Fürſten Bismarck ſeine Vollendung er⸗ 
halten. Dem zielbewußten Willen der Hohenzollern mußten 
durch Jahrhunderte der ausdauernde Heroismus der preu- 
ßiſchen Armee und die nie erſchütterte Hingebung des preu⸗ 
ßiſchen Volkes zur Seite ſtehen, bis unter wechſelvollenSchick— 
ſalen die brandenburgiſche Mark zur preußiſchen Großmacht 
wurde. Zweimal ſchien der ſchon gewonnene Kranz dem 
Staate Preußens wieder zu entgleiten. Die vernichtende 
Niederlage von 1806 ſtürzte Preußen von der bewunderten 
und gefürchteten Höhe friderizianiſchen Ruhmes jäh hinab. 
Diejenigen ſchienen recht zu bekommen, die in dem ſtolzen 
Staat des Großen Königs nicht mehr als ein künſtliches poli⸗ 
tiſches Gebilde hatten ſehen wollen, das ſtand und fiel mit 
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dem einzigartigen ſtaatsmänniſchen und kriegeriſchen Genie 
des Monarchen. Die Erhebung nach dem tiefen Sturz von 
Jena und Tilſit bewies der ſtaunenden Welt, welche urwüch⸗ 
ſige und unzerſtörbare Kraft in dieſem Staate lebte. Solcher 
Opferwillen und ſolcher Heldenmut eines ganzen Volkes 
ſetzten eingewurzeltes nationales Selbſtbewußtſein voraus. 
Und als das Volk Preußens ſich nicht in regelloſem Aufſtande, 
gleich den vielbewunderten Spaniern und den wackeren Ti⸗ 
roler Bauern erhob, ſondern ſich Mann für Mann gleichſam 
ſelbſtverſtändlich dem Befehl des Königs und ſeiner Berater 
unterſtellte, da ſah man ſtaunend, wie Nationalbewußtſein 
und Staatsbewußtſein in Preußen eins waren, daß das Volk 
durch die harte Schule des friderizianiſchen Staates zur Na⸗ 
tion erzogen worden war. Die Reorganiſation des ſtaatlichen 
Lebens unter der Leitung ſchöpferiſcher Männer in der Zeit 
von 1807 bis 1813 gewann dem Staate zum Gehorſam die 
bewußte Liebe der Untertanen. Der Befreiungskampf von 
1813 bis 1815 erwarb Preußen die Achtung aller und das 
Vertrauen vieler nichtpreußiſcher Deutſchen. 

Es war ein reiches Erbe, das die große Zeit der Erhebung und 
Befreiung hinterließ. Aber unter der Rückwirkung einer matten 
und glanzloſen äußeren Politik und durch eine Geſchäftsführung 
im Innern, die weder im richtigen Augenblick zu geben noch 
zu weigern verſtand, wurde dieſes Erbe während der nächſten 
Jahrzehnte zum guten Teil wieder verwirtſchaftet. Gegen 
Ende der fünfziger Jahre des 19. Jahrhunderts ſtand Preu⸗ 
ben an innerer Haltung und an äußerer Geltung zurück hinter 
dem Preußen, wie es aus den Freiheitskriegen hervorge⸗ 
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gangen war. Wohl hatte die nationale Einheitsbewegung 
durch die preußiſche Zollpolitik das erſte feſte Fundament 
erhalten. Aber der Tag von Olmütz zerſtörte die Hoffnung 
der deutſchen Patrioten, die von Preußen die Erfüllung der 
nationalen Wünſche erwarteten. Preußen ſchien auf ſeine 
weltgeſchichtliche Miſſion zu verzichten und der machtpoli⸗ 
tiſchen Fortführung des Einigungswerkes zu entſagen, das 
es wirtſchaftspolitiſch zielbewußt begonnen hatte. 

Wohl waren durch die Überleitung des Staatslebens in 
konſtitutionelle Bahnen neue Kräfte für das nationale Leben 
frei geworden. Unendliches hätte dieſer Staat an innerer Le⸗ 
bendigkeit und nationaler Stoßkraft gewonnen, wenn dieſes 
treue Volk zu rechter Zeit zur politiſchen Mitarbeit berufen 
worden wäre, wie es Stein und Hardenberg, Blücher und 
Gneiſenau, Wilhelm von Humboldt und Boyen, auch Pork 
und Bülow⸗Dennewitz gewünſcht hatten. „Nichts iſt wohl 
unpaſſender“, ſchrieb 1822 York, „als ohnmächtig gegen die 
Elemente der Natur ſtreben zu wollen. Der Flut eine zweck⸗ 
mäßige Richtung zu geben, dies nur kann Segen bringen.“ 
So ſelbſt Pork, der ſtrenge Greis. Als der große Schritt 
dreiunddreißig Jahre zu ſpät getan wurde, war das Mißtrauen 
zwiſchen Volk und Obrigkeit ſchon zu tief eingefreſſen, hatte 
das Anſehen der Regierung im Verlauf der revolutionären 
Erhebung zu ſchweren Schaden genommen, als daß die mo⸗ 
dernen Staatsformen unmittelbar hätten Segen bringen 
können. Der Gang der preußiſchen Politik war gehemmt im 
Innern durch eine mißtrauiſche und in Doktrinen befangene 
Volksvertretung, nach außen durch den unbeſiegten Wider⸗ 
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ſtand der öſterreichiſchen Vormachtsanſprüche. Da griff, von 
König Wilhelm im entſcheidenden Augenblick berufen, nahe⸗ 
zu in zwölfter Stunde Bismarck in das ſtockende Räderwerk 
der preußiſchen Staatsmaſchine. 

Daß eine normale geſchichtliche Entwicklung zur ſtaatlichen 
Einigung Deutſchlands unter preußiſcher Führung gelangen 
mußte, daß es das vornehmſte Ziel preußiſcher Staatskunſt 
war, dieſe Entwicklung zu beſchleunigen und zu vollenden, 
das war den einſichtigen Patrioten jener Jahre wohl bewußt. 
Aber alle Wege, die man beſchritten hatte, um zum Ziele zu 
gelangen, hatten ſich als ungangbar erwieſen. Von der In⸗ 
itiative der preußiſchen Regierung ſchien je länger, je weniger 
zu erwarten. Die gutgemeinten, aber unpraktiſchen Ver⸗ 
ſuche, das deutſche Volk zu veranlaſſen, die Beſtimmung 
ſeiner Geſchicke ſelbſt in die Hand zu nehmen, ſcheiterten, 
weil die in Deutſchland wie kaum in einem anderen Lande 
ausſchlaggebende treibende Kraft der Regierungen fehlte. 

Im „Wilhelm Meiſter“ erwidert der erfahrene Lothario 
der ſchwermütigen Aurelie, die an den Deutſchen vieles auszu⸗ 
ſetzen hat, es gäbe in der Welt keine bravere Nation als die 
deutſche, ſofern ſie nur recht geführt werde. Der Deutſche, 
welches Stammes er immer ſei, hat ſtets unter einer ſtarken, 
ſtetigen und feſten Leitung das Größte vermocht, ſelten ohne 
eine ſolche oder im Gegenſatz zu ſeinen Regierungen und 
Fürſten. Bismarck hat uns in ſeinen „Gedanken und Er⸗ 
innerungen“ ſelbſt erzählt, daß er ſich hierüber von Anfang 
an nicht im Zweifel war. Mit genialer Intuition fand er 
den Weg, auf dem ſich die Hoffnungen des Volkes mit den 
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Intereſſen der deutſchen Regierungen zuſammenfinden muß⸗ 
ten. Er war wie kaum je ein Staatsmann eingedrungen in 
die Geſchichte der Nation, deren Leitung in ſeine Hände ge⸗ 
legt war. Hinter dem äußeren Zuſammenhang der Ereig⸗ 
niſſe ſuchte und fand er die treibenden Kräfte des nationalen 
Lebens. Die große Zeit der Befreiung und Erhebung Preu⸗ 
bens iſt ihm, der im Jahre von Waterloo geboren und von 
Schleiermacher in der Berliner Dreifaltigkeitskirche einge⸗ 
ſegnet worden war, nie aus dem Gedächtnis geſchwunden, 
ſie ſtand im Anfang ſeines weltgeſchichtlichen Wirkens in 
voller Lebendigkeit vor ſeinen Augen. Er fühlte, daß ſich in 
Deutſchland nationaler Wille und nationale Leidenſchaft nicht 
entzünden in Reibungen zwiſchen Regierung und Volk, ſon⸗ 
dern in den Reibungen deutſchen Stolzes, Ehrgefühls und 
Ehrgeizes an den Widerſtänden und Anſprüchen fremder Na⸗ 
tionen. Solange die Frage der deutſchen Einigung nur ein 
innerpolitiſches Problem war, ein Problem, um das vor⸗ 
wiegend zwiſchen den Parteien und zwiſchen Regierung und 
Volk gehadert wurde, konnte ſie eine Fürſten und Völker mit⸗ 
reißende gewaltige, zwingende nationale Bewegung nicht er⸗ 
zeugen. Als Bismarck die deutſche Frage hinſtellte als das, 
was fie im Kern war, als eine Frage der europäiſchen Politik, 
und ſich alsbald die außerdeutſchen Gegner der deutſchen 
Einigung regten, da gab er auch den Fürſten die Möglichkeit, 
ſich an die Spitze der nationalen Bewegung zu ſtellen. 
In Frankfurt, in Petersburg, in Paris hatte Bismarck 
den Mächten Europas in die Karten geſehen. Er hatte er⸗ 
kannt, daß die Einigung Deutſchlands eine rein deutſch⸗ 
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nationale Angelegenheit nur fo lange bleiben konnte, wie fie 
frommer Wunſch und unerfüllbare Hoffnung der Deutſchen 
war, daß ſie eine internationale Angelegenheit werden mußte 
mit dem Moment, in dem ſie in das Stadium der Verwirk⸗ 
lichung eintrat. Der Kampf mit den Widerſtänden in Europa 
lag auf dem Wege zur Löſung der großen Aufgabe der deut⸗ 
ſchen Politik. Anders als in einem ſolchen Kampfe aber 
waren die Widerſtände in Deutſchland ſelbſt kaum aufzulöſen. 
Damit war die nationale Politik der internationalen einge⸗ 
gliedert, die Vollendung des deutſchen Einigungswerkes 
durch eine unvergleichliche ſtaatsmänniſche Schöpferkraft und 
Kühnheit den ererbt ſchwächſten Fähigkeiten der Deutſchen, 
den politiſchen, genommen und den angeborenen beſten, den 
kriegeriſchen, zugewieſen. Eine günſtige Fügung wollte es, 
daß Bismarck einen Feldherrn wie Moltke, einen militäriſchen 
Organiſator wie Roon an ſeiner Seite fand. Die Waffen⸗ 
taten, die uns unſere europäiſche Großmachtsſtellung zurück⸗ 
gewonnen hatten, ſicherten ſie zugleich. Sie nahmen den 
Großmächten für lange Zeit die Luſt, uns den Platz im euro⸗ 
päiſchen Kollegium wieder zu entreißen, den wir in drei ſieg⸗ 
reichen Kriegen erobert hatten. Wenn uns dieſer Platz auch 
ungern eingeräumt worden war, ſo iſt er uns doch nahezu 
ein halbes Jahrhundert hindurch nicht ernſtlich beſtritten 
worden. Frankreich ausgenommen, hätte ſich wohl alle 
Welt mit der Machtſtellung Deutſchlands allmählich be⸗ 
freundet, wenn unſere Entwicklung mit der Reichsgründung 
beendet geweſen wäre. Die ſtaatliche Einigung iſt aber nicht 
der Abſchluß unſerer Geſchichte geworden, ſondern der An⸗ 
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fang einer neuen Zukunft. In der vorderſten Reihe der euro⸗ 
päiſchen Mächte gewann das Deutſche Reich wieder vollen 
Anteil am Leben Europas. Das Leben des alten Europa aber 
war ſchon lange nur noch ein Teil des geſamten Völkerlebens. 

Die auswärtige Politik war mehr und mehr Weltpolitik 
geworden. Die weltpolitiſchen Wege waren auch für Deutſch⸗ 
land geöffnet, als es eine mächtige und gleichberechtigte 
Stelle neben den alten Großmächten gewann. Die Frage 
war nur, ob wir die vor uns liegenden neuen Wege beſchreiten, 
das „grand game“, wie Disraeli die Weltpolitik zu nennen 
pflegte, riskieren oder ob wir in Beſorgnis um die eben 
gewonnene Macht vor weiterem Wagen zurückſchrecken ſollten. 

In Kaiſer Wilhelm II. fand die Nation einen Führer, der 
ihr mit klarem Blick und feſtem Willen auf dem neuen 
Wege voranging. Mit ihm haben wir den weltpolitiſchen 
Weg beſchritten. Nicht als Konquiſtadoren, nicht unter Aben⸗ 
teuern und Händeln. Wir ſind langſam vorgegangen, haben 
uns das Tempo nicht vorſchreiben laſſen von der Ungeduld 
des Ehrgeizes, ſondern von den Intereſſen und Rechten, 
die wir zu fördern und zu behaupten hatten. Wir ſind nicht 
in die Weltpolitik hineingeſprungen, wir ſind in unſere welt⸗ 
politiſchen Aufgaben hineingewachſen, und wir haben nicht 
die alte europäiſche Politik Preußen⸗Deutſchlands gegen die 
neue Weltpolitik ausgetauſcht, ſondern wir ruhen, wie es in 
militäriſcher und wirtſchaftlicher Beziehung der Verlauf des 
großen Krieges deutlich zeigt, wie vor alters mit den ſtarken 
Wurzeln unſerer Kraft im alten Europa. 

„Die Aufgabe unſerer Generation iſt es, gleichzeitig unſere 
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kontinentale Stellung, welche die Grundlage unſerer Welt⸗ 
ſtellung iſt, zu wahren und unſere überſeeiſchen Intereſſen 
ſo zu pflegen, eine beſonnene, vernünftige, ſich weiſe be⸗ 
ſchränkende Weltpolitik ſo zu führen, daß die Sicherheit des 
deutſchen Volkes nicht gefährdet und die Zukunft der Nation 
nicht beeinträchtigt wird.““) Mit dieſen Worten ſuchte ich am 
14. November 1906 gegen Ende einer ausführlicheren Dar⸗ 
ſtellung der internationalen Lage die Aufgabe zu formulieren, 
die Deutſchland damals und nach menſchlichem Ermeſſen 
auch in Zukunft zu erfüllen hatte: Weltpolitik auf der feſten 
Baſis unſerer europäiſchen Großmachtſtellung. 

Anfangs wurden wohl Stimmen laut, die das Beſchreiten 
der neuen weltpolitiſchen Wege als ein Abirren von den be⸗ 
währten Bahnen der Bismarckiſchen Kontinentalpolitik tadel⸗ 
ten. Man überſah, daß gerade Bismarck uns neue Wege da⸗ 
durch wies, daß er die alten zu ihren Zielen geführt hatte. 
Seine Arbeit hat uns die Tore der Weltpolitik recht eigentlich 
geöffnet. Erſt nach der ſtaatlichen Einigung und der politi⸗ 
ſchen Erſtarkung Deutſchlands war die Entwicklung der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft zur Weltwirtſchaft möglich. Erſt nach⸗ 
dem das Reich ſeine alte Stellung in Europa geſichert ſah, 
konnte es daran denken, für die Intereſſen einzutreten, die 
deutſche Unternehmungsluſt, deutſcher Gewerbefleiß und kauf⸗ 
männiſcher Wagemut in aller Herren Länder geſchaffen hat⸗ 
ten. Gewiß ſah Bismarck den Verlauf dieſer neuen deutſchen 
Entwicklung, die Aufgaben dieſer neuen Zeit nicht im einzel⸗ 
nen voraus und konnte ſie nicht vorausſehen. In dem reichen 
5 Fürſt Bülows Reden. Fünf Bände. Verlag von Philipp Reclam jun., Lelpzig. 
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Schatz politiſcher Erkenntniſſe, die Fürſt Bismarck uns hinter⸗ 
laſſen hat, finden ſich für unſere weltpolitiſchen Aufgaben 
nirgends die allgemeingültigen Sätze, wie er ſie für eine 
große Zahl von Möglichkeiten unſeres nationalen Lebens 
geprägt hat. Vergebens ſuchen wir in den Entſchlüſſen ſeiner 
praktiſchen Politik nach einer Rechtfertigung für die Ent⸗ 
ſchließungen, die unſere weltpolitiſchen Aufgaben von uns 
fordern. Wohl wurde auch dieſe neue, andere Zeit von Bis⸗ 
marck vorbereitet. Nie dürfen wir vergeſſen, daß wir ohne 
die gigantiſche Leiſtung des Fürſten Bismarck, der mit einem 
mächtigen Ruck in Jahren nachholte, was in Jahrhunderten 
vertan und verſäumt worden war, die neue Zeit nicht hätten 
erleben können. „C'est la diplomatie de Bismarck qui a 
fait du vrai les victoires allemandes de 1866 et de 1870,“ 
ſchrieb einige Wochen nach dem Ausbruch des Weltkrieges 
Victor Bérard in der „Revue des deux mondes“. Wenn 
jede neue Epoche geſchichtlicher Entwicklung durch die vorher⸗ 
gehende bedingt iſt, ihre treibenden Kräfte mehr oder minder 
ſtark der Vergangenheit dankt, ſo kann ſie doch nur einen Fort⸗ 
ſchritt bringen, wenn ſie die alten Wege und Ziele hinter ſich 
läßt und zu anderen, eignen dringt. Entfernen wir uns auf 
unſeren neuen weltpolitiſchen Bahnen auch von der rein⸗ 
europäiſchen Politik des erſten Kanzlers, jo bleibt es doch 
wahr, daß die weltpolitiſchen Aufgaben des 20. Jahrhunderts 
die rechte Fortführung find der fontinental-politijhen Auf⸗ 
gaben, die er erfüllt hat. In jener Reichstagsrede vom 
14. November 1906 *) wies ich darauf hin, daß die Nachfolge 
*) Reden III, Seite 135. 
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Bismarcks nicht eine Nachahmung, ſondern eine Fortbildung 
ſein muß. „Wenn die Entwicklung der Dinge es verlangt,“ ſo 
ſagte ich damals, „daß wir über Bismarckiſche Ziele hinaus⸗ 
gehen, ſo müſſen wir es tun.“ 

Die Entwicklung der Dinge aber hat die deutſche Politik 
längſt hinausgetrieben aus der Enge des alten Europa in 
die weitere Welt. Es war nicht ehrgeizige Unruhe, die uns 
drängte, es den Großmächten gleichzutun, die ſeit lange die 
Wege der Weltpolitik gingen. Die durch die ſtaatliche Wie⸗ 
dergeburt verjüngten Kräfte der Nation haben in ihrem 
Wachstum die Grenzen der alten Heimat geſprengt, und die 
Politik folgte den neuen nationalen Intereſſen und Bedürf⸗ 
niſſen. In dem Maße, in dem unſer nationales Leben ein 
Weltleben geworden iſt, wurde die Politik des Deutſchen 
Reichs zur Weltpolitik. 

Im Jahre 1871 ſammelte das neue Deutſche Reich 
41 058 792 Einwohner in ſeine Grenzen. Sie fanden Nah⸗ 
rung und Arbeit in der Heimat, und zwar beſſer und leichter 
als zuvor, unter dem Schutze verſtärkter nationaler Macht, 
unter vielfältig durch die Reichsgründung erleichterten Ver⸗ 
kehrsbedingungen, unter den Segnungen der neuen all⸗ 
gemein⸗deutſchen Geſetzgebung. Im Jahre 1900 aber war 
die Bevölkerungszahl auf 56 367178, heute iſt ſie auf 
68 000 000 angewachſen. Dieſe gewaltige Volksmaſſe konnte 
das Reich in ſeinen Grenzen in der alten Weiſe nicht mehr 
ernähren. Die Bevölkerungszunahme ſtellte dem deutſchen 
Wirtſchaftsleben und damit auch der deutſchen Politik ein 
gewaltiges Problem. Es mußte gelöſt werden, ſollte der 


15 


Überſchuß an deutſcher Kraft, den die Heimat nicht zu ere 
halten imſtande war, nicht fremden Ländern zugute kommen. 
Im Jahre 1883 wanderten etwa 173 000 Deutſche aus, 1892 
waren es 116 339, 1898 nur noch 22 221, und bei dieſer letzten 
niedrigen Zahl iſt es ſeither durchſchnittlich geblieben. Es 
konnte Deutſchland alſo im Jahre 1883 einer um 22 000 000 
geringeren Menſchenzahl weniger gute Exiſtenzbedingungen 
gewähren als gegenwärtig ſeinen 68 000 000 Reichsange⸗ 
hörigen. In dem gleichen Zeitraum war der deutſche Außen⸗ 
handel von etwa 6 Milliarden Mark Wert auf 22,54 Mil⸗ 
liarden vor dem Kriege geſtiegen. Welthandel und Volks⸗ 
ernährung ſtehen in unverkennbarem Zuſammenhange. 
Selbſtverſtändlich weniger durch die eingeführten Nahrungs⸗ 
mittel ſelbſt, obwohl die Schwierigkeiten der Volksernährung 
in dieſem Kriege bei abgeſchnittenem Überſeehandel deutlich 
auch die unmittelbaren Zuſammenhänge zwiſchen Welthandel 
und heimiſchem Nahrungsmittelmarkte zeigen, als durch die 
vermehrte Arbeitsgelegenheit, die die mit dem Welthandel 
verbundene Induſtrie zu gewähren vermag. 3 
Die Entwicklung der Induſtrie in erſter Linie hat das dem 
nationalen Leben durch die Bevölkerungsvermehrung geſtellte 
Problem der Löſung zugeführt, unbeſchadet der durch das über⸗ 
raſchend geſchwinde Entwicklungstempo älteren Gebieten des 
volkswirtſchaftlichen Lebens vorerſt zugefügten Nachteile. Die 
enorme Vermehrung und Vergrößerung der induſtriellen 
Betriebe, die heute Millionen von Arbeitern und Angeſtell⸗ 
ten beſchäftigen, konnte nur erreicht werden dadurch, daß 
ſich die deutſche Induſtrie des Weltmarktes bemächtigte. 
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Wäre fie angewieſen geblieben auf die Verarbeitung der Roh⸗ 
ſtoffe, die der Kontinent liefert, und auf den europäiſchen Markt 
für den Abſatz ihrer Fabrikate, ſo könnte von den modernen 
Rieſenbetrieben nicht die Rede ſein, und es wären Millionen 
Deutſcher, die gegenwärtig unmittelbar durch die Induſtrie 
ihren Lebensunterhalt haben, ohne Lohn und Brot. Nach den 
ſtatiſtiſchen Erhebungen wurden im Jahre 1911 Rohſtoffe für 
Induſtriezwecke im Werte von 5393 Millionen eingeführt 
und fertige Waren ausgeführt im Werte von 5460 Millionen 
Mark. Hierzu kommt eine Ausfuhr von Rohſtoffen, vor 
allem Bergwerkserzeugniſſen, im Werte von 2205 Millionen. 
Nahrungs⸗ und Genußmittel wurden vor dem Kriege für 
3077 Millionen Mark ein⸗, für 1096 Millionen ausgeführt. 
Dieſe toten Zahlen gewinnen Leben, wenn bedacht wird, daß 
ein großes Stück deutſchen Wohlergehens an ihnen hängt, 
Exiſtenz und Arbeit von Millionen unſerer Mitbürger. Der 
Welthandel vermittelt dieſe gewaltigen Warenmaſſen. Sie 
gehen nur zum geringen Teil auf den Land- und Waſſerwegen 
des Feſtlandes, überwiegend über das Meer auf den Fahr⸗ 
zeugen deutſcher Reeder. 

Induſtrie, Handel und Reederei haben dem alten deutſchen 
Wirtſchaftsleben die neuen weltwirtſchaftlichen Formen ge⸗ 
wonnen, die das Reich auch politiſch hinausgeführt haben 
über die Ziele, die Fürſt Bismarck der deutſchen Staatskunſt 
geſteckt hatte. 

Mit ſeinen 22,5 Milliarden Außenhandel war Deutſchland 
im Jahre 1913 hinter Großbritannien mit 27 und vor den Ver⸗ 
einigten Staaten mit 17 Milliarden die zweitgrößte Handels⸗ 
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macht der Welt. Die deutſchen Häfen ſahen im Jahre 1913 
89 329 eigene und 26 637 fremde Schiffe ankommen, 90456 
eigene und 26 919 fremde Schiffe auslaufen. Durchſchnittlich 
80 Dampfſchiffe und an 50 Segelſchiffe ſtellten die deutſchen 
Reedereien jährlich neu ein. In rapider Entwicklung haben 
wir Deutſchen unſeren Platz gewonnen in der vorderſten 
Reihe der ſeefahrenden und Seehandel treibenden Völker. 
Das Meer hat eine Bedeutung für unſer nationales Leben 
gewonnen, wie niemals zuvor in unſerer Geſchichte, auch 
nicht in den großen Zeiten der deutſchen Hanſa. Es iſt ein 
Lebensſtrang für uns geworden, den wir uns nicht durch⸗ 
ſchneiden laſſen dürfen, wenn wir nicht aus einem aufblühen⸗ 
den und jugendfriſchen ein verwelkendes und alterndes Volk 
werden wollen. Dieſer Gefahr waren wir aber ausgeſetzt, 
ſolange es unſerem Welthandel und unſerer Schiffahrt gegen⸗ 
über den übermächtigen Kriegsflotten anderer Mächte an na⸗ 
tionalem Schutz auf dem Meere gebrach. Die Aufgaben, die 
die bewaffnete Macht des Deutſchen Reichs zu erfüllen hat, 
hatten ſich weſentlich verſchoben, ſeitdem der kontinentale 
Schutz, den uns unſere Armee ſicherte, nicht mehr genügte, 
den heimiſchen Gewerbefleiß gegen Störungen, Eingriffe 
und Angriffe von außen zu ſchirmen. Eine Kriegsflotte mußte 
der Armee zur Seite treten, damit wir unſerer nationalen 
Arbeit und ihrer Früchte froh werden konnten. 
Als im Frühjahr 1864 der engliſche Geſandte in Berlin 
den damaligen preußiſchen Miniſterpräſidenten auf die Er⸗ 
regung aufmerkſam machte, die das Vorgehen Preußens 


gegen Dänemark in England hervorrufe und dabei die Be⸗ 
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merkung fallen ließ, daß, wenn Preußen nicht haltmache, 
die engliſche Regierung zu kriegeriſchen Maßnahmen gegen 
Preußen gedrängt werden könnte, erwiderte ihm Herr von 
Bismarck⸗Schönhauſen: „Ja, was wollen Sie uns denn 
eigentlich tun? Schlimmſtenfalls können Sie ein paar Gra⸗ 
naten nach Stolpmünde oder Pillau werfen, das iſt aber 
auch alles.“ Bismarck hatte recht für jene Zeit. Wir waren 
damals für das ſeebeherrſchende England ſo gut wie unan⸗ 
greifbar, weil wir zur See nicht verwundbar waren. Wir 
beſaßen weder eine große Handelsmarine, deren Zerſtörung 
uns empfindlich treffen konnte, noch einen nennenswerten 
Uberſeehandel, deſſen Unterbindung wir zu fürchten hatten. 

Ganz anders heute. Wir find zur See verwundbar ge⸗ 
worden. Milliardenwerte haben wir dem Meere anvertraut 
und mit dieſen Werten Wohl und Wehe vieler Millionen 
unſerer Landsleute. Wenn wir nicht rechtzeitig fiir den Schutz 
dieſes koſtbaren und unentbehrlichen nationalen Beſitzes ſorg⸗ 
ten, waren wir der Gefahr ausgeſetzt, eines Tages wehrlos 
anſehen zu müſſen, wie er uns für alle Zukunft wieder 
genommen wurde. Dann aber wären wir nicht etwa wirt⸗ 
ſchaftlich und politiſch in das behagliche Daſein eines reinen 
Binnenſtaates zurückgeſunken. Wir wären vielmehr in die 
Lage verſetzt worden, einen beträchtlichen Teil unſerer Mil⸗ 
lionenbevölkerung in der Heimat dauernd weder beſchäftigen 
noch ernähren zu können. Kann es dem Zuſammenwirken 
der Heeres⸗ und Verwaltungsorganijationen mit der une 
vergleichlichen Anpaſſungsfähigkeit von Induſtrie, Landwirt⸗ 
ſchaft und Arbeiterſchaft für die Dauer eines Krieges, der 
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Millionen arbeitsfähiger Deutſcher unter den Fahnen hält, 
gelingen, den wirtſchaftlichen Folgen der Ausſchließung 
Deutſchlands vom Welthandel und Weltmarkt zu begegnen, 
ſo iſt es kaum möglich, die friedliche wirtſchaftliche Entwick⸗ 
lung unter Verzicht auf den Weltverkehr in fortſchreitendem 
Fluß zu halten. Unſer Wirtſchaftsleben verlangt eine auf 
eigene Macht begründete Sicherung unſerer Bewegungs⸗ 
freiheit auf dem Meere und in der Welt. Dieſe Notwendig⸗ 
keit weiſt uns eines der erſten, der wichtigſten Ziele, zu denen 
die Erfolge des Krieges führen müſſen. 

Der Bau einer zum Schutze unſerer überſeeiſchen Inter⸗ 
eſſen ausreichenden Flotte war ſeit Ausgang der 80 er Jahce 
des 19. Jahrhunderts eine Lebensfrage für die deutſche Na⸗ 
tion geworden. Daß Kaiſer Wilhelm II. das erkannt und 
an die Erreichung dieſes Zieles die ganze Macht der Krone 
und die ganze Kraft der eigenen Individualität geſetzt hat, 
iſt ſein großes geſchichtliches Verdienſt. Dieſes Verdienſt 
wird noch dadurch erhöht, daß das Oberhaupt des Reichs für 
den Bau der deutſchen Flotte in dem Augenblick eintrat, wo 
ſich das deutſche Volk über ſeine weitere Zukunft entſcheiden 
mußte und wo nach menſchlicher Berechnung die letzte Mög⸗ 
lichkeit vorlag, für Deutſchland den ihm notwendigen See⸗ 
panzer zu ſchmieden. 

Die Flotte ſollte gebaut werden unter Behauptung unſerer 
Stellung auf dem Kontinent, ohne Zuſammenſtoß mit Eng⸗ 
land, dem wir zur See noch nichts entgegenzuſetzen hatten, 
aber unter voller Wahrung unſerer nationalen Ehre und 
Würde. Der damals noch recht erhebliche eee 
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Widerſtand war nur zu überwinden, wenn die öffentliche 
Meinung einen nachhaltigen Druck auf das Parlament aus⸗ 
übte. Die öffentliche Meinung ließ ſich nur in Bewegung 
bringen, wenn gegenüber der im erſten Jahrzehnt nach 
dem Rücktritt des Fürſten Bismarck in Deutſchland herr⸗ 
ſchenden unſicheren und mutloſen Stimmung das natio⸗ 
nale Motiv mit Entſchiedenheit betont und das nationale 
Bewußtſein wachgerufen wurde. Der Druck, der ſeit dem 
Bruch zwiſchen dem Träger der Kaiſerkrone und dem ge⸗ 
waltigen Manne, der dieſe Krone aus der Tiefe des Kyff⸗ 
häuſers hervorgeholt hatte, auf dem deutſchen Gemüt laſtete, 
konnte nur überwunden werden, wenn dem deutſchen Volk, 
dem es gerade damals an einheitlichen Hoffnungen und For⸗ 
derungen fehlte, von ſeinem Kaiſer ein neues Ziel geſteckt 
und ihm der Platz an der Sonne gezeigt wurde, auf den es 
ein Recht hatte und dem es zuſtreben mußte. Das patrio⸗ 
tiſche Empfinden ſollte aber auch nicht überſchäumend und 
in nicht wieder gut zu machender Weiſe unſere Beziehungen 
zu England ſtören, dem gegenüber unſere Defenſivſtärke zur 
See noch für Jahre hinaus eine ganz ungenügende war 
und vor dem wir 1897, wie ſich in jenem Jahr ein kompe⸗ 
tenter Beurteiler einmal ausdrückte, zur See dalagen wie 
Butter vor dem Meſſer. Den Bau einer ausreichenden 
Flotte zu ermöglichen, war die nächſtliegende und große 
Aufgabe der nachbismarckiſchen deutſchen Politik, eine Auf⸗ 
gabe, vor die auch ich mich in erſter Linie geſtellt ſah, als 
ich am 28. Juni 1897 in Kiel, auf der „Hohenzollern“, am 
gleichen Tage und an derſelben Stelle, wo ich 12 Jahre 
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ſpäter um meine Entlaſſung bat, von Seiner Majeſtät dem 
Kaiſer mit der Führung der auswärtigen Angelegenheiten 
betraut wurde. 

Am 28. März 1897 hatte der Reichstag in dritter Leſung 
die Anträge der Budgetkommiſſion angenommen, die an den 
Forderungen der Regierung für Erſatzbauten, Armierung und 
Neubauten beträchtliche Abſtriche vornahmen. Am 27. Novem⸗ 
ber veröffentlichte die Regierung, nachdem der bisherige 
Staatsſekretär des Reichsmarineamts, Admiral von Hollmann, 
durch eine Kraft erſten Ranges, den Admiral von Tirpitz, 
erſetzt worden war, eine neue Marinevorlage, die den Neubau 
von 7 Linienſchiffen, 2 großen und 7 kleinen Kreuzern for⸗ 
derte, den Zeitpunkt für die Fertigſtellung der Neubauten auf 
den Schluß des Rechnungsjahres 1904 feſtſetzte und durch Be⸗ 
grenzung der Lebensdauer der Schiffe und die Beſtimmung 
über die dauernd im Dienſt zu haltenden Formationen die 
rechtzeitige Vornahme von Erſatzbauten ſicherſtellte. In der 
Vorlage hieß es: „Unter voller Wahrung der Rechte des Reichs⸗ 
tages und ohne neue Steuerquellen in Anſpruch zu nehmen, 
verfolgen die verbündeten Regierungen nicht einen uferloſen 
Flottenplan, ſondern einzig und allein das Ziel, in gemeſſener 
Friſt eine vaterländiſche Kriegsmarine von ſo begrenzter 
Stärke und Leiſtungsfähigkeit zu ſchaffen, daß ſie zur wirk⸗ 
ſamen Vertretung der Seeintereſſen des Reiches genügt.“ 
Die Vorlage ſchob die Flottenpolitik auf ein vollkommen 
neues Geleis. Bisher waren von Zeit zu Zeit einzelne Neu⸗ 
bauten gefordert und zum Teil bewilligt worden, aber das 
feſte Fundament, das die Armee im Sollbeſtand ihrer For⸗ 
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mationen beſaß, hatte der Kriegsmarine gefehlt. Erſt durch 
die Feſtſetzung der Lebensdauer der Schiffe einerſeits, des 
Beſtandes an dienſtfähigen Schiffen andererſeits wurde die 
Flotte ein feſter Beſtandteil unſerer nationalen Wehrmacht. 

Der Bau der deutſchen Flotte mußte wie vor ihm andere 
große Aufgaben unſerer vaterländiſchen Geſchichte mit dem 
Auge auf das Ausland durchgeführt werden. Es war voraus⸗ 
zuſehen, daß dieſe folgenſchwere Verſtärkung unſerer nationa⸗ 
len Macht in England Unbehagen und Mißtrauen hervor⸗ 
rufen würde. 

Die Politik keines Staates der Welt bewegt ſich ſo feſt in 
traditionellen Formen wie die engliſche, und gewiß nicht zu⸗ 
letzt dieſer ſich durch Jahrhunderte forterbenden zähen Kon⸗ 
ſequenz ſeiner auswärtigen Politik, die in ihren Endzielen 
und Grundlinien unabhängig vom Wechſel der Parteiherr⸗ 
ſchaft geweſen iſt, verdankt England ſeine großartigen welt⸗ 
politiſchen Erfolge. Der fünfte Teil der Erdoberfläche, ein 
Viertel der Menſchheit gehört heute zum Britiſchen Reich, das 
dreimal fo groß iſt als Europa. Das A und O aller engliſchen 
Politik war ſeit jeher die Erreichung und Erhaltung der engli⸗ 
ſchen Seeherrſchaft. Dieſem Geſichtspunkt ſind alle anderen 
Erwägungen, Freundſchaften wie Feindſchaften ſtets ziel⸗ 
bewußt untergeordnet worden. Für die Erreichung des einen 
Zweckes engliſcher Politik ſind den Engländern zu allen Zei⸗ 
ten alle Mittel recht geweſen. Das beweiſt dieſer Krieg aufs 
neue. 

Während der zweiten Hälfte des 18. und der erſten des 
19. Jahrhunderts ſtand England an der Seite Preußens, 
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und zwar gerade in kritiſchen Zeiten preußiſcher Geſchichte 
während des Siebenjährigen Krieges und im Zeitalter Napo⸗ 
leons I. Es war aber nicht etwa gemütvolle Sympathie mit 
dem kühn und mühevoll emporſtrebenden blutsverwandten 
Staat im deutſchen Norden, was die engliſche Haltung be⸗ 
ſtimmte. England trat für engliſche Zwecke an die Seite des 
tüchtigſten Gegners der ſtärkſten europäiſchen Macht und 
ließ Friedrich den Großen in ſchwerer Stunde, ließ Preußen 
auf dem Wiener Kongreß kaltblütig im Stich, als es ſeine 
Zwecke erreicht ſah. Während der Feſſelung der franzöſiſchen 
Kräfte im Siebenjährigen Kriege brachte England ſeinen 
nordamerikaniſchen Beſitz in Sicherheit. In den großen Jah⸗ 
ren 1813 bis 1815 zertrümmerte die ſtürmiſche Tapferkeit 
Preußens endlich und endgültig die napoleoniſche Welt⸗ 
herrſchaft. Als Preußen in Wien um jeden Quadratkilometer 
Land bitter hadern mußte, hatte England ſeine Weltmacht 
errungen und konnte ſie nach der Niederwerfung des fran⸗ 
zöſiſchen Gegners für abſehbare Zeit als geſichert anſehen. 
Als Feind der ſtärkſten Kontinentalmacht waren wir Eng⸗ 
lands Freund, durch die Ereigniſſe von 1866 und 1870 wurde 
Preußen⸗Deutſchland die ſtärkſte Macht des europäiſchen 
Feſtlandes und rückte in der engliſchen Vorſtellung allmählich 
an den Platz, den früher das Frankreich des Sonnenkönigs 
und der beiden Bonapartes eingenommen hatte. Die eng⸗ 
liſche Politik folgte ihrer traditionellen Richtung, die Front 
gegen die jeweilig ſtärkſte Kontinentalmacht zu nehmen. 
Nach dem Niedergange des habsburgiſchen Spaniens war 
das Frankreich der Bourbonen Englands natürlicher Gegner, 
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von der hervorragenden Teilnahme Marlboroughs am Spa⸗ 
niſchen Erbfolgekrieg bis zum Bündnis mit dem Sieger der 
Schlacht bei Roßbach, die in London wie ein Triumph der 
britiſchen Waffen gefeiert wurde. Nach den Jahrzehnten 
eiferſüchtigen Mißtrauens gegen das unter Katharina II. 
mächtig erſtarkende Rußland wandte ſich die engliſche Politik 
aufs neue und mit voller Energie gegen Frankreich, als Bona⸗ 
parte die Heere der Republik zum Siege über alle Staaten 
des europäiſchen Feſtlandes führte. In dem Ringkampf 
zwiſchen dem erſten Kaiſerreich und England blieb England 
Sieger, gewiß dank der unerſchütterlichen und grandioſen 
Stetigkeit ſeiner Politik, den Siegen ſeiner Flotte bei Abukir 
und Trafalgar und den Erfolgen ſeines eiſernen Herzogs in 
Spanien, aber auch durch die Zähigkeit der Ruſſen und Ofter- 
reicher und vor allem durch den Ungeſtüm unſeres alten 
Blücher und ſeiner Preußen. Als nach dem Sturz Napoleons 
das militäriſche Übergewicht vom Weſten Europas auf den 
Oſten überzugehen ſchien, wandte England ſeine politiſche 
Front. An dem für Rußland unglücklichen Ausgang des 
Krimkrieges und an dem Scheitern der hochfliegenden Pläne 
des ſtolzen Kaiſers Nikolaus I. hatte England hervorragenden 
Anteil, und auch Kaiſer Alexander II. fand die engliſche Po⸗ 
litik nicht ſelten auf ſeinen politiſchen Wegen, am fühlbarſten 
im nahen Orient, dem alten Hoffnungsfelde ruſſiſchen Ehr⸗ 
geizes. Das engliſche Bündnis mit Japan ging aus ähnlichen 
Erwägungen hervor wie die Entente cordiale mit Frankreich, 
die die internationale Politik der Gegenwart entſcheidend 
beeinflußt hat. 
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Das Intereſſe, das England an der Geſtaltung der Macht⸗ 
verhältniſſe auf dem europäiſchen Feſtlande nimmt, gilt 
ſelbſtverſtändlich nicht dem Wohlbefinden derjenigen Mächte, 
die ſich durch die überlegene Stärke einer einzigen unter⸗ 
drückt oder bedroht fühlen. Solche menſchenfreundliche 
Anteilnahme pflegt ſelten einen überwiegenden Einfluß 
auf die politiſchen Entſchließungen der Regierung eines 
großen Staates auszuüben. Für die Richtung der engliſchen 
Politik ſind die Rückwirkungen der europäiſchen Machtver⸗ 
hältniſſe auf die engliſche Seeherrſchaft maßgebend. Und 
jede Machtverſchiebung, die eine ſolche Wirkung nicht im Ge⸗ 
folge haben konnte, iſt der engliſchen Regierung immer 
ziemlich gleichgültig geweſen. Wenn England traditionell, 
das heißt denjenigen Intereſſen angemeſſen, die es als ſeine 
unveränderlichen nationalen Intereſſen anſieht, der jeweils 
ſtärkſten Kontinentalmacht unfreundlich oder mindeſtens arg⸗ 
wöhniſch gegenüberſteht, fo liegt der Grund vornehmlich 
in der Bedeutung, die England der überlegenen kontinen⸗ 
talen Macht für die überſeeiſche Politik beimißt. Eine euro⸗ 
päiſche Großmacht, die ihre militäriſche Stärke ſo draſtiſch 
gezeigt hat, daß ſie im normalen Lauf der Dinge eines 
Angriffs auf ihre Grenzen nicht gewärtig zu ſein braucht, 
gewinnt gewiſſermaßen die nationalen Exiſtenzbedingungen, 
durch die England zur erſten See- und Handelsmacht der 
Welt geworden iſt. England durfte mit ſeinen Kräften und 
ſeinem Wagemut unbeſorgt auf das Weltmeer gehen, weil 
es ſeine heimiſchen Grenzen durch die umgebende See vor 
feindlichen Angriffen geſchützt wußte. Beſitzt eine Kontinen⸗ 
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talmacht eben dieſen Schutz der Grenzen in ihrer gefürch⸗ 
teten, ſiegreichen und überlegenen Armee, ſo gewinnt ſie die 
Freiheit zu überſeeiſcher Politik, die England ſeiner geo⸗ 
graphiſchen Lage dankt. Sie wird Wettbewerberin auf jenem 
Felde, auf dem England die Herrſchaft beanſprucht. Die 
engliſche Politik fußt hier auf den Erfahrungen der Geſchichte, 
man könnte faſt ſagen, auf der Geſetzmäßigkeit in der Ent⸗ 
wicklung der Nationen und Staaten. 

Noch jedes Volk mit geſundem Inſtinkt und lebensfähiger 
Staatsordnung hat an die Meeresküſte gedrängt, wenn ſie die 
Natur ihm verſagt hatte. Um Küſtenſtriche und Hafenplätze 
iſt am hartnäckigſten und bitterſten gerungen worden, von 
Kerkyra und Potidäa, um die ſich der Peloponneſiſche Krieg 
entzündete, bis zu Kavalla, um das in unſeren Tagen Griechen 
und Bulgaren haderten. Völker, die das Meer nicht gewinnen 
konnten oder von ihm abgedrängt wurden, ſchieden ſtill⸗ 
ſchweigend aus dem großen weltgeſchichtlichen Wettbewerb 
aus. Der Beſitz der Meeresküſte bedeutet aber nichts anderes 
als die Möglichkeit zu überſeeiſcher Kraftentfaltung und letzten 
Endes die Möglichkeit, die kontinentale Politik zur Weltpolitik 
zu weiten. Die Völker Europas, die ihre Küſten und Häfen in 
dieſem Sinne nicht nutzten, konnten es nicht tun, weil fie ihre ge⸗ 
ſamte nationale Kraft zur Verteidigung ihrer Grenzen gegen 
ihre Widerſacher auf dem Feſtlande nötig hatten. So mußten 
die weitausſchauenden kolonialpolitiſchen Pläne des Großen 
Kurfürſten von ſeinen Nachfolgern aufgegeben werden. 

Der ſtärkſten Kontinentalmacht ſtanden die weltpolitiſchen 
Wege ſtets am freieſten offen. Auf dieſen Wegen aber hielt 
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England die Wacht. Als Ludwig XIV. bei Karl II. ein fran⸗ 
zöſiſch⸗engliſches Bündnis anregte, erwiderte ihm dieſer im 
übrigen ſehr ſranzoſenfreundliche engliſche König, es ſtün⸗ 
den einem aufrichtigen Bündnis gewiſſe Hinderniſſe im Wege 
und von dieſen ſei das vornehmſte die Mühe, die ſich Frank⸗ 
reich gebe, eine achtunggebietende Seemacht zu werden. 
Das ſei für England, das nur durch ſeinen Handel und ſeine 
Kriegsmarine Bedeutung haben könne, ein ſolcher Grund 
zum Argwohn, daß jeder Schritt, den Frankreich in dieſer 
Richtung tun werde, die Eiferſucht zwiſchen beiden Völkern 
von neuem aufſtacheln müſſe. Nach dem Abſchluß des Huber⸗ 
tusburger Friedens gab der ältere Pitt im Parlament ſeinem 
Bedauern Ausdruck, daß man Frankreich die Möglichkeit ge⸗ 
währt habe, ſeine Flotte wieder aufzubauen. Vornehmlich 
als Gegner der franzöſiſchen Überſeepolitik wurde England 
der Feind Frankreichs im Spaniſchen Erbfolgekriege, der der 
franzöſiſchen Vorherrſchaft in Europa den erſten empfind⸗ 
lichen Stoß verſetzte, England mit Gibraltar den Schlüſſel 
zum Weltmeer und das Kerngebiet des von Frankreich 
heiß umſtrittenen Kanada eintrug. In der Mitte des 
18. Jahrhunderts ſagte Lord Chatam: „Die einzige Gefahr, 
die England zu befürchten hat, entſteht an dem Tage, der 
Frankreich im Range einer großen See⸗, Handels⸗ und 
Kolonialmacht ſieht.“ Vor dem Krimkriege ſchrieb David 
Urquhart: „Unſere inſulare Lage läßt uns nur die Wahl 
zwiſchen Allmacht und Ohnmacht. Britannia wird die Köni⸗ 
gin des Meeres ſein oder vom Meer verſchlungen werden.“ 
Und 1905 faßte der belgiſche Geſandte in Berlin, Baron 
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Greindl, fein Geſamturteil über den Gegenjak zwiſchen 
England und Deutſchland in die Worte zuſammen: „Die 
wahre Urſache des Haſſes der Engländer gegen Deutſchland 
iſt die Eiferſucht, hervorgerufen durch die außergewöhnlich 
raſche Entwicklung der deutſchen Induſtrie ... Gewohnt, 
ohne Nebenbuhler dazuſtehen, erſcheint den Engländern 
jede Konkurrenz als ein Eingriff in ihre Rechte.“ 

Die engliſche Politik iſt ſich bis in die Gegenwart treu ge⸗ 
blieben, weil England heute wie einſt die erſte Seemacht iſt. 
An die Stelle der robuſten Konflikte der älteren Zeit traten 
die feineren diplomatiſchen. Der politiſche Zweck blieb un⸗ 
verändert. Als Deutſchland nach Löſung ſeiner alten kon⸗ 
tinental⸗politiſchen Aufgaben, nach der Sicherung ſeiner 
europäiſchen Machtſtellung, ſich weder willens zeigte, noch 
überhaupt in der Lage war, auf das Beſchreiten der welt⸗ 
politiſchen Wege zu verzichten, mußte es für England un⸗ 
bequem werden. Wenn wir aber auch die Traditionen der 
engliſchen Politik verſtehen können, ſo liegt in einem ſolchen 
Verſtändnis doch keineswegs das Zugeſtändnis, daß England 
Grund hatte, der Ausweitung der deutſchen Volkswirtſchaft 
zur Weltwirtſchaft, der deutſchen Kontinentalpolitik zur Welt⸗ 
politik und insbeſondere dem Bau einer deutſchen Kriegs⸗ 
flotte mit dem gleichen Mißtrauen zu begegnen, das in 
früheren Jahrhunderten anderen Mächten gegenüber viel⸗ 
leicht am Platze war. Der Gang unſerer Weltpolitik war 
in den Mitteln wie in den Zielen grundverſchieden von den 
Welteroberungsverſuchen Spaniens, Frankreichs und zu⸗ 
zeiten auch Hollands und Rußlands in der Vergangenheit. 
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Die Weltpolitik, gegen die England einſt fo nachdrücklich 
auftrat, ging zumeiſt auf eine mehr oder minder gewalt⸗ 
ſame Veränderung der internationalen Verhältniſſe aus. 
Wir tragen lediglich unſeren veränderten nationalen Lebens⸗ 
bedingungen Rechnung. Die von England oft bekämpfte 
Weltpolitik anderer Länder trug einen offenſiven, die unſere 
einen defenſiven Charakter. Wir wollten und mußten auch 
zur See die Sicherheit erlangen, daß ein Konflikt mit uns 
für jede Macht ein ſehr erhebliches Riſiko bedeutete. Wir 
mußten in der Wahrung unſerer überſeeiſchen Intereſſen 
frei werden von dem Einfluß und der Willkür anderer ſee⸗ 
mächtiger Staaten. Unſere kraftvolle nationale Entwicklung 
vornehmlich auf wirtſchaftlichem Gebiet hatte uns über das 
Weltmeer gedrängt. Um unſerer Intereſſen wie um unſerer 
Würde und Ehre wegen mußten wir dafür Sorge tragen, 
daß wir für unſere Weltpolitik dieſelbe Unabhängigkeit ge⸗ 
wannen, die wir uns für unſere europäiſche Politik geſichert 
hatten. Unſere Flotte mußte ſo ſtark werden, und ſie muß 
in Zukunft ſo ſtark bleiben, daß ein Krieg mit ihr auch für 
den ſeemächtigſten Gegner mit Gefahren verknüpft iſt, die 
deſſen eigene Machtſtellung ernſtlich in Frage ſtellen. Die 
Erfüllung dieſer nationalen Pflicht konnte durch den et⸗ 
waigen engliſchen Widerſtand wohl erſchwert werden, aber 
kein Widerſtand der Welt konnte uns ihr entheben. 

Mit dem Auge auf die engliſche Politik mußte unſere 
Flotte gebaut werden — und ſo iſt ſie gebaut worden. Der 
Erfüllung dieſer Aufgabe hatten meine Bemühungen auf 
dem Felde der großen Politik in erſter Linie zu gelten. Wenn 
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nach dem erſten Erſcheinen dieſer meiner Ausführungen über 
deutſche Politik die „Times“ meinte, ich hätte mit aller Macht 
auf die Schaffung einer deutſchen Flotte hingearbeitet und 
den Ausbau der deutſchen Flotte ermöglicht, ſo iſt das mit 
der Einſchränkung, daß ich einer uferloſen Flottenpolitik nie 
das Wort geredet, wohl aber den Bau einer für unſere Ver⸗ 
teidigung ausreichenden und unſerer Weltpolitik entſprechen⸗ 
den Flotte nach Kräften gefördert habe, durchaus zutreffend. 
In doppelter Hinſicht mußte ſich Deutſchland international 
unabhängig ſtellen. Wir durften uns weder von einer grund⸗ 
ſätzlich gegen England gerichteten Politik das Geſetz unſeres 
Entſchließens und Handelns vorſchreiben laſſen, noch durften 
wir uns um der engliſchen Freundſchaft willen in engliſche 
Abhängigkeit begeben. Beide Gefahren waren gegeben und 
rückten mehr als einmal in bedenkliche Nähe. In unſerer 
Entwicklung zur Seemacht konnten wir weder als Englands 
Trabant, noch als Antagoniſt Englands zum erwünſchten 
Ziele kommen. Schon Machiavell empfiehlt, ſich nicht an 
den Übermächtigen anzuſchließen, denn dann fet man deſſen 
Willkür anheimgegeben. „England“, äußerte 1893 in Fried⸗ 
richsruh bei einem Geſpräch mit Heinrich v. Sybel Fürſt 
Bismarck, „iſt der gefährlichſte Gegner Deutſchlands. Es 
hält ſich für unbeſiegbar und glaubt Deutſchlands Hilfe nicht 
zu brauchen. England hält uns noch nicht für ebenbürtig und 
würde nur ein Bündnis ſchließen unter Bedingungen, die 
wir nie annehmen können. Bei einem Bündnis, welches wir 
ſchließen, müſſen wir den ſtärkeren Teil bilden.“ Solange 
wir zur See nicht verteidigungsfähig waren, konnten wir ein 
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wirklich gutes und vertrauensvolles Verhältnis zur größten 
Seemacht nur haben, wenn wir auf den Ausbau unſerer 
Flotte verzichteten. Wir hätten die weitere Entwicklung nicht 
nur unſerer Kriegs⸗, ſondern auch unſerer Handelsflotte auf⸗ 
geben und ein für allemal der Hoffnung entſagen müſſen, 
im Uberjeehandel mit England in Wettbewerb zu treten. 
Die vorbehaltloſe und ſichere Freundſchaft Englands wäre 
damals nur zu erkaufen geweſen durch Aufopferung eben 
der weltpolitiſchen Pläne, um derentwillen wir die britiſche 
Freundſchaft geſucht hätten. Wären wir dieſen Weg ge⸗ 
gangen, ſo würden wir den Fehler begangen haben, den der 
römiſche Dichter meint, wenn er ſagt, man dürfe nicht propter 
vitam vivendi perdere causas. England zuliebe auf unſere 
Flottenpolitik zu verzichten, wäre die Bankerotterklärung 
Deutſchlands als aufſtrebende Weltmacht geweſen. Als Eng⸗ 
lands Feind aber hätten wir ſchwerlich Ausſicht gehabt, in 
unſerer Entwicklung zur See⸗ und Welthandelsmacht ſo weit 
zu kommen, wie wir am Ende gelangt ſind. 

Während des Burenkrieges, der die Kraft des britischen 
Imperiums auf das äußerſte anſpannte und England vor 
große Schwierigkeiten führte, ſchien ſich wohl eine Gelegen⸗ 
heit zu bieten, den ſtillen Widerſacher unſerer Weltpolitik 
empfindlich zu treffen. Wie im übrigen Europa gingen auch 
in Deutſchland die Wogen der Burenbegeiſterung hoch. 
Unternahm es die Regierung, England in den Arm zu fallen, 
ſo war ſie des Beifalls der öffentlichen Meinung gewiß. Für 
einen momentanen Erfolg gegen England ſchien vielen die 
europäiſche Konſtellation günſtig und namentlich die fran⸗ 
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zöſiſche Hilfe ſicher. Aber die europäiſche Intereſſengemein⸗ 
ſchaft gegen England war nur ſcheinbar, und ſcheinbarer noch 
wäre für uns der Wert eines etwaigen politiſchen Erfolges 
gegen England in der Burenfrage geweſen. Der Verſuch, 
unter dem Eindruck der damaligen burenfreundlichen Stim⸗ 
mung zu Taten zu ſchreiten, hätte bald eine Ernüchterung zur 
Folge gehabt. In der franzöſiſchen Nation hätte der tief⸗ 
ſitzende nationale Groll gegen das Deutſche Reich die momen⸗ 
tane Verſtimmung gegen England raſch und elementar ver⸗ 
drängt, ſobald wir uns gegen England feſtgelegt hätten, und 
ein grundſätzlicher Frontwechſel der franzöſiſchen Politik in 
greifbare Nähe gerückt worden wäre. Mochte die friſche Er⸗ 
innerung an Faſchoda für den franzöſiſchen Stolz noch 
ſo ärgerlich ſein, gegen die Erinnerung an Sedan wog ſie 
federleicht. Der ägyptiſche Sudan und der weiße Nil hatten 
den Gedanken an Metz und Straßburg nicht aus den fran⸗ 
zöſiſchen Herzen verdrängt. Die Gefahr lag nahe, daß wir 
von Frankreich gegen England vorgeſchoben wurden, während 
Frankreich ſelbſt ſich im pſychologiſchen Moment der Mit⸗ 
wirkung verſagte. Wie in Schillers ſchönem Gedicht „Die 
Ideale“ hätten die Begleiter ſich auf des Weges Mitten ver⸗ 
loren. 

Aber ſelbſt, wenn es gelang, Englands ſüdafrikaniſche Poli⸗ 
tik durch eine europäiſche Aktion zu durchkreuzen, ſo war für 
unſere nächſten nationalen Intereſſen damit nichts gewonnen. 
Unſere Beziehungen zu England wären ſelbſtredend von 
Stund an und für lange Zeit gründlich vergiftet worden. 
Der paſſive Widerſtand Englands gegen die Weltpolitik des 
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neuen Deutſchland hätte ſich in eine ſehr aktive Gegnerſchaft 
verwandelt. Wir gingen gerade in jenen Jahren an die Be⸗ 
gründung der deutſchen Seemacht durch den Bau unſerer 
Kriegsflotte, England aber hatte, auch unbeſchadet eines 
etwaigen Mißerfolges im ſüdafrikaniſchen Kriege, damals die 
Macht, unſere Entwicklung zur Seemacht im Keim zu er⸗ 
ſticken. Unſere neutrale Haltung während des Burenkrieges 
entſprang gewichtigen nationalen Intereſſen des Deutſchen 
Reiches. 

Uns den Weg zur Erringung zureichender Seemacht über 
die Intereſſen Englands hinweg gewaltſam zu bahnen, 
waren wir zur See noch nicht ſtark genug. Im Schlepptau 
engliſcher Politik war das den Engländern unerwünſchte 
Ziel deutſcher Machtentfaltung zur See ebenſowenig zu 
erreichen. 

Der Gedanke lag nahe, es könne der engliſche Widerſtand 
gegen die deutſche Weltpolitik und vor allem gegen den deut⸗ 
ſchen Flottenbau am leichteſten überwunden werden durch 
ein Bündnis zwiſchen Deutſchland und England. Die Idee 
einer deutſch⸗engliſchen Allianz iſt in der Preſſe beider 
Länder namentlich um die Wende des Jahrhunderts bis⸗ 
weilen erörtert worden. Dieſer Gedanke hat ſchon Bis⸗ 
marck beſchäftigt, freilich, um ihm ſchließlich die reſignierte 
Bemerkung zu entlocken: „Wir wären ja gern bereit, die 
Engländer zu lieben, aber ſie wollen ſich nicht von uns 
lieben laſſen.“ Mit Stipulationen, die England im Falle 
eines Regierungswechſels oder bei Eintritt anderer, von 
unſerem Willen unabhängiger Ereigniſſe hätte 1 
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können, während wir an fie gebunden geblieben wären, 
würde den deutſchen Intereſſen nicht gedient geweſen ſein. 
Es hätte uns auch nicht genügen können, daß dieſer oder 
jener engliſche Miniſter einem deutſch⸗engliſchen Abkommen 
geneigt ſchien. Um ein Abkommen zwiſchen uns und Eng⸗ 
land haltbar zu machen, mußte ſich die geſamte Regierung 
und vor allem der Premierminiſter dafür einſetzen. Bismarck 
hat darauf hingewieſen, wie ſchwierig es ſei, in ein feſtes 
Verhältnis zu England zu treten, weil Bündniſſe von längerer 
Dauer nicht den engliſchen Traditionen entſprächen und die 
Meinungsäußerungen engliſcher Politiker ſelbſt in leitender 
Stellung oder momentane Stimmungen der engliſchen Preſſe 
nicht den Wert unwandelbarer Zuſagen hätten. In der Tat 
hat England vom Krimkrieg bis zum Ausbruch des Welt⸗ 
krieges kein Bündnis mit feſtländiſchen Mächten geſchloſſen, 
und noch am Vorabend des Weltkrieges erklärten die eng⸗ 
liſchen Miniſter, England dürfe ſeine Stellung nicht von 
Allianzen abhängig machen, die ihm feſte Verpflichtungen 
auferlegten. In der Rede, mit der er am 4. Auguſt 1914 
im engliſchen Unterhaus für die Teilnahme Englands am 
Weltkrieg eintrat, erwähnte Sir Edward Grey, daß er ſechs 
Jahre vorher, während der bosniſchen Kriſis, dem damaligen 
ruſſiſchen Miniſter des Außern erklärt habe, die öffentliche 
Meinung in England würde der engliſchen Regierung eine 
andere als eine diplomatiſche Unterſtützung Rußlands nicht 
erlauben. J told Mr. Iswolski definitely then, this being 
a Balcan crisis, a Balcan affair, I did not consider that 
public opinion in this country would justify us in promising 
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to give anything more than diplomatic support... In this 
present crisis, up till yesterday, we have also given no pro- 
mise of anything more than diplomatic support — up till 
yesterday no promise of more than diplomatic support.” 
Die Rede, mit der der engliſche Miniſter den Krieg einläutete, 
iſt hauptſächlich dem Nachweis gewidmet, daß England ſich 
bis zuletzt freie Hand gewahrt habe. So ſorgſam und über⸗ 
legt ſicherte ſich die engliſche Politik bis zum letzten Moment 
ſelbſt Frankreich gegenüber die Möglichkeit, nach ihrem Er⸗ 
meſſen und je nach der Lage aus dem bisherigen Freund⸗ 
ſchaftsverhältnis die letzten Konſequenzen zu ziehen oder 
nicht, und doch befand ſich Frankreich, dem aus vielen Grün⸗ 
den die engliſche öffentliche Meinung geneigter war als uns, 
in dem England ſeit Jahren nicht mehr einen Rivalen und 
namentlich keinen ernſtlichen Konkurrenten zur See und im 
Welthandel ſah, England gegenüber in einer ganz anderen 
Lage als wir. Es läßt ſich vielleicht darüber ſtreiten, ob, nach⸗ 
dem König Eduard von der Weltbühne abgetreten und der 
Bau unſerer Flotte zwar noch nicht vollendet, wohl aber ſo 
weit fortgeſchritten war, wie wir ſie damals für unſere Ver⸗ 
teidigung brauchten, ein Neutralitätsabkommen mit England 
in unſerm Intereſſe gelegen hätte. Daß wir, ſo lange unſere 
Flotte ſelbſt für defenſive Zwecke noch ganz ungenügend 
war, und vollends, als ihr Bau kaum begonnen hatte, und 
ſo lange König Eduard regierte, uns nicht ohne die ſicherſten 
Bürgſchaften an England feſſeln und namentlich nicht für 
England die Kaſtanien aus dem ruſſiſchen Feuer holen 
durften, ſpringt in die Augen. Nur bei abſolut 5 
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bindenden engliſchen Verpflichtungen hätten wir ange- 
ſichts der Eiferſucht nahezu der geſamten öffentlichen 
Meinung Englands gegen die wirtſchaftlichen Fortſchritte 
Deutſchlands und vor allem gegen das Anwachſen der deut⸗ 
ſchen Kriegsflotte die Brücke einer engliſch⸗deutſchen Allianz 
betreten dürfen. Wir konnten uns an England nur unter der 
Vorausſetzung binden, daß die Brücke, die über die wirklichen 
und vermeintlichen Gegenſätze zwiſchen uns und England 
führen ſollte, auch wirklich tragfähig war. Das tatſächliche 
Verhalten der Engländer uns gegenüber gerade in dieſer 
Periode ihrer Avancen bewies, wie wenig die engliſche 
Politik imſtande war, ſelbſt in einer Zeit, wo ſie uns zu 
gewinnen wünſchte, ihre eiferſüchtige Gehäſſigkeit zu zügeln. 
Ich erinnere nur an das Verhalten Englands bei den Samoa⸗ 
Wirren von 1899, an die unmotivierte und brutale Be⸗ 
ſchlagnahme deutſcher Poſtdampfer, noch dazu in neutralen 
Gewäſſern, im Januar 1900. Verträge ſind nur dann halt⸗ 
bar, wenn ſie der Ausdruck des gegenſeitigen Intereſſen⸗ 
verhältniſſes und der beiderſeitigen Aſpirationen find. >I 
y a quelque chose de pire que l'isolement, ce sont des 
alliances au fond desquelles réside le soupcon« hat Pierre 
de la Gorce in ſeinem Werk über Napoleon III. geſagt, 
dieſen unglücklichen Monarchen, aus deſſen auswärtiger 
Politik beſſer als aus irgendeinem Kompendium der Diplo⸗ 
mat lernen kann, wie man es nicht machen muß. 

Die Weltlage war, als um die Jahrhundertwende die 
Allianzfrage ventiliert wurde, in vieler Hinſicht eine andere 
als zwölf Jahre ſpäter. Dieſe natürlich wiederum eine 
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andere als die gegenwärtige. In aller Politik, zumal 
in der auswärtigen, iſt allein der Wechſel beſtändig. 
Und es ijt die Aufgabe der Verantwortlichen, fic) die 
eigenen Aufgaben nach dem Wandel der Situation 
immer anders und immer neu zu ſtellen, ohne die alten 
bleibenden Ziele der nationalen Geſchichte aus dem Auge 
zu verlieren. 

Um die Jahrhundertwende war Rußland noch nicht durch 
den japaniſchen Krieg geſchwächt, ſondern gewillt, ſeine 
eben gewonnene Stellung an der aſiatiſchen Oſtküſte und 
ſpeziell im Golf von Petſchili zu befeſtigen und auszu⸗ 
bauen. Die Beziehungen zwiſchen England und Rußland 
waren gerade wegen der zwiſchen beiden Reichen ſchwe— 
benden aſiatiſchen Fragen damals recht geſpannte. Die Ge⸗ 
fahr lag nahe, daß einem mit England verbündeten Deutſch⸗ 
land die Rolle gegen Rußland zufallen würde, die ſpäter 
Japan allein übernommen hat. Nur hätten wir dieſe Rolle 
unter Bedingungen durchführen müſſen, die nicht zu ver⸗ 
gleichen ſind mit den günſtigen Vorausſetzungen, die Japan 
für ſeinen Zuſammenſtoß mit Rußland vorfand. Der japaniſche 
Krieg war in Rußland unpopulär, und Rußland mußte ihn 
auf ungeheure Entfernungen als einen Kolonialkrieg führen. 
Ließen wir uns gegen Rußland vorſchieben, ſo kamen wir in 
eine viel ſchwierigere Lage. Der Krieg gegen Deutſchland 
wäre unter ſolchen Umſtänden in Rußland nicht unpopulär 
geweſen, er wäre von ruſſiſcher Seite mit nationalem Elan 
geführt worden. Für Frankreich hätte der Casus foederis 
vorgelegen. Frankreich hätte ſeinen Revanchekrieg unter 
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nicht ungünſtigen Bedingungen führen können. England 
ſtand damals vor dem Burenkrieg. Seine Lage würde er⸗ 
leichtert worden ſein, wenn dieſe ſchwierige kolonial⸗politiſche 
Anternehmung unterſtützt und begleitet worden wäre von 
einer großen europäiſchen Konflagration, wie ſolche Eng⸗ 
land in der Mitte des 18. und im erſten Jahrzehnt des 
19. Jahrhunderts gute Dienſte geleiſtet haben. Wir Deutſchen 
hätten einen ſchweren Landkrieg nach zwei Fronten zu 
tragen gehabt, während England die leichtere Aufgabe zu⸗ 
gefallen wäre, unſern Handel lahm zu legen, ſein Kolonial⸗ 
reich ohne große Mühe weiter zu vergrößern und von 
der gegenſeitigen Schwächung der Feſtlandmächte zu 
profitieren. Wir hätten uns für engliſche Zwecke mißbrauchen 
laſſen, wie ſich heute Frankreich von England mißbrauchen 
läßt und für England verblutet. Endlich und nicht zuletzt 
hätten wir während eines kriegeriſchen Engagements auf 
dem Feſtlande und geraume Zeit nachher keinesfalls Kraft, 
Mittel und Muße gefunden, den Aufbau unſerer Kriegsflotte 
ſo zu fördern, wie wir es haben tun können. Wenn wir 
dieſen, vielleicht letzten Moment, uns den notwendigen See⸗ 
panzer zu ſchmieden, ungenützt hätten vorübergehen laſſen, 
ſo würden wir damit für abſehbare Zeit jede Ausſicht auf 
Selbſtändigkeit zur See und damit auf eine ſelbſtändige 
und unabhängige Weltpolitik verloren haben. Wir hätten 
unſere Haut gegen Rußland für England zu Markte ge⸗ 
tragen, dem es, als uns Chamberlain, übrigens ohne Rücken⸗ 
deckung durch den Premierminiſter Lord Salisbury ſeine 
Offerten machte, natürlich nicht unerwünſcht geweſen wäre, 
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wenn wir als engliſcher Landsknecht ihm die in Ojtafien 
unbequemen Ruſſen vom Halſe geſchafft hätten. Wie die 
Verhältniſſe damals lagen, war es jedenfalls klüger, an den 
engliſchen Intereſſen gleichſam vorüberzugehen, den feind⸗ 
lichen Zuſammenſtoß und die gefügige Abhängigkeit in 
gleicher Weiſe zu meiden. 

So iſt es denn auch in der Tat gelungen, uns unbehelligt 
und unbeeinflußt von England diejenige Macht zur See zu 
ſchaffen, die unſeren wirtſchaftlichen Intereſſen und un⸗ 
ſerem weltpolitiſchen Willen die reale Grundlage gab, und 
die anzugreifen auch dem ſtärkſten Gegner als ein ernſtes 
Wagnis erſcheinen mußte. Was das für uns bedeutet, hat 
ſich in dieſem Kriege gezeigt, wo unſere Schlachtflotte die 
engliſche Hauptmacht an die Nordſee bindet und dadurch 
England verhinderte, an den Meerengen ſeine volle Kraft 
zu entwickeln, wo der Unterſeebootkrieg eine überragende 
Bedeutung gewonnen hat, wo unſere Unterſeeboote ſich als 
eine ſcharfe, wirkſame und wuchtige Waffe erwieſen und dem 
feindlichen Handel und Verkehr empfindliche Schläge verſetzt 
haben, wo durch ſie die engliſche Seeherrſchaft zum erſtenmal 
ſeit Jahrhunderten ernſtlich gefährdet wird. Auf allen Meeren 
haben unſere heldenhaften Seeoffiziere und ihre brave Mann⸗ 
ſchaft der jungen deutſchen Flagge einen Ruhm errungen, der 
ewig fortklingen wird. Die Tapferen der „Emden“ und 
„Karlsruhe“, der „Königsberg“ und der „Möve“, den Grafen 
Spee mit ſeinen beiden Söhnen, Otto Weddigen und ſie 
alle, die auf den U-Booten fuhren und kämpften, wird unſer 
Volk nie vergeſſen. Sie werden weiter leben in ſeinem 
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Herzen wie die Helden der alten Zeit und der Sage, wie 
Roland, Siegfried und der Cherusker. 

Während der erſten zehn Jahre nach der Einbringung 
der Marinevorlage von 1897 und dem Beginn unſerer 
Schiffsbauten wäre eine zum Außerſten entſchloſſene eng⸗ 
liſche Politik wohl in der Lage geweſen, die Entwicklung 
Deutſchlands zur Seemacht kurzerhand gewaltſam zu unter⸗ 
binden, uns unſchädlich zu machen, bevor uns die Krallen 
zur See gewachſen waren. Mit Recht wurde im Septem⸗ 
ber 1914 in einer Berliner Zeitung geſchrieben, England 
wolle uns klein machen, bevor wir zu groß würden, habe 
aber den richtigen Zeitpunkt hierfür verpaßt. Wir wären 
inzwiſchen ſo groß geworden, daß wir jetzt mit gutem Mut 
in den Kampf mit England eintreten könnten. Und im 18. 
Monat des Krieges konſtatierte die „Frankfurter Zeitung“ 
ebenſo zutreffend, England habe, als es zur kriegeriſchen 
Auseinanderſetzung gekommen wäre, die trübe Wahrneh⸗ 
mung machen müſſen, daß es trotz aller Einkreiſungspläne 
den rechten Augenblick verſäumt hatte, wo es den gefürch⸗ 
teten Mitbewerber hätte klein machen können. 

In England wurde der Präventivkrieg gegen Deutſchland 
während des Ausbaus unſerer Flotte wiederholt gefordert. 
Der Zivillord der Admiralität, Mr. Arthur Lee, erklärte am 
3. Februar 1905 in öffentlicher Rede, man müſſe die Augen 
auf die Nordſee richten, die britiſche Flotte in der Nordſee 
ſammeln und im Kriegsfalle „den erſten Schlag führen, 
bevor die andere Partei Zeit finden würde, in den 
Zeitungen zu leſen, daß der Krieg erklärt iſt“. Dieſe Aus⸗ 
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laſſung unterſtrich der „Daily Chronicle“ mit den Worten: 
„Wenn die deutſche Flotte 1904 im Oktober zerſtört worden 
wäre, würden wir in Europa für ſechzig Jahre Frieden gehabt 
haben. Aus dieſen Gründen halten wir die Außerungen 
von Mr. Arthur Lee, angenommen, daß ſie im Auftrage des 
Kabinetts erfolgten, für eine weiſe und friedfertige Erklärung 
der unwandelbaren Abſicht der Herrin der Meere.“ Schon im 
Herbſt 1904 hatte die „Army and Navy Gazette“ ausgeführt, 
wie unerträglich es ſei, daß England allein durch das Vor⸗ 
handenſein der deutſchen Flotte dazu gezwungen werde, 
Vorſichtsmaßregeln zu treffen, deren es ſonſt nicht bedürfen 
würde. „Wir haben“, hieß es in dieſem Artikel, „ſchon ein⸗ 
mal einer Flotte das Lebenslicht ausblaſen müſſen, von der 
wir Grund hatten zu glauben, daß ſie zu unſerem Schaden 
verwendet werden könnte. Es fehlt in England wie auf dem 
Feſtlande nicht an Leuten, die die deutſche Flotte für die 
einzige und wirkliche Bedrohung der Erhaltung des Friedens 
in Europa halten. Sei dem, wie es wolle, wir begnügen uns 
damit, darauf hinzuweiſen, daß der gegenwärtige Augenblick 
beſonders günſtig iſt für unſere Forderung, daß dieſe Flotte 
nicht weiter vergrößert werde.“ Um dieſelbe Zeit ſchrieb 
in einem Artikel, in dem der prophylaktiſche Krieg gegen 
Deutſchland offen gepredigt wurde, eine angeſehene eng⸗ 
liſche Revue: „Wenn die deutſche Flotte vernichtet würde, 
wäre der Friede Europas auf zwei Generationen geſichert; 
England und Frankreich oder England und die Vereinigten 
Staaten oder alle drei würden die Freiheit der Meere ver⸗ 
bürgen und den Bau neuer Schiffe verhindern, die in den 
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Händen ehrgeiziger Mächte mit wachſender Bevölkerung und 
ohne Kolonien gefährliche Waffen ſind.“ Gerade um dieſe 
Zeit, im Herbſt 1904, ſchickte Frankreich ſich an, uns in 
Marokko zu brüskieren. Einige Monate vorher, im Juni 
1904, hatte ein franzöſiſcher Politiker und Publiziſt, der in 
Frankreich und England gute Beziehungen hatte und dabei 
für ſeine Perſon ein ehrlicher Friedensfreund war, mir mit 
dem Ausdruck der Beſorgnis erzählt, der Bau unſerer Flotte 
rufe in weiten engliſchen Kreiſen große und wachſende Un- 
ruhe hervor. Man wäre ſich dort nur noch nicht im klaren 
darüber, wie die Fortführung unſerer Schiffsbauten zu ver⸗ 
hindern ſei, ob durch direkte Vorſtellungen oder durch Be⸗ 
günſtigung der chauviniſtiſchen Elemente in Frankreich. „Sie 
werden“, äußerte mein franzöſiſcher Bekannter, der kurz vor⸗ 
her in London maßgebende und hochſtehende Perſönlichkeiten 
geſprochen hatte, „Ihren Flottenplan nicht ausführen können, 
denn es wird nicht lange dauern, bis England Sie vor die 
Wahl ſtellt, entweder mit Ihren Schiffsbauten aufzuhören 
oder die engliſche Flotte auslaufen zu ſehen.“ Wir haben 
trotzdem unſer Flottenprogramm durchgeführt. Als im Win⸗ 
ter 1909 ein engliſcher Parlamentsredner die Tatſache feſt⸗ 
ſtellte, daß England nicht nötig haben würde, ſo fieberhaft 
zur See zu rüſten, wenn es zehn Jahre zuvor das Auf⸗ 
kommen der deutſchen Seemacht verhindert hätte, ſprach er 
einen Gedanken aus, der vom Standpunkt reiner Macht⸗ 
politik zutreffend war. Die Gelegenheit, eine werdende 
Flotte im Keime zu erſticken, die England in früheren Zeiten 
und gegen andere Länder wiederholt wahrnahm, hätte es 
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aber Deutſchland gegenüber nicht finden oe da wir 
nicht die Flanke boten. 

Die Flotte, die wir uns ſeit 1897 geſchaffen haben und die 
uns, freilich in weitem Abſtande von England, zur zweiten 
Seemacht der Erde macht, ſicherte uns die Möglichkeit, der 
Vertretung unſerer deutſchen Intereſſen in der Welt macht⸗ 
politiſchen Nachdruck zu leihen. Ihr iſt in erſter Linie die 
Aufgabe zugedacht, unſeren Welthandel, Leben und Ehre 
unſerer deutſchen Mitbürger im Auslande zu ſchützen. Dieſe 
Aufgabe haben deutſche Kriegsſchiffe in Weſtindien und Of 2 
aſien erfüllt. 

Gewiß war es eine vorwiegend defenſive Rolle, die wir 
unſerer Flotte zuwieſen. Daß dieſe defenſive Rolle ſich in 
ernſten internationalen Konflikten erweitern konnte, iſt 
ſelbſtverſtändlich. Wenn das Reich mutwillig angegriffen 
werden ſollte, gleichviel von welcher Seite, mußte in unſeren 
Zeiten die See als Kriegsſchauplatz eine ganz andere und 
vermehrte Bedeutung gewinnen als 1870. Daß in einem 
ſolchen Fall die Flotte wie die Armee getreu der preußiſch⸗ 
deutſchen Tradition im Hieb die beſte Parade ſehen würde, 
darüber brauchte kein Wort geſagt zu werden. Völlig gegen⸗ 
ſtandslos aber war die Sorge, die den Bau unſerer Flotte 
begleitet hat, es möchte mit dem Erſtarken Deutſchlands zur 
See die deutſche Angriffsluſt erwachen. 

Von allen Völkern der Erde iſt das deutſche dasjenige, das 
am ſeltenſten angreifend und erobernd vorgegangen iſt. 
Wenn wir von den Römerfahrten der deutſchen Kaiſer des 
Mittelalters abſehen, deren treibende Kraft mehr ein groß⸗ 
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artiger traumhafter politiſcher Irrtum geweſen ijt als unge⸗ 
bändigte Eroberungs⸗ und Kriegsluſt, ſo werden wir vergeb⸗ 
lich in unſerer Vergangenheit nach Eroberungskriegen ſuchen, 
die denen Frankreichs im 17., 18. und 19. Jahrhundert, denen 
des habsburgiſchen Spaniens, Schwedens in ſeiner Glanz⸗ 
zeit, denen des ruſſiſchen und engliſchen Reichs im Zuge 
ihrer grundſätzlich expanſiven nationalen Politik an die Seite 
zu ſetzen ſind. Mehr als die Verteidigung und Sicherung 
unſeres Vaterlandes haben wir Deutſchen in Jahrhunderten 
nie erſtrebt. So wenig wie der große König ſeine unbeſiegten 
Bataillone nach der Eroberung Schleſiens und der Sicherung 
der Selbſtändigkeit der preußiſchen Monarchie zu Abenteuern 
führte, ſo wenig dachten Kaiſer Wilhelm I. und Bismarck 
daran, nach den beiſpielloſen Erfolgen zweier großer Kriege 
zu neuen Taten auszuholen. Wenn ſich ein Volk der poli⸗ 
tiſchen Selbſtbeſchränkung rühmen darf, ſo iſt es das deutſche. 
Wir haben uns unſere Erfolge immer ſelbſt begrenzt und 
nicht abgewartet, daß uns durch die Erſchöpfung unſerer 
nationalen Mittel eine Grenze geſetzt wurde. Unſere Ent⸗ 
wicklung entbehrt deshalb der Epochen blendenden plötzlichen 
Aufſtiegs und iſt mehr ein langſames unverdroſſenes Vor⸗ 
wärtsarbeiten und Fortſchreiten geweſen. Die raſtloſe Art 
anderer Völker, aus den erreichten Erfolgen den Anſporn 
zu neuen größeren Wagniſſen zu ſchöpfen, fehlt dem Deut⸗ 
ſchen faſt gänzlich. Unſere politiſche Art iſt nicht die des wage⸗ 
halſig ſpekulierenden Kaufmannes, ſondern mehr die des be⸗ 
dächtigen Bauern, der nach ſorgſamer Ausſaat geduldig die 
Ernte abwartet. 
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Nach dem Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege war die Welt voll 
Furcht vor neuen kriegeriſchen Unternehmungen Deutſch⸗ 
lands. Kein irgendmöglicher Eroberungsplan, der uns da⸗ 
mals nicht angedichtet wurde. Seitdem ſind mehr als vier 
Jahrzehnte vergangen. Wir ſind an Volkskraft und mate⸗ 
riellen Gütern reicher, unſere Armee iſt ſtärker und ſtärker 
geworden. Die deutſche Flotte entſtand und entwickelte ſich. 
Die Zahl der großen Kriege, die ſeit 1870 ausgefochten 
wurden, war eher größer denn geringer als früher in dem 
gleichen Zeitraum. Deutſchland hat die Teilnahme an keinem 
geſucht und allen Verſuchen, in kriegeriſche Verwicklungen 
hineingezogen zu werden, kühl widerſtanden. 

Ohne Ruhmredigkeit noch Übertreibung kann geſagt wer⸗ 
den, daß noch nie in der Geſchichte eine Waffenmacht von 
ſo überlegener Stärke wie die deutſche in gleichem Maße der 
Erhaltung und Sicherung des Friedens gedient hat. Mit 
unſerer über jeden Zweifel erhabenen Friedensliebe iſt dieſe 
Tatſache nicht erklärt. Friedliebend iſt der Deutſche ſtets ge⸗ 
weſen und hat doch wieder und wieder zum Schwerte greifen 
müſſen, weil er ſich gegen fremden Angriff zur Wehr ſetzen 
mußte. Tatſächlich iſt der Friede in erſter Linie erhalten ge⸗ 
blieben, nicht weil ein deutſcher Angriff auf andere Nationen 
unterblieb, ſondern weil andere Nationen die deutſche Ab⸗ 
wehr eines etwaigen eigenen Angriffs fürchteten. Die Stärke 
unſerer Riijtung hat fic) von 1871 bis 1914 als ein Schutz des 
Friedens erwieſen, wie ihn die letzten bewegten Jahrhunderte 
nicht gekannt haben. Ein weltgeſchichtliches Urteil liegt in 
dieſer Tatſache. 
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Die Ergänzung unſerer Wehrmacht durch die Flotte be⸗ 
deutete bei richtig geleiteter deutſcher auswärtiger Politik eine 
vermehrte und verſtärkte Friedensgarantie. Wie die Armee 
die mutwillige Störung der kontinental⸗politiſchen Wege 
Deutſchlands verhinderte, ſo die Flotte die Störung unſerer 
weltpolitiſchen Entwicklung. Solange wir die Flotte nicht 
hatten, waren unſere gewaltig anwachſenden weltwirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen, die zugleich unveräußerliche nationalwirt⸗ 
ſchaftliche Intereſſen ſind, die freie Angriffsfläche, die das 
Deutſche Reich ſeinen Widerſachern bot. Als wir dieſe Blöße 
deckten, den Angriff auf das Reich auch zur See zu einem 
Wagnis für jeden Gegner machten, ſchützten wir nicht nur den 
eigenen, ſondern mit ihm den europäiſchen Frieden. Um 
die Gewinnung von Schutzmitteln, nicht von Angriffsmitteln 
war es uns zu tun. Wir ſind, nachdem wir in die Reihe der 
Seemächte eingetreten ſind, auf den zuvor beſchrittenen Bah⸗ 
nen ruhig weitergegangen. Die neue Ara uferloſer deutſcher 
Weltpolitik, die im Auslande vielfach prophezeit wurde, iſt 
ausgeblieben. Wohl aber hatten wir jetzt die Möglichkeit, 
unſere Intereſſen wirkſam wahrzunehmen, Übergriffen ent⸗ 
gegenzutreten und überall, vornehmlich in Kleinaſien, in 
Oſtaſien und Afrika unſere Stellung zu behaupten und aus⸗ 
zubauen. 

Das Netz unſerer internationalen Beziehungen mußte ſich 
in dem Maße ausdehnen, in dem wir in unſere weltpolitiſchen 
Aufgaben hineinwuchſen. Fern gelegene überſeeiſche Reiche, 
die uns in der Zeit reiner Kontinentalpolitik wenig zu küm⸗ 
mern brauchten, wurden von größerer und größerer Bedeu⸗ 
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tung für uns. Die Pflege guter, wenn möglich freundſchaft⸗ 
licher Beziehungen zu ihnen wurde eine bedeutſame Pflicht 
unſerer auswärtigen Politik. In erſter Linie handelte es 
ſich hierbei um die beiden neuen Großmächte des Weſtens 
und des Oſtens, um die Vereinigten Staaten von Nord⸗ 
amerika und um Japan. Hier wie dort galt es, entſtandene 
Trübungen zu überwinden, ehe an die Anbahnung freund⸗ 
ſchaftlicher Beziehungen gedacht werden konnte. 

Während des Spaniſch⸗Amerikaniſchen Krieges waren in 
einem Teil der öffentlichen deutſchen Meinung ſtarke Sym⸗ 
pathien für Spanien hervorgetreten, die in Nordamerika 
natürlich nicht angenehm empfunden wurden. Auch hatte die 
Art und Weiſe, in der ein Teil der engliſchen und amerikaniſchen 
Preſſe Zwiſchenfälle ausgebeutet hatte, die ſich vor Manila 
zwiſchen unſerem Geſchwader und der amerikaniſchen Flotte 
abgeſpielt hatten, die deutſch⸗amerikaniſchen Beziehungen 
getrübt. Ihren Höhepunkt erreichte dieſe Verſtimmung im 
Februar 1899, jo daß es angezeigt erſchien, der Anbahnung 
günſtigerer Beziehungen zwiſchen den beiden bluts⸗ und 
ſtammverwandten Völkern mit Nachdruck das Wort zu reden. 
Was ich in dieſer Richtung im Reichstag damals ausführte“), 
hat ſich viele Jahre als richtig erwieſen: „Vom Standpunkte 
einer verſtändigen Politik iſt gar kein Grund vorhanden, 
warum nicht Deutſchland und Amerika in den beſten Be⸗ 
ziehungen zu einander ſtehen ſollten. Ich ſehe keinen Punkt, 
wo ſich die deutſchen und die amerikaniſchen Intereſſen feind⸗ 
lich begegneten, und auch in der Zukunft ſehe ich keinen Punkt, 
: *) Reden I, Sette 74. 
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wo die Linien ihrer Entwicklung ſich feindlich zu durchkreuzen 
brauchten.“ 

Mehr als irgend ein anderer brachte Kaiſer Wilhelm II. 
Amerika Verſtändnis entgegen. Die Anbahnung eines guten 
Verhältniſſes zu den Vereinigten Staaten war ihm in erſter 
Linie zu danken. Er gewann die Amerikaner allmählich durch 
eine konſequent freundliche Behandlung. Mit dem Präſi⸗ 
denten Rooſevelt verbanden ihn lange perſönliche gute Be⸗ 
ziehungen. Die Entſendung des Prinzen Heinrich nach 
Amerika hatte vollen Erfolg. Sie trug weſentlich dazu bei, 
beide Völker daran zu erinnern, wie viele gemeinſame 
Intereſſen ſie verbinden und wie wenig wirkliche Gegenſätze 
ſie trennen. Ein glücklicher Gedanke unſeres Kaiſers war 
es auch, durch den Austauſch namhafter Univerſitätslehrer 
deutſcher und amerikaniſcher Hochſchulen den geiſtigen Konnex 
der beiden germaniſchen Völker feſter und inniger zu geſtalten. 
Deutſches Geiſtesleben, deutſche Dichtkunſt, Philoſophie und 
Wiſſenſchaft haben vielleicht nirgends in der Welt ſo auf⸗ 
richtige Bewunderung gefunden wie in den Vereinigten 
Staaten. Andererſeits ſind die Wunder amerikaniſcher 
Technik wohl in keinem anderen Lande ſo eifrig ſtudiert 
und ſo freudig anerkannt worden wie in Deutſchland. Dieſer 
intime Austauſch geiſtiger, wiſſenſchaftlicher Errungenſchaften 
gewann durch die Einrichtung der Austauſchprofeſſoren 
ſeinen äußeren Ausdruck. 

Die intimer werdenden Beziehungen zwiſchen den Völkern 
und Staatsoberhäuptern förderten auch unſere politiſchen Be⸗ 
ziehungen zu den Vereinigten Staaten. Wir haben uns nicht 
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nur über Samoa mit den Amerikanern freundſchaftlich aus⸗ 
einandergeſetzt, Amerika iſt uns auch während der kritiſchen 
Periode, die unſere Politik am Anfang des neuen Jahr⸗ 
hunderts zu durchlaufen hatte, nie ſtörend in den Weg ge⸗ 
treten. Es gibt außer Oſterreich wohl kaum ein Reich, wo 
ſo natürliche Vorausſetzungen für fortdauernde freundſchaft⸗ 
liche Beziehungen mit uns beſtehen als Nordamerika. In 
den Vereinigten Staaten leben etwa 10 Millionen Deutſche. 
In ihnen war ſeit der Gründung des „Deutſch⸗Amerikaniſchen 
Nationalbundes“ im Jahre 1901 das Beſtreben im Wachſen, 
bei voller Treue gegen ihr neues Vaterland doch die Ver⸗ 
bindung mit der alten deutſchen Heimat feſtzuhalten und zu 
beleben. 

Dieſe Anhänglichkeit unſerer Landsleute in Amerika an 
unſer Land hat im gegenwärtigen Kriege bisher die Feuer⸗ 
probe beſtanden. Freilich hat ſich demgegenüber gezeigt, 
wie ſtark, ja leidenſchaftlich die Hinneigung des in den 
Vereinigten Staaten lebenden Volkselementes engliſcher 
Herkunft an das Mutterland iſt. Der Weltkrieg hat unter 
anderen Folgen auch die gehabt, daß er das angelſächſiſche 
Solidaritätsgefühl belebt und gekräftigt hat. Seit dem Aus⸗ 
bruch des Weltkriegs ſteht uns die ganze engliſch ſprechende 
Welt, ſoweit ſie angelſächſiſcher Raſſe iſt und noch darüber 
hinaus, feindlich gegenüber. Bei der numeriſchen Über⸗ 
legenheit der Anglo⸗Amerikaner, die faſt alle ſtaatlichen 
öffentlichen Amter innehaben, konnte es nicht ausbleiben, 
daß im Kriege zwiſchen Deutſchland und England das Ge⸗ 
wicht der amerikaniſchen Sympathien ſich auf 55 engliſche 
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Seite neigte und die offizielle amerikaniſche Politik der 
vorherrſchenden Volksſtrömung folgte. „Zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Amerika iſt eine Entfremdung eingetreten, die ſich 
in vielen Jahren nicht überbrücken laſſen wird“, ſchrieb im Juni 
1915 der New⸗Yorker Korreſpondent eines großen Berliner 
Blattes. Deutſchland hat die parteiiſche und unfreundliche 
Orientierung des offiziellen und öffentlichen Amerika während 
des Krieges bitter und zu ſeinem Nachteil empfunden. Was 
uns von dieſer Seite während der Differenzen über die 
Führung des U-Boottriegs an Rückſichtsloſigkeit, auch in der 
Form, geboten wurde, war uns noch nicht widerfahren und 
ſteht wohl einzig da in der Geſchichte der diplomatiſchen Be⸗ 
ziehungen zwiſchen großen Ländern. Der Groll, den weite 
deutſche Kreiſe gegen das ſo lange als ehrlich befreundet 
angeſehene amerikaniſche Volk gegenwärtig empfinden, iſt 
nur zu verſtändlich und iſt berechtigt. Dieſer Groll wird nicht 
dadurch gemildert, daß Amerika durch ſeine Ausbeutung der 
gegenwärtigen Weltkonjunktur im Begriffe ſteht, das reichſte 
Land der Erde zu werden. In dem Monatsbericht einer der 
großen New⸗Yorker Banken vom Juli 1915 wurde feſtge⸗ 
ſtellt, daß the war business der Vereinigten Staaten nach 
kaum einjähriger Kriegsdauer alles Dageweſene überſteige. 
America“, heißt es in dem Bericht wörtlich, is the only 
country in the world whose bank position has grown 
steadily stronger. Gold is flowing to us from every quarter 

of the globe, the imports of the last six month breaking 
all records in our financial history.“ Der Bericht gipfelt 
in den Worten: „The situation is absolutely unprece- 
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dented and merits the careful study of every thoughtful 
American.“ Ich möchte hinzufügen: Und jedes nachdenk⸗ 
lichen Europäers. Ein Triumphgeſang, wie ihn am Schluß 
des Jahres 1915 in ſatter Selbſtzufriedenheit der ameri⸗ 
kaniſche Schatzſekretär mit einem mitleidigen Seitenblick auf 
das durch den Weltkrieg „dezimierte und verarmte Europa“ 
über den noch nicht dageweſenen wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwung der Vereinigten Staaten ſeit dem Beginn dieſes 
Krieges angeſtimmt hat, iſt ſelten oder nie gehört worden. 
Es wird aber trotz allem im amerikaniſchen wie im deutſchen 
Intereſſe liegen, ſpäter wirtſchaftspolitiſch wieder normale 
Beziehungen herzuſtellen. Das wird auch erreichbar ſein, 
wenn hüben und drüben die Politik von ruhigen und feſten 
Händengeleitet wird, übertriebene Freundſchaftsbeteuerungen 
und ergebnisloſe Nachgiebigkeit ebenſo vermieden werden 
wie Unſicherheit und Nervoſität bei gelegentlichen Reibungen. 
Achtung vor dem anderen auf der Grundlage und in den 
Grenzen der Selbſtachtung wird auch den Beziehungen 
zwiſchen uns und den Vereinigten Staaten am zuträglichſten 
ſein. 

Ahnlich wie unſere Beziehungen zu Amerika hatte auch unſer 
Verhältnis zu Japan gegen Ende des 19. Jahrhunderts eine 
Periode der Verſtimmung zu durchlaufen. Bis zum Beginn 
der neunziger Jahre hatten wir den Japanern als Vorbild ge⸗ 
dient und als Freund gegolten, und mit Stolz nannten ſich die 
Japaner die Preußen des Oſtens. Unſere Beziehungen zu Ja⸗ 
pan bekamen einen ſtarken Stoß, als wir 1895 an der Seite von 
Frankreich und Rußland, mit denen wir uns ad hoc zu einem 
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oſtaſiatiſchen Dreibund gruppiert hatten, das ſiegreiche Japan 
nötigten, ſeine Forderungen gegenüber dem beſiegten China 
zurückzuſchrauben. Als wir damals Japan in den Arm fielen, 
verloren wir viele ſeit Jahrzehnten dort aufgeſpeicherte Sym⸗ 
pathien, ohne dafür bei Frankreich und Rußland ſonderlichen 
Dank zu ernten. Ein vom Deutſchen Kaiſer um dieſe Zeit ent⸗ 
worfenes Bild, das nur idealen Friedensbeſtrebungen dienen 
ſollte, wurde von unſeren Gegnern und Konkurrenten mit 
Eifer und Erfolg dazu benutzt, uns in Japan Abbruch zu 
tun. Jahrelanger Sorgfalt war es während des folgenden 
Dezenniums allmählich gelungen, in Japan wieder einer 
beſſeren Stimmung gegen Deutſchland Raum zu ſchaffen. 
Wir hatten kein Intereſſe daran, das japaniſche Volk zum 
Gegner zu haben. Natürlich waren wir ebenſowenig dazu 
da, den Japanern die Kaſtanien aus dem Feuer zu holen. 
Es wäre nicht nur für Japan, ſondern auch für England 
eine erhebliche Entlaſtung geweſen, wenn wir uns um ihrer 
oſtaſiatiſchen Intereſſen willen gegen Rußland hätten vor⸗ 
ſchieben laſſen. Uns ſelbſt wäre damit ſchlecht gedient 
worden. So wenig glücklich der Gedanke war, für die 
ſchönen Augen Frankreichs und Rußlands Japan zu ver⸗ 
ſtimmen und uns zu entfremden, ſo wenig konnte uns daran 
liegen, uns wegen der oſtaſiatiſchen Intereſſen anderer 
Mächte mit Rußland zu entzweien. Gegen Ende der 
80er Jahre ſagte mir Fürſt Bismarck mit Bezug auf 
Rußland und Aſien: „In dem ruſſiſchen Faß gärt und 
rumort es ja ganz bedenklich, das könnte einmal zu einer 
Exploſion führen. Am beſten für den Weltfrieden wäre es 
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wohl, wenn die Exploſion nicht in Europa, ſondern in Aſien 
erfolgte. Wir müſſen uns dann nur nicht gerade vor das 
Spundloch ſtellen, damit der Zapfen nicht uns in den Bauch 
fährt.“ Hätten wir uns vor dem Nuſſiſch⸗Japaniſchen Kriege 
gegen Rußland vorſchieben laſſen, fo wären wir bei der Er⸗ 
ploſion vor das Spundloch zu ſtehen gekommen. Ich habe 
den Fürſten Bismarck auch gelegentlich ſagen hören: „Wenn 
Ihnen Herr N. etwas vorſchlägt, das für ihn nützlich, für 
Sie aber ſchädlich iſt, ſo iſt das nicht dumm von N. Es iſt 
aber dumm von Ihnen, wenn Sie darauf eingehen.“ 

Der Weltkrieg, in dem Europa verarmt, bedeutet für 
Japan eine günſtige Konjunktur, nicht nur, weil es ähnlich wie 
die Vereinigten Staaten von Amerika, wenn auch nicht in 
ſo hohem Grade durch Kriegslieferungen gewinnt, ſondern 
auch, weil es in Aſien freie Hand bekommt, und gleichzeitig 
der Wert ſeiner Freundſchaft für Rußland wie für England 
ſteigt. Es hat ſich unſerer ſchönſten und zukunftsreichſten 
Kolonie bemächtigt. Durch den japaniſchen Vorſtoß gegen 
Tſingtau ſind dem japaniſchen Volk die Sympathien ver⸗ 
loren gegangen, die wir ihm lange entgegengetragen haben. 
Es wird an Japan ſein, das Vertrauen des im Weltkriege 
ſiegreichen Deutſchen Reiches wiederzugewinnen. 

Wenn Deutſchland nach der Erreichung des großen Zieles 
ſeiner europäiſchen Politik mit den vermehrten und ſtändig 
ſich vermehrenden Kräften in die weitere Welt hineingelangt 
hat, ſo war damit nicht geſagt, daß nun die ganze Summe 
unſerer nationalen Kraft für Unternehmungen außerhalb 
des europäiſchen Feſtlandes frei geworden ijt. Der Uber- 
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gang zur Weltpolitik bedeutete uns die Eröffnung neuer poli⸗ 
tiſcher Wege, die Erſchließung neuer nationaler Aufgaben, 
aber kein Verlaſſen aller alten Wege, keinen grundſtürzenden 
Wechſel unſerer Aufgaben. Die neue Weltpolitik ſollte eine 
Erweiterung, nicht eine Verlegung unſeres politiſchen Be⸗ 
tätigungsfeldes ſein. 

Wir dürfen nie vergeſſen, daß die Konſolidierung unſerer 
europäiſchen Großmachtſtellung es uns ermöglicht hat, die 
nationale Wirtſchaft zur Weltwirtſchaft, die kontinentale 
Politik zur Weltpolitik zu weiten. Die deutſche Weltpolitik 
iſt auf die Erfolge unſerer europäiſchen Politik gegründet. 
In dem Augenblick, in dem das feſte Fundament der euro⸗ 
päiſchen Machtſtellung Deutſchlands ins Wanken geriete, 
wäre auch der weltpolitiſche Aufbau nicht mehr haltbar. Es 
iſt der Fall denkbar, daß ein weltpolitiſcher Mißerfolg unſere 
Stellung in Europa unberührt ließe, es iſt aber der Fall un⸗ 
denkbar, daß eine empfindliche Einbuße an Macht und Gel⸗ 
tung in Europa nicht eine entſprechende Erſchütterung unſe⸗ 
rer weltpolitiſchen Stellung zur Folge hätte. Nur auf der 
Baſis europäiſcher Politik können wir Weltpolitik treiben. 
Die Erhaltung unſerer ſtarken Poſition auf dem Feſtlande 
iſt heute noch wie in der Bismarckiſchen Zeit Anfang und Ende 
unſerer nationalen Politik. Das gilt auch für die Bürg⸗ 
ſchaften, die uns der Friede bringen muß. Ohne ausreichende 
Sicherung und Stärkung unſerer europäiſchen Stellung wür⸗ 
den uns koloniale Erwerbungen nichts nützen. 

Sind wir auch weltpolitiſch unſeren nationalen Bedürf⸗ 
niſſen folgend über Bismarck hinausgegangen, ſo werden wir 
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doch ſtets die Grundſätze ſeiner europäiſchen Politik als den 
feſten Boden unter unſeren Füßen behaupten müſſen. Die 
neue Zeit muß mit ihren Wurzeln in den Überlieferungen 
der alten ruhen. Die Garantie für eine geſunde Entwicklung 
liegt auch hier in einem verſtändigen Ausgleich zwiſchen 
Altem und Neuem, zwiſchen Erhaltung und Fortſchritt. Der 
Verzicht auf Weltpolitik wäre gleichbedeutend geweſen mit 
einem langſamen, ſicheren Verkümmern unſerer nationalen 
Lebenskräfte. Eine Politik weltpolitiſcher Abenteuer ohne 
Rückſicht auf unſere alten europäiſchen Intereſſen hätte 
vielleicht zunächſt reizvoll und imponierend gewirkt, bald 
aber zu einer Kriſis, wenn nicht zur Kataſtrophe in unſerer 
Entwicklung geführt. Die geſunden politiſchen Erfolge werden 
nicht viel anders wie die kaufmänniſchen gewonnen: in 
ruhiger Fahrt zwiſchen der Skylla ängſtlicher Vorſicht und 
der Charybdis wagehalſigen Spekulierens. 

„Die Baſis einer geſunden und vernünftigen Weltpolitik 
iſt eine kräftige nationale Heimatpolitik.“ Das ſagte ich im 
Dezember 1901, als der Abgeordnete Eugen Richter einen 
Gegenſatz hatte konſtruieren wollen zwiſchen der Politik, die 
dem neuen Zolltarif zugrunde lag, die den Schutz der hei⸗ 
miſchen Arbeit, insbeſondere der landwirtſchaftlichen, be⸗ 
zweckte, und der neuen Weltpolitik, die den Intereſſen des 
Handels folgte. Der ſcheinbare Gegenſatz war tatſächlich ein 
Ausgleich, denn die deutſche Weltwirtſchaft war hervor⸗ 
gegangen aus einem zu höchſter Blüte entwickelten nationalen 
Wirtſchaftsleben. Die Verbindung zwiſchen Politik und 

*) Reden II, Seite 15. 
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Volkswirtſchaft ijt in unſerer modernen Zeit eine innigere 
als in der Vergangenheit. Die modernen Staaten reagieren 
mit ihrer inneren wie mit ihrer auswärtigen Politik un⸗ 
mittelbar auf die Schwankungen und Veränderungen des 
hochentwickelten wirtſchaftlichen Lebens, und jedes bedeut⸗ 
ſame wirtſchaftliche Intereſſe drängt alsbald in irgendeiner 
Weiſe zum politiſchen Ausdruck. Der Welthandel mit allen 
Lebensintereſſen, die von ihm abhängen, hat unſere Welt⸗ 
politik notwendig gemacht. Das heimiſche Wirtſchaftsleben 
fordert eine entſprechende Heimatpolitik. Hinüber und her⸗ 
über muß ein Ausgleich geſucht und gefunden werden. 
Sieben Jahre nach den Zolltarifverhandlungen kam der 
damals wirtſchaftspolitiſch umſtrittene Ausgleich zwiſchen 
deutſcher Welt⸗ und Heimatspolitik in der großen Politik 
zur Geltung bei Gelegenheit der bosniſchen Kriſe im Jahre 
1908. Dies Ereignis iſt vielleicht beſſer als jede akademiſche 
Erörterung geeignet, das rechte wirkliche Verhältnis zwiſchen 
unſerer überſeeiſchen und unſerer europäiſchen Politik klar⸗ 
zulegen. Die deutſche Politik bis zur Aufrollung der bos⸗ 
niſchen Frage war vorwiegend beherrſcht von den Rück⸗ 
ſichten auf unſere Weltpolitik. Nicht als ob Deutſchland 
ſeine auswärtigen Beziehungen nach ſeinen überſeeiſchen 
Intereſſen orientiert hätte, aber weil das Mißfallen Eng⸗ 
lands an der Entfaltung des deutſchen Wherfeehandels und 
insbeſondere an der Erſtarkung der deutſchen Seemacht auf 
die Gruppierung der Mächte und ihre Stellung zum Deut⸗ 
ſchen Reich einwirkte. Die öffentliche Meinung des engliſchen 
Volkes überließ ſich ſeit dem Beginn unſeres Schiffsbaues 
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zeitweiſe einer unbegründeten, ja ſinnloſen und deshalb faſt 
panikartigen Beſorgnis vor einer deutſchen Landung in Eng⸗ 
land. Von einem nicht kleinen Teil der weitverzweigten und 
mächtigen engliſchen Preſſe wurde dieſe Beſorgnis ſyſte⸗ 
matiſch genährt. 

Ich war während meiner Amtszeit überzeugt, daß es zu 
einem Zuſammenſtoß zwiſchen Deutſchland und England 
nicht kommen werde, wenn wir 1. uns eine Flotte bauten, 
die anzugreifen für jeden Gegner mit einem übermäßigen 
Riſiko verbunden wäre, 2. darüber hinaus uns auf kein ziel⸗ 
und maßloſes Bauen und Rüſten einließen, auf kein Über⸗ 
heizen unſeres Marinekeſſels, 3. England nicht erlaubten, 
unſerem Anſehen und unſerer Würde zu nahe zu treten, 
4. aber auch nichts zwiſchen uns und England ſetzten, was 
nicht wieder gutzumachen geweſen wäre. Darum habe ich 
ungehörige und unſer nationales Empfinden verletzende An⸗ 
griffe, wie den beleidigenden Ausfall von Chamberlain im 
Januar 1902, immer und mit Ernſt zurückgewieſen, von 
welcher Seite ſie auch kommen mochten, aber der Ver⸗ 
ſuchung zu einer Einmiſchung in den Burenkrieg widerſtan⸗ 
den, denn eine ſolche würde dem engliſchen Selbſtgefühl 
eine Wunde geſchlagen haben, die ſich nicht wieder ge⸗ 
ſchloſſen hätte; 5. wenn wir ruhige Nerven und kaltes Blut 
behielten, England weder brüskierten noch ihm nachliefen. 

In der engliſchen Politik machte ſich ſeit dem Anfang des 
neuen Jahrhunderts der Einfluß König Eduards VII. gel⸗ 
tend, eines Monarchen von ungewöhnlicher Menſchenkennt⸗ 
nis und Kunſt der Menſchenbehandlung, von reicher und 
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vielſeitiger Erfahrung. Seine Politik richtete ſich nicht fo 
ſehr direkt gegen die deutſchen Intereſſen als daß ſie ver⸗ 
ſuchte, durch eine Verſchiebung der europäiſchen Machtver⸗ 
hältniſſe Deutſchland allmählich mattzuſetzen. Sie ſuchte 
durch eine Reihe von Ententen, denen zuliebe vielfach nicht 
unwichtige britiſche Intereſſen geopfert wurden, die anderen 
Staaten Europas an ſich zu ziehen und ſo Deutſchland zu 
iſolieren. Es war die Ara der ſogenannten engliſchen Ein⸗ 
kreiſungspolitik. Mit Spanien war ein Mittelmeervertrag 
geſchloſſen worden. Frankreich kam dem Widerſacher des 
Deutſchen Reichs ſelbſtverſtändlich entgegen, und der britiſch⸗ 
franzöſiſche Vertrag über Agypten und Marokko im Jahre 
1904 ließ die Erinnerung an Faſchoda völlig in den Hinter⸗ 
grund treten. Unter der Nachwirkung der ſchweren, im 
Kriege mit Japan zu Lande und zu Waſſer erlittenen Nieder⸗ 
lagen und ſchwerer innerer Wirren hatte ſich Rußland, um 
Ruhe an der langen Grenze zu haben, wo ſich in Aſien 
ruſſiſche und engliſche Intereſſen berühren, und auch aus 
Sorge vor einem zweiten Kriege mit Japan zu einer Ab⸗ 
machung mit England über die Intereſſenſphären in Aſien 
entſchloſſen und ſich damit England genähert. Italien wurde 
mit Eifer umworben. Ahnliche Bemühungen gegenüber 
Oſterreich⸗Ungarn ſcheiterten gelegentlich der Monarchen⸗ 
zuſammenkunft in Iſchl an der unerſchütterlichen Bündnis⸗ 
treue des greiſen Kaiſers Franz Joſeph. In Algeciras hatten 
wir einen ſchwierigen Stand, obwohl Deutſchlands Politik 
das eigene nationale Intereſſe als Glied der allgemeinen inter⸗ 
nationalen Intereſſen gegen die von England geſtützten fran⸗ 
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zöſiſchen Anſprüche vertrat. Die Einkreiſungspolitik ſchien 
damals in der Konſtellation der Mächte äußerlich ſtandzu⸗ 
halten, wiewohl durch das Zuſtandekommen der Konferenz 
überhaupt und durch ihre wichtigſten Beſchlüſſe die Abſichten 
der deutſchen Politik mit Bezug auf Marokko im weſent⸗ 
lichen erreicht worden waren. Es war nun die Frage, wie 
das Ententenſyſtem auf dem Gebiete der eigentlichen euro⸗ 
päiſchen Politik beſtehen würde. 

Die endgültige Einverleibung der Provinzen Bosnien und 
Herzegowina, die Oſterreich gemäß den Beſtimmungen des 
Berliner Kongreſſes ſeit 1878 beſetzt hielt, in das öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Staatsgebiet führte eine große europäiſche Kriſe 
herauf. Rußland widerſetzte ſich dem öſterreichiſchen Vor⸗ 
gehen. Im Vertrauen auf den ſcheinbar unmittelbar bevor⸗ 
ſtehenden bewaffneten Austrag der alten öſterreichiſch⸗ruſſi⸗ 
ſchen Balkanrivalität glaubte Serbien, das ſeine großſer⸗ 
biſchen Pläne durchkreuzt ſah, gegen die Donaumonarchie 
zum Kriege rüſten zu dürfen. England ſtellte ſich auf die 
ruſſiſche Seite und die von der engliſchen Preſſe geführte 
Sprache klang faſt leidenſchaftlicher als die Stimmen, die 
uns aus Rußland entgegenſchallten. Die Spitze der eng⸗ 
liſchen Politik ſchien ſich weniger gegen Oſterreich als gegen 
das mit Oſterreich verbundene Deutſchland zu richten. Es 
war das erſtemal, daß das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis vor 
einem ſchweren Konflikt ſeine Haltbarkeit und Stärke erwei⸗ 
fen ſollte. Ich ließ in meinen Reichstagsreden“) wie in meinen 
Weiſungen an unſere Vertreter im Ausland keinen Zweifel, 
9 Reden V, Seite 124 ff. 
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daß Deutſchland entſchloſſen fet, in Nibelungentreue und 
unter allen Umſtänden am Bündnis mit Oſterreich⸗Ungarn 
feſtzuhalten. Das deutſche Schwert war in die Wagſchale 
der europäiſchen Entſcheidung geworfen, unmittelbar für 
unſeren öſterreichiſch⸗ungariſchen Bundesgenoſſen, mittelbar 
für die Erhaltung des europäiſchen Friedens und vor allem 
und in erſter Linie für das deutſche Anſehen und die deutſche 
Weltſtellung. 

Die Stunde war da, die zeigen mußte, ob Deutſchland durch 
die Einkreiſungspolitik wirklich mattgeſetzt war, ob die in den 
Kreis der antideutſchen Politik gezogenen Mächte es mit ihrem 
europäiſchen Lebensintereſſe vereinbar finden würden, feind⸗ 
lich gegen das Deutſche Reich und ſeine Verbündeten aufzu⸗ 
treten oder nicht. Der Verlauf der bosniſchen Kriſe wurde tat⸗ 
ſächlich das Ende der Einkreiſungspolitik Eduards VII. Keine 
Macht zeigte Luſt, die eigenen europäiſchen Intereſſen frem⸗ 
den weltpolitiſchen Intereſſen unterzuordnen und die eigenen 
Knochen für andere zu Markt zu tragen. Durch die bosniſche 
Annexionskriſis wurde weder der Krieg entfeſſelt, noch auch 
nur unſer Verhältnis zu Rußland ernſtlich geſchädigt. Die ſehr 
überſchätzte Konſtellation von Algeciras zerbarſt an den hand⸗ 
feſten Fragen der Kontinentalpolitik. Italien blieb an der 
Seite ſeiner Verbündeten, Frankreich verhielt ſich ab wartend 
und nicht unfreundlich für Deutſchland, und Kaiſer Nikolaus 
entſchied ſich für einen gütlichen Ausgleich der beſtehenden 
Schwierigkeiten. So erwies ſich damals die kunſtvolle Ein⸗ 
kreiſung und Iſolierung Deutſchlands, während einiger Zeit 
das Schreckbild ängſtlicher Gemüter, als ein diplomatiſches 
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Blendwerk, dem die realpolitiſchen Vorausſetzungen fehlten. 
Der belgiſche Geſandte in Berlin, Baron Greindl, zog das 
Fazit dieſer diplomatiſchen Kampagne, die uns einen be⸗ 
deutſamen Erfolg brachte und dabei der Welt den Frieden 
erhielt, als er nach dem Abſchluß der bosniſchen Kriſis, am 
1. April 1909 an ſeine Regierung ſchrieb: „Der von Herrn 
Iswolſki und Sir Edward Grey ausgearbeitete Konferenz⸗ 
vorſchlag, die Verhandlungen über eine Kollektivdemarche in 
Wien und der ganze Meinungsaustauſch zwiſchen London, 
Paris und St. Petersburg zielten ſtändig darauf hin, Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn zu einem Vergleich zu zwingen, der einer De⸗ 
mütigung ſehr ähnlich geweſen wäre. Dieſe hätte Deutſch⸗ 
land ebenſo unmittelbar und fühlbar getroffen wie Oſterreich⸗ 
Ungarn, und hätte dem Vertrauen, das man in Wien dem 
Bündnis mit Deutſchland entgegenbringt, einen ſchweren 
Schlag verſetzt. Dieſe Umtriebe wurden durch die ganz un⸗ 
zweideutige und entſchiedene Haltung Deutſchlands ver⸗ 
eitelt, die es trotz allen Drängens niemals aufgegeben hat. 
Deutſchland allein hat den Frieden durchgeſetzt. Die Mächte 
in der vom König von England organiſierten Neugruppie⸗ 
rung haben ihre Kräfte mit dem Verband der europäiſchen 
Zentralmächte gemeſſen und ſich außerſtande gezeigt, den⸗ 
ſelben zu lockern.“ Über den Eindruck, den unſer Erfolg in 
St. Petersburg hinterlaſſen hatte, ſchrieb Baron Greindl, 
man empfinde dort, daß die Triple⸗Entente Rußland keine 
genügende Stütze biete, um auf mindeſtens normale Be⸗ 
ziehungen zu Deutſchland verzichten zu können. Die Er⸗ 
fahrung habe Rußland die Wirkungsloſigkeit der von König 
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Eduard gebildeten Koalition beim erſtenmal gezeigt, wo 
dieſe auf die Probe geſtellt worden wäre. Der belgiſche Ge⸗ 
ſchäftsträger in Paris berichtete um dieſelbe Zeit, in Frank⸗ 
reich ſei von dem frenetiſchen Enthuſiasmus, mit dem dort 
einſt die ruſſiſche Allianz begrüßt worden wäre, nicht mehr 
viel zu ſpüren. Der jener Iſolierungspolitik zugrunde liegende 
Rechenfehler war der geweſen, daß ſie die europäiſche Groß⸗ 
machtſtellung des Deutſchen Reichs nicht mit ihrem vollen 
Wert als Faktor in die politiſche Rechnung eingeſtellt hatte. 
Gewiß, wenn es gelungen wäre, unſerer Stellung in 
Europa einen empfindlichen Stoß zu verſetzen, ſo würde 
auch unſere Weltpolitik tödlich getroffen worden ſein. So⸗ 
weit war die Rechnung der Einkreiſungspolitik richtig. Aber 
wir waren fo leicht auf dem Feſtlande nicht zu treffen. 
Der Dreibund war eine Macht, gegen die ſich um ferner⸗ 
liegender Intereſſen willen ſelbſt von einer geſchickten Di⸗ 
plomatie keine Macht vorſchieben ließ, gegen die jede Macht 
den Kampf nur um letzte Lebensfragen wagen konnte. 
Last not least waren die Feſtlandmächte vielfach durch In⸗ 
tereſſen verbunden, die ſich der deutſch⸗engliſchen Rivalität 
auf der See und im Welthandel nicht unterordnen ließen. 
Nur mit England ſtand Deutſchland in weltpolitiſcher Ver⸗ 
rechnung. Bei allen anderen europäiſchen Mächten kam 
die kontinentalpolitiſche Gegenrechnung für die Geſtaltung 
ihrer Beziehungen zum Deutſchen Reich entſcheidend in 
Betracht. Wie recht die Mächte des Feſtlandes damals 
hatten, neben und vor allen Intereſſengemeinſchaften mit 
Deutſchland den Reſpekt vor dem in Kraft und Kräften 
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ſtarrenden deutſchen Nachbarn in die große politiſche Be⸗ 
rechnung zu ſtellen, das haben die vergangenen Kriegs⸗ 
monate bewieſen, in denen die engliſche Freundſchaft die 
Furchtbarkeit der deutſchen Feindſchaft nicht zu beſchwören 
und von denen, die auf dieſe Freundſchaft gebaut hatten, 
das Verderben nicht abzuwenden vermochte. 

Es war die große Lehre der bosniſchen Kriſe, daß unſere 
Weltpolitik auf unſerer Kontinentalpolitik ruht. Unſere 
Weltpolitik hat uns in Gegenſatz zu England gebracht. 
Gegen die deutſche Welthandels⸗ und Seemacht war die 
Einkreiſungspolitik gerichtet, die eine ernſte Gefährdung 
unſerer Sicherheit zu werden ſchien. Durch unſere Stärke 
als Kontinentalmacht zerriſſen wir das Einkreiſungsnetz, ſo 
daß jenſeits des Kanals jene Ernüchterung eintreten konnte, 
die einer Epoche ruhigen Gedankenaustauſchs und verſtän⸗ 
digen Intereſſenausgleichs zwiſchen den beiden Nationen 
voranzugehen ſchien. Der Beſuch, den König Eduard dem 
deutſchen Kaiſerpaar im Winter 1909, unmittelbar nach⸗ 
dem in der bosniſchen Kriſis die entſcheidende Wendung 
eingetreten war, in der Reichshauptſtadt abſtattete, nahm 
einen befriedigenden Verlauf. Der König fand eine herz⸗ 
liche Aufnahme. Er wußte ſeinerſeits durch die Friedens⸗ 
liebe, die er wiederholt zum Ausdruck brachte und die bald 
nachher in der engliſchen Thronrede wie in der Adreß⸗ 
debatte des engliſchen Parlaments noch bekräftigt wurde, 
den günſtigen Eindruck ſeines Beſuches zu unterſtreichen 
und zu vertiefen. Mit dieſem letzten Beſuch des Königs 
Eduard in Berlin fiel ein freundliches und für die Zukunft 
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gute Hoffnungen erweckendes Licht nicht nur auf das Ver⸗ 
hältnis des Königs zu Deutſchland, ſondern auch auf die 
Beziehungen zwiſchen zwei großen Völkern, die allen Grund 
hatten, ſich gegenſeitig zu achten und friedlich in Friedens⸗ 
arbeiten miteinander zu wetteifern. Der Verſuch, den 
deutſch⸗engliſchen Gegenſatz zu einem Syſtem der geſamten 
internationalen Politik zu erweitern, iſt bis 1914 nicht 
wiederholt worden. 

Ganz auf die kontinentalpolitiſche Machtſtellung Deutſch⸗ 
lands gegründet war der Bund der drei Großmächte Mittel⸗ 
europas. Die europäiſche Geſchichte hat ſelten oder nie ein 
Bündnis von einer Standfeſtigkeit wie den Dreibund ge⸗ 
ſehen. Im Jahre 1879 ſchloß Bismarck das Bündnis mit 
Oſterreich⸗Ungarn, 1883 trat Italien dem Bunde bei. 
Während 30 Jahren ſind die Bündnisverträge regelmäßig 
erneuert worden, und immer wieder hatten ſich hinſichtlich 
der Haltbarkeit des Dreibundes die Hoffnungen der Whel- 
wollenden, die Befürchtungen der Wohlmeinenden als un⸗ 
begründet erwieſen. Soweit ſich eine der Parteipolitik an⸗ 
gehörende Kennzeichnung auf die in Urſachen, Wirkungen 
und Zwecken weſensverſchiedene internationale Politik an⸗ 
wenden läßt, wird man ſagen dürfen, daß dem Dreibund 
ausgeſprochen konſervative Tendenzen eigen waren, und 
daß hierin der vorwiegende Grund für ſeine Haltbarkeit 
zu ſuchen war. Es waren nicht Eroberungsabſichten, nicht 
unbefriedigter Ehrgeiz, was die Staaten des Dreibundes zu⸗ 
ſammengeführt hatte und zuſammenhielt. Der feſte Wille, 
die beſtehenden europäiſchen Machtverhältniſſe zu erhalten, 
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ihre gewaltſame Veränderung, wenn nötig aud mit Ge- 
walt zu verhindern, hatte die drei mitteleuropäiſchen Reiche 
zuſammengeführt. Jeder revolutionären europäiſchen Poli⸗ 
tik, die etwa die Bahnen Ludwigs XIV. oder Napoleons J. 
betreten wollte, ſollte die geſchloſſene Kraft Mitteleuropas 
entgegentreten, die wie ein mächtiges Befeſtigungswerk den 
Kontinent teilte. Das Beſtehende erhalten wollen, heißt in 
der internationalen Politik den Frieden wollen. Die Be⸗ 
gründer des Dreibundes haben bewußt eine Friedensbürg⸗ 
ſchaft geſchaffen. Der Dreibund hat auch mehr als einmal 
während der letzten 30 Jahre aufſteigende Kriegsgefahren 
gebannt. 

Wenn ich gefragt würde, welche von den vielen gewaltigen 
Arbeiten, die ein neuer Herkules, Fürſt Bismarck, vollbracht 
hat, um dem deutſchen Volk die ihm gebührende Stellung 
in der Welt zu erringen, vom Standpunkt der Technik der 
auswärtigen Politik die größte Bewunderung verdient, ſo 
würde ich nicht zögern zu erwidern: Die Weisheit und Tat⸗ 
kraft, mit denen Fürſt Bismarck von dem Augenblicke an, wo 
die Regelung der deutſchen Frage im preußiſchen Sinne und 
für das Haus der Hohenzollern entſchieden war, gegenüber 
allen Widerſtänden an die Wiederanknüpfung der Verbin⸗ 
dung mit Oſterreich ging. Während noch Pulverdampf das 
Schlachtfeld von Königgrätz bedeckte, ſah ſein geniales Auge 
ſchon am Horizont die Möglichkeit eines auf geſunder Grund⸗ 
lage geſicherten Zuſammengehens zwiſchen einem durch 
Preußen geeinigten Deutſchland und einer ſelbſtändigen, in 


verjüngter Kraft neu erſtehenden öſterreichiſch-ungariſchen 
Fürſt von Bülow, Deutſche Politik 5 
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Monarchie. Sich nicht in die internen Verhältniſſe der Dop⸗ 
pelmonarchie einzumiſchen, weder in die zisleithaniſchen, 
noch in die transleithaniſchen, war ihm eine Regel, von der 
er nie abgewichen iſt. Sein berühmtes Wort, daß, wenn der 
Kaiſer von Oſterreich zu Pferde ſtiege, ihm alle ſeine Völker 
gegen den auswärtigen Feind folgen würden, iſt viele Jahre, 
nachdem es geſprochen wurde, vom Gang der Ereigniſſe 
beſtätigt worden. Noch heute gilt, was er den Deutſch⸗Oſter⸗ 
reichern zurief: „Dienen Sie treu Ihrem Kaiſer, dann dienen 
Sie am beſten dem Deutſchen Reich.“ Er hat auch recht be- 
halten, wenn er dem Magyarentum für die Zukunft der öſter⸗ 
reichiſch⸗-ungariſchen Monarchie wie für unſer Bündnis mit 
ihr beſondere Bedeutung beilegte. Als ich, im Sommer 1884 
zum Geſchäftsträger in St. Petersburg beſtimmt, einer Ein⸗ 
ladung nach Varzin folgte, verbreitete ſich Fürſt Bismarck in 
einer mir unvergeßlich gebliebenen Unterredung über die 
Völker der Balkanhalbinſel. „Sie können uns meiſt nicht 
leiden,“ meinte er, „das hat aber nicht viel zu ſagen, denn 
Gott hat es in ſeiner Weisheit ſo eingerichtet, daß ſie ſich 
untereinander noch weniger leiden können.“ Dann auf Un⸗ 
garn übergehend: „Die Ungarn haben Schneid im Leibe, 
viel Temperament, und ſind dabei kluge Köpfe. Es gehört 
ſchon etwas dazu, um ſich durch Jahrhunderte und gegen 
ſolche Schwierigkeiten zu behaupten, wie ſie das fertig be⸗ 
kommen haben. Sie haben im Gegenſatz zu den Slawen für 
Oſterreich den Vorzug, daß ſie kein Magnet nach außen 
zieht. Und wenn es auch Ungarn geben mag, die auf die 
„Schwaben“ räſonnieren, Jo hat das nicht viel zu bedeuten, 
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denn Deutſche und Ungarn find durch ihre Lebensintereſſen 
ſo aufeinander angewieſen, daß jede europäiſche Kriſis ſie 
zuſammenführen muß und nur großer Unverſtand auf beiden 
Seiten ſie dauernd trennen könnte.“ 

Das Verhältnis Italiens zum Dreibund hat während 
33 Jahren manche Oſzillationen durchgemacht, die zum Teil 
der Rückſchlag innerpolitiſcher Vorgänge in Italien waren, 
zum Teil aus der beſonderen Entwicklung einzelner Mittel⸗ 
meerfragen hervorgingen. Italien vom Dreibund zu tren⸗ 
nen war den zeitweiſe mit großer Hartnäckigkeit und vielem 
Eifer betriebenen Bemühungen unſerer Gegner vor dem 
gegenwärtigen Kriege nicht gelungen. 

Die Beziehungen Italiens zu Oſterreich waren von An⸗ 
fang an komplizierter als unſer Verhältnis zu Italien. Die 
Erinnerung an die leidenſchaftlichen Kämpfe, die das italie⸗ 
niſche Volk während eines halben Jahrhunderts gegen die 
öſterreichiſche Herrſchaft in Italien geführt hat, war nie 
erloſchen. Denkmäler und Inſchriften, eine umfangreiche 
Literatur und eine von Frankreich angefachte chauviniſtiſche 
Agitation ſorgten dafür, ſolche Erinnerungen wachzuhalten. 
Der Umſtand, daß faſt eine Million Italiener der Habs⸗ 
burgiſchen Monarchie angehören, war und blieb ein emp- 
findlicher Punkt. Ein bedeutender italieniſcher Staatsmann, 
der Botſchafter Graf Nigra, hatte recht, wenn er mir ein⸗ 
mal ſagte: „Oſterreich und Italien können nur Alliierte 
oder Feinde ſein.“ Daß ſie Alliierte blieben, lag im wohl⸗ 
verſtandenen Intereſſe beider Länder, lag insbeſondere im 
italieniſchen Intereſſe. Frankreich, deſſen . Staats⸗ 
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männer die italophile Politik des Kaiſers Napoleon III. 
als einen verhängnisvollen Fehler angeſehen haben, das 
noch heute die Konkurrenz Italiens im Mittelmeer un⸗ 
bequem empfindet und nie aufhören wird, nach der Vor⸗ 
herrſchaft in dieſem Meer zu ſtreben, das Napoleon I. 
„un lac frangais“ nannte, ijt für Italien ein gefährlicherer 
Rivale als Oſterreich. Wenn öſterreichiſche Beamte in 
Trieſt und Trient vielleicht nicht immer geſchickt verwalte⸗ 
ten, ſo hat ſich doch hier wie dort das italieniſche Volkstum 
durch Jahrhunderte unverſehrt erhalten, während die Ser⸗ 
ben und Kroaten an der adriatiſchen Küſte das italieniſche 
Element bis aufs Meſſer bekämpfen und es vielfach zurück⸗ 
gedrängt haben, und alle Welt weiß, wie es vollends unter 
ruſſiſcher Herrſchaft und ruſſiſchem Einfluß heterogenen 
Volksteilen zu gehen pflegt. Was England angeht, ſo ſind 
die Sympathien für dies Land, das einſt den Führern der 
italieniſchen Nationalbewegung ein Aſyl bot, und deſſen 
Inſtitutionen den Italienern während ihrer Befreiungs⸗ 
kämpfe als Vorbild galten, in Italien weit verbreitet. Trotz⸗ 
dem war es kurzſichtig, ſich durch ſolche Gefühlsregungen 
darüber täuſchen zu laſſen, daß England in ſeiner Politik 
wohl oft andere mit Geſchick für ſeine Zwecke benutzt, aber 
kaum jemals für andere ſelbſtloſe Opfer gebracht hat. 
Der kaltſchnäuzige Egoismus, mit dem England dem ita⸗ 
lieniſchen Alliierten die dieſem notwendigen Lebensmittel, 
Kohle und Baumwolle vorenthält, ſtellt die italieniſche Ge⸗ 
duld auf eine harte Probe. Italien und Deutſchland waren 
durch ſo viele und ſchwerwiegende Momente, die Abweſen⸗ 
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heit jeder nationalen Rivalität und — da die Erinnerung 
an den Kampf im Teutoburger Wald und die Schlacht bei 
Legnano doch weit zurückliegt — auch aller ſtörenden 
Reminiſzenzen, durch die Gleichartigkeit ihres geſchicht⸗ 
lichen Werdegangs und durch gemeinſame Gefahren, die 
ſie in gleicher Weiſe bedrohen konnten, ſo augenſcheinlich 
aufeinander angewieſen, daß es einer neunmonatigen 
Wühlarbeit von franzöſiſcher und engliſcher Seite be⸗ 
durfte, um dieſe in der Natur der Dinge begründete, 
hiſtoriſch wie vom Standpunkt der Realpolitik einleuchtende 
Intereſſengemeinſchaft zu zerſtören. 

Wir neigten dazu, unſer Verhältnis zu Italien, das, 
entgegen der landläufigen Anſicht über den Charakter bei⸗ 
der Völker, bei uns mehr mit dem Gefühl, in Italien mehr 
mit dem Verſtande genommen wurde, bisweilen zu un⸗ 
günſtig zu beurteilen, bisweilen etwas überſchwenglich auf⸗ 
zufaſſen. Italien hatte weder in Algeciras, noch mit ſeiner 
Tripolisexpedition, noch kurz vorher, bei der Entrevue von 
Racconigi ſich von uns trennen wollen. In Algeciras 
ſtimmten die italieniſchen Vertreter in einigen mehr neben⸗ 
ſächlichen Fragen mit den Weſtmächten und gegen uns. 
Dieſe Abſtimmungen wurden von der franzöſiſchen Preſſe 
mit Geſchick aufgegriffen und auspoſaunt als Schwen⸗ 
kung Italiens vom Dreibund zu Frankreich. In anderen 
und wichtigeren Fragen hat Italien in Algeciras unſeren 
Standpunkt unterſtützt und gefördert. Das hat unſer Ver⸗ 
treter in Algeciras, Herr von Radowitz, immer anerkannt 
und ſich wiederholt gegen die Angriffe gewandt, die gegen 
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die Stellungnahme Italiens auf der Konferenz gerichtet 
wurden. Ich kam ſeinem Wunſche nach, als ich im Novem⸗ 
ber 1906 im Reichstag“) den gegen Italien erhobenen Vor⸗ 
würfen entgegentrat. Herr von Radowitz hat auch ſpäter ſein 
Urteil über die italieniſchen Delegierten mir gegenüber dahin 
zuſammengefaßt, daß ſie in der Form vielleicht zu ſehr ge⸗ 
neigt geweſen wären, das italieniſch-franzöſiſche Verhältnis 
in möglichſt freundlichem Licht erſcheinen zu laſſen, in der 
Sache aber uns gute Dienſte geleiſtet hätten. Die gegenteilige 
Auffaſſung iſt ebenſowenig begründet wie der in Rußland 
vielfach verbreitete Glaube, daß Fürſt Bismarck auf dem 
Berliner Kongreß Rußland getäuſcht und verraten habe. 
Italien hatte auch Intereſſen, die außerhalb des Rah⸗ 
mens des Dreibundes lagen. Wir ſelbſt hatten ſelbſtändige 
Intereſſen jenſeits der Dreibundpolitik, ſie fehlten auch 
Oſterreich nicht. Das hat Fürſt Bismarck bisweilen mit 
Schärfe betont. Der Dreibund würde nicht ſo lange Dauer 
gewonnen haben, wenn er eine abſolute Bindung der ver⸗ 
bündeten Mächte in allen ihren Unternehmungen, auf allen 
ihren politiſchen Wegen verlangt hätte. Cum grano salis 
konnte eine Tatſache des innerpolitiſchen, unſeres natio⸗ 
nalen ſtaatlichen Lebens, vergleichsweiſe zur Charakteri⸗ 
ſierung des Dreibundes herangezogen werden. Wie dem 
Deutſchen Reich gerade dadurch eine Gewähr der Dauer 
gegeben iſt, daß ſeine Verfaſſung bei aller Bindung in den 
großen nationalpolitiſchen Aufgaben den Einzelſtaaten ihre 
Selbſtändigkeit in der eigentümlichen Erfüllung ihrer enge⸗ 
9) Reden IV, Seite 119 ff. 
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ren Aufgaben läßt, ſo band nach der häufig und nachdrück⸗ 
lich betonten Anſicht ſeines Begründers der Dreibund die 
drei großen Mächte Mitteleuropas in den großen konti⸗ 
nentalpolitiſchen Zwecken, auf die der Bund begründet 
wurde, ließ ihnen aber Freiheit in der Verfolgung ihrer 
beſonderen nationalen Intereſſen. Italien, Oſterreich und 
Deutſchland ruhen mit den Wurzeln ihres Lebens in der 
europäiſchen Politik, und ihre Wurzeln waren vielfältig 
und feſt ineinander verſchlungen. Das Geäſt der Bäume 
aber ſollte ſich frei nach den verſchiedenen Seiten aus⸗ 
breiten können. Der Dreibundvertrag ſollte nicht die 
Heckenſchere ſein, die das freie Wachstum ohne zwingenden 
Grund hinderte. So hat der Dreibund ein Menſchenalter 
hindurch gelebt und hat mehr noch als im Intereſſe der 
Zentralmächte im Intereſſe Italiens gewirkt. Auf den 
Dreibundvertrag geſtützt, der ihm in Europa den Rücken 
deckte, konnte Italien den kolonialpolitiſchen Weg be⸗ 
ſchreiten und für die Beſtätigung der errungenen Erfolge 
auf die Unterſtützung ſeiner Verbündeten rechnen. 

Es hat ſeit der Begründung des Dreibundes immer 
Politiker gegeben, die der Zugehörigkeit Italiens zum 
Dreibunde einen rechten Wert nicht zuſprechen wollten. 
Solche Bedenken gründeten ſich auf den Zweifel daran, 
ob Italien in der Lage und willens ſein würde, in allen 
vorkommenden Verwickelungen der internationalen Politik 
mit Oſterreich und uns Hand in Hand zu gehen. Auch wenn 
dieſe Zweifel begründet waren, wurde damit gegen den 
Wert der Zugehörigkeit Italiens zum Dreibund noch nicht 
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alles bewieſen. Auch wenn Italien nicht in allen Situationen 
bis zu den letzten Konſequenzen mit uns und Oſterreich 
und wir und Oſterreich nicht in allen Verwickelungen des 
weltpolitiſchen Getriebes mit Italien gehen konnten, ſo 
wurde doch jede der drei Mächte durch den Beſtand des 
Bündniſſes lange verhindert, dem Gegner der anderen zur 
Seite zu treten. Das hatte Fürſt Bismarck im Auge, wenn 
er einmal äußerte, es genüge ihm, daß ein italieniſcher 
Korporal mit der italieniſchen Fahne und einem Trommler 
neben ſich die Front gegen Weſten, d. h. gegen Frankreich, 
und nicht gegen Oſten, d. h. gegen Oſterreich nehme. Alles 
Weitere mußte davon abhängen, wie eine eventuelle Kon⸗ 
fliktsfrage in Europa geſtellt wurde. Der letzte und volle 
Wert eines Bündniſſes kann nur im Ernſtfall erprobt wer⸗ 
den. Soweit politiſche Vorausſicht reicht, läßt ſich ſagen, 
daß die Schwenkung Italiens vom Dreibund zu unſeren 
Gegnern, die im Widerſpruch mit den Traditionen und 
dem Geiſt vieler ſeiner beſten Männer von Cavour bis 
Criſpi erfolgte, und auch vom realpolitiſchen Standpunkt 
nicht zu rechtfertigen iſt, ſich als ein Fehler erweiſen 
wird. Ich will die Frage unerörtert laſſen, ob und auf 
welche Weiſe es beim Beginn des Krieges möglich ge⸗ 
weſen wäre, den Abfall Italiens vom Dreibund zu ver⸗ 
hindern. Den Bruch zwiſchen Italien und Oſterreich zu ver⸗ 
meiden, hätte vor allem im italieniſchen Intereſſe gelegen. 
Wird Italien bei ſeinen neuen Verbündeten und mit ihnen 
das gewinnen, was es bei den alten aufgab? Die wichtigſten 
Intereſſen, die Italien hat, ſeine Mittelmeerintereſſen, ſind 
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ſeit jeher von England mit kühler Gleichgültigkeit, von 
Frankreich mit traditioneller Scheelſucht, von Rußland, das 
nach den Dardanellen ſtrebt, wie im Hinblick auf die ſerbiſchen 
Anſprüche an der Oſtküſte des Adriatiſchen Meers mit kaum 
verhüllter Abneigung behandelt worden. Wird ſich das jetzt 
ändern? Hätte Italien nicht beſſer getan, einem Kriege fern⸗ 
zubleiben, der ihm Hekatomben von Menſchenleben und 
Milliarden an Geld gekoſtet hat, ohne ihm bisher auch nur 
einen Teil deſſen einzubringen, was es auf gütlichem Wege 
von Oſterreich erreichen konnte? Wir mußten wünſchen, 
daß Oſterreich die immerhin nennenswerte Militärmacht, 
die es jetzt gegen Italien aufbietet, an der ruſſiſchen Front 
hätte verwenden können. Italien hat Oſterreich erſt den 
Krieg erklärt, als die ſeit Monaten währende Karpathen⸗ 
ſchlacht mit dem deutſch⸗öſterreichiſchen Durchbruch am Du⸗ 
najek gegen Rußland entſchieden war und damit die mili⸗ 
täriſche Situation der Zentralmächte ſich zu unſeren Gunſten 
geklärt hatte. 

Sehr ſorgſam haben wir die Beziehungen zur Türkei und 
zum Iſlam namentlich ſeit der Orientreiſe unſeres Kaiſer⸗ 
paares gepflegt. Dieſe Beziehungen waren nicht ſentimen⸗ 
taler Natur, ſondern wir hatten am Fortbeſtand der Türkei 
ein erhebliches wirtſchaftliches, militäriſches und auch po⸗ 
litiſches Intereſſe. Was meine Politik gegenüber der Türkei 
anbelangt, ſo möchte ich ſie dahin zuſammenfaſſen, daß es 
mein Beſtreben war, durch eine innerlich gut organiſierte 
und unabhängige Türkei uns eine Stütze im Orient zu 
ſchaffen. Deshalb ſuchte ich das Türkiſche Reich vor Schädi⸗ 
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gung zu wahren, vermittelte zwiſchen ihm und den Balkan⸗ 
ſtaaten, beugte einem gemeinſamen Vorgehen der Balkan⸗ 
ſtaaten gegen die Türkei vor, warnte dieſe ſelbſt vor Unvor⸗ 
ſichtigkeiten in Albanien und Arabien und ſah auch keinen 
Grund, mit den Jungtürken nicht ebenſo gut zu ſtehen wie 
mit dem Sultan Abdul Hamid. Die Türkei ijt für uns in wirt⸗ 
ſchaftlicher und finanzieller Hinſicht ein ergiebiges und frucht⸗ 
bares Betätigungsfeld, auf das ſchon Rodbertus und Friedrich 
Liſt hingewieſen hatten, und das wir mit Vorteil beſtellt 
haben. Daß darüber hinaus die militäriſche Kraft der Türkei 
ein bedeutſamer Faktor iſt, und daß die osmaniſche Raſſe 
ſich ihre oft bewährten ſoldatiſchen Tugenden ungeſchwächt 
erhalten hat, beweiſt die Gegenwart. Die Türkei hat durch 
eine loyale und kluge Politik, die ſie in dieſem Krieg von 
Anfang an ihre Stellung an unſerer Seite nehmen ließ, wie 
durch die Widerſtandskraft, mit der ſie dem Anſturm des 
Dreiverbandes ſtandhielt, den Beweis erbracht, daß der 
kranke Mann des Kaiſers Nikolaus I. unter deſſen Urenkel, 
ſechzig Jahre nach dem Krimkrieg, noch auf geſunden Beinen 
ſteht. War die Türkei lange Jahre ein wichtiges Glied in 
der Kette unſerer politiſchen Beziehungen, ſo wird unſer 
Verhältnis zu ihr nach dem Kriege noch wichtiger für uns 
werden. Die in der Vergangenheit auf die Beziehungen 
zwiſchen Deutſchland und der Türkei gewandte Mühe be⸗ 
lohnt ſich reichlich in der Gegenwart und kann uns wie un⸗ 
ſerem türkiſchen Bundesgenoſſen in der Zukunft noch reichere 
Früchte tragen. Der durch ihre Haltung im gegenwärtigen 
Kriege geſtärkten und verjüngten Türkei, die ſich an den 
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Dardanellen wie am Tigris ſtandhaft behauptet und vor 
der Welt ihr Recht auf ſtarkes, ſelbſtändiges ſtaatliches 
Eigenleben neu erwieſen hat, ſteht eine große Aufgabe be⸗ 
vor als Vermittler zwiſchen Orient und Okzident. Ich 
habe es immer für richtig gehalten, unſere Beziehungen 
zu allen Balkanſtaaten ſo weit zu pflegen, als dies ohne 
Beeinträchtigung der türkiſchen Intereſſen möglich war. 
Während der ſechs Jahre, die ich als deutſcher Geſandter 
in Bukareſt tätig war, konnte ich mich davon überzeu— 
gen, einen wie glänzenden Aufſchwung im verfloſſenen 
halben Jahrhundert Rumänien unter der Leitung des 
Königs Carol genommen hat, eines der weiſeſten und er⸗ 
folgreichſten Fürſten der Geſchichte. Rumänien wird ſeine 
große Stellung um ſo ſicherer behaupten, je mehr es ſich 
angelegen ſein läßt, gute und vertrauensvolle Beziehungen 
zu ſeinem ungariſchen Nachbarn aufrecht zu erhalten. Un⸗ 
garn und Rumänen ſind ſchon deshalb aufeinander ange⸗ 
wieſen, weil ſie beide nicht der ſlawiſchen Völkerfamilie an⸗ 
gehören und beide nur einen einzigen wirklichen Feind, den 
Panflawismus, haben. Von dieſem Feind iſt auch das kernige 
bulgariſche Volk bedroht, das, geführt von einem Monarchen, 
der ein feiner politiſcher Kopf iſt, ſich in utraque fortuna, 
im Glück wie im Unglück hervorragend tüchtig gezeigt hat, 
und in dem eine große Zukunft ſteckt. Von den alten 
Hellenen ſagte einſt Plato, ſie ſäßen um das Mittelmeer 
herum wie die Fröſche um einen Teich. Die heutigen 
Griechen ſind durch ihre geiſtige Regſamkeit und Findigkeit 
ein bedeutſamer Faktor an der Küſte jenes ſchönen Meeres 
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geworden. Es gab eine Zeit, wo die Serben, die die Auf⸗ 
merkſamkeit von Goethe und Ranke auf ſich gezogen hatten, 
ihre Bildung in Deutſchland ſuchten, und bis zu dieſem 
Kriege waren ſie bemüht, ihre wirtſchaftlichen Beziehungen 
zu uns fruchtbar zu geſtalten. Das Serbenvolk hat ſich zu 
ſeinem Verderben von dem panſlawiſtiſchen Verſucher um⸗ 
garnen laſſen und büßt das jetzt mit Blut und Gut. 

Das Deutſche Reich hatte von Preußen gute Beziehungen 
zum Zarenreich geerbt. Bis auf die mehr auf perſönlichen 
als auf ſachlichen Gründen beruhende Feindſchaft der Zarin 
Eliſabeth gegen Friedrich den Großen und den Scheinkrieg, 
den Preußen und Rußland 1812 gegeneinander führten, 
hatte Preußen Rußland und Rußland Preußen kaum je auf 
der Seite der Gegner geſehen. Das ſchwierige polniſche Tei⸗ 
lungswerk hatte wohl vorübergehende Reibungen verur⸗ 
ſachen, nicht aber tiefgehende Gegenſätze hervorbringen kön⸗ 
nen. Gerade die polniſchen Angelegenheiten haben Preußen 
und Rußland oft zuſammengeführt. Für beide Reiche lag in 
dem aus den polniſchen Teilungen hervorgegangenen terri⸗ 
torialen Beſitzſtande eine Mahnung, ſich nicht zu entzweien, 
ſondern die gemeinſame Abwehr großpolniſcher Aſpirationen 
als eine Brücke zu betrachten, auf der Preußen und Nußland 
ſich immer wieder begegnen konnten. Während der erſten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts waren die Beziehungen zwi⸗ 
ſchen dem preußiſchen und dem ruſſiſchen Herrſcherhauſe über 
das konventionelle Maß hinaus intim, ſo daß ſie auch in der 
Politik der beiden Reiche zum Ausdruck kamen. In der 
ſchweren Zeit des Krimkrieges erleichterte die freundſchaft⸗ 
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liche Haltung Preußens die Stellung Rußlands nicht un⸗ 
weſentlich, und ſie fand ihr Gegenſtück in der Haltung, die 
Kaiſer Alexander II. im Deutſch⸗Franzöſiſchen Kriege ein⸗ 
nahm. Es iſt oft darüber geſtritten worden, ob wir den Ruſſen 
oder dieſe uns mehr zu Dank verpflichtet wären. Das Schuld⸗ 
konto zwiſchen beiden Staaten hat hin und her geſchwankt. 
Ob die Ruſſen uns 1813/14, 1866 und 1870/71 oder wir ihnen 
während des Krimkrieges, des Ruſſiſch⸗Türkiſchen Krieges von 
1877/78 und im Ruſſiſch⸗Japaniſchen Kriege wertvollere 
Dienſte geleiſtet haben, läßt ſich natürlich nicht mit mathe⸗ 
matiſcher Genauigkeit feſtſtellen, und eine derartige Aufrech⸗ 
nung würde, auch wenn ſie möglich wäre, politiſch zwecklos ſein. 
Mehr noch als unter Privatleuten wird im Völkerleben die all⸗ 
zuſehr unterſtrichene Dankesſchuld als eine Laſt empfunden, 
die der Verpflichtete abzuſchütteln ſucht. Als nicht lange 
nach dem Abſchluß des Frankfurter Friedens, im Septem⸗ 
ber 1872, die beiden Kaiſer von Rußland und Oſterreich ſich 
in der Hauptſtadt des neuen Deutſchen Reichs mit dem ehr⸗ 
würdigen Sieger des großen Völkerringens die Hände reich⸗ 
ten, hatte Fürſt Bismarck für die europäiſche Politik eine 
neue Baſis geſchaffen. Die vereinte Kraft der Oſtmächte 
wirkte erkaltend auf die Revancheſtimmung des franzöſiſchen 
Volkes und war eine Friedensbürgſchaft erſten Ranges. Bis⸗ 
marck erwartete auch von der engeren Bindung Rußlands 
an die konſervativen Tendenzen der auswärtigen Politik 
Deutſchlands und Oſterreichs einen mäßigenden Einfluß auf 
die damals in Rußland ſtärker anſchwellende panſlawiſtiſche 
Strömung. Es ſollte, wie er ſich ausdrückte, der ſtürmiſche 
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ruſſiſche Elefant zwiſchen den zahmen Elefanten Deutſchland 
und Ofterreid) gehen. 

Der Berliner Kongreß brachte 1878 eine Trübung des bis 
dahin ungeſtörten Einvernehmens unter den Oſtmächten. 
Rußland, das nach den ſtarken Verluſten eines langen und 
unerwartet ſchwierigen Feldzugs es nicht auf die Beſetzung 
von Konſtantinopel hatte ankommen laſſen, mußte ſich in 
Berlin einige nicht unweſentliche Modifikationen des Frie⸗ 
dens von San Stefano gefallen laſſen. Dieſe Abänderungen 
waren im weſentlichen auf geheime Abmachungen zurückzu⸗ 
führen, die das St. Petersburger Kabinett vor dem Kriege 
gegen die Türkei mit Oſterreich und nach erfolgtem Waffen⸗ 
ſtillſtand mit England abgeſchloſſen hatte. Aber die ruſſiſche 
Preſſe, deren Einfluß auf die ruſſiſche öffentliche Meinung 
im Laufe der letzten Jahrzehnte erheblich zugenommen hatte, 
ſchob die Verantwortung für die das ruſſiſche Volk wenig 
befriedigenden Ergebniſſe des Berliner Kongreſſes auf den 
Vorſitzenden des Kongreſſes, der gleichzeitig ſein hervor⸗ 
ragendſter Teilnehmer war, den Fürſten Bismarck. Der 
ruſſiſche Reichskanzler, Fürſt Gortſchakow, deſſen perſön⸗ 
liches Verhältnis zum Fürſten Bismarck ſich nach und nach 
immer mehr verſchlechtert hatte, ließ nicht nur der ruſſiſchen 
Preſſe die Zügel ſchießen, ſondern erörterte ſelbſt gegenüber 
einem franzöſiſchen Journaliſten den Gedanken eines ruſſiſch⸗ 
franzöſiſchen Bündniſſes, das freilich damals noch nicht mehr 
als ein Gedanke war. Als auch Kaiſer Alexander II. der 
deutſchfeindlichen Strömung nachzugeben ſchien, ſchloß Bis⸗ 
marck 1879 den Bündnisvertrag mit Oſterreich-Ungarn, der 
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zur Baſis des Dreibundes wurde. Nach Abſchluß dieſes Bünd⸗ 
niſſes ſagte mir der Timeskorreſpondent in Paris, Herr 
v. Blowitz, ein vielgewandter Mann: „Das iſt wohl der beſte 
diplomatiſche Coup, den Bismarck noch gemacht hat.“ Fürſt 
Bismarck ſetzte aber gleichwohl ſeine gewohnte Energie an 
die Wiedergewinnung des alten Verhältniſſes zu Rußland. 
Er hat namentlich während der Regierungszeit Kaiſer 
Alexanders III. ſeine Politik gegenüber Rußland im weſent⸗ 
lichen auf die Perſon des Zaren zugeſchnitten und das damit 
motiviert, daß Preußen trotz der ſeit jeher vorhandenen 
Abneigung weiter ruſſiſcher Kreiſe gegen Deutſchland mit 
Alexander I., Nikolaus I. und Alexander II. gute Geſchäfte 
gemacht habe. Vor dem Kriege gab es in Rußland, wie auch 
die engliſche und franzöſiſche Preſſe zugibt und die Diplomatie 
dieſer Länder wußte, einflußreiche deutſchfreundliche Fak⸗ 
toren. Damit iſt es ſeit dem Kriege natürlich vorbei. Der hier 
und da gegen Fürſt Bismarck erhobene Vorwurf, er habe die 
Selbſtändigkeit der deutſchen Politik und unſere nationale 
Würde Rußland gegenüber nicht immer gewahrt, iſt ebenſo 
kindlich wie ungerecht. Allerdings aber war Fürſt Bismarck 
davon überzeugt, daß Deutſchland ein Intereſſe an ruhigen 
und geſicherten Beziehungen zu ſeinem öſtlichen Nachbarn 
habe. Er ließ ſich in dieſer Überzeugung ſelbſt nicht durch die 
umfaſſenden und anſcheinend bedrohlichen ruſſiſchen mili⸗ 
täriſchen Vorbereitungen und Truppenanhäufungen be⸗ 
irren, die während der 80 er Jahre an unſerer Oſtgrenze ſtatt⸗ 
fanden. Auch hierüber hat er ſich öffentlich ausgeſprochen, 
am rückhaltloſeſten in der Reichstagsrede vom 6. Februar 
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1888. Er hat auch mehr wie einmal darauf hingewieſen, daß 
er keine Luſt habe, ſeine Politik neben der Rachſucht der 
Franzoſen mit ruſſiſchen Revanchegefühlen zu belaſten. Auch 
im Hinblick auf England wollte es Fürſt Bismarck mit Ruß⸗ 
land nicht ganz verderben, da wir, wenn wir England zum 
offenen und permanenten Feinde bekämen, dieſes völlig an 
Rußland ketten, wenn wir aber die Möglichkeit einer Ver⸗ 
ſtändigung mit Rußland aus der Hand gäben, dadurch die 
engliſche Politik erleichtern und die engliſche Weltſtellung 
ſichern würden. Tatſächlich gelang ihm bald nach dem Ab⸗ 
ſchluß des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes nicht nur eine 
erhebliche Beſſerung der deutſch⸗-ruſſiſchen Beziehungen, 
ſondern die Dreikaiſerbegegnung zu Skierniewice führte 1884 
zu einer neuen Annäherung der drei Kaiſerreiche. 

Der europäiſche Friede war durch den Beſtand des Drei⸗ 
bundes auf der einen, durch die Entente der Oſtmächte auf 
der anderen Seite nahezu ideal geſichert. Aber dem idealen 
Zuſtande war von vornherein eine Grenze geſetzt an den 
einander vielfach widerſtreitenden Zielen der öſterreichiſchen 
und der ruſſiſchen Orientpolitik. Es war eine Frage der Zeit, 
wann dieſer Gegenſatz, der nicht abhing vom guten oder 
ſchlechten Willen der Staatsmänner, ſondern von der Ver⸗ 
ſchiedenheit ſehr realer politiſcher Intereſſen beider Reiche, 
wieder zur Erſcheinung kam. Es war die bulgariſche Frage, 
die aufs neue die Beziehungen zwiſchen Rußland und Oſter⸗ 
reich erſchütterte. Das Einvernehmen der drei Kaiſermächte 
überlebte nicht den ſtürmiſchen Sommer 1886. Fürſt Bis⸗ 
marck hat bekanntlich ſelbſt erklärt, daß er gegenüber dieſer 
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neuen Situation beſtrebt geweſen wäre, unter Feſthalten am 
Dreibund wenigſtens für Deutſchland ein geſichertes freund⸗ 
liches Einvernehmen mit Rußland zu bewahren. Zu dieſem 
Zweck habe er rückwärts der Verteidigungspoſition des Drei⸗ 
bunds der deutſchen Politik noch gleichſam eine Aufnahme⸗ 
ſtellung geſichert im ſogenannten Rückverſicherungsvertrag 
mit Rußland. Aber die Motive, die ihn beim Abſchluß dieſes 
Vertrags leiteten, über deſſen Wert und Tragweite hat ſich 
Fürſt Bismarck auch ſpäter öffentlich mehr wie einmal ausge⸗ 
ſprochen, am eingehendſten in jenem Artikel der „Hamburger 
Nachrichten“ vom 24. Oktober 1896, der, wie wir heute wiſſen, 
direkt von ihm inſpiriert war. Er hat die Nichterneuerung 
des Vertrags durch ſeinen Nachfolger ſcharf getadelt und als 
einen verhängnisvollen Fehler bezeichnet. Auf die Nicht⸗ 
erneuerung des Rückverſicherungsvertrags ſei automatiſch 
der Abſchluß des ruſſiſch⸗franzöſiſchen Bündniſſes erfolgt. 
Das durch keine vertragliche Abmachung mehr gebundene 
Rußland und das iſolierte Frankreich hätten ſich zueinander 
gefunden, nachdem die Scheidewand zwiſchen beiden fort⸗ 
gezogen worden wäre. Fürſt Bismarck erblickte in dieſer 
Schwenkung Rußlands von der Seite des Deutſchen Reichs 
an die Seite des unverſöhnten Gegners Deutſchlands eine 
große Verſtärkung der franzöſiſchen Machtſtellung und da⸗ 
mit eine erhebliche Erſchwerung der deutſchen Politik. 
Er hat ſtets mit Entſchiedenheit beſtritten, daß der Rück⸗ 
verſicherungsvertrag mit Rußland ein unfreundlicher Akt 
gegenüber Oſterreich geweſen ſei. Er ſei ſich, hat der große 
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der „Hamburger Nachrichten“ oft wiederholt, natürlich nie⸗ 
mals im unklaren darüber geweſen, daß die Wahrung der 
Integrität der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie und ihrer 
Großmachtſtellung ein deutſches Intereſſe ſei, er wäre aber 
auch davon überzeugt geweſen, daß die Erhaltung des euro⸗ 
päiſchen Friedens ebenſoſehr im öſterreichiſchen wie im 
deutſchen Intereſſe liege. Von ſolchen Erwägungen aus⸗ 
gehend, betrachtete es Fürſt Bismarck als ſeine Aufgabe, zu 
verhindern, daß, wie er in ſeiner unſterblichen Rede vom 
6. Februar 1888 im Reichstag ausführte, Europa von Mos⸗ 
kau bis an die Pyrenäen und von der Nordſee bis Palermo 
in einen Krieg geſtürzt werde, deſſen Ausgang kein Menſch 
vorausſehen könne, und nach deſſen Ausgang, wie er ſich da⸗ 
mals ausdrückte, man kaum mehr wiſſen werde, warum man 
ſich eigentlich geſchlagen habe. Fürſt Bismarck hat die Ver⸗ 
hinderung eines Koolitionskrieges gegen uns geradezu als 
ſein größtes Verdienſt in der auswärtigen Politik bezeichnet 
und iſt bis an das Ende ſeiner Amtszeit unermüdlich beſtrebt 
geweſen, eine ſolche Kataſtrophe zu vermeiden. Es müſſe, 
äußerte er noch am Abend ſeines Lebens, 1896, in einem Ge⸗ 
ſpräch mit dem Chefredakteur der „Hamburger Nachrichten“, 
auch Oſterreich erwünſcht ſein, daß ein Krieg, der von allen 
kontinentalen Mächten die ungeheuerlichſten Opfer an Blut, 
Geld und Vermögen fordern würde, überhaupt vermieden 
werde. Der deutſche Rückverſicherungsvertrag mit Rußland 
hätte alſo auch im Intereſſe Oſterreichs gelegen, da er der 
Sicherung des Weltfriedens gedient habe. Daß Fürſt Bis⸗ 
marck in jedem Allianzverhältnis die Führung für ſich be⸗ 
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anſpruchte und ſich nie das Leitſeil überwerfen ließ, lag in 
ſeiner Art. Talleyrand pflegte zu ſagen, daß jedes Bündnis 
den Beziehungen zwiſchen Reiter und Pferd gleiche, fügte 
aber immer hinzu: „Quant à moi, je préfére faire le cavalier.“ 
Fürſt Bismarck dachte ähnlich. 

Die franzöſiſch⸗ruſſiſche Allianz bedeutete jedenfalls eine 
tiefgehende Umwandlung der internationalen Lage. In den 
neunziger Jahren hatten wir Deutſchen, wenn ich mich eines 
dem militäriſchen Leben entlehnten Bildes bedienen darf, 
vor der Front die durch die rapide Entwicklung des deutſchen 
Außenhandels und den Bau der deutſchen Flotte geweckte 
britiſche Rivalität, im Rücken den Zweibund, den Frankreich 
willens war, nach Möglichkeit für ſeine Hoffnungen zu nutzen. 
In dieſer Situation mußten wir den Übergang zur Welt⸗ 
politik ſuchen und finden. Es war vorerſt ein ſchmaler Weg, 
auf dem wir nur mit Vorſicht vorwärtsgehen konnten. Ahn⸗ 
lich wie während des Burenkrieges unſere Haltung zu Eng⸗ 
land, richteten wir zwei Jahre ſpäter während des Ruſſiſch⸗ 
Japaniſchen Krieges unſere Haltung zu Rußland ein. Ohne 
Japan gegenüber die Pflicht korrekter und ſtrikter Neutralität 
zu verletzen, war unſere Haltung gegenüber Rußland eine ſehr 
freundſchaftliche. Unſere Neutralität gegenüber Rußland war 
ſogar um eine Nuance wohlwollender als die Frankreichs. Der 
Ruſſiſch⸗Japaniſche Krieg hinterließ als Niederſchlag eine Ab⸗ 
kühlung der ruſſiſch⸗franzöſiſchen und eine erhöhte Wärme in 
den deutſch⸗ruſſiſchen Beziehungen. Nicht fo ſehr durch die 
Schwächung Rußlands, die wie einſt nach dem Krimkriege, fo 
auch nach dem oſtaſiatiſchen Kriege vielfach ch wurde, 
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als durch die Wiederherſtellung vertrauensvoller Beziehungen 
zwiſchen Rußland und Deutſchland, deren einzelne Etappen 
die wiederholten Begegnungen zwiſchen den Monarchen bei⸗ 
der Reiche bezeichneten, hatte der Zweibund allmählich viel 
von ſeiner erſten Schärfe verloren. Auch nach der bosniſchen 
Kriſe haben ſich die normalen Beziehungen zwiſchen Ruß⸗ 
land und uns raſch wiederhergeſtellt, wie dies der beſonders 
befriedigende Verlauf der Begegnung bewies, die im Juni 
1909 in den finniſchen Schären zwiſchen Kaiſer Wilhelm und 
Kaiſer Nikolaus ſtattfand. Nachdem der Bismarckſche Rück⸗ 
verſicherungsvertrag nicht erneuert worden war, lag es nicht 
im Vermögen und konnte es nicht in der Abſicht der deut⸗ 
ſchen Politik liegen, Rußland von Frankreich zu trennen. 
Nachdem zwiſchen Rußland und Frankreich ein Bündnis⸗ 
vertrag abgeſchloſſen und in das nationale Empfinden beider 
Völker übergegangen war, war uns die Möglichkeit, Rußland 
vom franzöſiſchen Bündnis zu löſen und durch vertrags⸗ 
mäßige Bande an uns zu knüpfen, für abſehbare Zeit 
verbaut. Wohl aber konnten wir die deutſchlandfeindliche 
Spitze des Zweibundes durch Sanierung der deutſch-⸗xuſſi⸗ 
ſchen Beziehungen abſtumpfen. Dieſe Aufgabe war erfüll⸗ 
bar, und ſie iſt lange erfüllt worden, weſentlich erleichtert 
durch die zwiſchen unſerem Kaiſer und Kaiſer Nikolaus be⸗ 
ſtehenden perſönlichen Beziehungen. Die Hoffnungen der 
franzöſiſchen Chauviniſten auf das ruſſiſche Bündnis haben 
ſich während 24 Jahren nicht erfüllt. Die ruſſiſchen Staats⸗ 
männer haben Frankreich ſogar gelegentlich zu verſtehen ge⸗ 
geben, daß die ruſſiſche Politik nicht gewillt ſei, in den Dienſt 
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einer franzöſiſchen Revanchepolitik zu treten. Die hochge⸗ 
ſpannten Erwartungen, mit denen in Frankreich der Ab⸗ 
ſchluß des Zweibundes begrüßt worden war, mußten herab- 
geſtimmt werden. Die franzöſiſche Politik ſah ſich gezwungen, 
in der Richtung der die nationale franzöſiſche Stimmung im 
letzten Ende beherrſchenden Gefühle und Aſpirationen einen 
Erſatz für die getäuſchten Zweibundhoffnungen zu ſuchen. 
Sie fanden dieſen Erſatz in der franzöſiſch-engliſchen Entente, 
die zeitweiſe für uns eine bedrohlichere Rolle ſpielte als der 
Zweibund. Der die Franzoſen beherrſchende Groll gegen 
die deutſchen Herren von Elſaß⸗Lothringen ſuchte und fand 
einen Verbündeten in der mit dem Ausbau unſerer Flotte 
und mit unſerer überſeeiſchen Entwicklung Schritt für Schritt 
anſchwellenden Unruhe und Eiferſucht weiter engliſcher Kreiſe. 
Dem Zweibund fehlte im Grunde ein beiden verbündeten 
Mächten gemeinſamer und dauernder Intereſſengegenſatz 
zum Deutſchen Reich. Rußland fand mit ſeinen macht⸗ und 
wirtſchaftspolitiſchen Anſprüchen vielleicht keine europäiſche 
Macht ſo ſelten auf ſeinem Wege wie Deutſchland. Das 
hat ſich natürlich geändert, ſeitdem ein ungeheurer Krieg 
zwiſchen uns und Rußland ausgebrochen iſt. Wir haben 
jetzt ein Recht und die Pflicht, reale Gewähr dafür zu 
erlangen, daß Oſtpreußen, die Provinz, die im Laufe der 
Jahrhunderte mehr wie irgendeine andere durch feindliche 
Einfälle gelitten hat, nicht wieder barbariſcher Verwüſtung 
ausgeſetzt wird. König Ludwig III. hat dem bayriſchen und 
dem deutſchen Volk aus dem Herzen geredet, wenn er ſagte, 
daß wir einen Frieden brauchen, der uns für viele Jahrzehnte 
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die Ruhe ſichert. So ungeheure Opfer dürfen nicht um⸗ 
ſonſt gebracht worden ſein. Nachdem das Tiſchtuch zwiſchen 
uns und Rußland zerſchnitten iſt, brauchen wir nach Oſten 
erheblich verſtärkte und erhöhte Sicherheit, die nach Lage 
der Dinge jetzt nur in einer Korrektur unſerer ungünſtigen 
öſtlichen Landesgrenzen beſtehen kann, einer Korrektur, 
die uns vor neuen Invaſionen ſchützt. Wir können natür⸗ 
lich auch nicht die Wiedererſtarkung des Ruſſiſchen Reiches 
wünſchen. Wir werden aber bei der ſtarken Zunahme 
der ruſſiſchen Bevölkerung, deren jährlicher Geburtenüber⸗ 
ſchuß den unſeren weit übertrifft, und bei der nationalen 
und konfeſſionellen Homogenität der ruſſiſchen Volksmaſſe 
damit rechnen müſſen, wenn nicht Rußland entweder poli⸗ 
tiſcher und ſozialer Zerſetzung verfällt oder die Ukraine, ſeine 
Kornkammer und die Baſis ſeiner Induſtrie, verliert. Ob die 
Loslöſung von Kongreßpolen eine Schwächung Rußlands be⸗ 
deuten würde, ſteht dahin. Bevor der Draht zwiſchen uns und 
Rußland unwiderruflich zerſchnitten war, waren wir wohl be⸗ 
rechtigt, die Beziehungen zu dieſem Nachbarn ſorgſam zu pfle⸗ 
gen. Nirgends ſtießen Deutſchland und Rußland mit ihren An⸗ 
ſprüchen und Intereſſen unmittelbar aufeinander. Dabei war 
Deutſchland dasjenige Land, wohin Rußland am meiſten aus⸗ 
führte und von dem es die größte Menge Waren bezog. Ge⸗ 
wiß fehlt es nicht an Gegenſätzen auch zwiſchen England und 
Frankreich. England hat bis in die jüngſte Zeit hinein ſeine 
folgenreichſten Fortſchritte meiſt auf Koſten Frankreichs er⸗ 
reicht, ſo im Sudan, ſo zuvor in Hinterindien. Aber es ſtand 
Frankreich, dem die überſeeiſche Politik keine Lebensfrage 
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ijt, fret, ſeine weltpolitiſchen Intereſſen denen Englands 
nachzuſtellen und dadurch die franzöſiſch⸗engliſchen Gegen⸗ 
ſätze zu beſchränken um den Preis eines franzöſiſch⸗eng⸗ 
liſchen Einvernehmens. Frankreich zahlte den hohen Einſatz 
für die Freundſchaft Englands zu einer Zeit, da es ſich in 
ſeinen Zweibundhoffnungen enttäuſcht ſah. Man könnte 
ſagen, der Groll gegen Deutſchland iſt ſeit vierundvierzig 
Jahren die Seele der franzöſiſchen Politik, die anderen 
internationalen Fragen ſind mehr materieller Natur und 
gehen nur den Leib an. 

Von Rußland wie von England trennte uns bis zum Auguſt 
1914 kein unüberwindlicher Intereſſengegenſatz. Die Zuſam⸗ 
menſtöße, die wir im Siebenjährigen Kriege und 1812 mit Ruß⸗ 
land gehabt hatten, hinterließen keine politiſche oder nationale 
Animoſität. England und Deutſchland hatten niemals den 
Degen gekreuzt. Anders mit Frankreich. War zwiſchen 
Deutſchland und Rußland der Kriegszuſtand nur eine Epi⸗ 
ſode geweſen, ſo war umgekehrt durch das Verhängnis der 
Geſchichte Deutſchland ſeit Jahrhunderten der Gegenſtand 
franzöſiſcher Angriffsluſt. Wenn Ranke vor 45 Jahren an 
Thiers ſchrieb, daß Deutſchland gegen Ludwig XIV. Krieg 
führe, ſo mögen wir heute mit demſelben Rechte ſagen, daß 
wir gezwungen ſind, gegen Richelieu und Ludwig XIV., 
Napoleon und Gambetta en vedette zu ſein. 

Die Unverſöhnlichkeit Frankreichs war ein Faktor, den 
jeder Tieferblickende ſeit 1871 in die politiſchen Berechnun⸗ 
gen einſtellen mußte. „La France“, ſchrieb am 1. Februar 
1914 der franzöſiſche Geſchichtsforſcher Erneſt Laviſſe, ein 
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Mann von anerkannter wiſſenſchaftlicher wie politiſcher Stel⸗ 
lung, in ſeiner Vorrede zu den Erinnerungen des Elſäſſers 
Auguſte Lalance, „n'admet pas la sinistre conception bis- 
marckienne, elle n’admet pas l' argument de l’ethnographie, 
ni que la force suffise à créer un droit sur les ames, Et les 
Allemands ne comprendront jamais, jamais quenoussommes 
attachés & l' Alsace-Lorraine par un devoir d'honneur.“ 
In der angeſehenſten Pariſer Monatsſchrift, der „Revue des 
deux mondes“, faßte um dieſelbe Zeit ein anderer franzöſiſcher 
Hiſtoriker, Henri Welſchinger, ſein Urteil über das Verhältnis 
zwiſchen Deutſchland und Frankreich in die Worte zuſammen: 
„Il y a littéralement un abime entre la France et I Alle- 
magne, et rien ne pourra le combler.“ Es erſchien mir 
immer ſchwächlich, die Hoffnung zu nähren, Frankreich wirk⸗ 
lich und aufrichtig verſöhnen zu können, ſolange wir nicht die 
Abſicht hatten, Elſaß⸗Lothringen wieder herauszugeben. Und 
dieſe Abſicht war und iſt in Deutſchland ſelbſtverſtändlich nicht 
vorhanden. Gewiß gab es eine Menge Einzelfragen, wo wir 
Hand in Hand mit Frankreich gehen und namentlich zeitweiſe mit 
ihm zuſammengehen konnten; mit Recht waren wir beſtrebt, 
höfliche, ruhige und friedliche Beziehungen zu Frankreich auf⸗ 
rechtzuerhalten. Darüber hinaus aber durften wir keinen Phan⸗ 
tasmen nachjagen, ſonſt konnte es uns gehen wie dem Aſtro⸗ 
nomen bei Lafontaine, der, während er nach den Sternen 
blickte, in das Loch fiel, das vor ſeinen Füßen lag und das er 
nicht geſehen hatte. Das Loch hieß in dieſem Falle le trou 
des Vosges. Wir durften uns auch Frankreich gegenüber 
von Aufmerkſamkeiten und Liebenswürdigkeiten, der petite 
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monnaie des internationalen Verkehrs, nicht allzuviel ver- 
ſprechen. Der Groll gegen Deutſchland ſaß zu tief in den 
franzöſiſchen Herzen, als daß wir ihn durch billige Freund⸗ 
ſchaftsbezeugungen beſeitigen konnten. Niemals war Frank⸗ 
reich, auch nicht nach den kataſtrophalen Niederlagen der 
Jahre 1812 bis 1815, ſo hart getroffen worden wie durch den 
Krieg von 1870/71. Für die Tatſache, daß uns Deutſchen 
nationale Notwendigkeit geweſen iſt, was den Franzoſen als 
brutale Härte des Siegers erſcheint, finden wir in Frankreich 
kein Verſtändnis. Vielleicht wird ſich das franzöſiſche Volk im 
Laufe der Zeit den Beſtimmungen des Frankfurter Friedens 
fügen, wenn es erkennen muß, daß ſie unabänderlich ſind, und 
namentlich wenn es uns gelingt, unſere noch immer ungünſtige 
ſtrategiſche Poſition gegenüber Frankreich weiter auszu⸗ 
bauen. Solange Frankreich eine Möglichkeit zu erkennen 
glaubt, durch eigene Kraft oder fremde Hilfe Elſaß⸗Lothrin⸗ 
gen wieder an ſich zu bringen, wird es im gegenwärtigen Zu⸗ 
ſtande ein Proviſorium, nicht ein Definitivum ſehen. Wenn 
in der Vergangenheit hier und da der Gedanke einer engliſch⸗ 
franzöſiſch⸗deutſchen oder auch einer ruſſiſch⸗franzöſiſch⸗deut⸗ 
ſchen Entente aufgetaucht iſt, ſo lag dem der Wunſch zu⸗ 
grunde, daß Deutſchland, um eine franzöſiſche Kooperation zu 
ermöglichen, in eine Regelung der elſaß⸗lothringiſchen „Frage“ 
in franzöſiſchem Sinne und zur franzöſiſchen Befriedigung 
einwilligen möge, ein Gedanke, der natürlich einer völligen 
Verkennung unſerer Intereſſen und deutſcher Sinnesart 
entſprach. 

Auch ſolche Franzoſen, die ihr Verhältnis zu Deutſch⸗ 
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land nicht lediglich vom Standpunkt der Revanche auf- 
faſſen, fordern Verſtändnis für die Grundſtimmung des 
franzöſiſchen Volks. Es ſei ein Beweis lebhaften Ehr⸗ 
gefühls, wenn eine Nation ſo tief unter einer einmal er⸗ 
littenen Kränkung ihres Stolzes leide, daß der Wunſch 
nach Vergeltung zur beherrſchenden nationalen Leidenſchaft 
wird. Wohl iſt es richtig, daß Frankreich durch Jahrhun⸗ 
derte den Geiſt der Unruhe in die europäiſche Geſchichte ge⸗ 
tragen hat. Wir mußten uns durch Verſtärkung unſerer 
Stellung gegen Weſten vor neuen Störungen unſeres Frie⸗ 
dens ſichern. Das Mittel hat tatſächlich auch nicht ganz ver⸗ 
ſagt, zum Nutzen nicht nur Deutſchlands, ſondern ganz 
Europas. Aber der Franzoſe ſieht die Dinge mit anderen 
Augen an. Die Politik ruhmvoller Abenteuer, die Europa 
oft die Ruhe genommen hat, iſt für Frankreich die eigene 
große Vergangenheit, die den eigentümlichen nationalen 
Ehrgeiz der Franzoſen am großartigſten und urſprünglich⸗ 
ſten zum Ausdruck gebracht hat. Die franzöſiſche Geſchichte 
unterſcheidet ſich von der deutſchen unter vielem anderen 
auch darin, daß ſie in den größten, in jenen dramatiſchen Mo⸗ 
menten, wo ſich die Schickſale der Völker entſcheiden, von 
franzöſiſchen Exoberungskriegen zu erzählen hat, während in 
der deutſchen Geſchichte die Taten nationaler Verteidigung 
die ſchönſten Ruhmesblätter ſind. Eben die Zeiten eines 
Ludwig XIV., eines Napoleon I., deren Wiederkehr wir ver⸗ 
hindern wollen und gegen die wir uns ſchon einmal durch 
eine Verſtärkung unſerer Grenzen gegen Frankreich ſichern 
mußten, ſind für viele Franzoſen und in bewegten Momen⸗ 
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ten für die ganze Nation das Ziel nationaler Sehnſucht. Das 
durch die Ereigniſſe von 1866 und 1870 erſtarkte Deutſchland 
hat all ſeine neue Kraft auf den Ausbau des eigenen nationa⸗ 
len Lebens gewandt. Frankreich iſt nach jeder Erſtarkung 
ſeiner nationalen Macht aggreſſiv nach außen aufgetreten 
und wird es immer wieder tun, wenn es ſich Erfolg ver- 
ſprechen kann. Damit mußten wir rechnen und uns ſelbſt 
als denjenigen Gegner anſehen, gegen den ſich Frankreich 
immer wieder in erſter Linie wenden würde, wenn es glaubte, 
einen Angriff auf Deutſchland ſiegreich durchführen zu 
können. Wer ernſthaft Politik treiben will, darf ſich nicht 
vorübergehenden Eindrücken der Gegenwart hingeben, ſon⸗ 
dern muß der Vergangenheit eingedenk bleiben und in die 
Zukunft ſchauen. Wir haben bewieſen, daß wir militäriſch 
und wirtſchaftlich, als Volkskraft wie als Organiſation 
Frankreich überlegen ſind. Wir dürfen uns aber nicht ver⸗ 
hehlen, daß die franzöſiſche Gegnerſchaft durch den Krieg 
noch erheblich verſchärft werden wird. „Die franzöſiſche 
Stimmung gegen uns während des Deutſch⸗Franzöſiſchen 
Krieges 1870/71 verhält ſich zur heutigen Stimmung wie 
ein rauchender Fabrikſchlot zu einer Veſuveruption“, ſchrieb 
im Winter 1914/15 ein guter Kenner franzöſiſcher Stimmun⸗ 
gen und Zuſtände. Der Unterrichtsminiſter Albert Sarraut, 
um nur ein Beiſpiel von vielen anzuführen, ermahnte im 
Sommer 1915 bei einer Preisverteilung im Lycée Con- 
dorcet die franzöſiſche Jugend, nie zu vergeſſen und nie⸗ 
mals zu verzeihen, was Deutſchland Frankreich jetzt angetan 
hätte. „Si jamais un Frangais essayait de l'oublier, que 
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sa conscience en révolte lui refuse la paix des jours et le 
repos des nuits.“ Es wäre ein Irrtum, anzunehmen, daß 
von dieſer Stimmung die Radikalen noch eine Ausnahme 
machten. Sie haben, ſobald es zum Kriege gekommen war, 
wieder den Weg zu den chauviniſtiſchen Traditionen der 
Jakobiner gefunden, ſelbſt Herr Guſtave Hervé, der vor dem 
Kriege eingeſperrt worden war, weil er erklärt hatte, die 
franzöſiſche Trikolore gehöre auf den Miſthaufen. 

Die franzöſiſche Revanchepolitik wird getragen von dem 
unbeirrbaren Glauben der Franzoſen an die Unverwüſtlich⸗ 
keit der Lebenskraft Frankreichs. Dieſer Glaube fußt auf 
den Erfahrungen der franzöſiſchen Geſchichte. Kein Volk 
hat die Folgen nationalen Mißgeſchicks ſtets ſo ſchnell ver⸗ 
wunden wie das franzöſiſche, keines nach ſchweren Enttäu⸗ 
ſchungen und ſcheinbar vernichtenden Niederlagen ſo leicht 
Spannkraft, Selbſtvertrauen und Tatenfreudigkeit wieder⸗ 
gewonnen. Mehr als einmal ſchien Frankreich durch äußere 
Feinde endgültig überwunden, durch innere Wirrniſſe ſo zer⸗ 
mürbt, daß Europa glaubte, Frankreich habe aufgehört, ge⸗ 
fährlich zu ſein. Aber immer wieder ſtand in kürzeſter Zeit 
die franzöſiſche Nation in der alten oder in vermehrter Kraft 
vor Europa und konnte aufs neue den Kampf um die euro⸗ 
päiſche Suprematie aufnehmen, die Machtverhältniſſe Euro⸗ 
pas aufs neue in Frage ſtellen. Der Auf⸗ und Niedergang 
dieſes Volkes hat die Staaten Europas immer aufs neue mit 
Staunen erfüllt. Der allmähliche Niedergang von der ſtolzen 
Höhe, auf die Ludwig XIV. Frankreich gehoben hatte, ſchien 
zum Zerfall des franzöſiſchen Staates zu führen durch die 
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große Revolution, die in kurzer Folge den Bürgerkrieg, die 
Auflöſung der Armee, die Vernichtung der alten wirtſchaft⸗ 
lichen Blüte und den Staatsbankerott nach ſich zog. Zehn 
Jahre nach dem Ausbruch der Revolution waren die Heere 
der franzöſiſchen Republik Herren über Italien, die Nieder⸗ 
lande und alles Land links des Rheins und ſtanden ſiegreich 
im Herzen Deutſchlands, und wieder nach zehn Jahren 
ſtrahlte das erſte Kaiſerreich in ſeinem höchſten Glanze, und 
Napoleon ſchien dem Ziele der Herrſchaft über den geſam⸗ 
ten Kontinent nahe. Es folgten die Kataſtrophen von Leip⸗ 
zig und Waterloo, die volle Beſiegung Frankreichs, zweimal 
die Einnahme der franzöſiſchen Hauptſtadt. In mehr als 
zwanzig Jahren ununterbrochener Kriege hatte die franzö⸗ 
ſiſche Nation ihre wirtſchaftliche und phyſiſche Kraft bis auf 
die Neige verbraucht, und doch konnte ſich Frankreich unter 
dem zweiten Kaiſerreich wiederum an die erſte Stelle erhe⸗ 
ben. Die Niederlage von 1870 traf in ihren Folgen Frank⸗ 
reich ſchwerer als je eine zuvor. Aber daß ſie die Kraft zu 
neuem Aufſtieg des elaſtiſchen Volkes nicht gebrochen hat, 
beweiſen die Leiſtungen Frankreichs in dieſem Kriege. Was 
vor mehr als einem halben Jahrhundert in ſeinem klaſſiſchen 
Werk „L' Ancien Régime et la Révolution“ Alexis de Tocque- 
ville über die franzöſiſche Nation ſchreibt, trifft in man⸗ 
cher Hinſicht noch heute zu: „Quand je considére cette 
nation en elle-méme, je la trouve plus extraordinaire 
qu' aucun des événements de son histoire. En a-t-il jamais 
paru sur la terre une seule qui füt si remplie de contrastes 
et si extréme dans chacun de ses actes, plus conduite par 
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des sensations moins par des principes; faisant ainsi tou- 
jours plus mal ou mieux qu'on ne s’y attendait, tantot au- 
dessous du niveau commun de l’humanité, tantôt fort au- 
dessus; un peuple tellement inaltérable dans ses principaux 
instincts qu’on le reconnait encore dans des portraits qui 
ont été faits de lui il y a deux ou trois mille ans, et en méme 
temps tellement mobile dans ses pensées journaliéres et 
dans ses goats qu'il finit par se devenir un spectacle in- 
attendu à lui-méme, et demeure souvent aussi surpris que 
les étrangers à la vue de ce qu'il vient de faire; le plus 
casanier et le plus routinier de tous quand on l'abandonne 
& lui-méme, et lorsqu’une fois on l'a arraché malgré lui 
à son logis et & ses habitudes, prét & pousser jusqu'au bout 
du monde et à tout oser; indocile par tempérament, et 
s’accomodant mieux toutefois de l'empire arbitraire et 
méme violent d’un prince que cu gouvernement régulier 
et libre des principaux citoyens; aujourd'hui l'ennemi dé- 
claré de toute obéissance, demain mettant A servir une sorte 
de passion que les nations les mieux douées pour la servi- 
tude ne peuvent atteindre; conduit par un fil tant que per- 
sonne ne résiste, ingouvernable dés que l’exemple de la 
résistance est donné quelque part; trompant toujours ainsi 
ses maitres, qui le craignent ou trop ou trop peu; jamais 
si libre qu'il faille désespérer de l'asservir, ni si asser vi 
qu'il ne puisse encore briser le joug; apte à tout, mais 
n’excellant que dans la guerre; adorateur du hasard, de la 
force, du succès, de l’éclat et du bruit, plus que de la vraie 
gloire; plus capable d’héroisme que de vertu, de génie que 
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de bons sens, propre à concevoir d’immenses desseins plutét 
qu'à parachever de grandes entreprises; la plus brillante 
et la plus dangereuse des nations de Europe, et la mieux 
faite pour y devenir tour & tour un objet d’admiration, de 
haine, de pitié, de terreur, mais jamais d’indifférence?“ 

Tatſächlich hat Frankreich bald nach Wiederaufrichtung 
ſeiner durch die Niederlagen von Wörth und Sedan, wie bisher 
noch durch jedes kriegeriſche Mißgeſchick umgeſtürzten Staats⸗ 
ordnung ſeine Kräfte, die kontinentalpolitiſch einſtweilen ge⸗ 
lähmt waren, weltpolitiſch gewaltig geregt. Es hat ſich wäh⸗ 
rend der letzten fünfundzwanzig Jahre ein Kolonialreich ge⸗ 
ſchaffen, das ihm den in Europa erlittenen Gebiets⸗ und Be⸗ 
völkerungsverluſt um ein Vielfaches erſetzt, und hat ſich damit 
zur zweiten Kolonialmacht der Welt erhoben. Der vor den 
Toren Frankreichs liegende nordafrikaniſche Beſitz iſt durch 
Marokko faſt verdoppelt worden. 

Ob die volle und unbeſchränkte politiſche, wirtſchaftliche 
und militäriſche Herrſchaft über Marokko, wie manche glau⸗ 
ben, eine Schwächung, ob ſie nicht vielmehr, namentlich für 
die Zukunft, eine erhebliche Stärkung Frankreichs bedeutet, 
iſt hier nicht zu unterſuchen. Jedenfalls beweiſt die kolonial⸗ 
politiſche Tätigkeit Frankreichs, wie raſch und intenſiv die 
franzöſiſche Unternehmungsluſt bald nach der Niederlage von 
1870 wiederauflebte, um den erneuten nationalen Aufſtieg 
in der Richtung zu verſuchen, die offen ſtand und die auch 
von Deutſchland in Tunis wie in Tonkin gefliſſentlich offen 
gelaſſen wurde. Einen vollgültigen Erſatz für den Verluſt 
Elſaß⸗Lothringens wird aber Frankreich auch in dem gewal⸗ 
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tigſten Kolonialbeſitz nicht erblicken. Darüber war ſich aud 
Bismarck nicht im unklaren, der eine Förderung der kolonial⸗ 
politiſchen Pläne Frankreichs empfahl, um die Augen der 
Franzoſen wenigſtens vorübergehend von den Vogeſen ab⸗ 
zulenken. 

Als wir in der Marokkofrage mit Frankreich aneinander⸗ 
gerieten, handelte es ſich für uns nicht darum, die kolonialen 
Pläne Frankreichs zu durchkreuzen, ſondern wir hatten ge⸗ 
wichtige eigene Intereſſen und darüber hinaus unſer na⸗ 
tionales Anſehen zu wahren. Unſer Vorgehen in den marok⸗ 
kaniſchen Angelegenheiten hatte ſeinen Rechtsgrund in dem 
Madrider Vertrag von 1880 und im deutſch⸗marokkaniſchen 
Handelsvertrag von 1890. Zum Vorgehen wurden wir ge⸗ 
nötigt durch die eigenmächtige Marokkopolitik Frankreichs, 
die unſere deutſchen Wirtſchaftsintereſſen wie unſer nationa⸗ 
les Anſehen in gleicher Weiſe zu verletzen drohte. Der zu 
Madrid im Jahre 1880 abgeſchloſſene Marokkovertrag hatte 
die Ausübung des Schutzrechtes der europäiſchen Großmächte 
über Marokko geregelt. Er war abgeſchloſſen worden auf 
Grund der Anerkennung der Souveränität Marokkos. Auf 
eben dieſer Grundlage ging Deutſchland 1890 einen Handels⸗ 
vertrag mit Marokko ein. Eine Anderung der Madrider Ab⸗ 
machungen war nur ſtatthaft unter Zuſtimmung der Signa⸗ 
tarmächte, der europäiſchen Großmächte mit Ausnahme 
Rußlands, der Vereinigten Staaten, der ſkandinaviſchen 
Staaten, Hollands, Belgiens und Portugals. Gewiß hatte 
Frankreich, das mit ſeinem eigenen Kolonialbeſitz Marokko 
benachbart iſt, ein beſonderes Intereſſe an der Entwicklung 
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der marokkaniſchen Angelegenheiten. Mit dieſer Tatſache iſt 
auf deutſcher Seite ſtets gerechnet worden. Auf der Baſis 
der Madrider Abmachungen wäre gegen eine Berückſichti⸗ 
gung der beſonderen franzöſiſchen und ebenſo der ſpaniſchen 
Intereſſen nichts einzuwenden geweſen. Aber die gefliſſent⸗ 
liche Rückſichtsloſigkeit, mit der Frankreich ſeine viel weiter⸗ 
gehenden Aſpirationen in Marokko unbekümmert um den 
Madrider Vertrag von 1880 wie um den deutſch⸗marokkani⸗ 
ſchen Handelsvertrag von 1890 zu verwirklichen ſuchte, 
ſchuf eine neue Lage. Am 8. April 1904 war zwiſchen Eng⸗ 
land und Frankreich ein Abkommen getroffen worden, das 
zwiſchen beiden Weſtmächten eine Reihe alter kolonialer 
Streitfragen ſchlichtete. In dieſem Abkommen erklärte 
Frankreich, daß es von England nicht die Räumung Agyp⸗ 
tens fordern wolle, England dagegen erkannte an, daß Frank⸗ 
reich als Nachbarſtaat Marokkos das Recht habe, die Ruhe dort 
zu erhalten und dem Sultan im Notfall bei ſeinen Verwal⸗ 
tungsreformen militäriſche und finanzielle Hilfe zu leiſten. 
Es lag kein Anlaß vor, gegen denjenigen Teil dieſes Abkom⸗ 
mens Stellung zu nehmen, der ſich auf Agypten bezog. Auch 
abgeſehen davon, daß wir durch einen ſolchen Einſpruch un⸗ 
ſere damals ohnehin ſchwierigen Beziehungen zu England 
noch mehr kompliziert haben würden, hatte ſchon Fürſt Bis⸗ 
marck die Meinung vertreten, daß Deutſchland gerade in 
Agypten den Engländern keine Schwierigkeiten bereiten 
ſolle. „In Agypten“, pflegte der Fürſt zu ſagen, „ſind wir 
engliſch, in Serbien öſterreichiſch und in Bulgarien ruſſiſch.“ 
Was Marokko anging, ſo hatte Frankreich auch 5 dem Ab⸗ 
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kommen vom 8. April 1904 ausdrücklich verſprochen, daß es 
den politiſchen Zuſtand von Marokko nicht ändern werde. 
Schon deshalb war es angezeigt, erſt einmal abzuwarten, ob 
die franzöſiſche Regierung dieſe Zuſage erfüllen, wie ſie über⸗ 
haupt das Abkommen in der Praxis ausführen und wie ſie 
ſich namentlich mit unſeren vertragsmäßigen Rechten in Ma⸗ 
rokko und den dortigen deutſchen Intereſſen abfinden würde. 
Hiervon abgeſehen hängt es von den Umſtänden ab und iſt 
eine Frage der Opportunität, wann eine Aktion begonnen 
werden ſoll. Manche Gründe ſprachen dafür, das engliſch⸗ 
franzöſiſche Abkommen nicht mit ſofortigen Drohungen, noch 
beſonderer Nervoſität zu begrüßen. Es empfahl ſich, die ägyp⸗ 
tiſche Frage nicht mit der marokkaniſchen zu verquicken und 
auch in der marokkaniſchen Frage Frankreich nicht a priori 
Abelwollen oder Mißtrauen zu zeigen. Um Jo beſſer waren 
wir berechtigt, uns gegen eine Verletzung des beſtehenden 
Rechtszuſtandes und unſerer wirtſchaftlichen Intereſſen zur 
Wehr zu ſetzen, wenn es ſich zeigte, daß Frankreich dieſe zu 
achten nicht gewillt ſei. Das ſollte ſich bald herausſtellen. 
Frankreich miſchte fic) immer ungenierter in die marokkani⸗ 
ſchen Verhältniſſe ein, es hoffte einen neuen, großen und wert⸗ 
vollen Kolonialbeſitz unter Ignorierung des Madrider Ver⸗ 
trags wie des deutſch⸗marokkaniſchen Handelsvertrags er⸗ 
werben zu können, in der Annahme, daß für die Verwirk⸗ 
lichung ſeiner Ziele die engliſche Billigung und Unterſtützung 
ausreichend wären. Die franzöſiſche Regierung ſuchte dem 
engliſch⸗franzöſiſchen Abkommen eine ſcharfe Spitze gegen 
Deutſchland zu geben, indem ſie ſelbſtherrlich über ein wich⸗ 
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tiges koloniales Intereſſengebiet verfügte, ohne das Deutſche 
Reich auch nur der Beachtung zu würdigen. Es war ein deut⸗ 
licher Verſuch, die weltpolitiſchen Entſcheidungen für die 
Weſtmächte allein in Anſpruch zu nehmen. Die franzöſiſche 
Politik zögerte nicht, bald nach dem Abſchluß des engliſch⸗ 
franzöſiſchen Abkommens die Konſequenzen zu ziehen, als 
ſeien die Madrider Signatarmächte überhaupt nicht auf der 
Welt. Frankreich ging an die „Tunifikation“ von Marokko. 
Der franzöſiſche Vertreter in Marokko, St. Réné⸗Taillandier, 
ſuchte ſich die Mitregentſchaft über Marokko zu ſichern. Durch 
die Umgeſtaltung der polizeilichen Einrichtungen, die Grün⸗ 
dung einer Staatsbank unter franzöſiſcher Leitung, Verge⸗ 
bung der öffentlichen Arbeiten und Lieferungen an franzö⸗ 
ſiſche Firmen ſollte das wirtſchaftliche und ſtaatliche Leben 
in Marokko ſo weit unter franzöſiſchen Einfluß gebracht wer⸗ 
den, daß die ſchließliche Einverleibung Marokkos in den fran⸗ 
zöſiſchen Kolonialbeſitz nur eine Formſache geweſen wäre. 
Dem damaligen franzöſiſchen Miniſter des Auswärtigen, 
Delcaſſé, einem begabten und unternehmenden Staatsmann, 
der aber, wo Deutſchland in Frage kam, ſich zu ſehr von Ge⸗ 
fühlsmomenten beſtimmen ließ, ſchwebte der Gedanke vor, uns 
in Marokko vor ein Fait accompli zu ſtellen. Er wußte, daß 
er damit unſerem Anſehen in der Welt einen empfindlichen 
Stoß verſetzen würde. Von einer Verſtändigung mit Deutſch⸗ 
land wollte er nichts wiſſen, teils weil er in noch höherem 
Grade als die meiſten anderen politiſch tätigen Franzoſen 
von Revanchegedanken erfüllt war, teils auch weil er glaubte, 
daß Frankreich, das in der Zunahme der W 
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immer weiter hinter Deutſchland zurückblieb, wenn es ſich 
an Deutſchland anſchlöſſe, allmählich in ein Abhängigkeits⸗ 
verhältnis zu ihm geraten würde. Wir hatten in Marokko 
bedeutende und zukunftsreiche wirtſchaftliche Intereſſen, 
die durch die Schließung der offenen Tür ſchwer geſchädigt 
wurden. Die in Deutſchland ziemlich weit verbreitete An⸗ 
ſicht, daß Frankreich in Marokko auf Schwierigkeiten und Hin⸗ 
derniſſe ſtoßen werde, die militäriſch, finanziell und politiſch 
ſeine Stoßkraft in Europa lahmlegen würden, hielt genauer 
Prüfung nicht ſtand. Die Zeiten, wo Barbaren und Halb⸗ 
barbaren ziviliſierten Nationen dauernden Widerſtand zu 
leiſten vermochten, ſind ſeit den Fortſchritten der modernen 
Waffentechnik vorüber, mag es ſich nun um Berber oder 
Araber, Perſer oder Anamiten handeln. Eher war voraus⸗ 
zuſehen, daß Frankreich ſeine „ſchwarze Macht“, ſein afrika⸗ 
niſches Eingeborenenheer durch Bildung weiterer Kompa⸗ 
nien und Schwadronen aus dem brauchbaren Marokkaner⸗ 
material mit der Zeit nicht unerheblich verſtärken könnte. 
Darüber hinaus ſtanden unſere Würde und unſere neu⸗ 
errungene weltpolitiſche Machtſtellung auf dem Spiel. Die 
Ignorierung der Madrider Signatarmächte bei Abſchluß des 
franzöſiſch⸗engliſchen Marokkoabkommens bedeutete in specie 
eine Brüskierung des Deutſchen Reichs. Mit England war 
Frankreich vertraglich im reinen, mit Spanien waren ge⸗ 
heime Unterhandlungen im Gange, Rußland war nicht Signa⸗ 
tarmacht, Italien ging im Mittelmeer ſeine eigenen Wege, 
den Vereinigten Staaten lagen die marokkaniſchen Angele⸗ 
genheiten fern, ein Widerſtand der kleineren Staaten Euro⸗ 
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pas war ernſtlich nicht zu beſorgen. So waren nur Oſterreich 
und vor allen Dingen Deutſchland offenbar beiſeite geſchoben. 
Wir ſtanden vor einer bedeutungsvollen Wahl. Sollten wir 
uns bei einer wichtigen internationalen Entſcheidung aus⸗ 
ſchalten, uns als Quantité négligeable behandeln laſſen? 
Oder ſollten wir die Berückſichtigung unſerer Intereſſen und 
die Beachtung unſeres Willens fordern? Die erſtere Ent⸗ 
ſcheidung wäre die bequemere geweſen, für die zweite ſpra⸗ 
chen nicht nur Ehrgefühl und Stolz, ſondern auch unſer wohl⸗ 
verſtandenes Intereſſe. Ließen wir uns einmal ungeſtraft 
auf die Füße treten, ſo wäre dem erſten Verſuch, uns ſchlecht 
zu behandeln, bald der zweite und dritte gefolgt. 

Am 3. Juli 1900 hatte Kaiſer Wilhelm II. das program⸗ 
matiſche Wort geſprochen: „Ich bin nicht der Meinung, daß 
unſer deutſches Volk vor 30 Jahren unter der Führung ſeiner 
Fürſten geſiegt und geblutet hat, um ſich bei großen auswär⸗ 
tigen Entſcheidungen beiſeite ſchieben zu laſſen. Geſchähe das, 
ſo wäre es ein für allemal mit der Weltmachtſtellung des deut⸗ 
ſchen Volkes vorbei, und ich bin nicht gewillt, es dazu kom⸗ 
men zu laſſen.“ Die franzöſiſche Marokkopolitik war ein un⸗ 
verhüllter Verſuch, Deutſchland bei einer großen auswärtigen 
Entſcheidung beiſeite zu ſchieben, der Verſuch, die Machtver⸗ 
hältniſſe in Europa einer Korrektur zugunſten Frankreichs zu 
unterziehen. Ein Präzedenzfall wäre geſchaffen worden, der 
notwendig zu Wiederholungen hätte reizen müſſen. Darauf 
durften wir es nicht ankommen laſſen. In dieſem Sinne wurde 
die Marokkofrage für uns eine nationale Frage. Unſerer 
Marokkopolitik waren die Wege gewieſen. 
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Am 31. März 1905 legte Seine Majeſtät der Kaiſer auf 
meinen Rat in Tanger an, wo er mit unzweideutigen Worten 
für die Unabhängigkeit und Souveränität Marokkos eintrat. 
Damit war die Forderung Deutſchlands nach Mitentſcheidung 
der marokkaniſchen Angelegenheiten vor der Welt angemel⸗ 
det. Es war erklärt, daß Deutſchland an dem auf der Grund⸗ 
lage der Souveränität Marokkos abgeſchloſſenen internatio⸗ 
nalen Vertrag von 1880 feſthielt und nicht geneigt war, un⸗ 
gefragt die durch das franzöſiſch⸗engliſche Marokkoabkommen 
und das franzöſiſche Vorgehen in Marokko geſchaffene neue 
Lage anzuerkennen. Anſer Ziel war, an Stelle der einſeitig 
franzöſiſch⸗engliſchen Regelung der Marokkofrage eine inter⸗ 
nationale durch die Madrider Signatarmächte zu ſetzen. Wir 
mußten auch verhindern, daß eine internationale Konferenz 
der franzöſiſchen Marokkopolitik einſach ihr Plazet gab. Bei⸗ 
des iſt durch das Zuſtandekommen und die Beſchlüſſe der Alge⸗ 
ciraskonferenz erreicht worden. Frankreich ſetzte dem Kon⸗ 
ferenzplan heftigen Widerſtand entgegen. Eine Zeitlang 
ſchien es, als wolle Herr Delcalfé die Entſcheidung über Krieg 
und Frieden von der Konferenzfrage abhängig machen. Als 
die deutſche Regierung unerſchütterlich blieb, willigte Frank⸗ 
reich in die Konferenz. Herr Delcaſſé legte das Portefeuille 
des Auswärtigen nieder. Er trat zurück, und wir ſetzten un⸗ 
ſeren Willen durch. Der Rücktritt des Herrn Delcaſſs war für 
uns kein Augenblickserfolg. Sein Sturz lähmte den franzö⸗ 
ſiſchen Chauvinismus, gab den vorſichtigen und friedlichen 
Elementen in Frankreich wieder die Oberhand und erleich⸗ 
terte damit unſere Politik wie die Fortführung des Flotten⸗ 
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baues. Herr Delcaſſé war das Inſtrument, deſſen ſich unſere 
Gegner bedienen wollten, um uns zu treffen. Durch ihn 
gedachten, wie Carl Peters mit Recht hervorhob, die⸗ 
jenigen engliſchen Kreiſe, die uns unſer Flottenprogramm 
nicht ausführen laſſen wollten, Frankreich zum Kriegsbündnis 
mit England zu verleiten, um uns dann mit der engliſchen 
Flotte zu überfallen. Daß ihnen dieſe Waffe aus der Hand 
geſchlagen wurde, war gerade damals, wo wir mit unſerem 
Flottenbau uns ungefähr auf der Mitte des Weges, auf hal⸗ 
bem Aufſtieg befanden, beſonders wichtig. In Algeciras hat⸗ 
ten wir gegenüber den Ententemächten und bei dem geringen 
Intereſſe, das die anderen Mächte an der marokkaniſchen 
Frage nahmen, naturgemäß keine leichte Stellung. Trotz⸗ 
dem gelang es uns, unter Wahrung der Souveränität des 
Sultans, für die Organiſation der Polizei und die Errichtung 
der marokkaniſchen Staatsbank eine internationale Regelung 
zu erreichen und den deutſchen wie den wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſen aller anderen Länder die offene Tür in Marokko zu 
ſichern. Nicht alles Erwünſchte, aber das Weſentliche war 
erreicht worden. Der Verſuch, uns von einer großen inter⸗ 
nationalen Entſcheidung auszuſchließen, war durchkreuzt 
worden. Wir hatten nicht nur die Handelsfreiheit in Marokko 
erfolgreich verteidigt, ſondern auch bewieſen, daß wir uns 
ſelbſt durch eine Koalition anderer Mächte nicht beiſeite 
ſchieben ließen. An der künftigen Geſtaltung der marokkani⸗ 
ſchen Angelegenheiten war uns ein entſcheidendes Mitbe⸗ 
ſtimmungsrecht geſichert, auf das wir ohne ausreichende Kom⸗ 
penſationen nicht zu verzichten brauchten. Die Beſchlüſſe der 
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Konferenz von Algeciras waren ein Riegel vor den Tunifika⸗ 
tionsbeſtrebungen Frankreichs in Marokko. Sie waren auch 
eine Klingel, die wir jederzeit ziehen konnten, wenn Frank⸗ 
reich wieder ſolche Tendenzen an den Tag legte. In Frank⸗ 
reich wurde die neue Ordnung der Dinge alsbald nach der 
Algeciraskonferenz ſehr peinlich empfunden. Die „unſelige 
Algecirasakte“ wurde als eine „Frankreich aufgezwungene 
europäiſche Vormundſchaft“, beſtenfalls als eine „ehrenvolle 
Rückzugslinie“ bezeichnet. Die Algecirasakte, ſo erklärte die 
„Revue des deux mondes“, lege Frankreich weit mehr Pflich⸗ 
ten auf als ſie ihm Rechte gewähre. „On a vu nulle part une 
souveraineté aussi garottée par des liens multiples et assu- 
jettie à de si nombreuses et si minutieuses servitudes... 
Les puissances ou plutdt la principale entre elles, |’ Alle- 
magne, ont consenti à ce que nous établissions notre protec- 
torat au Maroc a la condition de n’y jouir d’aucun avantage 
économique. On a donné une extension tout-a-fait inusitée 
à la formule bien connue de la porte ouverte .. . La France, 
e’est triste à dire, n'a obtenu aucune prime de gestion au 
Maroc.“ Man hat wohl geſagt, wir hätten nach dem Rücktritt 
Delcaſſés eine direkte Verſtändigung mit Frankreich über 
Marokko ſuchen ſollen. Es mag dahingeſtellt bleiben, ob 
Frankreich überhaupt geneigt war, uns einen annehmbaren 
Preis zu zahlen. Jedenfalls durften wir damals ſchon mit 
Rückſicht auf unſere Stellung in der Türkei und zum Iſlam 
dieſen Weg nicht einſchlagen. Im November 1898 hatte Kaiſer 
Wilhelm II. in Damaskus erklärt: „Mögen die 300 Millionen 
Mohammedaner, welche auf der Erde verſtreut leben, deſſen 
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verſichert fein, daß zu allen Zeiten der Deutſche Kaiſer ihr 
Freund ſein wird.“ In Tanger hatte ſich der Kaiſer mit Ent⸗ 
ſchiedenheit für die Integrität Marokkos ausgeſprochen. Wir 
hätten uns um jeden Kredit in der iſlamiſchen Welt gebracht, 
wenn wir ſo kurze Zeit nach dieſen Kundgebungen Marokko 
an die Franzoſen verkauft hätten. Unſer Botſchafter in Kon⸗ 
ſtantinopel, Freiherr von Marſchall, der ſich hervorragende 
Verdienſte um die Pflege unſerer Beziehungen zur Pforte 
und zum Iſlam erworben hatte, ſagte mir in jenen Tagen: 
„Wenn wir Marokko trotz Damaskus und Tanger jetzt preis⸗ 
geben, ſo verlieren wir mit einem Schlage unſere Stellung 
in der Türkei und mit ihr die Vorteile und Zukunftsaus⸗ 
ſichten, die wir uns durch jahrelange Arbeit mühſam er⸗ 
worben haben.“ 

Das deutſch⸗franzöſiſche Sonderabkommen vom 9. Fez 
bruar 1909, das unter hervorragender Mitwirkung des ſpä⸗ 
teren Staatsſekretärs v. Kiderlen⸗Wächter zuſtande kam, ver⸗ 
minderte die Möglichkeit fortgeſetzter Reibungen zwiſchen 
beiden Staaten, indem es Frankreich einen gewiſſen politi⸗ 
ſchen Einfluß in Marokko ſicherte, ohne ihm die Aneignung 
zu ermöglichen, hielt aber das Prinzip der offenen Tür feſt 
und gewährleiſtete deutſchem und franzöſiſchem Handel und 
Gewerbe das gleiche Betätigungsrecht im unabhängigen und 
in ſeinem Gebietsumfange unverminderten marokkaniſchen 
Staat. Das Abkommen diente dem Frieden, indem es die 
Algecirasakte in denjenigen Punkten ergänzte, in denen ſie 
ſich in der Praxis als verbeſſerungsfähig erwieſen hatte. 
Durch deutſche wirtſchaftliche und finanzielle Mitarbeiter⸗ 
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ſchaft ſollte ein Zuſammenwirken der deutſchen und franzöſi⸗ 
ſchen Kaufleute in Marokko und damit für beide Teile wirt⸗ 
ſchaftlicher Nutzen herbeigeführt werden. Das Abkommen 
von 1909 war ein reiner Geſchäftsvertrag und konnte den 
Marokko⸗Streit beendigen. Hierbei war allerdings die 
Vorausſetzung, daß Frankreich den ihm in Marokko ein⸗ 
geräumten politiſchen Einfluß maßvoll und verſtändig aus⸗ 
übte. Die Beſchlüſſe der Algeciras⸗Konferenz ſelbſt wurden 
durch das Abkommen von 1909 ausdrücklich beſtätigt. Das 
deutſche Mitbeſtimmungsrecht über das Schickſal Marokkos, 
dieſes Recht, das einer Annexion Marokkos durch Frank⸗ 
reich entgegenſtand, wurde durch den Sondervertrag vom 
9. Februar 1909 in keiner Weiſe berührt. Was 1911 für den 
Verzicht auf unſer Recht erreicht wurde, mag es nun viel oder 
wenig ſein, mag das uns zugefallene Stück Kongo einen kleinen 
oder großen Wert haben, iſt jedenfalls nur erlangt worden 
auf der Grundlage von Algeciras und dank unſeres Vorgehens 
im Jahre 1905. Noch während des gegenwärtigen Kriegs 
ſprach eine franzöſiſche Broſchüre von der „portion de notre 
Congo frangais, que l'Allemagne nous a extorquée en 
échange de l’hypothéque morale qu'elle avait mise inso- 
lamment sur le Maroc“. Uns einen Teil von Marokko an⸗ 
zueignen, haben wir nie beabſichtigt. Nicht aus Furcht vor 
Frankreich, ſondern in unſerem eigenen Intereſſe. Wir hätten 
dort neben Frankreich auch England und Spanien gegen uns 
gehabt. Wir durften auf der anderen Seite auch nicht hoffen, 
durch übertriebenes Entgegenkommen in der Marokkofrage 
Frankreich zu verſöhnen. Der Kongo⸗Marokko⸗Vertrag, der 
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unſeren Verzicht auf die in Algeciras erworbenen und im Ver⸗ 
trag von 1909 gewahrien Rechte bedeutete, iſt vielmehr zum 
Ausgangspunkt jenes Esprit nouveau geworden, der 1911 
aufkam und mit dem franzöſiſchen Chauvinismus die fran⸗ 
zöſiſche Aktionsluſt erheblich ſteigerte. Auch die italieniſche 
Tripoliserpedition ſtand letzten Endes mit jenem Marokko⸗ 
Kongo⸗Abkommen in urſächlichem Zuſammenhange. Als 
in Rom bekannt wurde, daß die Einverleibung Marokkos 
in den franzöſiſchen Kolonialbeſitz ſicher ſei, ſagte der 
damalige italieniſche Miniſter des Außern, Marquis San 
Giuliano, ſeinen Sekretären, indem er ſeine Uhr zog: 
„Merken Sie ſich dieſe Stunde und dieſes Datum. Heute 
hat es ſich entſchieden, daß wir nach Tripolis gehen. Es 
bleibt uns keine andere Wahl, wenn wir nicht den letzten 
Moment verſäumen wollen, wo die Beſitzergreifung von 
Tripolis für uns möglich ijt.“ Die Tripolisexpedition wurde 
ihrerſeits wieder der Anſtoß zum erſten Balkankrieg, der 
nicht nur ein harter Schlag für das Türkiſche Reich war, 
ſondern auch für die geſamte europäiſche Politik weitreichende 
Folgen gehabt hat. Dieſe Wirkung der italieniſchen Ex⸗ 
pedition nach Tripolis war von Marquis San Giuliano und 
Herrn Giolitti, den damaligen Leitern der italieniſchen Poli⸗ 
tik, nicht beabſichtigt, aber wie oft in der Politik zog ihre 
Aktion weitere Kreiſe, als ſie ſelbſt urſprünglich gewollt 
hatten. 

Einen wie hohen wirtſchaftlichen Wert Marokko auch für 
Frankreich haben mochte, einen wie bedeutenden politiſchen 
und militäriſchen Machtzuwachs ſich Frankreich von dieſer 
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Vergrößerung ſeines nordafrikaniſchen Kolonialreichs ver⸗ 
ſprechen mochte, ſeine Marokkopolitik war ihm gerade in 
den kritiſchen Momenten noch mehr Mittel zum Zweck als 
Selbſtzweck. War es gewiſſen franzöſiſchen Kreiſen mit 
der anfänglichen Ignorierung Deutſchlands um einen wirk⸗ 
ſamen Vorſtoß gegen die Weltmachtſtellung und das An⸗ 
ſehen Deutſchlands mit engliſcher Hilfe zu tun geweſen, ſo 
glaubte man ſpäter eine Gelegenheit winken zu ſehen, unter 
günſtigen Bedingungen an der Seite Englands zur entſchei⸗ 
denden Abrechnung mit Deutſchland zu kommen. Dieſe 
Tendenzen der franzöſiſchen Politik rückten die Marokko⸗ 
angelegenheit zweimal in das Vordertreffen der großen Poli⸗ 
tik und ſtellten die Erhaltung des Weltfriedens in Frage. 
Zu einer Zeit, wo niemand in Deutſchland an den Aus⸗ 
bruch des Weltkriegs dachte, ſchrieb ich in meinen damaligen 
Ausführungen über „Deutſche Politik unter Kaiſer Wil⸗ 
helm II.“ von der Unverſöhnlichkeit Frankreichs, nicht ohne 
in Deutſchland Widerſpruch zu finden: „Bei der Betrachtung 
unſeres Verhältniſſes zu Frankreich dürfen wir nicht ver⸗ 
geſſen, daß Frankreich unverſöhnt iſt. Das letzte Ziel fran⸗ 
zöſiſchen Strebens wird, menſchlichem Ermeſſen nach, noch 
auf lange hinaus das ſein, die heute noch fehlenden Voraus⸗ 
ſetzungen für eine ausſichtsreiche Auseinanderſetzung mit 
dem Deutſchen Reiche zu ſchaffen. Halten wir uns dieſe 
Wahrheit nüchtern gegenwärtig, ſo werden wir Frank⸗ 
reich gegenüber das richtigſte Verhältnis gewinnen. Ent⸗ 
rüſtete Deklamationen über franzöſiſche Unverbeſſerlichkeit 
ſind ebenſo geſchmacklos wie unfruchtbare Werbeverſuche. 
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Der deutſche Michel hat es nicht nötig, immer wieder mit 
einem Blumenſtrauß in der Hand und bisweilen ziemlich lin⸗ 
kiſcher Verbeugung ſich der ſpröden Schönen zu nähern, 
deren Blick auf den Wasgau gerichtet iſt. Nur die langſame 
Erkenntnis der Unabänderlichkeit des Verluſtes von 1871 
kann Frankreich zur endgültigen und vorbehaltloſen Gewöh⸗ 
nung an den im Frankfurter Frieden feſtgeſetzten Zuſtand 
der Dinge bringen. Es iſt nicht unmöglich, daß die krampf⸗ 
hafte Anſpannung der letzten militäriſchen Kräfte in ihrer 
Rückwirkung auf die wirtſchaftlichen und ſozialen Verhält⸗ 
niſſe Frankreichs dieſen Beruhigungsprozeß beſchleunigen 
wird und daß ſich hierbei wieder einmal das franzöſiſche 
Sprichwort als richtig bewährt, que l'excès du mal améne 
la guérison. Die Wiedereinführung der dreijährigen Dienſt⸗ 
zeit bezeichnet einen ſo hohen Grad des Rüſtungsfiebers, 
daß ſie vielleicht die Rückkehr zu normaler Temperatur ein⸗ 
leiten wird. Wenn die Durchführung der dreijährigen Dienſt⸗ 
zeit die Einkommenſteuer nach ſich ziehen ſollte, ſo würde 
auch das zur Ernüchterung beitragen. Bis dahin ſteht Frank⸗ 
reich gegen uns. Wiewohl es bemüht iſt, militäriſch den Nach⸗ 
teil auszugleichen, in den es durch ſeine geringere Bevöl⸗ 
kerungszahl uns gegenüber verſetzt iſt, hat es doch nicht mehr 
das alte Zutrauen allein in die eigene Kraft. Die franzö⸗ 
ſiſche Politik ſucht durch Bündniſſe und Freundſchaften ein 
Gleichgewicht oder womöglich ein Übergewicht gegen den 
deutſchen Nachbarn zu gewinnen. Frankreich hat ſich zu 
dieſem Zweck eines Teiles der eigenen freien Initiative begeben 
müſſen und iſt abhängiger als früher von fremden Mächten 
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geworden. Das iſt den Franzoſen natürlich bekannt und 
bewußt. Daß der reizbare franzöſiſche Nationalſtolz ſich mit 
dieſer Tatſache abfindet, zeigt, welches der alles beherr⸗ 
ſchende nationale Wunſch des franzöſiſchen Volkes iſt. Als 
wenige Tage nach dem Krüger⸗Telegramm wie in ganz 
Europa auch in Frankreich die Wogen der Burenbegeiſterung 
hoch gingen, fragte ein engliſcher Miniſter nicht ohne Be⸗ 
ſorgnis einen franzöſiſchen Diplomaten, ob Frankreich ſich 
nicht verſucht ſehen könnte, an Deutſchlands Seite zu treten. 
Die Antwort des Franzoſen lautete: „Seien Sie überzeugt, 
daß, ſolange Elſaß⸗Lothringen deutſch iſt, das franzöſiſche 
Volk, was ſich auch ſonſt ereignen möge, in Deutſchland 
den permanenten, in jeder anderen Macht nur den akziden⸗ 
tiellen Gegner ſehen wird.“ Es iſt kaum eine internatio⸗ 
nale Konſtellation denkbar, die Frankreich veranlaſſen könnte, 
ſeine von der Erinnerung an 1870 inſpirierte Politik einer 
grundſätzlichen Korrektur zu unterziehen.“ 

Ich glaube, daß die Ereigniſſe der letzten Jahre dieſe 
meine Diagnoſe beſtätigt haben. Wie wenig den Franzoſen 
Erfolge und Mißerfolge in der weiteren Welt neben dem 
Verluſt an der europäiſchen Stellung Frankreichs bedeuten, 
zeigte auch der Verlauf und die Wirkung des Faſchoda⸗ 
Streites. Frankreich erlitt in dieſem Streit gegenüber 
England eine unleugbare Niederlage, die ſchmerzlich emp⸗ 
funden wurde. Faſchoda bedeutete für Frankreich das Ende 
eines alten und ſtolzen kolonialpolitiſchen Traumes und ließ 
die franzöſiſche Nation die britiſche überlegene Macht uner⸗ 
bittlich fühlen. Einen Augenblick brauſte in Frankreich die 
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öffentliche Meinung elementar auf und wandte ſich jäh gegen 
England. Die große Maſſe derjenigen, die in der Politik das 
Vergängliche nicht vom Dauernden zu ſcheiden vermögen, den 
rauſchenden Lärm der Aktuellen für den wahren Widerhall 
des Bedeutſamen nehmen, glaubte die Wendung der fran⸗ 
zöſiſchen Politik gekommen. Die Verſtimmung gegen Eng⸗ 
land ſollte Frankreich an die Seite Deutſchlands drängen, die 
Enttäuſchung über den Mißerfolg im Sudan die Erbitterung 
über den Verluſt Elſaß⸗Lothringens paralyſieren, eine friſche 
Hoffnung auf Vergeltung für Faſchoda an die Stelle der alten 
auf Revanche für Metz und Sedan treten. Grundſätzlicher, 
als durch ſolche Kombinationen konnte das Weſen der fran⸗ 
zöſiſchen Politik nicht verkannt werden. Ein Volk, das ſich 
ein Menſchenalter in eine Hoffnung, ein Ideal eingelebt hat, 
läßt ſich nicht durch ein ſeitab vom großen Wege betroffenes 
Mißgeſchick aus dem Geleis werfen. Der Haß gegen Deutſch⸗ 
land konnte durch eine Verſtimmung gegen England nicht 
berührt, geſchweige denn beſeitigt werden. Der momen⸗ 
tane Zorn gegen England hätte noch viel leidenſchaftlicher 
und innerlicher fein können, als er es katſächlich war, er 
wäre doch nicht der Anfang dauernder feindſeliger Geſin⸗ 
nungen geworden, denn das Verhältnis Frankreichs zu Eng⸗ 
land war ſchon vor dem Konflikt im Sudan in die Rechnung 
der franzöſiſchen Politik einbezogen worden. Frankreich ſah 
ſchon früh in der engliſchen Eiferſucht gegen Deutſchland 
den natürlichen Verbündeten gegen die Sieger von 1870 
und drängte an die Seite Englands. Man war in Paris 
enttäuſcht, daß England für die franzöſiſche Freundſchaft 
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ein Opfer an Intereſſen im Sudan und am Nil nicht hatte 
bringen wollen, aber Frankreich ſelbſt war unter allen Am⸗ 
ſtänden, wenn auch mit zuſammengebiſſenen Zähnen, be⸗ 
reit, den gleichen und höheren Preis für die engliſche Freund⸗ 
ſchaft zu zahlen. Die Niederlage im Faſchoda⸗Streit wurde 
auf das Unkoſtenkonto der franzöſiſchen Revanchepolitik ge⸗ 
bucht und wirkte im letzten Erfolge weniger verſtimmend 
gegen England als aufs neue erbitternd gegen Deutſchland. 
Achtundvierzig Stunden nach dem Zurückweichen Frank⸗ 
reichs im Faſchoda⸗Streit wurde ein franzöſiſcher Botſchafter, 
einer der beſten politiſchen Köpfe Frankreichs, von ſeinem 
italieniſchen Kollegen auf den Stand der franzöſiſch⸗engliſchen 
Beziehungen angeſprochen. Der Italiener fragte, welche Rück⸗ 
wirkung das Ereignis auf die franzöſiſche Stellung zu England 
haben werde. Der Franzoſe erwiderte: „Eine günſtige! Nach⸗ 
dem die Differenz über den Sudan erledigt iſt, ſteht einer 
vollen Entente mit England gar nichts mehr im Wege.“ 
Dieſe Entente iſt denn auch nicht lange nach dem Faſchoda⸗ 
Zwiſchenfall zuſtande gekommen und hat ſich durch alle 
Wechſelfälle der internationalen Politik behauptet. Durch 
ſein Bündnis mit Frankreich und die Verwicklungen im 
Oſten war Rußland häufig an die Seite der franzöſiſch⸗ 
engliſchen Entente getreten, ſo daß von einer Triple⸗ 
Entente geſprochen werden konnte als eines Gegenſtücks 
zum Dreibunde. Zu einer feſt geſchloſſenen Koalition 
iſt die Triple⸗Entente allerdings erſt durch den Krieg ge⸗ 
worden. Noch am 24. April 1914 berichtete der belgiſche 
Geſandte in Berlin, Baron Beyens, anläßlich des Gerüchts, 
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daß der ruſſiſche Botſchafter in Paris, Herr Iswolſki, nach 
London verſetzt werden follte, Herr Iswolſti werde ſich an 
der Themſe davon überzeugen können, daß die engliſche 
öffentliche Meinung nichts dafür übrig habe, England ſeine 
Aktionsfreiheit durch einen formalen Vertrag einbüßen zu 
ſehen, der ſein Schickſal an das Rußlands und Frankreichs 
ketten würde. Erſt das Londoner Protokoll vom 5. Sep⸗ 
tember 1914 verwandelte den früher loſen Zuſammenhang 
zwiſchen den drei Mächten in eine enge Allianz. Deshalb 
ſind aber die Intereſſengegenſätze zwiſchen unſeren Gegnern 
nicht für immer aus der Welt geſchafft. Die Solidarität, 
die zwiſchen England und Rußland, Frankreich und England, 
Rußland und Japan der Krieg herbeigeführt hat, dieſe durch 
das gemeinſam vergoſſene Blut vorläufig feſt zuſammen⸗ 
geſchweißte Einheit entſpricht nicht der Natur der Dinge. 
Auch ſonſt beſtehen beiſpielsweiſe zwiſchen Amerika und 
Japan, Japan und dem auſtraliſchen Commonwealth Gegen⸗ 
ſätze, die nur dieſer Krieg in den Hintergrund gedrängt hat. 
Die politiſche Führung des Dreiverbandes lag auch vor dem 
Weltkrieg in den entſcheidenden Momenten meiſt in den 
Händen Englands. Die engliſche Führung hat wohl gelegent⸗ 
lich ernüchternd auf Frankreich gewirkt und damit der Er⸗ 
haltung des europäiſchen Friedens gedient. Aber wie ſehr 
die leitenden Kreiſe in England bereit waren, ihren maß⸗ 
gebenden Einfluß auf die Ententepolitik in einem Augenblick, 
in dem ihnen der europäiſche Frieden nicht mehr haltbar 
ſchien, entſchloſſen und zielbewußt gegen den deutſchen Riva⸗ 
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Weltkrieges gezeigt. Die Erwägung, daß, wenn der läſtige 
deutſche Nebenbuhler aus der Welt oder wenigſtens aus der 
Weltpolitik verſchwände, England nach dem Ausſpruch von 
Montaigne, „que le dommage de l'un est le profit de autre“ 
nur gewinnen könne, war der Mehrzahl der führenden 
britiſchen Politiker politiſches Dogma geworden. Zwiſchen 
der engliſchen und der franzöſiſchen Grundſtimmung uns 
gegenüber beſtand aber doch ein ausgeprägter Unterſchied. 
Frankreich war ſeit der Unterzeichnung des Frankfurter 
Friedensvertrages jederzeit bereit, uns anzugreifen, wenn es 
ſich bei zureichenden Kräften glaubte und auf ein gleich⸗ 
zeitiges Vorgehen Rußlands gegen Deutſchland rechnen 
konnte. England nur dann, wenn es zu der Überzeugung 
kam, daß ſein Eingreifen in einen Krieg die politiſche und 
wirtſchaftliche Schwächung Deutſchlands herbeizuführen ver⸗ 
möge. War die Triebfeder der franzöſiſchen Politik uns 
gegenüber mehr falſch verſtandener nationaler Idealismus, 
ſo war die der engliſchen kraſſer nationaler Egoismus. Wer 
aber kaltblütig ſeinen Intereſſen folgt, wird im entſcheiden⸗ 
den Augenblick ſtets der Meiſter ſein deſſen, der an ſeiner 
Seite einer Idee nachjagt. Die Zukunft wird lehren, ob die 
engliſche Intereſſenpolitik nicht eben deshalb in die Irre 
ging, weil die Vergangenheit einen deutſch⸗engliſchen Inter⸗ 
eſſengegenſatz von der Art, daß er einen Daſeinskampf recht⸗ 
fertigte, gar nicht erzeugt hatte. 

Gewiß hat der engliſche Kaufmann über See bisweilen 
die Konkurrenz des deutſchen unbequem empfunden, kon⸗ 
kurrierten in der Welt hier und da die deutſchen mit den 
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engliſchen wirtſchaftlichen Intereſſen. Aber auf ſeinen gro- 
hen weltpolitiſchen Bahnen hat England kaum eine der 
großen Mächte ſo ſelten hemmend vor ſich geſehen wie das 
Deutſche Reich. Das iſt bei aller Sorge vor der deutſchen 
Kriegsflotte den Engländern lange Zeit nicht entgangen. 
Deutſchland und England waren bis 1914 die einzigen euro⸗ 
päiſchen Großmächte, zwiſchen denen nie ein Tropfen Blut 
vergoſſen worden war. Es hatte zwiſchen ihnen Reibungen 
und Spannungen gegeben, niemals einen Krieg. Auch in 
England gab es Leute, die einſahen, daß ſich England im 
dauernden Gegenſatz zu uns, bei einer forciert antideutſchen 
Politik nur ſelbſt ſchade, die begriffen, wie treffliche Kunden 
England und Deutſchland einander ſind, und wie ſchmerzlich 
das britiſche Wirtſchaftsleben den Ausfall der deutſchen 
Kundſchaft empfinden müßte. Den Intereſſengegenſätzen 
zwiſchen Deutſchland und England ſtanden vitale Intereſſen⸗ 
gemeinſchaften gegenüber. Die Gefahren der neuen Welt⸗ 
und Seemacht für die engliſche Vormachtſtellung auf dem 
Meere lagen nur im Bereich der Möglichkeiten oder, rich⸗ 
tiger geſagt, der Einbildung, nicht im Bereich fühlbarer 
Wirklichkeiten. Mit der Stellung Frankreichs zu Deutſch⸗ 
land war das Verhältnis zwiſchen Deutſchland und Eng⸗ 
land nicht zu vergleichen. 

Obwohl wir ſeit dem Beſchreiten des weltpolitiſchen Weges 
in England oft einen Widerſacher gehabt hatten, konnten 
unſere Beziehungen zu England, nachdem wir die nötige 
Verteidigungsſtärke zur See erlangt hatten, aufrichtig und 
vorbehaltlos freundliche werden. Gerade durch pen Bau 
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unſerer Flotte hatten wir das Haupthindernis beſeitigt für 
ein Zuſammengehen zwiſchen uns und England auf der 
Grundlage voller Parität und geſunder Wechſelſeitigkeit, 
hatten wir die Bahn freigemacht für eine den Intereſſen 
beider Länder entſprechende Verſtändigung auf allen Ge⸗ 
bieten der großen Weltpolitik. Die engliſchen Miniſter haben 
ſich dieſer Erkenntnis verſchloſſen, haben die Verſtändigung 
und ein verſtändiges Zuſammengehen nicht gewollt. Sie 
dürfen ſich deshalb auch nicht wundern, wenn wir bei 
der Ungunſt der deutſchen Küſtenverhältniſſe für unſere 
Sicherheit und Unabhängigkeit gegenüber England ernſthafte 
und reale Garantien fordern. In England hat ſich wie in 
früheren engliſchen Kriegen die Wendung vom Frieden zum 
Kriege langſam vollzogen. England pflegt ſein ganzes Ge⸗ 
wicht nicht ſofort und nicht auf einmal, ſondern allmählich 
in die Wagſchale zu werfen. Die Erfahrungen der Geſchichte 
legten uns die Mahnung nahe, mit dieſer Eigenart des eng⸗ 
liſchen Volkes zu rechnen. Im Dezember 1915 hob ein neu⸗ 
traler Beobachter, der kurz vorher England beſucht hatte, 
im „Berliner Tageblatt“ hervor, daß viele Engländer zu 
Beginn des Krieges der Meinung geweſen wären, England 
täte beſſer, neutral zu bleiben; nach dem Ausbruch des 
Krieges und in ſeinem weiteren Verlauf hätte dieſe Anſicht 
jedoch allen Boden verloren. Daß dies zutraf, zeigte die 
Rede, die Anfang Januar 1916 einer der namhafteſten 
engliſchen Staatsmänner, Lord Roſebery, in Edinburg hielt, 
in der er uns beſchuldigte, „by a deliberate and infamous 
conspiracy against the liberties of the world“, den Welt⸗ 
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krieg entfeſſelt zu haben, und in der er, ein früherer 
Premierminiſter, ſich ſo weit vergaß, unſere Freundlich⸗ 
keiten gegenüber England, deutſche Beſuche in England, 
alle unſere Bemühungen um die Herbeiführung eines guten 
Verhältniſſes zu England als „Judaskisses“ zu bezeichnen. 
Einige Wochen ſpäter erwiderte der gegenwärtige engliſche 
Premierminiſter Mr. Asquith auf eine entgegenkommende 
Rede des deutſchen Reichskanzlers mit einer ſachlich und per⸗ 
ſönlich beleidigenden Schärfe, wie ſie auch in Kriegszeiten 
gegenüber einer leitenden Perſönlichkeit eines noch vor 
kurzem befreundeten Landes noch nicht dageweſen iſt. 

In der richtigen Erkenntnis, daß Frieden und Freund⸗ 
ſchaft zwiſchen Deutſchland und England beiden Ländern 
heilſam ſein würden, hat Kaiſer Wilhelm II. ſeit ſeinem 
Regierungsantritt an der Herſtellung eines guten Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen den beiden großen germaniſchen Nationen 
gearbeitet. Es gab viele Gebiete, auf denen beide Völker 
gleichlaufende Intereſſen hatten. In dem Maße, in dem 
hüben und drüben die Erkenntnis an Boden gewann, daß die 
nationalen Intereſſen beider Länder bei gemeinſamem Vor⸗ 
gehen am beſten auf ihre Rechnung kamen, hätten auch die 
Vorausſetzungen für ein ehrliches Vertrauens⸗ und Freund⸗ 
ſchaftsverhältnis Raum gewinnen können. 

Daß die Gefahr eines kriegeriſchen Zuſammenſtoßes zwi⸗ 
ſchen Deutſchland und England mehr wie einmal nahegerückt 
ſchien, wollte noch nicht beſagen, daß der bewaffnete Konflikt 
nur aufgeſchoben, nicht aufgehoben war. Es iſt ſchon oft 
dageweſen, daß die Diplomatie in die Notwendigkeit ver⸗ 
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ſetzt ſchien, der bewaffneten Macht die Fortführung der Aus⸗ 
einanderſetzungen zu überlaſſen. Aber gerade die Nähe dieſes 
kritiſchen Augenblicks hat häufig genügt, die ſtockenden Ver⸗ 
handlungen wieder in Fluß zu bringen und zum friedlichen 
Ergebnis zu führen. Kriegswolken gehören zum Bilde des 
politiſchen Himmels. Aber die Zahl derer, die ſich entladen, 
iſt ungleich geringer als die Zahl der Wolken, die ſich verziehen. 
Schwere Gefahren haben den Frieden zwiſchen England und 
Frankreich in den vierziger Jahren des neunzehnten Jahr⸗ 
hunderts während der Julimonarchie bedroht, und zeitweiſe 
auch in der Epoche des zweiten Kaiſerreichs. In ſeiner Rede 
vom 6. Februar 1888 hat Fürſt Bismarck den Nachweis geführt, 
daß, von der verhältnismäßig kurzen Periode abgeſehen, wo 
das von den napoleoniſchen Kriegen erſchöpfte Europa unter 
der Obhut der heiligen Allianz eine noch dazu ziemlich trüge⸗ 
riſche Ruhe genoß, die Gefahr großer Konflagrationen immer 
vorhanden war. Alle dieſe bedrohlichen Wolken haben ſich 
verzogen, ohne daß eine Entladung erfolgt wäre. Und wenn 
ich meine eigenen Erlebniſſe und Erfahrungen an mir vor⸗ 
überziehen laſſe, ſo erinnere ich mich, daß vier Jahre nach 
dem Frankfurter Frieden, als der „Krieg⸗in⸗Sicht⸗Artikel“ 
der „Poſt“ erſchien, Fürſt Bismarck von manchen Seiten 
kritiſiert wurde, weil er nicht begreifen wolle, daß der Krieg 
mit Frankreich unvermeidlich ſei. Nach dem Berliner Kon⸗ 
greß und noch mehr während des ſchickſalsſchweren Win⸗ 
ters 1887/88 wurde Fürſt Bismarck getadelt, weil er trotz 
des Umſichgreifens der panſlawiſtiſchen Strömung in Ruß⸗ 
land und trotz umfaſſender ruſſiſcher militäriſcher Vorberei⸗ 
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tungen den Frieden mit Rußland zu erhalten ſuchte. Fürſt 
Bismarck ließ ſich nicht irremachen. Er hat dreimal Krieg 
geführt, iſt aber viel häufiger Konflikten ausgewichen, die 
er nicht wollte. Die naive Auffaſſung, daß ein Krieg ein un⸗ 
vermeidliches Naturereignis ſei wie ein Erdbeben oder ein 
Platzregen, lag ſeiner Betrachtungsweiſe fern. Er hat trotz 
nahegerückter Konflikte 1875, wie 1878, wie 1887/88 den 
Frieden erhalten. And in der Tat haben wir nach jenen 
kritiſchen Momenten mit Frankreich noch 39, mit Rußland 
noch 36 bzw. 26 Jahre in Frieden gelebt. Ich habe ſagen 
hören, es wäre beſſer geweſen, wenn es 1905 bei der Ma⸗ 
rokkodifferenz oder 1909 anläßlich der bosniſchen Annexions⸗ 
frage zum Kriege gekommen wäre. Solches Herumplätſchern 
in den blauen Wellen des unbegrenzten Ozeans der Konjek⸗ 
turalpolitik, wie ich es einmal im Reichstag genannt habe, 
führt leicht in Untiefen. Was geſchehen wäre, wenn es in 
dieſer oder jener kritiſchen Phaſe der Vergangenheit zum 
Kriege gekommen wäre, iſt heute ebenſowenig feſtzuſtellen, 
wie ſich mit Sicherheit ſagen läßt, ob, wenn im Juli 1914 die 
allgemeine Konflagration nicht eingetreten wäre, wir den 
Weltbrand ſpäter doch bekommen hätten, oder ob nicht viel⸗ 
leicht Ereigniſſe eingetreten wären, die die Gefahr des allge⸗ 
meinen Krieges wieder für abſehbare Zeit ausgeſchaltet 
hätten. Deutſchland hatte jedenfalls kein Intereſſe an einem 
Weltkrieg. Wenige Wochen vor dem Ausbruch des Krieges, 
am 12. Juni 1914, ſchrieb der belgiſche Geſandte in Berlin, 
Baron Beyens, ſeiner Regierung: „In wenigen Jahren wird 
ein Gleichgewicht der Kräfte zwiſchen Deutſchland und Frank⸗ 
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reich nicht mehr möglich fein. Deutſchland braucht ſich nur zu 
gedulden, braucht nur im Frieden ſeine wirtſchaftliche und 
finanzielle Macht dauernd weiter zu ſteigern, braucht nur die 
Wirkungen ſeines Geburtenüberſchuſſes abzuwarten, um ohne 
Widerſpruch und ohne Kampf in ganz Zentraleuropa zu herr⸗ 
ſchen.“ Schon dieſe Erwägung zeigt, wie unbegründet der 
von unſeren Feinden gegen uns erhobene Vorwurf iſt, 
Deutſchland hätte den Krieg gewollt. 

Die Behandlung unſerer Beziehungen zu England ver⸗ 
langte eine beſonders feſte und ſtetige Hand. Wir wünſchten 
freundliche, ja freundſchaftliche Beziehungen, aber wir fürch⸗ 
teten die unfreundlichen nicht. Dementſprechend mußte 
ſich Deutſchland zu England ſtellen, das amtliche Deutſch⸗ 
land wie die Nation ſelbſt. Eine Politik des Nachlaufens 
wäre ſo verfehlt geweſen wie eine Politik des Brüskierens. 
Lange Zeit ſtand unſere auswärtige Politik bis zu einem 
gewiſſen Grade im Dienſt unſerer Rüſtungsfragen, ſie 
mußte unter anormalen Verhältniſſen arbeiten. Nach dem 
Ausbau unſerer Flotte war der normale Zuſtand wieder⸗ 
hergeſtellt: die Rüſtung ſtand im Dienſte der Politik. 
Die Freundſchaft wie die Feindſchaft des auf eine ſtarke 
Flotte geſtützten Deutſchen Reichs hatten für England natur⸗ 
gemäß einen anderen Wert als Freundſchaft und Feindſchaft 
des zur See ungerüſteten Deutſchlands. England hat die 
Freundſchaft nicht gewollt, hat die ihm von uns wiederholt 
hingehaltene Hand zurückgeſtoßen. Es hat geglaubt, in 
Feindſchaft zu Deutſchland beſſer auf ſeine Rechnung zu 
kommen. Die Geſchichte Englands, das ſtets gegen die Be⸗ 
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ſtegten am ſchonungsloſeſten war in den wenigen europäiſchen 
Kriegen, zu denen es ſich in der neueren Zeit entſchloß, gibt uns 
Deutſchen eine Vorſtellung von dem Schickſal, das uns im 
Falle des Erliegens erwartet hätte. England hat noch alle 
ſeine Kriege, einmal im Kampf, mit rückſichtsloſer Auf⸗ 
wendung aller Mittel geführt. Die engliſche Politik war 
immer geleitet von dem, was Gambetta die Souveraineté 
du but genannt hat. England iſt nur mit gleicher Entſchloſſen⸗ 
heit und gleichem Zielbewußtſein beizukommen. Wie der 
Charakter der Engländer nun einmal iſt, und nachdem wir 
zum erſtenmal im Lauf der Weltgeſchichte mit England in 
Krieg geraten ſind, hängt unſere Zukunft davon ab, daß wir 
unter gleich rückſichtsloſer Einſetzung aller Kräfte und Mittel 
den Sieg erringen und freie Bahn gewinnen. Wir haben nach 
einem vom deutſchen Volk mit unvergleichlichem Heroismus, 
aber auch mit furchtbaren Opfern gegen die halbe Welt ge⸗ 
führten Krieg das Recht und die Pflicht, mit der eigenen 
Sicherheit und Unabhängigkeit zur See wirklich ausreichende 
und vor allem reale Gewähr für die Freiheit der Meere, 
für die fernere Erfüllung unſerer weltwirtſchaftlichen und 
weltpolitiſchen Aufgaben zu erlangen. Wie in dieſer Be⸗ 
ziehung das große Ringen ausgeht, wird entſcheidend ſein 
für das Geſamtergebnis und die Geſamtbeurteilung des 
ganzen Krieges. 

Die deutſche Politik hatte es verſtanden, ſchon bevor ſie 
ſich eine ſtarke Flotte geſchaffen hatte, uns für unſere Welt⸗ 
intereſſen zukunftsreiche Stützpunkte zu ſichern. Unſeren 
alten Kolonialbeſitz haben wir entwickelt und gefördert. Der 
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deutſche Kolonialhandel betrug 1912 das Siebeneinhalb⸗ 
fache unſeres Kolonialhandels von 1900. Der ernſte Auf⸗ 
ſtand der Hereros in Südweſtafrika wurde, wenn auch unter 
großen Koſten und ſchmerzlichen Opfern, dank der Zähig⸗ 
keit und Bravour unſerer Truppen in langen und müh⸗ 
ſamen Kämpfen überwunden. Die Namen der Tapferen, 
die im afrikaniſchen Wüſtenſand kämpften und ſtarben — ich 
nenne nur den Grafen Wolff⸗Werner von Arnim und den 
Freiherrn Burkhard von Erffa, die beide freiwillig hinüber⸗ 
zogen und drüben beide heldenmütig in den Tod gingen — 
verdienen es, in unſerer Geſchichte fortzuleben. Ihre he⸗ 
roiſche Haltung war ein bedeutſames Vorzeichen dafür, daß 
unſer Volk in langer Friedenszeit ſeine kriegeriſchen Tu⸗ 
genden nicht eingebüßt hatte. Möge ihr Blut nicht umſonſt 
gefloſſen ſein, und Südweſtafrika, die älteſte deutſche Ko⸗ 
lonie, das große Gebiet, wo, von Fürſt Bismarck geführt, 
Deutſchland zum erſtenmal afrikaniſchen Boden betrat, nach 
dieſem Kriege mit ſeinen Diamantfeldern in unſern Beſitz 
zurückkehren. Der ſüdweſtafrikaniſche Aufſtand bezeichnete eine 
Kriſis in unſerer Kolonialpolitik, aber auch die Wendung zum 
Beſſeren. Durch die Reorganiſation der Kolonialverwaltung, 
die Umwandlung der Kolonialabteilung des Auswärtigen 
Amts in ein ſelbſtändiges Reichsamt, vor allem durch die Er⸗ 
weckung eines lebendigen Verſtändniſſes für unſere Aufgaben 
und Ziele auf kolonialem Gebiete gelang es während der Amts⸗ 
zeit des Staatsſekretärs Dernburg, unſere Kolonialpolitik 
endlich über den toten Punkt wegzubringen. Es ging hier 
wie in der Flottenfrage. Unter großen Mühen und in langen 
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Kämpfen ijt es uns ſchließlich doch geglückt, alle bürgerlichen 
Parteien von der Nützlichkeit und Notwendigkeit einer poſi⸗ 
tiven Kolonialpolitik zu überzeugen und ſie für eine ſolche 
zu gewinnen. Gleichzeitig mit dem Beginn unſeres Flotten⸗ 
baues erfolgte im Herbſte 1897 unſere Landung in Kiau⸗ 
tſchou, mit der meine Tätigkeit als Staatsſekretär des Aus⸗ 
wärtigen Amts begann. „It is from the year of Kiao-chau 
that the growth of the formidable German Navy really 
dates“, ſchrieb im Verlauf des gegenwärtigen Krieges die 
„Times“, die der Entwicklung unſerer Seemacht und See⸗ 
geltung von Anfang an mit einem durch Neid geſchärften 
Auge folgte. Unjere Feſtſetzung an der chineſiſchen Küſte 
ſtand in der Tat im innern und unmittelbaren Zuſammen⸗ 
hang mit der Flottenvorlage und war ein erſter praktiſcher 
Schritt auf dem Wege der Weltpolitik. Einige Wochen 
ſpäter folgte der Schantung⸗Vertrag mit China, eine der 
bedeutſamſten Aktionen der neueren deutſchen Geſchichte, 
die uns unſeren Platz an der Sonne in Oſtaſien gewann, 
an den Geſtaden des Stillen Ozeans, denen eine große 
Zukunft vorbehalten iſt. Bis zum Ausgang des 19. Jahr⸗ 
hunderts hatte ſich Europa nur an der Peripherie des chi⸗ 
neſiſchen Reichs betätigen können. Inzwiſchen hat ſich auch 
deſſen Inneres mehr und mehr erſchloſſen. Die Anerken⸗ 
nung der Gleichberechtigung aller Nationen in China war 
das Ziel unſerer oſtaſiatiſchen Politik, ſeitdem wir in Tſing⸗ 
tau, einem der ausſichtsreichſten Häfen der chineſiſchen Küſte, 
eine feſte Baſis für unſere Intereſſen und Pläne und mit 
Schantung ein Eingangstor erwarben, wie wir uns beides 
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nicht beſſer wünſchen konnten. Nach dem Fall von Tſingtau 
ſchrieb in der Wiener „Neuen Freien Preſſe“ ein deutſcher 
Weltreiſender, der kurz vorher Aſien beſucht hatte: „Für 
das um ſeine Weltſtellung ringende Deutſchland war unter 
allen öſtlichen Kolonien Tſingtau die bedeutungsvollſte: von 
hoher militäriſcher Wichtigkeit, ein Stützpunkt ſeines Handels 
und ſeines Anſehens in Aſien, ein moraliſcher und materieller 
Erfolg ſeiner großartigen Entwicklung. Aus Wüſtenei und 
Hoffnungsloſigkeit ſtieg dort durch den Geiſt der Ordnung 
eine der ſchönſten Fremdenanſiedlungen empor, ein Hafen 
entſtand, der ſich an Zweckmäßigkeit mit jedem anderen 
Oſtaſiens meſſen durfte. Eine Zukunft iſt uns mit dem 
Verluſte Tſingtaus zerſtört.“ Die große Stellung, die wir 
durch unſere Chinaaktion von 1897/98 im fernen Oſten ge⸗ 
wannen, während des Boxeraufſtandes wirkſam verteidigten 
und ſeitdem in jahrelanger einſichtiger und fleißiger Arbeit 
ausbauten, haben wir durch den gegenwärtigen Krieg hoffent⸗ 
lich nicht für immer verloren. „Kiautſchou“, meinte nach der 
Eroberung von Tſingtau durch die Japaner die „Times“, 
„wurde um ſo bedrohlicher, je mehr es wuchs an Reichtum, 
Handel und Kraft. Die Umſtände, unter denen ſich Deutſch⸗ 
land dort feſtgeſetzt hatte, waren für England eine betrübende 
Erinnerung. Die Entente⸗Mächte und alle Neutralen, die 
Handel mit China treiben, mögen nunmehr mit Vergnügen 
ihren Anteil an dem aufblühenden Handel nehmen, der 
ſich in dem deutſchen Hafen entwickelt hat, und der ſehr viel 
bedeutſamer war, als der irgendeiner anderen deutſchen 
Beſitzung. China wird ſich freuen, ſeinen alten Hafen in 
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a greatly improved condition wieder zu erhalten.“ So 
höhnte die „Times“. Wir aber haben die Pflicht, unfere oſt⸗ 
aſiatiſchen Intereſſen weiter großzügig und mit Entſchloſſen⸗ 
heit wahrzunehmen. Bei der Induſtrialiſierung eines Rieſen⸗ 
reichs von 400 Millionen Einwohnern — der fünfte Teil der 
Menſchheit lebt in China — iſt viel zu gewinnen. China iſt durch 
ſeine Bodenſchätze, Eiſen und namentlich Kohle, wie durch 
ſeine Waſſerſtraßen eines der reichſten Länder der Welt; es 
bietet dem Einfuhrhandel ungewöhnliche Ausſichten, es iſt 
das größte, noch nicht vergebene Abſatzgebiet der Erde. Auf 
dieſem unermeßlichen Feld, wo der deutſche Kaufmann 
mit unerſchrockenem Sinn und unermüdlichem Fleiß vor 
dem Kriege ſo ſchöne Erfolge erzielt hatte, dürfen wir nicht 
in das Hintertreffen geraten. Der Ausgang des Spaniſch⸗ 
Amerikaniſchen Krieges bot uns 1899 die Möglichkeit, durch den 
Erwerb der Karolinen⸗ und Marianen⸗Gruppe einen Stütz⸗ 
punkt in Polyneſien zu erwerben. Ein Jahr ſpäter gelang es, 
den langjährigen Streit um Samoa durch ein Abkommen mit 
England und Amerika in einer für uns vorteilhaften Weiſe 
zu beendigen. Beide Erwerbungen, die von Samoa wie die 
der Karolinen⸗ und Marianen⸗Gruppe, bildeten den Ab⸗ 
ſchluß vieljähriger diplomatiſcher Bemühungen, die bis in 
die Anfänge unſerer Kolonialpolitik zurückreichen. Schon 
deshalb iſt die Erwartung geſtattet, daß wir dieſe ſchönen 
Inſeln, an die ſich für uns viele Erinnerungen knüpfen, nicht 
endgültig eingebüßt haben. In der Verſtändigung über die 
Karolineninſeln kam das freundſchaftliche Verhältnis mit 
dem ſpaniſchen Volke zum Ausdruck, zu dem wir die Be⸗ 
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ziehungen mit Nutzen gepflegt haben, denn wir find, als 
wir jetzt in Krieg verwickelt wurden, in Spanien aufrichti⸗ 
geren Sympathien begegnet als in den meiſten anderen 
nicht am Kriege beteiligten Ländern. Im Jahre 1898 
ſchloſſen wir über die Ausbeutung der portugieſiſchen Kolonien 
in Afrika einen Vertrag mit England, der bedeutſam war, 
nicht nur weil durch ihn unſere Beziehungen zu England in 
einem ſchwierigen Stadium ohne Gefährdung unſeres Ver⸗ 
hältniſſes zu anderen Mächten erleichtert wurden, ſondern 
auch weil er uns für die Zukunft wertvolle Ausſichten ſicherte. 
Um das Zuſtandekommen dieſes Vertrages, der um ſo rei⸗ 
chere Früchte verſprach, je geduldiger wir warteten, bis für 
ſeine Realiſierung der Augenblick gekommen war, der früher 
oder ſpäter kommen mußte und gerade am Vorabend des 
Weltkrieges gekommen ſchien, hatte ſich der damalige Bot⸗ 
ſchafter in London, Graf Paul Hatzfeld, beſonders verdient 
gemacht, den Fürſt Bismarck einſt als das beſte Pferd in 
ſeinem diplomatiſchen Stall zu bezeichnen pflegte. Das 
Bagdadbahnprojekt, das aus der im Herbſt 1898, nur wenige 
Monate nach der Annahme der erſten Flottenvorlage unter⸗ 
nommenen und in jeder Beziehung geglückten Kaiſerreiſe 
nach Paläſtina hervorwuchs, eröffnete zwiſchen dem Mittel⸗ 
ländiſchen Meer und dem Perſiſchen Golf auf den alten 
Weltſtrömen Euphrat und Tigris und längs ihrer Ufer 
deutſchem Einfluß und deutſchem Unternehmungsgeiſt die 
älteſten und ergiebigſten Kulturgebiete der Erde, Gebiete, 
die an Fruchtbarkeit und großen Zukunftsmöglichkeiten 
kaum zu übertreffen ſind. Als militäriſch nützlich hat ſich die 
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Bagdadbahn ſchon jetzt erwieſen, indem fie es der Pforte 
ermöglichte, rechtzeitig Verſtärkungen nach Meſopotamien 
zu werfen, dadurch die Engländer auf ihrem Marſch nach 
Bagdad aufzuhalten und ihnen empfindliche Niederlagen 
beizubringen. Nach anderthalbjährigen Bemühungen iſt es 
den Engländern nicht gelungen, in Bagdad einzuziehen. „Ce 
ne sont pas seulement les forces turques opérant en Méso- 
potamie qui se ravitaillent par cette voie,“ klagte der 
„Temps“ nach dem erſten engliſchen Mißerfolg bei Kut⸗el⸗ 
Amara, „mais toute action turco-allemande en Perse re- 
pose sur cette communication, qui relie Constantinople 
à Ispahan.“ Die Bagdadbahn ſtellt aber auch den Weg 
wieder her, auf welchem einſt der Handel von Europa nach 
Indien und von Indien nach Europa ging. Eine ratio⸗ 
nelle Bewäſſerung der von ihr durchzogenen Landſtriche 
kann aus dieſen wieder das Paradies machen, das ſie im 
Altertum waren. Wenn irgendwo kann in Meſopotamien 
von unbegrenzten Ausſichten geſprochen werden, nicht nur 
hinſichtlich der meſopotamiſchen Erdöllager, meiſt in der 
Nähe der Bagdadbahn gelegen, ſondern in jeder Beziehung. 
Die Hebung dieſer Schätze bleibt eine der großen Aufgaben 
unſerer Zukunft. Auch wer unſere wirtſchaftlichen Zukunfts⸗ 
möglichkeiten im Orient ſo hoch einſchätzt wie ich, der ich lange 
an der Herſtellung enger politiſcher und wirtſchaftlicher Be⸗ 
ziehungen zwiſchen uns und der Türkei gearbeitet und das 
Bagdadbahnunternehmen im vollen Bewußtſein ſeiner weit⸗ 
reichenden Ausſichten in die Wege geleitet habe, darf freilich 
nicht im Zweifel darüber ſein, daß der nahe Südoſten uns alle 
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anderen Märkte nicht erſetzen kann. Die Türkei war vor dem 
Kriege nur mit 1%, Bulgarien mit 0,30%, Griechenland mit 
0,2%, Oſterreich⸗Angarn mit etwas über 10% an unſerer 
Ausfuhr beteiligt, während 14,2% des deutſchen Exports 
direkt nach England gingen, und von den 12,4%, die nach 
Belgien und Holland gingen, noch weitere 6% für England 
beſtimmt geweſen ſein dürften. In Rußland ſtanden wir 
vor dem Kriege weitaus an der Spitze der dort einführenden 
Länder, unſer Export dorthin war dreimal beträchtlicher als 
der engliſche und achtmal als der franzöſiſche. Unſere Ausfuhr 
nach Italien übertraf vor dem Kriege die engliſche um etwa 
50, die franzöſiſche um mehr als 337 Millionen Lire. Unſere 
Einfuhr nach Frankreich wurde vor dem Kriege nur von der 
engliſchen übertroffen, und dies nur unbedeutend, war aber 
derjenigen aller anderen handeltreibenden Länder weit 
voraus. Es iſt nötig, ſich in dieſer Beziehung nicht in Illu⸗ 
ſionen zu wiegen, ſondern auf dem Boden der Wirklichkeit 
zu bleiben. Wie hinſichtlich der Ausbeutung der portu⸗ 
gieſiſchen Kolonien in Afrika auf Grund des deutſch⸗eng⸗ 
liſchen Abkommens von 1898, ſo unterhandelten wir vor 
dem Beginn des gegenwärtigen Krieges mit England auch 
über die Anerkennung unſerer Intereſſen und Rechte an 
der Bagdadbahn, die in ihrer ganzen Ausdehnung von 
Meer zu Meer uns durch den Ausgang dieſes Krieges ge⸗ 
ſichert werden möge. Das Deutſche Reich it nicht nur 
ſeinen Intereſſen, ſondern auch ſeinen Machtmitteln nach 
eine Weltmacht geworden, in dem Sinne, daß der Arm 
deutſcher Macht in die entfernteſten Gegenden der Welt 
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zu langen vermag. Als ein Inſtrument nationalen Schutzes, 
als eine Verſtärkung nationaler Sicherheit haben wir unſere 
Flotte geſchaffen und ſie anders nie verwandt. 

Die Aufgabe, der neuen deutſchen Weltpolitik das macht⸗ 
politiſche Fundament zu gewinnen, konnte hundert Jahre 
nach der Erhebung von 1813, ein Vierteljahrhundert nach 
dem Regierungsantritt Kaiſer Wilhelms II. im großen und 
ganzen als gelöſt angeſehen werden. Das Deutſche Reich 
war nur ungern als Weltmacht von denjenigen Staaten 
begrüßt worden, die jahrhundertelang gewohnt geweſen 
waren, die Fragen der überſeeiſchen Politik allein zu ent⸗ 
ſcheiden; fein weltpolitiſches Recht wurde aber in aller Herren 
Länder anerkannt, wo die deutſche Kriegsflagge ſich zeigte. 
Dies Ziel mußten wir erreichen. Es war gleichbedeutend 
mit der Schaffung unſerer Kriegsflotte und konnte nur er⸗ 
reicht werden unter gleichzeitiger Überwindung erheblicher 
Schwierigkeiten ſowohl auf dem Gebiete der auswärtigen, 
der internationalen wie der inneren, der nationalen Politik. 

Während des erſten Dezenniums nach Einbringung der 
Flottenvorlage von 1897 hatten wir eine Gefahrzone erſter 
Ordnung in unſerer auswärtigen Politik zu durchſchreiten, 
denn wir ſollten uns eine ausreichende Seemacht und eine 
wirkſame Vertretung unſerer Seeintereſſen ſchaffen, ohne 
noch zur See genügende Verteidigungsſtärke zu beſitzen. 
Unbeſchädigt und ohne Einbuße an Würde und Preſtige iſt 
Deutſchland aus dieſer kritiſchen Periode hervorgegangen. 
Im Herbſte 1897, wenige Wochen nach meiner Übernahme 
der Geſchäfte des Auswärtigen Amts, brachte die N 
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Review“ jenen berühmten Artikel, der in der Erklärung gipfelte, 
daß, wenn Deutſchland morgen aus der Welt vertilgt würde, es 
übermorgen keinen Engländer gäbe, der nicht um ſo reicher 
fein würde, und der mit den Worten ſchloß: „Germaniam esse 
delendam.“ Zwölf Jahre ſpäter erklärten anläßlich meines 
Rücktritts zwei große und nicht beſonders deutſchfreundliche 
engliſche Blätter, daß die Stellung Deutſchlands eine größere 
und ſtärkere ſei, als ſie ſeit dem Rücktritt des Fürſten Bis⸗ 
marck je geweſen wäre. Von 1897 bis 1909 hatte ſich eine 
bedeutſame Entwicklung vollzogen, die den Mitlebenden nicht 
immer zum Bewußtſein gekommen ijt, die aber die Nachwelt 
erkennen und würdigen wird. Während dieſer Jahre haben 
wir durch den Bau unſerer Flotte den vollen Übergang zur 
Weltpolitik vollzogen. Unſer Aufſtieg zur Weltpolitik ijt ge⸗ 
glückt. Wir haben uns von keiner Macht gegen die andere 
vorſchieben laſſen und für niemanden die Kaſtanien aus dem 
Feuer geholt, eingedenk der alten Wahrheit, daß das Maß 
ſeiner Unabhängigkeit einem Staat ſeine Stellung in der Welt 
gibt, und daß ein großes Volk das Heil nicht bei anderen, ſon⸗ 
dern in ſich ſelbſt ſucht. Durch unſere ruhige Haltung während 
des Burenkrieges nahmen wir der Erregung, die ſeit dem 
Krüger⸗Telegramm in England herrſchte, die erſte Schärfe 
und gaben England auch im weiteren Verlauf der Dinge 
keinen Anlaß, uns während des Baues unſerer Flotte in 
den Arm zu fallen. Auf der anderen Seite kam es bei ſorg⸗ 
ſamer Pflege des Dreibundes nicht zu Zuſammenſtößen mit 
dem Zweibund, die die Fortführung unſeres Flottenbaues 
aufgehalten hätten. Zwiſchen franzöſiſch⸗engliſcher Entente 
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und Zweibund mußten wir einen ſchmalen Weg gehen, der 
ſchmäler wurde, als die franzöſiſch⸗engliſche Entente ſich zur 
Triple⸗Entente weitete, und nur mit angeſtrengteſter Vor⸗ 
ſicht gangbar blieb, als England uns durch ein Netzwerk 
diplomatiſcher Kombinationen zu iſolieren verſuchte. Als 
endlich während der bosniſchen Kriſe der internationale Ho⸗ 
rizont ſich lichtete, als die deutſche Kontinentalmacht das 
Einkreiſungsnetz zerriß, da waren wir mit unſerem Flotten⸗ 
bau über das Stadium der Vorbereitung bereits hinaus. 
Neben den Schwierigkeiten der auswärtigen Politik gin⸗ 
gen, wenn auch leichter überwindlich, Schwierigkeiten der 
inneren Politik. Es iſt uns Deutſchen nicht oft gegeben, 
ſpontan und freudig den Forderungen einer neuen Zeit ent⸗ 
gegenzukommen. Goethe traf den Kern unſerer Stärke, 
aber auch unſerer Fehler, wenn er ſagte, es ſei der Charakter 
der Deutſchen, daß ſie über allem ſchwer würden. Der 
ſprichwörtliche Kampf zwiſchen der alten und der neuen 
Zeit iſt in unſerer Geſchichte weniger als bei anderen Völ⸗ 
kern unterbrochen worden, und jede irgend bedeutſame Phaſe 
unſerer nationalen Entwicklung zeigte ihn immer wieder in 
ungebrochener Stärke. Wenn ſich aber bei uns Neuerungen 
an ſtärkeren Widerſtänden zu reiben haben als anderswo, 
ſo iſt unſere Entwicklung doch letzten Endes nie zu dauerndem 
Schaden aufgehalten worden. Wir können ſogar ſagen, daß 
die ſtändige Begleitung einer widerſtrebenden Kritik uns 
Deutſche beſſer als manches andere Volk vor gefährlichen 
Neuerungen geſchützt und uns den ruhigen Aufſtieg, den 
ſicheren Fortſchritt gebracht hat, deſſen wir . ſein 
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dürfen. Das meinte Bismarck, wenn er einmal äußerte, die 
Regierenden in Deutſchland bedürften des Stacheldrahtes 
der Kritik, der ſie dadurch auf dem rechten Wege erhielte, 
daß ſie Gefahr liefen, ſich die Hände blutig zu reißen, wenn 
ſie zu erzentriſche Bewegungen unternähmen. Damit hat 
Bismarck natürlich nicht ſagen wollen, daß die Kritik immer 
oder auch nur überwiegend im Rechte ſei. Aber die Stärke 
der verneinenden Kräfte zwingt, Ernſt, Macht der Über⸗ 
zeugung und Kraft der Überredung einzuſetzen und ſich 
wirklich klar zu werden über die Notwendigkeit, neue Wege 
zu beſchreiten. Wo es immer in Deutſchland gelungen iſt, 
die Volksmehrheit mit Einſchluß anfänglich widerſtrebender 
Kreiſe von der Notwendigkeit einer Sache zu überzeugen, 
da konnten wir erfahren, daß die neue, langſam gewonnene 
Überzeugung auch unlösbare Wurzel ſchlug. Angſtliche Scheu 
vor der Kritik und längeres Ausſchalten der Kritik haben da⸗ 
gegen noch immer und überall Schaden angerichtet. 

Der Flottengedanke iſt heute deutſches Allgemeingut ge⸗ 
worden. Von den ausgeſprochenſten Agrariern unter den 
Konſervativen bis zum äußerſten Flügel der bürgerlichen 
Demokratie gibt es in bezug auf unſere deutſche Flotten⸗ 
politik prinzipielle Gegenſätze nicht mehr. Den grund⸗ 
legenden großen Flottenvorlagen hatte ſich der Freiſinn 
bekanntlich verſagt, er repräſentierte damals recht eigent⸗ 
lich den Widerſtand der alten gegen die neue Zeit. Es war 
im Jahre 1900, als nach einer langen und bewegten Sitzung 
der Budgetkommiſſion der Führer der Volkspartei, Eugen 
Richter, an mich herantrat und mir unter vier Augen faate: 
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„Sie werden es durchſetzen, Sie werden die Mehrheit für 
Ihre Flottennovelle bekommen. Ich hätte es nicht gedacht.“ 
In der Unterredung, die folgte, bemühte ich mich, dem 
in mancher Hinſicht hervorragenden Manne darzulegen, 
warum mir ſeine ablehnende Haltung gerade gegenüber der 
Flottenvorlage nicht verſtändlich wäre, denn deutſche See⸗ 
geltung ſei während Jahrzehnten von der deutſchen Demo⸗ 
kratie gefordert worden, Herwegh habe der deutſchen Flotte 
das Wiegenlied geſungen, und die erſten deutſchen Kriegs⸗ 
ſchiffe ſeien im Jahr 1848 erbaut worden. Ich wies auch 
auf alle die Gründe hin, aus denen wir unſere Induſtrie 
und unſeren Handel auf dem Weltmeere ſchützen müßten. 
Richter hörte aufmerkſam zu und meinte ſchließlich: „Sie 
mögen recht haben. Ich bin aber zu alt, ich kann die Wen⸗ 
dung nicht mehr mitmachen.“ Die von Eugen Richter pro⸗ 
phezeite Wendung ſollte bald eintreten. Die ablehnende 
Haltung der Volkspartei war weniger in Prinzipien, als in 
der allgemeinen parteipolitiſchen Lage begründet. Im Zuge 
der Parteipolitik war ſie zu überwinden und iſt in der Block⸗ 
zeit überwunden worden. 

Ein ergreifendes und unmittelbares Zeugnis für die Er⸗ 
kenntnis der aufdämmernden neuen Zeit hat der große ſieg⸗ 
reiche Antipode des Fortſchrittführers, Fürſt Bismarck, ab⸗ 
gelegt. Wenige Jahre nach des Fürſten Rücktritt ſchlug ihm 
der ausgezeichnete Generaldirektor Ballin vor, ſich einmal 
den Hamburger Hafen anzuſehen, den Bismarck trotz der 
Nähe von Friedrichsruh ſeit langer Zeit nicht mehr beſucht 
hatte. Herr Ballin führte den achtzigjährigen Fürſten nach 
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einer Rundfahrt im Hafen auf einen der neuen transatlan- 
tiſchen Dampfer der Hamburg⸗Amerika⸗Linie. Fürſt Bis⸗ 
marck hatte noch nie ein Schiff von ſolchen Dimenſionen 
geſehen. Er blieb beim Betreten des Rieſendampfers ſtehen, 
ſah lange auf das Schiff, die vielen umherliegenden Damp⸗ 
fer, die Docks und Rieſenkräne, das mächtige Hafenbild 
und ſagte endlich: „Sie ſehen mich ergriffen und bewegt. 
Ja, das iſt eine neue Zeit, — eine ganz neue Welt.“ Der 
gewaltige Reichsgründer, der unſere nationale Sehnſucht, 
der Deutſchlands kontinentalpolitiſche Aufgabe erfüllt hat, 
erkannte an ſeinem Lebensabend mit dem nie befangenen 
Blick des Genius die Zukunft, die neuen weltpolitiſchen Auf⸗ 
gaben des Deutſchen Reichs. 

Der Weltkrieg hat den Hamburger Hafen ſtillgelegt und 
die deutſche Handelsflagge vom Weltmeer verſchwinden 
laſſen. Der Sieg der deutſchen Heere, der die kontinental⸗ 
politiſche Vormachtſtellung Deutſchlands beſtätigt und im 
Erfolge ſicherſtellen muß, wird auch den deutſchen Häfen 
neues Leben geben, den Weg auf das Weltmeer wieder 
öffnen und für alle Zukunft frei machen für den ſtolzen Zug 
deutſcher Weltpolitik. 


Wehrkraft und Militarismus 


Das neue Deutſche Reich, das im Zuge eines beiſpielloſen 
Aufſchwungs den Weg zum Welthandel und zur Weltwirt⸗ 
ſchaft gefunden hat, ſchuf ſich mit ſeiner Flotte die welt⸗ 
politiſche Wehr. Zu der ſteilen Höhe, von der aus das 
deutſche Volk ſeine Blicke in die weitere Welt richten konnte, 
iſt Deutſchland getragen worden auf den Schultern ſeiner 
Armee. Im Weltkrieg dieſer Tage erfahren wir, daß die 
Schwere des Kampfes um Deutſchlands weltpolitiſche Zu⸗ 
kunft entſcheidend und in erſter Linie ausgefochten wird von 
dem Volk in Waffen, das an den Fronten in Weſt, Oſt und 
Süd in den Bataillonen, Batterien und Schwadronen des 
Heeres kämpft. Es iſt die Wehr, die das alte Preußen ge⸗ 
ſchaffen und dem neuen Deutſchen Reich als ſein ſtarkes Erbe 
hinterlaſſen hat, die Deutſchlands Volk und Land gegen 
eine Welt von Feinden ſieghaft ſchirmt. Die alte Wahrheit, 
daß Staaten ſich erhalten durch die Kräfte, die ſie groß ge⸗ 
macht haben, erweiſt ſich aufs neue. 

Die Geſchichte Brandenburg⸗Preußens, die mit der Reichs⸗ 
gründung unter preußiſcher Führung zu ihrer erſten, nicht 
ihrer letzten deutſchen Erfüllung kam, iſt die Geſchichte der 
preußiſchen Armee, iſt in ihrem Auf und Nieder die Ge⸗ 
ſchichte des wechſelnden preußiſchen Waffenglücks. Es iſt 
nicht lehrhafte Willkür, ſondern es entſpringt der Logik der 
geſchichtlichen Tatſachen, wenn der deutſche Knabe die vater⸗ 
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ländiſche Geſchichte in ihren großen Zügen zuerſt als eine 
Kriegsgeſchichte, als die Geſchichte der Erfolge ſiegreicher 
Feldzüge und der unerbittlich harten Folgen verlorener 
Schlachten kennen lernt. Darin unterſcheidet die preußiſche 
Geſchichte ſich von der aller anderen modernen Staaten und 
hat nur an der der alten römiſchen Republik ein Gleichnis. 
Frankreich konnte im 17. Jahrhundert zur führenden euro⸗ 
päiſchen Großmacht emporſteigen unter der genialen ſtaats⸗ 
männiſchen Leitung eines Richelieu, der Führung durch die 
feine, undurchſichtige diplomatiſche Kunſt des an ſeinem 
großen Landsmann Machiavelli geſchulten Mazarin, es 
konnte nach den glänzenden Feldzügen der Turenne und 
Conde trotz der empfindlichen militäriſchen Rückſchläge des 
Spaniſchen Erbfolgekriegs eine großartige politiſche und kul⸗ 
turelle Entwicklung im 18. Jahrhundert vollenden, ohne von 
der ruhmloſen Niederlage von Roßbach ernſtlich berührt zu 
werden. Erſt mit der großen Revolution wurde Frankreichs 
Geſchichte in die harte militäriſche Schule gezwungen, in die 
der Preußiſche Staat ſchon ſeit vier Menſchenaltern gewöhnt 
war. England konnte ſich fern von den europäiſchen Händeln 
im Verfolg der beiden Revolutionen des 17. Jahrhunderts 
die Kräfte freimachen und bereitſtellen, die es auf den Weg 
zur Weltmacht führten, und konnte im 18. Jahrhundert mit 
geringem eigenem militäriſchem Kraftaufwand triumphieren 
über den franzöſiſchen Rivalen, den die Feldzüge Friedrichs 
des Großen auf dem kontinentalen Kriegsſchauplatz banden. 
Die von Peter dem Großen begonnene, von ſeinen Nach⸗ 
folgerinnen und ihren deutſchen Beratern fortgeführte Or⸗ 
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ganiſierung der Kraftfülle der Völkerſchaften des Ruſſiſchen 
Reichs wurde nach dem Siege über Schweden durch Erfolg 
und Mißerfolg kriegeriſcher Anternehmungen nicht ent⸗ 
ſcheidend beeinflußt. Der Tag von Zorndorf hinterließ kaum 
Spuren in der ruſſiſchen Geſchichte, und erſt als die Wirbel 
der Revolutionskriege Rußland in den Daſeinskampf der 
europäiſchen Mächte geriſſen hatten, erhielt die ruſſiſche Ge⸗ 
ſchichte den beſtimmenden militäriſchen Einſchlag, den ſie 
bis auf dieſen Tag behielt. Die habsburgiſche Monarchie trat 
in das 17. Jahrhundert ein im Vollbeſitz ererbter, alter deut⸗ 
ſcher Reichsmacht, die in der habsburgiſchen Hausmacht ihr 
ſicheres Fundament gefunden hatte. Oſterreichs geſchicht⸗ 
liches Geſchick war unter das Schwert geſtellt, über den Fort⸗ 
beſtand der habsburgiſchen Monarchie ward in den Türken⸗ 
kriegen entſchieden, auf den ſchleſiſchen und böhmiſchen 
Schlachtfeldern wurde das Schickſal des alten, an die habs⸗ 
burgiſche Krone gebundenen deutſchen Reichsgedankens be⸗ 
ſiegelt. Da die Wiener Staatskunſt es aber meiſterlich ver⸗ 
ſtand, die letzten Entſcheidungen in den diplomatiſchen Handel 
zu legen und der Konſequenz der Schlachtentſcheidungen 
auszuweichen, wurden die Kriege des 18. Jahrhunderts 
für Oſterreich nicht Epoche innerer Entwicklung. Die Ver⸗ 
ſchmelzung ſtaatlichen und militäriſchen Denkens blieb der 
Donaumonarchie für eine ſpätere Zukunft vorbehalten. 
Anders in Brandenburg⸗Preußen. 

Der ebenſo beſonnenen wie entſchlußkräftigen, umſichtigen 
und zugreifenden Politik des in ſeltener Fülle mit Herrſcher⸗ 
talenten, in ſeltener Bewußtheit mit dem Willen zur Macht be⸗ 
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dachten hohenzolleriſchen Herrſcherhauſes war es bis zum 
Beginn des für die europäiſche Staatenbildung entſcheiden⸗ 
den 17. Jahrhunderts gelungen, während des durch zwei 
Jahrhunderte dauernden Zerſetzungsprozeſſes des mittel⸗ 
alterlichen Deutſchen Reiches eine Summe zerſtreuter Terri⸗ 
torien zu erwerben und feſtzuhalten. Dieſe durchaus künſtliche, 
durch keine natürliche Grenze geſchützte, durch keine Stam⸗ 
meseigenart oder lange Überlieferung zuſammengehaltene 
Staatsbildung war ohne bedeutſamen militäriſchen Kraft⸗ 
aufwand geſchaffen worden in einer Zeit, die Deutſchland 
von großen kriegeriſchen Ereigniſſen nahezu unberührt ge⸗ 
laſſen hatte. Sie war in bewegter Zeit und in unruhiger 
Umgebung nur durch militäriſche Machtmittel zu behaupten. 
Das erkannte mit früh geſchärftem ſtaatsmänniſchem Blick 
der jugendliche Große Kurfürſt, als er inmitten der chao⸗ 
tiſchen Verwirrung des Dreißigjährigen Krieges das Steuer 
des Staatsſchiffs ergriff, das unter ſeinem ſchwachen Vater 
vor dem Winde getrieben hatte. Er rettete ſeinen Staat, 
den er in ſeiner Exiſtenz [wer bedroht vorgefunden hatte, 
dadurch, daß er ihn auf die Wehrkraft ſtellte. Geſtützt auf 
ſein in Kürze zuſammengebrachtes ſtehendes Heer ſetzte er 
gegenüber den von dreißig Kriegsjahren ermatteten Staaten 
Europas die Forderungen Brandenburgs durch. Im Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden trat die Hohenzollernmonarchie zuerſt 
wollend und bewußt als Militärmacht auf. Von nun an 
vollzieht ſich der Eintritt Brandenburgs in die kontinental⸗ 
politiſche Entwicklung Europas, innerhalb deren das empor⸗ 
ſtrebende Kernland Norddeutſchlands jedes Recht mit 
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Waffengewalt zu erhärten und zu behaupten hatte und 
auch beſcheidene Anſprüche nur dann durchzuſetzen ver⸗ 
mochte, wenn es bereit war, ſeine Bataillone marſchieren 
zu laſſen. 

Brandenburg⸗Preußen ſtand nicht gleich den geographiſch 
ſo unendlich viel günſtiger gelegenen ſüddeutſchen Staaten 
vor der Wahl, entweder zu größerer Geltung gelangen 
zu wollen unter unabläſſigen kriegeriſchen Gefahren, oder 
ſich fernab von den großen Händeln Europas unter Ver⸗ 
meidung militäriſchen Krafteinſatzes in ſeinem überkomme⸗ 
nen Beſtande und Anſehen zu erhalten. Brandenburg⸗ 
Preußen war darauf angewieſen, größer und mächtiger zu 
werden, oder gar nicht zu ſein. Die drei Länderkomplexe 
von verſchiedener Größe im Weſten, in der Mitte und im 
Oſten Deutſchlands waren von Natur ungeſchützt. Der 
rheiniſche wie der oſtpreußiſche Beſitz lagen in Brennpunkten 
europäiſcher Händel. Schon der Große Kurfürſt war im 
pflichtgemäßen Beſtreben, ſie dem Staat in Unabhängigkeit 
zu erhalten, mit Polen, Frankreich und Schweden in kriege⸗ 
riſche Verwicklung geraten. Er hatte erfahren, wie offen jedem 
feindlichen Einfall die Mark Brandenburg ſtand, als er in 
der Fehrbelliner Schlacht ſein Land von den ſchwediſchen 
Eindringlingen befreien mußte. Die Schlacht von Fehr⸗ 
bellin, auf heimiſchem Boden um die Freiheit der Heimat ge⸗ 
ſchlagen, wurde recht eigentlich die Geburtsſtunde branden⸗ 
burg⸗preußiſchen Waffenruhms, der Beginn der militäri⸗ 
ſchen Tradition der preußiſchen Geſchichte, während ſich in 
den Begegnungen der brandenburgiſchen Truppen mit den 
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Heeresteilen Ludwigs XIV. am Rhein der Eintritt der 
Hohenzollernmonarchie in die europäiſche Kontinental⸗ 
politik ankündigte. Die brandenburgiſch⸗preußiſche Wehr⸗ 
kraft ward von Anfang an gegründet auf die beiden tragenden 
Kräfte nationalſtaatlichen Lebens: auf die Vaterlands⸗ und 
Heimatsliebe und auf den ſtaatlichen Machtgedanken, ent⸗ 
ſprechend ihrer doppelten Aufgabe, die ſtändig bedrohte 
Heimat zu ſchützen und die Macht des Staates nach außen zu 
erweiſen und zu erweitern. Die Tatſache, daß der Wehr⸗ 
macht Preußens von vornherein die Aufgabe zufiel, die 
Scholle, die Heimat zu verteidigen, bei Fehrbellin ſowohl 
wie ſpäter im Siebenjährigen Kriege, hat Leben und Schick⸗ 
ſal der Armee ſo innig mit dem Leben und Geſchick des preußi⸗ 
ſchen Volkes verbunden, hat die militäriſchen Traditionen 
zu einem integrierenden Beſtandteil der Überlieferungen 
und Erinnerungen des Volkes ohne Unterſchied von Rang 
und Stand gemacht. Die Verſchmelzung von Volk und Heer 
konnte ſich in Preußen, unbeſchadet des ariſtokratiſchen Cha⸗ 
rakters des Offizierskorps und der Durchſetzung der Batail⸗ 
lone mit geworbenen Soldaten, um ein volles Jahrhundert 
früher vollziehen als im übrigen Europa. In Frankreich war 
die Armee bis zum Jahre 1793 überwiegend Inſtrument der 
Diplomatie geweſen. Die Niederlage von Roßbach vernahm 
nicht nur Voltaire, ſondern ganz Paris mit heiterem Wohl⸗ 
gefallen, weil der von Friedrich dem Großen und ſeinem 
kühnen Seydlitz geſchlagene Soubiſe als Günſtling der 
Pompadour unbeliebt war. Die ruſſiſchen Streitkräfte 
ſchlugen ſich ſeit Narwa und Pultawa im Dienſte auswärtiger 
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Dispoſitionen, um deren Zuſammenhang man nur am Zaren⸗ 
hofe wußte, und es konnte geſchehen, daß ſie nach dem Tode 
der Zarin Eliſabeth einer zariſchen Marotte zuliebe auf die 
Seite des durch ſechs Jahre bekämpften Friedrichs des 
Großen übertreten mußten. Erſt durch die Ereigniſſe von 
1812 wurde das ruſſiſche Volk zur Anteilnahme am Schickſal 
der ruſſiſchen Wehrmacht geleitet. In England geht die Um⸗ 
wandlung eines von adligen Offizieren geführten Söldner⸗ 
heeres, das bisher im weſentlichen nur die Aufgaben einer 
Kolonialtruppe zu erfüllen hatte, in ein Volksheer erſt im 
Verlauf dieſes Weltkrieges vor ſich. 

In den großen Kriegen, die Preußen während eines 
Vierteljahrtauſends hat beſtehen müſſen, iſt nur 1866 und 
1870/71 der Boden der Heimat von feindlichen Heeren und 
Schlachtverwüſtungen verſchont geblieben. Fehrbellin und 
Zorndorf, Eylau und Friedland, die Katzbach, Großbeeren 
und Wartenburg erzählen in der Vergangenheit davon, daß 
Freiheit und Leben von Vaterland und Volk abhingen von 
Sieg und Niederlage der Armee. In dieſem Weltkriege 
reihen ſich die Namen Tannenberg, Angerburg und Mül⸗ 
hauſen den alten Namen an. Die Geſchichte hat uns früh 
erkennen gelehrt und nicht vergeſſen laſſen, daß die Wehr⸗ 
kraft ihre erſte und vornehmſte Beſtimmung im Schutz und 
in der Verteidigung der Heimat hat. 

Indem ſich Preußen wehrhaft machen mußte zur Siche⸗ 
rung ſeiner durch keine Gunſt der Natur geſchützten Grenzen, 
gewann es aus ſtaatlicher Lebensnot heraus die Kampfkraft 
nach außen, die in kriegeriſcher Begegnung mit den Nachbar⸗ 


144 

mächten ihm meiſt Überlegenheit und Sieg und im Ergebnis 
erweiterte Macht ſchuf. Von dem Augenblick an, in dem 
die Hohenzollernmonarchie ſich zu ſelbſtändigem europäiſchem 
Leben zu regen begann, hatte das übrige Europa keinen 
Zweifel darüber gelaſſen, daß dem jungen Staat nichts ge⸗ 
währt werden würde, was er ſich nicht mit dem Schwert 
in der Fauſt ertrotzte. Der Große Kurfürſt erfuhr in der 
ſchleſiſchen und pommerſchen, Friedrich Wilhelm I. in der 
jülich⸗cleviſchen Frage, daß die großen Mächte nicht willens 
waren, für Preußen ein Recht gelten zu laſſen. Preußen 
wurde mit dem Betreten des kontinentalpolitiſchen Weges 
durch die im voraus zu erwartende Ausſichtsloſigkeit 
diplomatiſcher Aktionen gezwungen, ſein Heil von der 
Beweisführung ſeiner Waffen zu erwarten. Friedrich 
der Große zog die Konſequenz dieſer Erkenntnis, als er 
die ſchleſiſche Frage erſt nach geſchlagenen Schlachten 
aufwarf. Es bedurfte des Siebenjährigen Krieges, um für 
Preußen im Konſilium Europas Rat und Stimme zu er⸗ 
werben. Den erſten nicht mit Blut beſiegelten Machtzuwachs 
erfuhr Preußen in den polniſchen Teilungen, und gerade 
von dieſem Gewinn konnte es nur behaupten, was Friedrich 
der Große als ſpäten Preis des Siebenjährigen Krieges ge⸗ 
wonnen hatte. Die napoleoniſche Zeit ſtellte Preußens 
auswärtige Politik wieder allein auf das Schwert. Schlach⸗ 
tengewinn waren die Grenzen von 1815. Nach langem 
fruchtloſen Bemühen, die deutſche Einigung im preußiſchen 
Sinne unter Vermeidung bewaffneter Konflikte zu er⸗ 
reichen, gelang die Löſung der deutſchen Frage erſt, als 
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die ſtaatsmänniſche Meiſterſchaft Bismarcks im Geiſte 
preußiſcher Traditionen die Entſcheidung des Schlachtfeldes 
zu finden wußte. Blut und Eiſen bezeichnen den ſteinigen 
kontinentalpolitiſchen Weg Preußens, und über jedem ent⸗ 
ſcheidenden Erfolge flattern die Fahnen der preußiſchen 
Armee. 

In jedem Augenblick ſeiner großen und ſchweren Ge- 
ſchichte hat die Zukunft des Preußiſchen Staates auf der 
Schlagfertigkeit und Tüchtigkeit ſeiner bewaffneten Macht, 
in jedem Augenblick auch hat die Sicherheit von Erwerb und 
Leben der Bevölkerung im Staate auf der preußiſchen Wehr⸗ 
haftigkeit geruht, und mit gerechtem Stolz durfte Friedrich 
der Große ſagen: „Die Welt ruht nicht ſicherer auf den 
Schultern des Atlas, als Preußen auf den Schultern ſeiner 
Armee.“ 

Die Armee eines jeden Staates iſt in ihren Stärken und 
Schwächen, in ihrer traditionellen Eigenart Ausdruck der 
Staatsform. Wird ein Staat in ſeinem verfaſſungsgemäßen 
Charakter verändert, ſo muß ſich dieſe Veränderung auf ſeine 
Armee übertragen. Frankreich hat es erfahren, als aus der 
Armee des bourboniſchen Königtums im Verfolg der großen 
Revolution das Revolutionsheer wurde, aus dieſem mit der 
Errichtung des napoleoniſchen Kaiſertums die grande armée 
mit ihrer jugendlichen ehrgeizigen Generalität, und als nach 
dem Ende des zweiten Kaiſerreichs das Volksheer der bürger⸗ 
lichen Republik geſchaffen wurde. Die engliſche Armee mit 
ihrem vornehmen Offizierkorps und den angeworbenen Trup⸗ 
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und zweifellos find durch den Bruch der Macht des Ober⸗ 
hauſes und die Anpaſſung des engliſchen Staatsweſens an 
die Staatsformen der romaniſchen Demokratie dem Volks⸗ 
heer, das der Weltkrieg auch in England entſtehen ſieht, die 
Wege geebnet worden. Ein monarchiſches Heer in unſerm 
Sinne wird das engliſche kaum werden, ſondern bei der in der 
Verfaſſung begründeten Machtfülle des Parlamentes ein 
Parlament⸗Heer bleiben, wie es als ſolches entſtanden iſt. 
Die preußiſche Armee war eine Schöpfung der Monarchie 
und iſt monarchiſch geblieben. Das deutſche Heer der Gegen⸗ 
wart iſt ein monarchiſches Heer, weil das Deutſche Reich 
im vollen Sinne des Wortes ein monarchiſches Staats⸗ 
weſen iſt. 

Die Heeresſchöpfung der preußiſchen Könige vollzog ſich in 
der Zeit, die in allen kontinentalen europäiſchen Staaten die ab⸗ 
ſolute Fürſtenmacht zur Erhaltung ihrer Herrſchaft und zur Er⸗ 
weiterung ihrer Macht ins Leben rief. Es waren Söldnerheere, 
geworben in aller Herren Länder, doch geführt von einem 
einheimiſchen ariſtokratiſchen Offizierkorps. Während aber 
die Armeen der meiſten Staaten Europas für die Dauer der 
abſoluten Fürſtenmacht ihren erſten Charakter bewahrten, 
wurde die Entwicklung der preußiſchen Armee von den 
Hohenzollern ſehr bald auf einen eigenen anderen Weg ge⸗ 
leitet. König Friedrich Wilhelm I. war nicht nur der rauhe 
Drillmeiſter der ſpäter unbeſieglichen Potsdamer Wacht⸗ 
parade, er war auch der Schöpfer des Geiſtes der preußiſchen 
Armee, der die preußiſchen und deutſchen Fahnen geleitet 
hat von Mollwitz und Hohenfriedberg bis Tannenberg und 
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Verdun. Aus der Schar der rauhen tapferen Landjunker 
ſchuf er das preußiſche Offizierkorps mit ſeinen peinlichen 
Pflicht⸗ und Ehrbegriffen, dem engen innerlichen und 
äußeren Zuſammenhalt mit der ihm anvertrauten Mann⸗ 
ſchaft, der Kameradſchaftlichkeit, dem militäriſchen Stolz 
und der monarchiſchen Treue. Der König, der den Soldaten⸗ 
rock trug, war der erſte Offizier der Armee, die Offiziere, die 
des Königs Rock trugen, bildeten den erſten Stand im Staat, 
dem der König ſelbſt angehörte. Derſelbe Monarch, der die 
Armee feſt an das Königtum band, erkannte als der erſte und 
der klarſte der großen Heeresorganiſatoren, daß die Armee 
eng mit dem Volke ſelbſt verbunden werden müſſe, ſo daß 
im Heere Königtum, Volk und Staat zur Einheit wurden. 
Die Möglichkeiten, die organiſatoriſchen Bedingtheiten ſei⸗ 
ner Zeit weit überſchauend, ſchrieb er in den erſten Para⸗ 
graphen des Kantonteglements: „Jeder preußiſche Unter⸗ 
tan iſt für die Waffen geboren.“ Das war die Grundidee 
der allgemeinen Wehrpflicht, die nicht der franzöſiſchen 
Revolution. ſondern dem preußiſchen Königtum entſprungen 
iſt. Lange vor Lafayette und Carnot ſchwebte dem preu⸗ 
ßiſchen Soldatenkönig der Gedanke vor, die Armee entſtehen 
zu laſſen aus dem pflichtgemäßen Heeresdienſt aller waffen⸗ 
fähigen Männer des Staates: eine völlige gegenſeitige 
Durchdringung von Heer und Volk. 
Der Gedanke eilte der Zeit voraus. Erſt die kommende 
ſchickſalsſchwere preußiſche Geſchichte ſchuf die Vorausſet⸗ 
zungen für ſeine Verwirklichung. Es bedurfte des Exiſtenz⸗ 
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in Preußen zur Einheit zu geſtalten. Während der letzten 
Kriegsjahre hatte Friedrich der Große ſeine Armee faſt aus⸗ 
ſchließlich aus Landeskindern ergänzt, und das preußiſche 
Volt hatte erkannt, daß der alte Schrecken der Werbetrommel 
leichter wog, als der Schrecken feindlicher Einfälle und Ver⸗ 
wüſtungen. Die erſten leuchtenden Siege König Friedrichs 
hatten dem Volke etwas wie einen preußiſchen National⸗ 
ſtolz eingepflanzt und eine ideelle Anteilnahme an den 
Staatsgeſchicken erweckt. Die Jahre der bitteren Not und 
drohenden Erliegens brachten ein feſteres Staatsbewußt⸗ 
ſein und eine fühlbare äußere Einwirkung des Staatsge- 
ſchickes auf das geſamte Volksleben. Heer, Staat und Volk 
wuchſen in einander. In zwei Jahrzehnten ſchwungloſer 
Kabinettspolitik und gelegentlicher kraftloſer militäriſcher 
Expeditionen ſchwand das Bewußtſein dieſer Einheit. Es 
erwachte mit jäher Gewalt, als die Kataſtrophe der preußi⸗ 
ſchen Armee bei Jena die Verkrüppelung des Staates, die 
franzöſiſche Zwingherrſchaft zur Folge hatte. Dem preu⸗ 
ßiſchen Volke war es nicht einen Augenblick unklar, daß 
ſein Schickſal anders als durch die Waffen, anders als 
durch die Stärke und durch Siege der preußiſchen Armee 
nicht zu wandeln war. Es hätte des vor Augen ſtehenden 
franzöſiſchen Muſters nicht bedurft, um in Preußen den 
Boden für die allgemeine Wehrpflicht zu bereiten. Ihre 
Einführung war dem ganzen Volke Herzensſache, das ſeine 
mit preußiſcher Wehrhaftigkeit geſchaffene nationalſtaatliche 
Freiheit und Größe vor überlegener feindlicher Waffen⸗ 
kraft hatte verſinken ſehen. 
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Es war das gute Geſchick Preußens, daß es für jedes Er⸗ 
lahmen und Erſchlaffen völkiſcher und ſtaatlicher Kraft die 
härteſten Folgen hat tragen müſſen; es war auch ſein gutes 
Geſchick, daß ihm noch ſtets in ſchwerſter Not die rechten 
rettenden Männer erſtanden ſind. Als die Neuordnung der 
preußiſchen Wehrkraft die große Notwendigkeit der Stunde 
war, erſchien in Scharnhorſt der Meiſter. Seine Heeres⸗ 
geſetze ſind im einzelnen und nicht einmal ganz kongenial und 
lückenlos erſt nach 1815 durchgeführt worden. Aber er, und 
allein er ſchuf die Formen, in die ſich die bewaffnete Er⸗ 
hebung des ganzen Volkes 1813 und 1814 fügen konnte. 
In den Freiheitskriegen wurde die preußiſche Armee zum 
Volk in Waffen, aber Scharnhorſt hatte Vorſorge getroffen, 
daß das Volk in Waffen in den überlieferten Ordnungen 
und Regeln die preußiſche Armee wurde. Der Geiſt von 
1813 trat nicht an die Stelle des Geiſtes der Armee Friedrichs 
des Großen und Friedrich Wilhelms I., ſondern verband ſich 
mit ihm. Das Offizierkorps, auf die breitere Baſis des ge⸗ 
bildeten Bürgertums geſtellt, trat ein in die Traditionen des 
altpreußiſchen Offizierkorps und die Truppe in ſeine Schule 
unter Führung des Königs. 

Weil die preußiſche Armee, ganz in das Volksleben ein⸗ 
gefügt, doch in den Überlieferungen von anderthalb Jahr⸗ 
hunderten verwurzelt geblieben war, konnten die Stürme 
der Märzrevolution ſie nicht berühren. Sie war ſo ſehr 
Trägerin und treibende Kraft der großen europäiſchen Auf⸗ 
gaben des Staates geworden, daß ſie erhoben war über die 
Auseinanderſetzungen, die ſich innerhalb des Staates um 
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jeine zeitgemäße Umgeſtaltung entſpannen. Während des 
Waffendienſtes wurde jeder Preuße, ungeachtet ſeiner poli⸗ 
tiſchen Anſchauung, gleichſam unmittelbarer Diener des 
Staates und Königs. Das Volk in des Königs Rock trug den 
Staatsgedanken, das Nationalbewußtſein in ſeiner reinſten, 
durch keine politiſche Überlegung modifizierten Form. 
Daran haben die Menſchenalter nichts zu ändern vermocht. 
Der Weltkrieg ſieht das ganze waffenfähige Volk aufgehen 
in nationalem Idealismus, der der Geiſt der Armee iſt. 

Es war eine eigene Fügung, daß der Staatsmann, der das 
Deutſche Reich durch ſiegreiche Kriege ſchuf, ſeine Politik 
zum Siege geführt hat im Kampfe um den Ausbau der 
Armee nach den ſchöpferiſchen Ideen Wilhelms I. Die Ge⸗ 
ſchichte der Armee und die europäiſche Politik Preußens be⸗ 
dingten einander auch in dem Augenblick, als der Preußiſche 
Staat der Erfüllung ſeiner höchſten Aufgabe entgegen⸗ 
ging. Die Gründung des Deutſchen Reiches vollzog ſich 
unter dem Donner der Kanonen, und auf den Schlacht⸗ 
feldern wehten neben den Fahnen Preußens die des an⸗ 
deren Deutſchland. 

Unter dem Großen, was Preußen Deutſchland gegeben 
hat, wird das Größte immer die preußiſche Armee bleiben, 
dies Werk der Jahrhunderte, das die Stürme und Wirren 
der Zeit nur zu feſtigen und zu beſſern vermocht haben. 
Wie ſelbſtverſtändlich nahmen die deutſchen Staaten die 
Organiſationen und Überlieferungen der preußiſchen Armee 
in ihr eigenes Leben auf. Welche Summe von Tapferkeit 
und Schlachtgeſchick auch im nichtpreußiſchen Deutſchland 
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bei allen Stämmen und in allen Einzelſtaaten, in Bayern 
und Sachſen, Baden und Württemberg, bei Frieſen und 
Rheinfranken, Hannoveranern und Heſſen, Holſteinern und 
Hanſeaten, Mecklenburgern und Thüringern ſeit Urzeiten 
heimiſch war, das hatte die Geſchichte verzeichnet. Zur 
vollen Größe ſtiegen die kriegeriſchen Taten Alldeutſchlands 
auf den Schlachtfeldern Frankreichs, als das geſamte deutſche 
Volk ſo in Waffen ſtand und ſtritt, wie es Preußen gelehrt 
hatte. In den anderthalb Menſchenaltern, die zwiſchen dem 
Einheitskriege und dem Weltkrieg liegen, wuchs die bewaff⸗ 
nete Macht des Reiches zur Einheit zuſammen. Die Militär⸗ 
geſchichte des Preußiſchen Staates rückte in die großen hiſto⸗ 
riſchen Erinnerungen. Der Erbe Friedrich Wilhelms I. 
ward Kriegsherr der deutſchen Armee, des deutſchen Volkes 
in Waffen. Während von der Düna bis zur Maas die deutſchen 
Heere unvergleichliche Heldentaten vollbringen, während das 
deutſche Volk in harter Gegenwart von den Siegen aller 
deutſchen Volksgenoſſen ohne Unterſchied von Staat und 
Stamm die größere Zukunft des deutſchen Vaterlandes 
vertrauend erhofft, gedenkt das geſchlagene Ausland ingrim⸗ 
mig des militäriſchen Zuchtmeiſters der deutſchen Ver⸗ 
gangenheit, Preußens, und ſchilt eifernd den Geiſt der 
preußiſchen Armee, den preußiſchen Militarismus, der heute 
der Geiſt des deutſchen Volkes in Waffen iſt. 

Es hat eine Zeit gegeben, und ſie liegt nicht weit zurück, 
in der doktrinäre, durch die Geſchichte weder belehrte noch 
belehrbare Deutſche verdroſſen eine Zukunft herbeiwünſch⸗ 
ten, die das deutſche Leben vom preußiſchen Militarismus 
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befreit ſehen ſollte. Die Lehre, die die Vergangenheit nicht 
geben fonnte, hat die Gegenwart erteilt, die Gegenwart, in 
der der Militarismus dem deutſchen Leben mit der Freiheit 
die Zukunft rettet. 

Es gibt kein Staatsweſen, in dem nicht eine ſtarke Gegner⸗ 
ſchaft lebte gegen das, was ſein Beſtes und Stärkſtes iſt. 
Nicht ſelten entſteht und bildet ſich dieſe Gegnerſchaft im 
Vergleich der eigenen Staatseinrichtungen mit denen des 
Auslandes. Regierungen, die Strömungen nachgeben, denen 
fremde Einrichtungen Vorbilder für Reformen und inner⸗ 
ſtaatliche Umgeſtaltungen find, verkennen ihre vornehmſte 
Aufgabe, den ihrer Fürſorge anvertrauten Staat in ſeiner 
Kraft und Eigenart zu erhalten. Im deutſchen Volke, 
zu deſſen Vorzügen es gehört, klaren Auges über die 
Grenzen des Vaterlandes zu ſehen und im Leben anderer 
Völker berechtigte geiſtige und kulturelle Eigenart zu er⸗ 
kennen, war ſtets die Gefahr beſonders groß, daß poli⸗ 
tiſche Einrichtungen des Auslandes für die Richtung poli⸗ 
tiſcher Wünſche im Inlande als maßgebend angeſehen wur⸗ 
den. Wir haben das erlebt in den unklaren Jahrzehnten 
des neunzehnten Jahrhunderts, während derer gelehrte und 
ungelehrte Deutſche in dem berechtigten Streben, Deutſch⸗ 
land in die Formen konſtitutionellen Staatslebens überzu⸗ 
leiten, ernſtlich darüber grübelten, ob die franzöſiſchen oder 
die engliſchen Verfaſſungseinrichtungen für die deutſche Neu⸗ 
ordnung maßgebend ſein müßten. Es war für die an ſich 
eher ſchwachen als ſtarken Regierungen in jenen kritiſchen 
Jahren nicht leicht, mit dem monarchiſchen Fundament die 
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tragende Eigenart deutſchen Staatslebens zu erhalten. Vor⸗ 
nehmlich hatte die Regierung Preußens ſich mit allem Nach⸗ 
druck der Beſtrebungen zu erwehren, die an den überlieferten 
Organiſationen der preußiſchen Armee rühren wollten, der 
Beſtrebungen, die dahin gingen, die Armee und beſonders 
das Offizierkorps von der engen Bindung an die Perſon des 
Monarchen zu löſen, das Leben der Armee in den Kreis 
parlamentariſcher und damit politiſcher Einflüſſe zu ziehen. 
In erſter Linie der Energie und der Tapferkeit des Prinzen 
von Preußen, des ſpäteren Kaiſer Wilhelms I., iſt es zu 
danken geweſen, wenn die preußiſche Armee im traditionellen 
Geiſt und in den überkommenen Organiſationen feſtgehalten 
und vor einer Entwicklung bewahrt wurde, in deren Verlauf 
ſie nach franzöſiſchem Vorbild Objekt und Subjekt inner⸗ 
politiſcher Machtkämpfe geworden wäre. Eine ſolche Ent⸗ 
wicklung wäre für Deutſchland viel gefährlicher geweſen 
als für Frankreich, deſſen modernes Volksheer nicht wie das 
preußiſche eine Schöpfung der Monarchie, ſondern der 
Republik und der Revolutionsparteien war. Die Zuſam⸗ 
menſetzung des franzöſiſchen Offizierkorps erfolgte nach dem 
Sturze des Königtums nach den politiſchen Grundſätzen der 
herrſchenden Parteien. Die großen Generale der Revolu⸗ 
tionskriege wurden von Parteien ein⸗ und abgeſetzt. Am 
ſpäteren Wechſel der Staatsformen hat die Armee oft 
tätigen Anteil genommen. Das Parteigängertum im Offi⸗ 
zierkorps, das im Dreyfußſkandal in häßlichen Formen her⸗ 
vortrat, hat die Stellenbeſetzung auch im Verlauf des Welt⸗ 
krieges nicht unberührt gelaſſen. Wenn auch die Leiſtungen 
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des franzöſiſchen Heeres aller ehrlichen Achtung wert find 
und wir dem Franzoſen ruhig das gute Recht zugeſtehen 
dürfen, auf ſeine Armee mit ihrer Eigenart und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit ſtolz zu ſein, ſo haben wir doch noch mehr Grund, 
dankbar zu ſein, daß die deutſche Armee in Organiſation 
und Geiſt mit ihren in Jahrhunderten gewordenen Tradi⸗ 
tionen den Weltkrieg beſteht als die über alle Politik und 
jeden inneren Gegenſatz erhobene, zu Kraft, Willen und 
Tat gewordene Vaterlandsliebe des deutſchen Mannes. 

Unter allen Wundern, die Deutſchland ſeit Beginn des 
Krieges der Welt vor Augen geführt hat, kam dem feind⸗ 
lichen Auslande vielleicht keines überraſchender als die be⸗ 
wußte, willensſtarke Einmütigkeit, mit der die Deutſchen aller 
Staaten und Parteien das ſchwere Schickſal auf ſich nahmen, 
um es zu beſiegen. Diejenigen Deutſchen, die ſich vom 
Scheine innerpolitiſcher Kämpfe nicht hatten täuſchen laſſen 
über den wahren Gehalt nationalen Lebens, hatten es nicht 
anders erwartet. Im Auslande aber wußte man wenig 
oder gar nichts von den Kräften der Einheit, die neben den 
Mächten der Trennung im deutſchen Volke lebten. Man 
wußte dort nicht und konnte vielleicht auch nicht wiſſen, daß 
gerade die Armee, die das deutſche Volk zur letzten großen 
Probe deutſcher Lebensfähigkeit aufrief, darum am un⸗ 
mittelbarſten geeignet war, das deutſche Volk zuſammenzu⸗ 
führen und zuſammenzuhalten, weil ſie ſich bereits in langen 
Friedenszeiten als eine Kraft deutſcher Einheit bewährt und 
behauptet hatte. 

Stimmen aus Feindesland und aus neutralem Auslande, 
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das uns in dieſem Kriege innerlich ganz überwiegend feind 
war und iſt, haben uns gezeigt, welche Vorſtellung von Art 
und Weſen des preußiſch⸗deutſchen Militarismus in der 
Welt verbreitet iſt, die das deutſche Volk haßt, weil ſie es ent⸗ 
weder nicht kennt, oder weil ſie es fürchtet. Die Stimme 
unſeres nationalen Gewiſſens ſagt uns, was in Wahrheit 
der deutſche Militarismus iſt: das beſte Stück unſerer ſtaat⸗ 
lichen, unſerer nationalen, unſerer Volksentwicklung. 

Das Zerrbild, das Deutſchlands Feinde vor ſich ſehen, 
und an deſſen Naturtreue ſie leider deshalb ſo feſt glauben 
gelernt haben, weil deutſche Hände an dieſem Bilde mit⸗ 
gezeichnet haben, zeigt den deutſchen Militarismus als die 
deſpotiſch über das Volksleben geſetzte Gewalt, die, im Auf⸗ 
trage der Monarchie von einer Soldatenkaſte geleitet, die 
Freiheit der deutſchen Menſchen und die Wirkſamkeit auch 
berechtigter demokratiſcher Strömungen des Jahrhunderts 
brutal unterdrückt. Dies Zerrbild zeigt den deutſchen Mili⸗ 
tarismus als die beſondere Kraft des Preußiſchen Staates, 
die mit rauher Gewalttätigkeit die deutſchen Staaten am 
Reiche feſthält. Der kleine deutſche Einzelſtaat, meint das 
Ausland, müſſe nichts heißer wünſchen, als, losgelöſt von 
der Organiſation deutſcher Wehrkraft, fortzubeſtehen als 
eine, um mit Treitſchke zu ſprechen, „Akademie der Künſte 
oder Börſe“. Der deutſche Bürger müſſe es als Erlöſung 
begrüßen, wenn die Armee mit ihrer ſtraffen Ordnung von 
Befehl und Gehorſam aus dem deutſchen Leben herausge⸗ 
brochen würde. 

Wir können vom Franzoſen nicht erwarten, daß er er⸗ 
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kennt, wie es letzten Endes der ſtändig drohende unruhevolle 
Ehrgeiz der franzöſiſchen Nation geweſen iſt, der Preußen 
und Deutſchland zur Bereitſtellung aller ſeiner militä⸗ 
riſchen Kräfte gezwungen hat. Von der traditionellen Un⸗ 
kenntnis des Engländers in bezug auf Lebensverhältniſſe 
und Exiſtenzbedingungen der Kontinentalvölker erwarten 
wir nicht, daß er begreift, wie in der Jahrhunderte 
währenden Reibung der enropäiſchen Staaten die Waffen 
ſtärker und ſtärker geworden ſind und Preußen⸗Deutſchland 
zur feſteſten Rüſtung und zum ſchärfſten Schwert kommen 
mußte, weil die ſtaatliche Geſtaltung der Mitte Europas nur 
in ununterbrochenen Kriegen möglich war, und weil keine 
Natur die deutſchen Grenzen geſchützt hätte, die die deutſchen 
Waffen nicht ſchützen konnten. Wir Deutſche wollen auch 
nicht, daß der uns feindliche oder der uns abgeneigte Aus⸗ 
länder verſtehen lernt, daß es dem Volke, das wie kein 
anderes zu nachdenklichem, in ſich ruhendem, unverdroſſenem 
Wirken an der Kultur der Menſchheit neigt, ſeeliſch und 
geiſtig nicht leicht geworden iſt, den Glauben an ſeine Kraft 
dem Glauben an ſeine Ideale voranzuſtellen. Die Zeiten 
ſind hoffentlich für immer vorüber, in denen das deutſche 
Volk mit frommem Glauben auf Erfolg um das Verſtändnis 
ſeiner Eigenart und ſeines inneren Wertes beim Auslande 
warb. Aber die Zeit iſt mehr als je gekommen, in der das 
deutſche Volk ſeine Eigenart für ſich ſelbſt vorbehaltlos er⸗ 
kennen muß. Dann wird es finden, wo ſeine Schwächen ſind 
und wo ſeine Stärken. Dann darf es vor der Welt feſtſtellen, 
daß ſeine beſte, in Geſchichte und Gegenwart erprobte Kraft 
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die ijt, die in ſchwerſter Not und Bedrohung Deutſchlands 
Leben bewahrt: der deutſche Militarismus. 

Das wahre Bild des Militarismus, das wir Deutſchen zu 
ſehen vermögen, iſt freilich von Grund aus ein anderes als 
das, was in den Vorurteilen und in den Phantaſien des Aus⸗ 
landes lebt. Ein anderes gewiß auch als das, was ſich vor dem 
Kriege in Deutſchland ſelbſt einzelne Parteien, Politiker und 
Zeitungen, vielleicht nicht voll im Einklang mit ihrem inneren 
Gefühl zu politiſchem, taktiſchem Zweck gebildet hatten. 

Die Armee iſt heute das, was ſie geworden iſt in der Ge⸗ 
ſchichte: der ſtarke Ausdruck der Einheit von Reich, Staat 
und Volk. Das iſt ſie auch in Frankreich. Der republikaniſche 
Staat und die franzöſiſche Nation ſind verwachſen in der 
Armee. Das wird kein Deutſcher leugnen und hat kein Deut⸗ 
ſcher bezweifelt., als die Kataſtrophe des Weltkrieges über 
Europa hereinbrach. In Deutſchland drückt ſich, der anderen 
Weſensart von Staats- und Volksleben entſprechend, die 
nationale Einheit in der Armee in anderen Formen aus. 
Das hat man jenſeits der deutſchen Grenzen nicht erkennen 
wollen und hat ſich ſehr zum eigenen Nachteil einen nicht 
vorhandenen Antagonismus zwiſchen dem deutſchen Heere 
und dem deutſchen Volk vorgeſtellt. 

Als Fürſt Bismarck bald nach ſeinem Amtsantritt ſeiner 
klaren Erkenntnis der geſchichtlichen Notwendigkeiten mit 
dem bekannten Wort Ausdruck gab, daß die deutſche Frage 
durch Blut und Eiſen gelöſt werden müſſe, da wußte dieſer 
ſeit König Friedrich dem Großen ſoldatiſchſte der großen 
deutſchen Staatsmänner ſehr wohl, daß dieſelben Waffen, 
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denen er die Kraft zum Vollzug einer unvermeidlichen Tren⸗ 
nung zutraute, auch die Kraft zur notwendigen Einigung 
haben würden. Noch ehe auf den franzöſiſchen Schlacht⸗ 
feldern das Blut aller deutſchen Stämme der einen gemein⸗ 
ſamen deutſchen Sache floß, hatten die deutſchen Staaten 
durch die Übernahme der großen Formen der preußiſchen 
Heeresorganiſation den entſcheidendſten Schritt zum An⸗ 
ſchluß an Preußen getan. Die militäriſche Einigung ging 
der politiſchen voran. Nach vollzogener Reichsgründung hat 
ſich der Gedanke der deutſchen Volkseinheit, der Zuſammen⸗ 
gehörigkeit aller Staaten nirgends ſchleuniger und zwang⸗ 
loſer durchgeſetzt als in der Armee. Die partikulariſtiſchen 
Schwingungen, die hier und da das Jahr 1871 überdauerten, 
haben die Armee gar nicht mehr berührt. Bei aller Anhäng⸗ 
lichkeit an den engeren Staatsperband, vor allem an den 
Landesherrn, fühlten ſich Offiziere und Mannſchaften in Nord 
und Süd doch in erſter Linie als Angehörige der deutſchen 
Armee, als Glieder des deutſchen Volkes in Waffen. Der 
Preußiſche Staat hat keine ſeiner Staatseinrichtungen ſo 
reſtlos im Reich aufgehen laſſen wie die Armee. So ging 
auch der innere Anſchluß der Bundesſtaaten an die preu⸗ 
ßiſche Vormacht nirgends urſprünglicher vor fic als in der 
Übernahme preußiſcher Heereseinrichtungen. Unter voller 
Anerkennung der berechtigten Eigentümlichkeiten der ver⸗ 
ſchiedenen bundesſtaatlichen Kontingente und insbeſondere 
der Bayern eingeräumten Sonderſtellung exiſtiert für das 
Volksbewußtſein nur noch ein einiges deutſches Heer. 
Die divinatoriſche Gabe Bismarcks, bei ſeinen folgen⸗ 
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reichſten Entſchließungen zugleich und in gleichem Maße 
weit hinauszuſchauen in die Welt und in die Weltgeſchichte 
und tief hineinzublicken in die Seele des deutſchen Volkes 
und die Vorausſetzungen deutſchen Werdens, liegt vielleicht 
nirgends klarer vor Augen als in der von ihm durch diploma⸗ 
tiſch meiſterhaft vorbereitete Kriege erreichten Entſcheidung 
über die ſtaatliche Einigung Deutſchlands. Dieſe Kriege 
gewährten der auswärtigen Politik Preußens und ſpäter 
der Politik des Norddeutſchen Bundes die Möglich⸗ 
keit, zum Ziele der Reichsgründung zu gelangen. Gleich⸗ 
zeitig wurde im Augenblick der Verwicklung der deutſche 
Einheitsgedanke aus der Stickluft innerpolitiſcher und frak⸗ 
tioneller Streitereien befreit. Unabhängig von den vielge⸗ 
ſtaltigen Vorurteilen und den parteipolitiſchen Bedingungen, 
in die der deutſche Reichsgedanke ſeit mehr als einem Men⸗ 
ſchenalter verſtrickt worden war, wurde er vom deutſchen 
Volk in Waffen, das auf franzöſiſchem Boden ſtand, aufge⸗ 
nommen und auf die großen deutſchen militäriſchen Tradi⸗ 
tionen gegründet. Damit wurde die Armee auch innerlich, 
mit Geiſt und Überlieferung, zur Trägerin des Deutſchen 
Reiches — jenſeits aller inneren Politik, des Partikularismus 
und der Parteien. Wenn eine Hoffnung des feindlichen 
Auslandes im Weltkrieg trügeriſch ſein mußte, war es die, 
daß der Ruf zu den Waffen und gemeinſamer Heeresdienſt 
in Deutſchland den partikulariſtiſchen Überlieferungen neues 
Leben geben und an der Reichseinheit rühren könnten. Der 
militäriſche Einſchlag, den Bismarck ſeinem Werke der Reichs⸗ 
gründung zu geben gewußt hatte, machte die reichsdeutſche 
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Armee ebenſo unmittelbar zur Repräſentantin des Reichs⸗ 
gedankens, wie die preußiſche Armee Repräſentantin des 
preußiſchen Staatsgedankens geweſen war. Auch hier trat 
die Armee Geſamtdeutſchlands in die Traditionen des preußi⸗ 
ſchen Heeres ein und gab ihnen neues zukunftſicheres Leben. 

Der ſtaatliche Partikularismus, der durch die Jahrhun⸗ 
derte der Vergangenheit Deutſchlands böſes Schickſal geweſen 
war, wurde zuerſt vom waffentragenden Volk überwunden 
und am gründlichſten vom Geiſte der Armee aufgelöſt. So 
wurde für die Jahrzehnte deutſchen Reichslebens bis zum 
Weltkriege die Armee recht eigentlich die Kraft, die die poli⸗ 
tiſchen, ſozialen und konfeſſionellen Spaltungen im Volke 
ſchloß, und die im neuen Reiche die Deutſchen zur Volkseinheit 
bildete. Nicht daß es ſich hier um eine gewollte, bewußte 
Beſtimmung der Armee gehandelt hätte. Nein, die ſpezifiſch 
deutſche Form, die Scharnhorſts genialer Schöpfergeiſt 
dem Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht gegeben, die 
Boyen, König Wilhelm und Roon fortentwidelt hatten, 
vermochte die Eigenart des deutſchen Volkslebens in ſich auf⸗ 
zunehmen, ohne ihr irgendwie Gewalt anzutun. Ganz im 
Gegenſatz zu Frankreich iſt das preußiſche und ſpäter das 
deutſche Heer niemals in Geiſt und Organiſation einer herr⸗ 
ſchenden politiſchen Strömung anheimgefallen. Es blieb von 
der Revolution ſo unberührt wie von der Reaktion, während 
die franzöſiſche Armee ſich nach ihrer napoleoniſchen Glanz⸗ 
zeit die Rückbildung in ein royaliſtiſches Heer und ſpäter die 
Umbildung zum republikaniſchen, dann wieder zum napoleo⸗ 
niſchen und abermals zum republikaniſchen gefallen laſſen 
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mußte. Während der Kulturkampf am deutſchen Heere ſpurlos 
vorüberging, hat der unter Combes und Briand ausgefochtene 
Kampf gegen die Kirche in Frankreich auf die Armee über⸗ 
gegriffen. In Frankreich, wo die politiſchen Gegenſätze bei 
aller Leidenſchaftlichkeit ihres Austrags doch nicht allzu tief 
in das nationale Leben eindringen, konnte die Armee ihre 
Politiſierung ohne empfindlichen Schaden für ihre Einheitlich⸗ 
keit ertragen. In Deutſchland wären die Folgen unüberſehbar 
geweſen, wenn politiſcher und konfeſſioneller Streit auf die 
Armee übergegriffen hätte. Das unmittelbare Treuverhält⸗ 
nis, in das die deutſche Armee zum Monarchen geſetzt iſt, 
bedeutet de facto ebenſoſehr ein Recht der Monarchie als 
die Trennung des Volkes in Waffen von den politiſchen, 
konfeſſionellen und ſozialen Kämpfen der Nation, denen 
auch der Monarch entrückt iſt. Das öffentliche Recht entſpricht 
dem beſten nationalen Bedürfnis und ſichert dem Bürger, 
der des Königs Rock trägt, für die Dauer des Waffendienſtes 
das ſtolze Vorrecht, ſich, frei von Beruf und Stand, nur als 
Deutſcher zu fühlen. 

Es bedurfte des Weltkrieges nicht, um uns Deutſchen zum 
Bewußtſein zu bringen, daß in Waffen und unter der Fahne 
das deutſche Volk einig iſt und emporgehoben über die 
mancherlei Trennungen und Spaltungen, die von je das 
deutſche Volksleben durchziehen. Wir haben gewußt, daß 
im blutigen Ernſt in vervielfachter Kraft der Geiſt ſich er⸗ 
weiſen mußte, der in der Kaſerne und auf dem Exerzier⸗ 
platz gelebt hatte, der Geiſt des durch Kameradſchaft geadelten 
Gehorſams, diſziplinierter Einheit und geordneter . 


Fürſt von Bülow Deutſche Politik 
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Die deutſche Armee, die durch unmittelbares Treu⸗ und 
Gehorſamsverhältnis zum Monarchen mit dem Reichsge⸗ 
danken, mit der Idee der Reichseinheit auf das innigſte ver⸗ 
knüpft iſt, iſt durch die Eigenart unſerer Wehrordnung und 
Heeresorganiſation nichts weniger als ein reiner Beſtandteil 
der Regierungsgewalt über dem Volke, ſondern ein Teil des 
Volkslebens ſelbſt. Sie repräſentiert ebenſo wie die Volks⸗ 
vertretung in den Parlamenten, wenn auch in anderer Weiſe, 
die deutſche Volkseinheit. Im Heere und im Heeresdienſt 
finden die politiſchen und konfeſſionellen Gegenſätze keinen 
Raum; in der Armee ſind die geſchichtlichen Unterſchiede 
harmoniſch zuſammengeſchloſſen, die im deutſchen Volke 
darum kräftiger hervortreten, weil unſere geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung uns davor bewahrt hat, gewaltſam von oben her 
durch Druck von unten die natürliche Vielgeſtaltigkeit gei⸗ 
ſtigen, ſozialen und öffentlichen Lebens zu zerſtören. Die 
allgemeine Wehrpflicht, reſtlos wie ſie in Deutſchland zur 
Durchführung gelangt iſt, erkennt unterſchiedlos die Pflicht 
jedes deutſchen Mannes zur Vaterlandsverteidigung an. Die 
Schöpfung Scharnhorſts hat aber auch Sorge getragen, daß 
die Kräfte, die gerade durch die Abſtufung der geiſtigen 
und ſozialen Volksentwicklung gewonnen werden, auch der 
Armee durch die Erfüllung der Wehrpflicht zugeführt wer⸗ 
den. Der berechtigte und notwendige Bruch mit der frideri⸗ 
zianiſchen Überlieferung eines rein aus der Geburtsariſto⸗ 
kratie gebildeten Offizierkorps führte die Schöpfer des 
preußiſch⸗deutſchen Volksheeres zu der echt deutſchen Idee, 
das Offizierkorps auf die höhere geiſtige Bildung zu gründen, 


163 
und das Recht, Offiziersrang zu bekleiden, an den Nachweis 
einer gewiſſen geiſtigen Vorbildung zu knüpfen. So fand 
der am meiſten berechtigte Unterſchied im Volksleben Auf⸗ 
nahme in die Struktur der Armee, ohne daß am Grundſatz 
gleicher Verpflichtung gerührt wurde. Die in Art und Weſen 
demokratiſche Einrichtung des Volksheeres erhielt den mo⸗ 
dernen ariſtokratiſchen Einſchlag. Der glückliche Gedanke, die 
Aufnahme in das Offizierkorps an die Bedingung der Wahl 
durch das Offizierkorps zu knüpfen, gab die Möglichkeit, der 
ſozialen Gliederung des Volkes auch in der Gliederung des 
Volksheeres Rechnung zu tragen. Nichts vielleicht hat unſerer 
Armee in der Vergangenheit wie in der Gegenwart ſo ſehr 
die Überlegenheit geſichert wie die Tatſache, daß die natür⸗ 
liche Führerſtellung, die dem in Geiſt und Erziehung höher 
Gebildeten zukommt, in die Armee übernommen worden iſt. 
So ſind Gehorſam und Diſziplin unabhängig von allen 
äußeren Vorſchriften gegründet worden auf das natürliche 
Vertrauen, das der einfache Mann gerade im deutſchen Volke 
ſtets gern zum Gebildeten gehabt hat. Der Weltkrieg hat 
gezeigt, wie Hingebung und Todesmut allgemeines Eigen⸗ 
tum jedes deutſchen Wehrmannes ſind. Es war aber auch 
ein hohes Lied des Ruhmes von einem Vertrauensverhält⸗ 
niſſe zwiſchen Offizier und Mannſchaft, wie es die Welt 
noch nicht geſehen hat. 

Wie die katholiſche Kirche deshalb eine fo vollkommene 
Organiſation ijt, weil ihre Einrichtungen nur die äußeren 
Formen für die inneren Kräfte darſtellen, die im katholiſchen 
Glauben und im gläubigen Katholiken lebendig ie jo iſt 
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die deutſche Armee eine Organiſation von einzigartiger 
Vollendung, weil ſie in ihren Ordnungen und Vorſchriften, 
in ihrer Stellung zum Staats- und Volksleben den Kräften 
Rechnung trägt, die Staat und Volk tragen und bilden. 
Mehr als durch die Verfaſſung, mehr als durch bürgerliches 
und öffentliches Recht ſind in Deutſchland Staat und Volk 
durch die Armee eine Einheit. Wenn das ganze Volk unter 
die Waffen tritt zur Verteidigung des Reiches, fallen die 
Schranken, die politiſcher Streit zwiſchen dem einzelnen und 
dem Staat aufgerichtet hatte, ebenſo wie ſich die Tren⸗ 
nungen ſchließen, die das Volk in ſich empfunden hatte. 
Die großen politiſchen Ideen, in deren verſchiedenartiger 
Auslegung ſich letzten Endes alle politiſchen Kämpfe erſchöp⸗ 
fen, die Ideen der Monarchie, der Ariſtokratie und Demo⸗ 
kratie verſchmelzen in einander, wenn das deutſche Volk zum 
Heere wird unter dem Befehl des kaiſerlichen Kriegsherrn, 
unter Führung eines Offizierkorps, das auf modernem 
ariſtokratiſchen Rechte des Geiſtes, der Bildung, der Erziehung 
ſteht, geeint in einem Sinne kameradſchaftlicher Demokratie, 
der alle Deutſchen ohne Unterſchied des Standes und Berufes 
einer einzigen grandioſen Pflicht fügt und durch Not und 
Gefahr alle deutſchen Männer zu Brüdern macht. Der Geiſt 
des deutſchen Militarismus, wie ihn Preußen vorgebildet 
und Deutſchland übernommen hat, iſt ebenſo monarchiſch, 
wie ariſtokratiſch, wie demokratiſch, und er würde aufhören 
deutſch zu ſein und der gewaltige Ausdruck reichsdeutſcher 
Wehrkraft und Wehrhaftigkeit, wenn er ſich ändern wollte. 
Wenn ihn die Feinde, denen er mit Gottes Hilfe die Nieder⸗ 
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lage bedeuten wird, ſchmähen, fo wiffen wir, daß wir ihn 
bewahren müſſen, weil er uns Sieg iſt und deutſche Zukunft. 

Die Wahrheit, daß dieſer beiſpielloſe Exiſtenzkampf Deutſch⸗ 
lands die große weltgeſchichtliche Probe auf die Kraft und 
Widerſtandsfähigkeit deſſen iſt, was in Deutſchland Volk und 
Regierung in naher und ferner Vergangenheit geſchaffen 
haben, gilt in erſter Linie von der deutſchen Armee. Sie 
beſteht als ein Werk der Jahrhunderte heute die gewaltigſte 
Probe. Vielleicht hat Preußen, hat Deutſchland bisweilen 
verſäumt, überkommene Einrichtungen mit den Wand⸗ 
lungen der Zeit fortzubilden, in der Sorge, beim Schritt in 
die neue Zeit die ſichere Verankerung in der Vergangenheit, 
in der Geſchichte zu verlieren. Von der Armee gilt das nicht. 
Von den Jahren an, in denen der Große Kurfürſt die erſte 
brandenburgiſche Wehrmacht ſchuf, bis zur neuſten Zeit, 
in der Kaiſer Wilhelm II. neben dem Aufbau der Flotte den 
Ausbau und die qualitative wie quantitative Stärkung der 
Armee als ſeine vornehmſte Herrſcheraufgabe anſah, iſt un⸗ 
abläſſig mit zäher Energie und einzigartigem Fleiß am 
Werke der deutſchen Armee geſchaffen worden, mochte der 
Staat reich oder arm ſein, bedroht oder geſichert, ſiegreich 
oder erfolglos, mochten die Widerſtände vom beſorgten Aus⸗ 
lande oder von unverſtändigen Kammermajoritäten kommen. 
Stets haben die Heeresorganiſatoren Sorge getragen, daß 
der Geiſt der Zeit, in den Geiſt der Armee eindringend, 
den Geiſt der Vergangenheit verjüngte. So iſt aus der von 
rauhen Krautjunkern geführten Söldnerſchar des Siegers 
von Fehrbellin im Kurhut das große deutſche Volksheer 
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geworden, das im Krieg von 1914 der Welt ſiegreich wider⸗ 
ſteht, unter Führung eines Hohenzollern, der die Kaiſerkrone 
trägt. Der Geiſt des zwanzigſten Jahrhunderts iſt mit der 
Erinnerung des preußiſch⸗deutſchen Waffenruhms ver⸗ 
ſchmolzen, und heute wie einſt klingt den alten Fahnen das 
Wort des Sängers deutſchen Freiheitskampfes und preu⸗ 
ßiſcher Waffenehre, Heinrich von Kleiſts: „In Staub mit 
allen Feinden Brandenburgs.“ 


Innere Politik 


Die Geſchichte unſerer inneren Politik war, von wenigen 
lichten Epochen abgeſehen, vor dem Weltkrieg eine Ge⸗ 
ſchichte politiſcher Irrtümer. Neben der reichen Fülle ſel⸗ 
tener Vorzüge und großer Eigenſchaften, die dem deutſchen 
Volke gegeben ſind, war ihm bisher das politiſche Talent ver⸗ 
ſagt geblieben. Keiner Nation der Erde iſt es ſo ſchwer ge⸗ 
worden, ſich feſte und dauerhafte politiſche Lebensformen zu 
gewinnen wie der deutſchen, obwohl wir nach dem Unter⸗ 
gange der antiken Welt, nach den Stürmen der Völkerwande⸗ 
rung am früheſten die auf Macht gegründete Ruhe nationaler 
Exiſtenz gewannen, die die Vorausſetzung zur Formung eige⸗ 
nen politiſchen Lebens iſt. So leicht es unſerer Kriegstüchtig⸗ 
keit gefallen iſt, der äußeren Hemmungen und Störungen 
unſeres nationalen Lebens Herr zu werden, ſo ſchwer ward 
es uns, kleine, geringfügige Hemmungen unſerer eigenen 
politiſchen Entwicklung zu überwinden. Andere Völker haben 
es oft erlebt, daß kriegeriſches Mißgeſchick, Mißgeſchick in 
ihrer auswärtigen Politik ſchwer ſchädigend, ja umſtürzend 
auf ihr innerpolitiſches Leben wirkten. Wir Deutſchen haben 
uns durch unſer politiſches Ungeſchick, durch die Formloſig⸗ 
keit und Verworrenheit unſeres inneren nationalen Lebens 
nur zu oft um die Erfolge unſerer Waffen betrogen, haben 
uns eine erfolgreiche nationale auswärtige Politik durch eng⸗ 
herzige und kurzſichtige innere Politik jahrhundertelang un⸗ 
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möglich gemacht. Wir waren fein politiſches Volk. Nicht, 
daß es uns an eindringendem Verſtändnis fehlte oder je ge⸗ 
fehlt hätte für den Zuſammenhang der politiſchen Dinge, für 
die Weſensart und Verbindung der religiöſen, ſittlichen, der 
ſozialen, rechtlichen und wirtſchaftlichen Kräfte, die die Po⸗ 
litik bedingen. Dieſes politiſche Wiſſen haben wir ſtets, je 
nach dem Stande der Zeiterkenntnis und darüber hinaus be⸗ 
ſeſſen. Nicht einmal an Erkenntnis unſerer eigenen national 
eigentümlichen politiſchen Gebrechen hat es uns gefehlt. 
Aber die große Kunſt, von der Einſicht unmittelbar zur Nutz⸗ 
anwendung fortzuſchreiten, oder gar die größere Kunſt, mit 
ſicherem ſchöpferiſchen Inſtinkt politiſch das Rechte auch ohne 
Nachdenken und ohne Grübeln zu tun, die hat uns oft gefehlt. 
Wie wäre es ſonſt zu erklären, daß im Nationalitätenkampf 
der Deutſche leider nur zu oft dem Tſchechen und Slowenen, 
Magyaren und Polen, Franzoſen und Italiener erlegen ijt? 
Daß er auf dieſem Felde gegenüber faſt allen ſeinen Nach⸗ 
barn den kürzeren zu ziehen pflegte? Politiſch wie auf 
keinem anderen Lebensgebiet lebten wir in einem offen⸗ 
baren Mißverhältnis zwiſchen Wiſſen und Können. Wir 
dürfen uns einer beſonderen Blüte der Staatswiſſenſchaften, 
insbeſondere der Nationalökonomie rühmen. Die Wirkungen 
der entwickelten Gelehrſamkeit auf die politiſche Praxis waren 
ſelten zu verſpüren. Das lag nicht daran, daß am Wiſſen 
etwa einer kleinen Schicht Gebildeter die breite Maſſe keinen 
Anteil ſuchte und kein Intereſſe hätte. Das deutſche Volk iſt 
im Gegenteil mehr als jedes andere und auch in den unteren 
Volksſchichten lernbegierig und lernfähig. Das war ſeit jeher 
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unter vielen ſchönen Zügen einer der ſchönſten Charakterzüge 
unſeres Volkes. Aber dem Deutſchen war das Wiſſen von 
politiſchen Dingen meiſt eine rein geiſtige Angelegenheit, die 
er mit den tatſächlichen Vorgängen des politiſchen Lebens 
gar nicht verknüpfen mochte. Er konnte es auch nur in ſel⸗ 
tenen Fällen. Denn führt auch ein entwickeltes logiſches Ver⸗ 
mögen zum richtigen Urteil, ſo fehlt es doch zu oft am ſpezi⸗ 
fiſch politiſchen Verſtande, der die Tragweite einer gewonne⸗ 
nen Erkenntnis für das Leben der Allgemeinheit erfaſſen 
kann. Der Mangel an politiſchem Sinn ſetzt den Wirkungs⸗ 
möglichkeiten auch eines hochentwickelten politiſchen Wiſſens 
enge Grenzen. Ich habe mich während meiner Amtszeit leb⸗ 
haft für die Förderung des ſtaatsbürgerlichen Unterrichts 
intereſſiert, ich erwarte auch heute von ihm um ſo beſſere 
Früchte, je mehr den Deutſchen aller Stände und jedes Bil⸗ 
dungsgrades die Möglichkeit geboten wird, an ſolchen Unter⸗ 
richtskurſen teilzunehmen. Aber bis angeborne und aner⸗ 
zogene Schwächen und Mängel unſeres politiſchen Charak⸗ 
ters auf dieſem Wege behoben werden, wird viel Waſſer 
unſere Ströme hinabfließen. Inzwiſchen hat das Schickſal, 
das bekanntlich ein vornehmer aber teurer Hofmeiſter iſt, es 
übernommen, uns politiſch zu erziehen durch einen unge⸗ 
heuren Krieg, der alle herrlichen und unvergleichlichen Eigen⸗ 
ſchaften unſeres Volkes zur ſchönſten Entfaltung brachte, und 
der nicht nur unſere Schäden und Schwächen heilen, ſondern 
darüber hinaus uns das politiſche Talent beſcheren möge. 
Trotz einer an politiſchem Mißgeſchick reichen Vergangenheit 
beſaßen wir dieſes Talent noch nicht. Ich unterhielt mich 


172 

einmal mit dem verſtorbenen Miniſterialdirektor Althoff über 
dieſes Thema. „Ja, was verlangen Sie denn eigentlich?“ 
entgegnete mir der bedeutende Mann mit dem ihm eigenen 
Humor. „Wir Deutſchen ſind das gelehrteſte und dabei das 
kriegstüchtigſte Volk der Welt. Wir haben in allen Wiſſen⸗ 
ſchaften und Künſten Hervorragendes geleiſtet, die größten 
Philoſophen, die größten Dichter und Muſiker ſind Deutſche. 
Neuerdings ſtehen wir in den Naturwiſſenſchaften und auf 
faſt allen Gebieten der Technik an erſter Stelle und haben 
es noch dazu zu einem ungeheuren wirtſchaftlichen Auf⸗ 
ſchwung gebracht. Wie können Sie ſich da wundern, daß 
wir politiſche Eſel ſind. Irgendwo muß es hapern.“ 

„Das Gemeinſame ſtützt den Staat, das Selbſtſüchtige 
löſt ihn auf. Deshalb iſt es nützlich, wenn das Gemeinſame 
dem Einzelnen vorgeſtellt wird.“ So Plato vor mehr als 
2000 Jahren. Politiſcher Sinn iſt Sinn für das Allgemeine. 
Eben daran gebricht es den Deutſchen. Politiſch begabte 
Völker ſetzen, bald bewußt, bald mehr inſtinktiv, im rechten 
Augenblick auch ohne den Druck einer beſonderen Notlage, 
die allgemeinen nationalen Intereſſen den beſonderen Be⸗ 
ſtrebungen und Wünſchen voran. Im deutſchen Charakter liegt 
es, die Tatkraft vorwiegend im Beſonderen zu üben, das all⸗ 
gemeine Intereſſe dem einzelnen, dem engeren, unmittelbarer 
fühlbaren nachzuſtellen, ja unterzuordnen. Das hat Goethe 
im Auge mit ſeinem oft zitierten grauſamen Ausſpruch, daß 
der Deutſche im Einzelnen tüchtig, im Ganzen miſerabel ſei. 

Der der Menſchheit eigene Trieb, ſich zu beſonderen 
Zwecken zu Vereinen, Verbänden und Gemeinſchaften zu⸗ 
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ſammenzuſchließen, dieſer natürliche politiſche Trieb gewinnt 
ſeine höchſte Entwicklungsform im ſtaatlichen Zuſammen⸗ 
ſchluß der Nation. Wo dieſe höchſte Form mit Bewußtſein 
erreicht iſt, verlieren die niederen im allgemeinen mehr und 
mehr an Geltung. Der nationale Zweckverband ordnet ſich 
die kleineren, beſonderen, ideellen und materiellen Zwecken 
dienenden Verbände unter. Nicht gewaltſam und plötzlich, 
ſondern im Zuge der allmählichen Ausbreitung des National⸗ 
bewußtſeins. Der Fortſchritt dieſer Entwicklung iſt maß⸗ 
gebend für den Fortſchritt der nationalen Einigkeit und Ge⸗ 
ſchloſſenheit. Völker mit ſtarkem politiſchen Sinn kommen 
dieſer Entwicklung entgegen, der Deutſche hat ſich oft gegen 
ſie zur Wehr geſetzt. Nicht im böſen Willen, nicht aus Mangel 
an vaterländiſchem Gefühl, ſondern ſeiner Natur folgend, 
die ſich, gebunden an die kleinen Vereine, wohler fühlt, als 
eingeordnet in den weiten nationalen Verband. „Deutſche 
Parlamente“, ſagte mir einmal in ſeiner kauſtiſchen Art und 
als Ergebnis ſeiner 40 jährigen parlamentariſchen Erfahrung 
Herr von Miquel, „ſinken meiſt nach verhältnismäßig kurzer 
Zeit auf das Niveau eines Bezirksvereins, den außer perſön⸗ 
lichen Zänkereien nur Lokalfragen intereſſieren. In unſeren 
Parlamenten hält ſich eine Debatte ſelten länger als einen 
Tag auf der Höhe, am zweiten Tag tritt ſchon die Ebbe ein 
und dann wird über Miſerabilitäten möglichſt breit und 
wirkungslos geredet.“ Auf dieſen Zug ins Einzelne und 
zum Beſonderen iſt auch die deutſche Vereinsmeierei zurück⸗ 
zuführen. Der oft gehörte Scherz, daß zwei Deutſche nicht 
zuſammentreffen könnten, ohne einen Verein zu gründen, 
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hat ſeinen ernſten Sinn. In ſeinem Verein fühlt ſich der 
Deutſche wohl. Und wenn ein Verein größere Zwecke wirt⸗ 
ſchaftlicher oder politiſcher Natur verfolgt, ſo ſehen ſeine Mit⸗ 
glieder und namentlich ſeine Führer in ihm bald den Punkt 
des Archimedes, von dem aus ſie die ganze politiſche Welt 
aus den Angeln heben möchten. Sie vergeſſen dann leicht 
das kluge Wort des Schweizers Gottfried Keller, daß alle 
Agitation nur dem Zwecke eines tüchtigen und gedeihlichen 
Lebens dienen, niemals ſelbſt ein Zweck werden dürfe. Der 
verewigte Abgeordnete von Kardorff ſagte mir nicht lange 
vor ſeinem Tode: „Sehen Sie, welche Vereinsmeier wir 
ſind. Der Verein wird uns Selbſtzweck. Die „Alliance 
frangaise* hat Millionen zuſammengebracht, um franzöſiſche 
Schulen im Ausland zu gründen, aber nie daran gedacht, 
der Regierung die Richtlinien ihrer Politik vorzuſchreiben. 
Unſer Alldeutſcher Verband hat viel zur Belebung des Natio⸗ 
nalgefühls getan, aber dafür betrachtet er ſich auch als die 
höchſte Inſtanz in Fragen der auswärtigen Politik. Der 
Flottenverein hat für die Populariſierung des Flotten⸗ 
gedankens Großes geleiſtet, aber nicht immer der Ver⸗ 
ſuchung widerſtanden, Regierung und Reichstag die Wege 
der Flottenpolitik vorzuzeichnen. Der Bund der Landwirte, 
in einem Moment ſchwerer Bedrängnis der Landwirt⸗ 
ſchaft gegründet, hat dem Zuſammenſchluß der Landwirte 
eminente Dienſte geleiſtet, iſt jetzt aber ſo weit, daß er 
alles über ſeinen Leiſten ſchlagen will und Gefahr läuft, den 
Bogen zu überſpannen. Wir ſpinnen uns ſo ſehr in die Idee 
unſeres Vereins ein, daß wir außerhalb dieſes Vereins nichts 
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mehr ſehen.“ Den Geſinnungsgenoſſen, den Intereſſen⸗ 
gefährten im Kleineren findet der Deutſche leicht, den im 
Großen nur ſchwer. Je ſpezieller ein Zweck iſt, deſto ſchneller 
iſt für ihn ein deutſcher Verein gegründet, und zwar nicht 
für den Moment, ſondern für die Dauer. Auf dieſen Zug 
zum Beſonderen ſind die Stärke unſerer großen Verbände 
und ihre Bedeutung für unſer politiſches Leben zurückzu⸗ 
führen. Der Bund der Landwirte zählt über 300 000, der 
katholiſche Volksverein 700 000 Mitglieder, die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Gewerkſchaften zählten 1895 260 000, 1900 
680 000, 1906 1½ Millionen, 1912 2½ Millionen Mit⸗ 
glieder. Das Vereinsweſen keines anderen Landes weiſt 
ſolche Zahlen auf, in dem politiſchen Leben keines anderen 
Volks ſpielen Vereine und Verbände eine ſolche Rolle. 
Aber auch die Kehrſeite dieſes Aſſoziationstriebs für das 
Beſondere fehlt nicht. Je allgemeiner ein Ziel, deſto lang⸗ 
ſamer vereinigen ſich die Deutſchen zu ſeiner Erreichung, 
deſto geneigter ſind ſie, von der mühſam gewonnenen Ge⸗ 
meinſchaft ſchnell und kleiner Anläſſe wegen wieder zu laſſen. 

Gewiß iſt auch unſer Volk ſtarker und bewußter gemein⸗ 
ſamer nationaler Bewegungen in hohem Grade fähig. Wir 
erlebten es im Auguſt 1914, und die Geſchichte kennt Bei⸗ 
ſpiele die Fülle. Die Fremden ahnen nicht, hat Treitſchke 
einmal geſagt, wie tief die Quellen des deutſchen Lebens 
rauſchen. Wir ſelbſt haben nicht gewußt, welche Schätze der 
Hingebung und Entſagung, der Anerſchrockenheit und Selbſt⸗ 
zügelung dieſes große Volk in ſich barg. Welche Fülle 
auch der Gaben, auf den Schlachtfeldern und in den 
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Laboratorien, in den Schützengräben und in den Kontoren. 
Unſere Techniker und Chemiker ſtanden auf der Höhe 
unſerer Generalſtäbler. Der Erfindungsgeiſt der Induſtri⸗ 
ellen wetteiferte mit der Kühnheit unſerer U-Bootleute 
und Luftſchiffer. Materiell und geiſtig blickt das deutſche 
Volk auf die ungeheuerſte Kraftentfaltung, die die Welt 
je geſehen hat. Die Leiſtung, die unſer Volk ſeit Beginn des 
Weltkriegs vollbracht hat, iſt nie erreicht, geſchweige denn 
übertroffen worden. Nationales Bewußtſein, nationale 
Leidenſchaft und nationaler Opfermut haben uns, Gott ſei 
Lob und Dank, niemals ganz gefehlt, und in den Zeiten größter 
nationaler Zerriſſenheit iſt das Gefühl nationaler Zuſammen⸗ 
gehörigkeit nicht nur nicht abgeſtorben, ſondern zu leiden⸗ 
ſchaftlicher Sehnſucht angewachſen. Unſere ſchwächſten poli⸗ 
tiſchen Zeiten, die Zeiten offenbarſten ſtaatlichen Verfalls 
haben uns gerade die Blütezeiten unſeres nationalen Geiſtes⸗ 
lebens gebracht. Die Klaſſiker des Mittelalters wie die der 
neuen Zeit haben die deutſche nationale Literatur inmitten 
eines zerfallenden und zerfallenen nationalen ſtaatlichen 
Lebens geſchaffen. Wenn uns Bismarcks Hammer zum 
Volke ſchmiedete, ſo war dies doch nur möglich, weil unſere 
Denker und Dichter, die geiſtigen Führer der Nation, vorher 
das Nationalbewußtſein geweckt hatten. Andererſeits hat 
unſer Volk auch niemals das Bewußtſein für ſeine politiſche 
Zuſammengehörigkeit und Selbſtändigkeit ſo weit verloren, 
daß es für längere Zeit fremde Herrſchaft hätte tragen 
können. Gerade in der Not fanden die Deutſchen in den 
Tiefen der deutſchen Volksſeele den Willen und die Kraft 
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zur Überwindung der nationalen Spaltungen. Der Be⸗ 
freiungskampf vor hundert Jahren, der ſeine kleineren Vor⸗ 
bilder in vergangenen Jahrhunderten hat, wird ein ewiges 
Wahrzeichen deutſchen nationalen Willens und nationalen 
Freiheitsdranges bleiben, und vor der ſchlichten Größe, dem 
Gottvertrauen, der Entſchloſſenheit und dem Pflichtgefühl, 
die unſer Volk im gegenwärtigen Kriege ohne jede Aus⸗ 
nahme zeigt, muß jeder in Ehrfurcht das Haupt neigen. Wer 
früher im Hinblick auf manche Erſcheinungen der Neuzeit 
ſich bisweilen patriotiſcher Sorgen nicht erwehren konnte, 
wird heute Gott danken, der uns das höchſte Glück gewährte: 
zu erleben, wie unſer Volk in Sturm und Not über ſich 
ſelbſt hinauswuchs. 

Aber im Gegenſatz zu politiſch glücklicher veranlagten Völ⸗ 
kern waren die deutſchen Außerungen nationaler Einigkeit 
bisher mehr gelegentlich als dauernd. Mangel an Kontinui⸗ 
tät war von Karl dem Großen bis Bismarck recht eigentlich 
Kennzeichen und Verhängnis der deutſchen Geſchichte. Die 
Anläufe der Karolinger und Ottonen, der Salier und Hohen⸗ 
ſtaufen wurden nicht bis zum endgültigen Gelingen fortge⸗ 
ſetzt, die Kaiſer aus dem habsburgiſchen Hauſe, die den 
gleichen Verſuch unternahmen, blieben auf halbem Wege 
ſtehen. Die fünfzig Jahre, die den Wiener Kongreß von 
der endlichen Entſcheidung auf den böhmiſchen Schlacht⸗ 
feldern trennen, die Zeit von 1814 bis 1866, ſah nur ver⸗ 
fehlte Experimente. Es war dieſer Mangel an Stetigkeit, 
der die Hauptſchuld daran trug, daß es erſt ſo ſpät zur ſtaat⸗ 
lichen Einigung Deutſchlands kam, während der sede Pro⸗ 
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zeß in Frankreich und England, Rußland und Spanien 
weit früher zum Abſchluß gelangte. 

„Ich habe der Deutſchen Juni geſungen, 

Das hält nicht bis in Oktober“, 
klagte Goethe nicht lange nach den Freiheitskriegen. Nur 
zu oft folgte bei uns auf die von der Not erzwungene Eini⸗ 
gung wieder ein Auseinanderfallen in kleinere politiſche Ver⸗ 
bände, Staaten, Stämme, Stände oder in neuerer Zeit 
Parteien, die ihre beſonderen Aufgaben und Ziele den all⸗ 
gemeinen nationalen voranſtellten und die vergangenen 
Großtaten nationaler Einigkeit zu einem Objekt häßlicher 
Fraktionskämpfe erniedrigten. In der deutſchen Geſchichte 
war während Jahrhunderten nationale Einigkeit die Aus⸗ 
nahme, der Partikularismus in ſeinen verſchiedenen, den 
Zeitverhältniſſen angepaßten Formen die Regel. 

Die Geſchichte kaum eines Volkes iſt ſo reich an großen 
Erfolgen und Leiſtungen auf allen Gebieten, die menſch⸗ 
licher Betätigung offenſtehen. Deutſche Waffen⸗ und Geiſtes⸗ 
taten haben nicht ihresgleichen. In der Geſchichte keines 
Volkes aber ſteht jahrhundertelang der macht⸗ und weltpoli⸗ 
tiſche Fortſchritt in ſo ſchreiendem Verhältnis zu Tüchtigkeit 
und Leiſtungen. Die Jahrhunderte unſerer nationalen poli⸗ 
tiſchen Ohnmacht, der Verdrängung Deutſchlands aus der 
Reihe der großen Mächte wiſſen vom Unterliegen deutſcher 
Waffen unter fremde wenig zu melden, die Epoche Napo⸗ 
leons I. ausgenommen. Unſer langes nationales Mißgeſchick 
war nicht fremdes Verdienſt, es war unſere eigene Schuld. 

Als ein in hadernde Stämme zerſpaltenes Volk ſind wir 
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in die Geſchichte eingetreten. Das deutſche Kaiſerreich des 
Mittelalters ward nicht gegründet durch die freie Einigung 
der Stämme, ſondern durch den Sieg eines einzelnen Stam⸗ 
mes über die anderen, die lange Zeit widerwillig die Herr⸗ 
ſchaft des Stärkeren anerkannten. Die Glanzzeit unſeres 
nationalen Kaiſertums, die Zeit, da das Deutſche Reich un⸗ 
umſtritten die Vormacht in Europa übte, war eine Zeit 
nationaler Einigkeit, in der die Stämme und Herzöge am 
Willen und an der Macht des Kaiſers die Grenze ihrer Eigen⸗ 
willigkeit fanden. Das Kaiſerreich des Mittelalters konnte 
im Kampf mit dem Papſttum nur deshalb erliegen, weil die 
römiſche Politik dem deutſchen Kaiſer in Deutſchland Wider⸗ 
ſtand zu erwecken verſtand. Die Schwächung der kaiſerlichen 
Macht war den Fürſten willkommene Gelegenheit, die eigene 
zu ſtärken. Während das politiſche Leben Deutſchlands ſich 
in eine Unzahl ſelbſtändiger ſtädtiſcher und territorialer Ge⸗ 
meinweſen auflöſte, bildete ſich in Frankreich unter einem 
ſtarken Königtum der geſchloſſene Nationalſtaat, der Deutſch⸗ 
land in ſeiner europäiſchen Vormachtſtellung ablöſte. Es 
kam die religiöſe Spaltung. Die längſt nur noch äußerlich 
im Reiche verbundenen deutſchen Territorialſtaaten wurden 
offene Feinde durch den Bekenntnisſtreit und, für deutſche 
Art ewig bezeichnend, deutſche Staaten ſcheuten den Bund mit 
dem andersgläubigen Auslande nicht, um die andersgläubigen 
Deutſchen zu bekämpfen. Die Religionskriege haben das 
deutſche Volk um Jahrhunderte in ſeiner Entwicklung zurück⸗ 
geworfen, das alte Reich faſt bis auf den Namen vernichtet 
und die ſelbſtändigen Einzelſtaaten geſchaffen, 15 Rivali⸗ 
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tätskämpfe die nächſten zweieinhalb Jahrhunderte bis zur 
Gründung des neuen Deutſchen Reichs erfüllten. Die deutſche 
Weſt⸗ und Nordmark gingen uns verloren und mußten in 
unſerer Zeit mit dem Schwert wiedergewonnen werden. Die 
neuentdeckte Welt jenſeits der Ozeane ward unter die anderen 
Mächte aufgeteilt, die deutſche Flagge verſchwand vom Meere, 
um erſt in dieſen letzten Jahrzehnten ihr Recht wiederzuge⸗ 
winnen. Die endliche nationale Einigung wurde nicht in 
ſtillem Ausgleich, ſondern im Kampf Deutſcher gegen Deutſche 
gewonnen. Und wie das alte deutſche Kaiſerreich gegründet 
wurde durch einen überlegenen Stamm, ſo wurde das neue 
gegründet durch den ſtärkſten der einzelnen Staaten. Das 
Ringen um die ſtaatliche Einheit, das nach dem Zerfall des 
karolingiſchen Reichs begann, wurde auf dem Schlachtfelde 
von Königgrätz zugunſten des tüchtigſten und erfolgreichſten 
der landesherrlichen Häuſer entſchieden. Die deutſche Ge⸗ 
ſchichte hatte gleichſam ihren Kreislauf vollendet. In moderner 
Form, aber in alter Weiſe hat das deutſche Volk ſein früh 
vollbrachtes, durch eigene Schuld wieder zerſtörtes Werk 
nach einem Jahrtauſend noch einmal und beſſer vollendet. 
Nur einem Volk von kernigſter Geſundheit, von unverwüſt⸗ 
licher Lebensfähigkeit konnte das gelingen. Freilich haben 
wir Deutſchen ein Jahrtauſend gebraucht, zu ſchaffen, zu 
zerſtören und neu zu ſchaffen, was anderen Völkern ſchon 
ſeit Jahrhunderten feſtes Fundament ihrer Entwicklung iſt: 
ein nationales Staatsleben. Wollen wir weiter kommen auf 
den Wegen, die uns die Reichsgründung neu erſchloſſen hat, 
ſo müſſen wir auf die Niederhaltung ſolcher Kräfte dringen, 
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die aufs neue eine Gefahr für die Einheit unſeres nationalen 
Lebens werden können. Es darf ſich nicht wieder wie vor 
alters die beſte deutſche Kraft verbrauchen im Kampfe der 
Reichsleitung gegen partikulare Mächte und im Kampf der 
partikularen Mächte untereinander ohne Rückſicht auf die 
Intereſſen des Reichs. Der engliſche Staatsmann, der jen⸗ 
ſeits des Kanals die imperialiſtiſche Politik eingeleitet hat, 
Disraeli, ſetzte an die Spitze ſeines Programms den Satz, 
daß die Wohlfahrt eines Landes von ſeiner Stellung in der 
Welt abhänge, daß aber gerade deshalb ein großes Land 
im Innern möglichſt einig ſein müſſe, um nach außen 
mächtig ſein zu können. 

Die Reichsgründung hat die ſtaatliche Zerriſſenheit Deutſch⸗ 
lands überwunden, unſer nationales ſtaatliches Leben grund⸗ 
ſtürzend verwandelt, ſie hat aber nicht zugleich den Charakter 
des deutſchen Volkes ändern, unſere angeerbten politiſchen 
Schwächen in politiſche Tugenden umwandeln können. Der 
Deutſche blieb Partikulariſt auch nach 1871. Er iſt es wohl 
anders, moderner, aber er iſt es noch. 

Im Partikularismus der Einzelſtaaten fand der deutſche 
Sondergeiſt ſeinen ſtärkſten Ausdruck, nicht den einzig mög⸗ 
lichen. Der ſtaatliche Partikularismus iſt uns am unmittel⸗ 
barſten bewußt geworden, weil er in erſter Linie das natio⸗ 
nale Mißgeſchick der letzten Jahrhunderte deutſcher Entwick⸗ 
lung verſchuldet hat. Darum war ſeine Überwindung der 
allgemeine patriotiſche Wunſch, der durch Bismarck erfüllt 
wurde. Nach menſchlichem Ermeſſen haben wir von Sonder⸗ 
beſtrebungen der Einzelſtaaten Ernſtes nicht mehr für die 
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Einheit unſeres nationalen Lebens zu fürchten. Aber vor 
den Außerungen partikulariſtiſchen Geiſtes ſind wir deshalb 
keineswegs geſchützt. Dieſer Geiſt hat ſich nach und ſchon 
während der ſtaatlichen Einigung Deutſchlands ein anderes 
Feld politiſcher Betätigung geſucht und es gefunden im 
Kampf der politiſchen Parteien. 

Wenn dem deutſchen Parteileben im Gegenſatz zu dem 
vielfach älteren und feſter eingewurzelten anderer Nationen 
ein ſpezifiſch partikulariſtiſcher Charakter eigen iſt, ſo zeigt 
ſich das gerade in denjenigen Momenten, die unſer Partei⸗ 
leben von dem anderer Völker unterſcheiden. Wir haben 
kleine Parteibildungen, die bisweilen gegründet ſind, um 
engſte Intereſſen und Zwecke zu verfolgen, einen Sonder⸗ 
kampf zu führen, für den innerhalb der Aufgaben eines 
großen Reiches kaum oder gar nicht Raum iſt. Wir haben 
den religiöſen Gegenſatz in ſeiner ganzen Stärke in unſer 
Parteileben hinübergenommen. Der Kampf der Stände 
und Klaſſen, deren Gegenſatz die wirtſchaftliche und ſoziale 
Entwicklung der modernen Zeit in anderen alten Kultur⸗ 
ſtaaten mehr und mehr ausgeglichen hat, kam im deutſchen 
Parteileben noch wenig vermindert zum Ausdruck. Die 
Rechthaberei und Kleinlichkeit, die Verbiſſenheit und Ge⸗ 
häſſigkeit, die früher im Hader der deutſchen Stämme und 
Staaten lebten, hatten ſich auf unſer Parteileben fortgeerbt. 
In anderen Staaten iſt das Parteileben eine interne natio⸗ 
nale Angelegenheit, die parteipolitiſche Geſinnungsgemein⸗ 
ſchaft mit dem Ausländer verſchwindet völlig neben dem 
Bewußtſein nationaler Zuſammengehörigkeit auch mit der 
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inländiſchen Gegenpartei. Im Auslande wird die partei⸗ 
politiſche Ideengemeinſchaft mit Fremden wohl gelegentlich 
in Feſtreden bei internationalen Kongreſſen akademiſch zur 
Schau getragen, in der praktiſchen Politik ſpricht ſie nicht 
mit. Wir Deutſche hatten ſtarke Strömungen, die auf eine 
Internationaliſierung der Parteimeinung hindrängten und 
von der nationalen Bedingtheit des Parteilebens nicht völlig 
überzeugt waren. Auch hier in moderner Form eine Wieder⸗ 
kehr alter deutſcher Unſitte. Vor allen Dingen fehlte unſeren 
Parteien nur zu oft die Selbſtverſtändlichkeit, mit der die 
Parteien anderer Nationen die parteipolitiſchen Sonder⸗ 
intereſſen hinter die allgemeinen und keineswegs nur hinter 
die ganz großen nationalen Intereſſen zurückſtellen. Mit der 
Erfüllung der oft betonten Forderung: „Das Vaterland über 
die Partei“ war es vielfach ſchwach beſtellt im Deutſchen 
Reich. Nicht eigentlich, weil des Deutſchen Liebe zum Vater⸗ 
lande geringer war als die irgendeines Ausländers, ſondern 
weil des Deutſchen Liebe zu ſeiner Partei viel größer iſt 
als anderswo. Dementſprechend erſchien nur zu oft dem 
Deutſchen der momentane Erfolg, wohl auch nur die mo⸗ 
mentane Machtäußerung der eigenen Partei ſo überaus 
wichtig, wichtiger als der allgemeine nationale Fortſchritt. 

Man kann nicht ſagen, daß unſere deutſchen Parteikämpfe 
mit größerer Leidenſchaft geführt werden als in anderen 
Staaten. Die politiſche Paſſion des Deutſchen erwärmt ſich 
auch in erregten Zeiten ſelten höher als bis zu einer mittleren 
Temperatur. Das iſt noch ein Glück. Bei anderen, nament⸗ 
lich bei romaniſchen Völkern pflegen die Parteien in Kon⸗ 


184 

fliktsmomenten mit elementarer Hitzigkeit gegeneinander zu 
rennen und fic) nicht ſelten zu Exzeſſen hinreißen zu laſſen, 
die wir Deutſchen nicht kennen. Aber der leidenſchaftlichen 
Entladung, die über Sieg und Niederlage einer Partei oder 
Parteigruppierung entſcheidet, pflegt dort bald eine An⸗ 
näherung und Ausſöhnung zu folgen. Anders bei uns. Die 
wilde, fanatiſche Leidenſchaft erregter Kämpfe, die ſich wie 
ein Gewitter entlädt, aber auch gleich einem Gewitter die 
parteipolitiſche Luft reinigt, fehlt unſerem deutſchen Partei⸗ 
leben. Aber es fehlt ihm auch die leichte Verſöhnlichkeit. 
Wenn deutſche Parteien einmal in Oppoſition gegenein⸗ 
ander geſtanden haben, und es braucht dabei gar nicht um 
die letzten Dinge politiſchen Lebens gegangen zu ſein, ſo 
vergeſſen ſie das einander nur ſchwer und langſam. Die ein⸗ 
malige Gegnerſchaft wird gern zur dauernden Feindſchaft 
vertieft, es wird womöglich nachträglich ein prinzipieller 
Gegenſatz der politiſchen Grundanſchauungen fonjtrutert, der 
urſprünglich den verfeindeten Parteien gar nicht bewußt ge⸗ 
weſen iſt. Oft, wenn beſonnenen und wohlgemeinten Aus⸗ 
gleichs⸗ und Verſtändigungsverſuchen der unüberwindliche 
Gegenſatz der Überzeugungen entgegengehalten wird, iſt 
dieſer Überzeugungsgegenſatz erſt entdeckt worden nach ſehr 
nahe zurückliegenden Parteikonflikten, bei denen es entweder 
um nebengeordnete Fragen der nationalen Politik oder gar 
um parteipolitiſche Machtfragen ging. Wer ein wenig jen⸗ 
ſeits des Parteigetriebes und Parteizauns ſteht, begreift oft 
nicht, warum unſere Parteien für die Erledigung von an 
ſich unbedeutenden Fragen der Geſetzgebung nicht zuſammen⸗ 
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kommen können, warum fie geringfügige Meinungsverſchie⸗ 
denheiten über Details der Finanz⸗, Sozial⸗ oder Wirt⸗ 
ſchaftspolitik mit einer Feindſeligkeit avsfechten, als gälte es 
Beſtehen und Vergehen des Reichs. Gewiß ſpielt da die 
löbliche deutſche Gewiſſenhaftigkeit im kleinen mit, aber ſie 
entſcheidet nicht. Entſcheidend iſt die Tatſache, daß den ein⸗ 
zelnen Parteien die Abneigung gegen die Nachbarpartei 
weſentlicher iſt als die in Frage ſtehende geſetzgeberiſche Auf⸗ 
gabe, die oft nur als willkommene Gelegenheit ergriffen 
wird, den vorhandenen parteipolitiſchen Gegenſatz recht nach⸗ 
drücklich zu unterſtreichen. Wenn bei Uhland der grimme 
Wolf von Wunnenſtein den Dank des alten Rauſchebart mit 
den Worten ablehnt: „Ich ſtritt aus Haß der Städte, und 
nicht um euren Dank“, ſo iſt das eine ganz deutſche 
Empfindungs⸗ und Denkweiſe. 

Im urſächlichen Zuſammenhange mit der Unvertraglid- 
keit der Parteien untereinander ſteht die unerſchütterliche 
Treue innerhalb der Parteien. Eben, weil der deutſche 
Parteimann ſo feſt, ja liebevoll der eigenen Partei anhängt, 
iſt er ſo intenſiver Abneigung gegen die anderen Parteien 
fähig und vergißt ſo ſchwer die einmal von ihnen erlittenen 
Kränkungen und Niederlagen. Auch hier im modernen Ge⸗ 
wande eine Wiederkehr der alten deutſchen Art. Wie die 
Stämme, die Staaten ineinander zuſammenhielten und ſich 
untereinander nicht vertragen konnten, ſo heute die Parteien. 
Die ſprichwörtliche deutſche Treue kommt meiſt in erſter 
Linie dem kleinen politiſchen Verbande, erſt in zweiter Linie 
der großen nationalen Gemeinſchaft zugute. Um die reiche 
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Anhänglichkeit, die der Parteiſache von ſelbſt zuſtrömt, warb 
die deutſche Regierung meiſt vergeblich. Das hat ſelbſt Bis⸗ 
marck erfahren müſſen. Der Bezwinger des ſtaatlichen Par⸗ 
tikularismus hat des Partikularismus der Parteien nicht 
Herr werden können. Trotzdem er Vertrauen und Liebe 
des deutſchen Volkes in einem Maße gewonnen hatte wie 
kein anderer, iſt Fürſt Bismarck im Wettbewerb mit der 
Anhänglichkeit, die dem Parteiführer entgegengetragen 
wurde, ſelten oder nie erfolgreich geweſen. Treitſchke meint 
irgendwo, daß die Herzen der Deutſchen ſtets den Dichtern 
und Feldherren gehört hätten, nicht den Politikern. Das iſt 
richtig, bis auf die Ausnahme der führenden Parteipolitiker. 
Zwar vergißt ſie der Deutſche nach ihrem Tode oder Rück⸗ 
tritt ziemlich bald, aber ſolange ſie wirken, beſitzen ſie die 
ganze Treue und Zuneigung aller derer, die ſich zur Partei 
zählen. Seitdem wir politiſche Parteien haben, ſind die 
Volksmänner Parteimänner und Parteiführer, ihnen ſind 
die Parteien auch gegen Bismarck gefolgt. Recht und Un⸗ 
recht, Erfolg und Mißerfolg ſpielen hierbei eine merkwürdig 
geringe Rolle. Die deutſche Treue zum Parteiführer iſt 
ſelbſtlos, vorurteilslos und kritiklos, wie es ja wohl die rechte 
Treue, die aus der Liebe ſtammt, ſein ſoll. Dabei macht es 
eigentlich keinen Unterſchied, ob der Parteiführer Erfolge 
hat oder nicht, ob er auf Siege oder Niederlagen zurückblickt. 
Es iſt in Deutſchland ſelten vorgekommen, daß eine Partei 
ihrem Führer die Heeresfolge verweigert hätte, auch wenn 
mit Händen zu greifen war, daß er ſie in den Sumpf führte, 
geſchweige denn, wenn ſich zeigte, daß die Taktik der Partei⸗ 
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leitung ſich mit den ſtaatlichen Zwecken und Zielen nicht 
deckte. Es iſt in Deutſchland nie beſonders ſchwierig geweſen, 
eine Oppoſition gegen die Regierung zu organiſieren, aber 
immer ſchwer, oppoſitionelle Bewegungen innerhalb einer 
Partei zum Erfolge zu führen. Die Hoffnung, daß eine oppo⸗ 
ſitionelle Partei im Kampfe mit der Regierung im entſcheiden⸗ 
den Augenblick auseinanderfallen werde, hat bei uns faſt 
immer betrogen. Nachdem unſer Parteileben den erſten, 
keinem jungen Parteileben erſparten Gärungsprozeß durch⸗ 
gemacht hat, nach den frühen Wandlungen und Abwand⸗ 
lungen zur Klärung gekommen iſt, haben die Parteien eine 
bemerkenswerte innere Feſtigkeit erhalten. Wie oft iſt ein⸗ 
zelnen Parteien eine Spaltung in eine ſogenannte modernere 
und eine alte Richtung vorhergeſagt worden. Solche Prophe⸗ 
zeiungen haben ſich bisher ſelten erfüllt. Nirgends in unſerem 
politiſchen Leben finden wir einen ſo unerſchütterlichen Kon⸗ 
ſervativismus wie in unſeren Parteien. Auch die radikalſten 
Parteien waren wenigſtens bisher in ihren radikalen Pro⸗ 
grammſätzen und Allüren erzkonſervativ. Dieſes parteipoli⸗ 
tiſche Beharrungsvermögen geht ſo weit, daß die Parteien 
häufig auch dann noch an alten Forderungen feſthalten, wenn 
die allgemeine Entwicklung der öffentlichen Zuſtände gar keine 
Möglichkeit mehr bietet, ſie jemals erfüllen zu können. 

Die durch nichts zu ſchreckende deutſche Treue gegen die 
Sache und den Führer der Partei iſt ja an ſich ſchön und 
rührend, moraliſch achtenswert wie jede Treue. Die Politik 
weiſt in dieſem Punkt bei uns ſogar ein moraliſches Moment 
auf, während ein oft gebrauchter Satz der Politik die Moral 
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in Bauſch und Bogen abzuſprechen liebt. Aber wenn man 
einmal von Moral in der Politik reden will, ſo darf die Frage 
aufgeworfen werden, ob es nicht am Ende eine höhere Form 
der politiſchen Moral gibt. Alle Treue im Parteidienſt, 
Prinzipien⸗ und Mannentreue in Ehren, aber über dem Partei⸗ 
dienſt ſteht der Dienſt für das Vaterland. Die Parteien ſind 
nicht ihrer ſelbſt wegen da, ſondern für das allgemeine natio⸗ 
nale Wohl. Die höchſte politiſche Moral iſt der Patriotismus. 
Ein Opfer an parteipolitiſcher Überzeugung, eine Untreue 
auch gegen das Parteiprogramm im Intereſſe des Staates, 
des Reiches verdient den Vorrang vor einer Parteitreue, die 
ſich über die Rückſichten auf das allgemeine Wohl hinwegſetzt. 
Weniger Parteiſinn und Parteitreue, mehr Nationalgefühl 
und ſtaatliche Geſinnung ſind uns Deutſchen zu wünſchen. 
Mögen die Parteien, die in dieſem Kriege alle erhebende Be⸗ 
weiſe der Liebe und Treue für das gemeinſame Vaterland 
gegeben haben, auch nach dem Kriege Nationalgefühl über 
Parteiſinn, ſtaatliche Geſinnung über Parteitreue ſtellen. 
Glücklicherweiſe beweiſt die Geſchichte, daß eine Partei ſich 
nicht auf die Dauer ungeſtraft dem nationalen Intereſſe ent⸗ 
gegenſetzen kann. Auch die kurze deutſche Parteigeſchichte 
kennt ſolche Beiſpiele. Von der kataſtrophalen Niederlage, 
die Fürſt Bismarck der an den Ideen und Grundſätzen von 
1848 klebenden Fortſchrittspartei vor einem halben Jahrhun⸗ 
dert beibradte, hat ſich der Freiſinn trotz ſeines inzwiſchen 
vorgenommenen Stellungswechſels in nationalen Fragen 
niemals ganz erholen können. Aber Epochen, die wie die 
von 1866 bis 1871 die Seele des Volkes bis in ihre Tiefen 
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erſchüttern, die jo unerbittlich und allgemein vernehmlich 
das Urteil über den politiſchen Irrtum ſprechen, ſind ſo ſelten, 
wie ſie groß ſind. Der gewöhnliche Gang der politiſchen Ent⸗ 
wicklung pflegt bei uns die Folgen verfehlter Parteipolitik 
nur langſam zutage zu fördern. Selbſtkritik und Selbſtbe⸗ 
ſtimmung müſſen an die Stelle der Erfahrung treten. Die 
Parteien anderer Staaten haben es in dieſer Hinſicht leichter. 
Die ſchwere, wenngleich edle Aufgabe der Selbſterziehung, 
die unſeren Parteien geſtellt iſt, wird in Staaten, in denen 
das parlamentariſche Syſtem herrſcht, den Parteien abge⸗ 
nommen. In ſolchen Ländern folgt dem parteipolitiſchen 
Fehler der Mißerfolg und damit die empfindliche Belehrung 
Zug um Zug. Damit will ich nicht dem Parlamentarismus 
im weſteuropäiſchen Sinn das Wort reden. Die Güte einer 
Verfaſſung hängt nicht lediglich davon ab, wie ſie auf das 
Parteileben wirkt. Verfaſſungen ſind nicht für die Parteien 
da, ſondern für den Staat. Für die Eigenart gerade unſeres 
deutſchen Staatslebens wäre das parlamentariſche Syſtem 
keine geeignete Verfaſſungsform. Wo ſich der Parlamen⸗ 
tarismus bewährt, und das iſt auch nicht überall der Fall, 
ruht die Kraft des ſtaatlichen Lebens in der Kraft und Gel⸗ 
tung, in der politiſchen Weitherzigkeit und ſtaatsmänniſchen 
Fertigkeit der Parteien. Da haben die Parteien mit ihrer 
eigenen Entwicklung und Gründung den Staat gebildet, wie in 
England, in gewiſſem Sinne auch im republikaniſchen Frank⸗ 
reich. In Deutſchland find die monarchiſchen Regierungen Trä⸗ 
ger und Schöpfer des Staatslebens. Die Parteien ſind ſekun⸗ 
däre Bildungen, die erſt auf dem Boden des fertigen Staates 
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wachſen konnten. Es fehlen uns für ein parlamentariſches 
Syſtem die natürlichen, die geſchichtlichen Vorausſetzungen. 
Dieſe Erkenntnis braucht uns aber nicht zu verhindern, 
die Vorteile zu ſehen, die dies Syſtem anderen Staaten 
bringt. Wie keine ganz vollkommene Staatsverfaſſung, gibt 
es eben auch keine ganz unvollkommene. Das namentlich in 
Frankreich oft verſuchte Experiment, alle Vorzüge aller mög⸗ 
lichen Verfaſſungen in einer einzigen zu vereinigen, iſt noch 
immer mißlungen. Indem wir uns deſſen bewußt bleiben, 
brauchen wir darum doch nicht die Augen vor manchen Vor⸗ 
zügen fremden Verfaſſungslebens zu verſchließen. In parla⸗ 
mentariſch regierten Ländern werden die großen Parteien 
und Parteigruppen dadurch politiſch erzogen, daß ſie regieren 
müſſen. Wenn eine Partei die Mehrheit erlangt hat, die 
leitenden Staatsmänner aus ihren Reihen ſtellt, erhält ſie 
auch die Gelegenheit, ihre politiſchen Meinungen in die Praxis 
des ſtaatlichen Lebens umzuſetzen. So findet fie die Möglich⸗ 
keit, ſich von der Relativität aller Parteiprogramme, Partei⸗ 
beſtrebungen und Parteimeinungen zu überzeugen. Denn 
geht ſie doktrinär oder extrem vor, ſetzt ſie das allgemeine na⸗ 
tionale Wohl hinter das Partefintereſſe und das Parteiprinzip 
zurück, begeht ſie die Torheit, ihr Parteiprogramm unverkürzt 
und unverwäſſert durchführen zu wollen, ſo wird ſie bei 
Neuwahlen bald von der Gegenpartei aus der Mehrheit und 
damit aus der Regierung verdrängt werden. Die Partei, 
die regieren muß, iſt nicht nur verantwortlich für ihr eigenes 
Wohlergehen, ſondern in höherem Maße für Wohl und Wehe 
der Nation und des Staates. Partei⸗ und Staatsintereſſe 
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fallen zuſammen. Da es aber auf die Dauer nicht möglich 
iſt, einen Staat einſeitig nach irgendeinem Parteiprogramm 
zu regieren, wird die Partei, die an der Regierung iſt, ihre 
Parteiforderungen mäßigen, um den maßgebenden Einfluß 
im Staat nicht zu verlieren. In der Ausſicht, ſelbſt regieren 
zu können und zu müſſen, liegt für die Parteien in parla⸗ 
mentariſch regierten Ländern ein heilſames Korrektiv, das 
uns fehlt. In nicht parlamentariſch regierten Staaten fühlen 
ſich die Parteien in erſter Linie zur Kritik berufen. Sie fühlen 
keine nennenswerte Verpflichtung, ſich in ihren Forderungen 
zu mäßigen, noch eine bedeutende Mitverantwortung für die 
Leitung der öffentlichen Angelegenheiten. Da ſie die prak⸗ 
tiſche Brauchbarkeit ihrer Meinungen niemals urbi et orbi 
zu erweiſen haben, genügt es ihnen meiſtens, die Uner⸗ 
ſchütterlichkeit ihrer Überzeugungen zu manifeſtieren. „Viel 
Überzeugung und wenig Verantwortlichkeitsgefühl“, ſo 
charakteriſierte mir einmal ein geiſtreicher Journaliſt unſer 
beutſches Parteileben und fügte hinzu: „Unſere Parteien 
fühlen ſich ja gar nicht als die Schauſpieler, die das Stück 
aufführen, ſondern mehr als zuſchauende Rezenſenten. Sie 
teilen Lob, ſie teilen Tadel aus, fühlen ſich aber ſelbſt an 
den Vorgängen eigentlich nicht unmittelbar beteiligt. Die 
Hauptſache iſt, für die Wähler daheim ein kräftiges und mög⸗ 
lichſt willkommenes Urteil zu liefern.“ 

Als ich einmal während des Burenkrieges im Couloir des 
Reichstages einem Abgeordneten Vorſtellungen wegen ſeiner 
Ausfälle gegen England machte, die nicht eben geeignet 
waren, unſere damals an ſich ſchwierige Stellung zu er⸗ 
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leichtern, erwiderte mir der trefflide Mann mit dem Bruſtton 
wahrer Überzeugung: „Als Abgeordneter habe ich das Recht 
und die Pflicht, den Gefühlen des deutſchen Volkes Ausdruck 
zu geben. Sie als Miniſter werden hoffentlich dafür ſorgen, 
daß meine Gefühle im Auslande keinen Schaden anrichten.“ 
Ich glaube nicht, daß eine ſolche Außerung, deren Naivität mich 
entwaffnete, anderswo als bei uns möglich geweſen wäre. 
Wenn vor den Staatesintereſſen rechtzeitig haltgemacht 
wird, iſt an ſich gegen Gefühlsäußerungen in der Politik gar 
nichts zu ſagen. Sie gehören zu den Imponderabilien im 
politiſchen Leben, die ein Bismarck hoch bewertete. Das 
Volksempfinden hat gerade in Deutſchland die vorgefaßten 
politiſchen Meinungen oft recht heilſam korrigiert. In der 
auswärtigen Politik ſind Gefühle, Sympathien und Anti⸗ 
pathien unzulängliche Wegweiſer, und wir wären nicht weit 
gekommen, wenn unſere leitenden Staatsmänner bei Ge⸗ 
ſtaltung der auswärtigen Beziehungen das Herz anſtatt des 
Verſtandes um Rat gefragt hätten. Auf dem Gebiet der 
inneren Politik liegt es anders. Gerade für uns Deutſche. 
Da könnte mon verſucht ſein, dem Gefühl, dem geſunden 
politiſchen Empfinden größeren als den vorhandenen Ein⸗ 
fluß zu wünſchen, dem politiſchen Verſtande geringeren. 
Denn hier iſt die Wirkung unſeres deutſchen politiſchen Ver⸗ 
ſtandes nicht Maßhalten in den parteipolitiſchen Wünſchen, 
nicht Anpaſſung der politiſchen Forderungen an die gegebenen 
Tatſachen. Hier drängt unſer politiſcher Verſtand auf Syſte⸗ 
matiſierung, Schematiſierung der Wirklichkeiten des politiſchen 
Lebens, nicht auf nüchterne Anpaſſung an die gegebenen 
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politiſchen Tatſachen und Zuſtände, ſondern auf deren Ein⸗ 
ordnung in logiſch korrekt konſtruierte Gedankenreihen. 

Wir Deutſche find auf der einen Seite ein gefühlvolles, 
gemütstiefes Volk und immer gern, vielleicht zu gern bereit, 
aus gutem Herzen gegen die beſſere Einſicht zu handeln. 
Aber auf der anderen Seite ſind wir von ganz außerordent⸗ 
lichem logiſchen Fanatismus und, wo für eine Sache eine 
gedankliche Formel, ein Syſtem gefunden iſt, da dringen 
wir mit unbeirrbarer Zähigkeit darauf, die Wirklichkeit dem 
Syſtem anzupaſſen. Dieſe beiden Seiten zeigt der einzelne 
Deutſche in ſeinem privaten Leben, zeigt das Volk im öffent⸗ 
lichen Leben, und manche ſeltſame Erſcheinung in Gegen⸗ 
wart und Vergangenheit erklärt ſich aus dieſer Zwieſpältig⸗ 
keit unſeres Charakters. Die auswärtige Politik, die an⸗ 
ſchließt an eine lange Reihe ſchmerzlicher und freudvoller 
nationaler Ereigniſſe, erleben wir gern mit dem Gefühl. 
Die innerpolitiſchen Vorgänge, über die ſich die Nation in 
verhältnismäßig ſehr kurzer Zeit verſtandesmäßig klar ge⸗ 
worden iſt, ſind uns ein klaſſiſches Gebiet für gedankliche 
Konſtruktionen, für ſyſtematiſche Sichtung und Schichtung 
geworden. Der Deutſche wendet auf die Politik ſelten die 
Methode des modernen Naturforſchers an, meiſt die des 
alten ſpekulativen Philoſophen. Es gilt ihm nicht, mit 
offenen Augen vor die Natur hinzutreten, zuzuſehen, was 
geſchehen iſt, was geſchieht und deshalb notwendig weiter⸗ 
hin geſchehen kann und wird. Es wird vielmehr bedacht, 
wie die Dinge ſich hätten anders entwickeln müſſen, und 


wie ſie hätten werden müſſen, damit alles fein logisch zu⸗ 
Fürſt von Bülow, Deutſche Politik 
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ſammenſtimmt, und damit das Syſtem zu ſeinem Recht 
kommt. Die Programme paſſen ſich nicht der Wirklichkeit 
an, ſondern die Wirklichkeit ſoll ſich nach den Programmen 
richten, und zwar nicht in Einzelheiten, ſondern im Ganzen. 
Auf ihre innere Folgerichtigkeit, ihre ſyſtematiſche Vollen⸗ 
dung angeſehen, ſind die meiſten deutſchen Parteiprogramme 
höchſten Lobes wert und machen der deutſchen Gründlichkeit 
und logiſchen Gewiſſenhaftigkeit alle Ehre. Am Maßſtabe der 
praktiſchen Durchführbarkeit gemeſſen, kann keines beſtehen. 

Die Politik iſt Leben und ſpottet im Grunde wie alles 
Leben jeder Regel. Die Bedingungen der modernen Politik 
liegen vielfach weit zurück in unſerer Geſchichte, wo ſich die 
allerletzten Urſachen, die heut noch fortwirken, nicht ſelten 
im Unſichtbaren, Unerforſchlichen verlieren. Aber mit der 
Erkenntnis aller Urſachen und Bedingtheiten wäre für 
die politiſche Praxis noch nichts gewonnen. Wir erführen 
doch nur, wie vieles geworden iſt, nicht aber, was nun heute 
oder morgen geſchehen ſoll. Faſt jeder Tag ſchafft neue Tat⸗ 
ſachen, ſtellt neue Aufgaben, die neue Entſchlüſſe fordern. 
Ganz wie im Leben der einzelnen Menſchen. Und nicht 
einmal mit der Anpaſſung an den Tag, an die Stunde iſt 
alles geſchehen. Es muß auch nach dem Maß unſerer Ein⸗ 
ſicht und Fähigkeiten für die Zukunft geſorgt werden. Was 
können da die Regeln eines zu irgendeinem Zeitpunkt feſt⸗ 
gelegten Programms helfen, mag es noch ſo einheitlich in 
ſich geſchloſſen und logiſch begründet ſein. Das reiche, ſich 
immer wandelnde, komplizierte und täglich komplizierter 
werdende Leben eines Volkes läßt ſich nicht auf das Pro⸗ 
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kruſtesbett eines Programms, eines politiſchen Prinzips 
ſpannen. Natürlich brauchen die Parteien eine gewiſſe pro⸗ 
grammatiſche Feſtlegung der von ihnen vertretenen Forde⸗ 
rungen und Meinungen, um im Lande, vor allem für den 
Wahlkampf, Klarheit über ihre Ziele und ihre Eigenart zu 
ſchaffen. Ohne jedes Programm bliebe eine Partei eine 
unbekannte Größe. Nur die Verſteinerung des Programms 
für die nahen und ferneren Ziele der Parteipolitik zu einem 
Syſtem für die geſamte Politik überhaupt iſt vom Abel. 
Es gibt verſchiedene, vielfach einander entgegengeſetzte In⸗ 
tereſſen im Volke, und die Vertreter des gleichen Intereſſes 
werden ſich mit Recht zuſammenſchließen und ihre Forde⸗ 
rungen formulieren. Die Formel iſt Programm. Es gibt 
verſchiedene Anſichten über Staat, Recht und Geſellſchaft, 
über die Ordnung des Staatslebens, vor allem in bezug auf 
die Verteilung politiſcher Rechte zwiſchen Volk und Re⸗ 
gierung. Auch die, die gleiche oder ähnliche Anſchauungen 
vertreten, werden ſich zuſammentun und zu Propaganda⸗ 
zwecken ihren Anſichten in wenigen bezeichnenden Sätzen 
Ausdruck geben. Die Sätze ſind Programm. Die Ver⸗ 
knüpfung von ſtaatlichem und wirtſchaftlichem Leben bringt 
es auch mit ſich, daß die Vertreter gleicher Intereſſen viel⸗ 
fach gleiche oder ähnliche Staatsanſchauungen vertreten. 
Ihr Programm wird alſo entſprechend umfaſſender ſein 
können. Man wird auch zugeſtehen dürfen, daß ſowohl die 
beiden konkret hiſtoriſchen Anſchauungen von Staat und 
Geſellſchaft, die konſervative und liberale, wie die beiden 


abſtrakt dogmatiſchen, die ultramontane und ſozialdemokra⸗ 
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tiſche, eine große Zahl von Tatſachen des politiſchen Lebens 
umfaſſen. Die betreffenden Parteiprogramme werden alſo 
dementſprechend ins einzelne gehen können. Aber eine 
Grenze gibt es auch hier. Eine Unzahl von Vorgängen im 
Staatsleben entzieht ſich auch ſolcher verhältnismäßig weit 
geſpannten programmatiſchen Erfaſſung, kann mit konſer⸗ 
vativen Augen ſchlechterdings nicht anders angeſehen werden 
als mit liberalen. Im allgemeinen überwiegt ſogar die Zahl 
derjenigen geſetzgeberiſchen Aufgaben, bei denen es ſich um 
glatte Nützlichkeitsfragen handelt, die von der praktiſchen 
politiſchen Vernunft zu beantworten, nicht von der allge⸗ 
meinen Staatsanſchauung der Parteien zu wägen ſind. Aber 
eine ſolche Unabhängigkeit von Parteiprogrammen wird auch 
für das Detail der Geſetzgebung ſelten zugeſtanden. Es ge⸗ 
nügt uns Deutſchen nicht, die Parteipolitik auf eine gewiſſe 
Anzahl praktiſcher Forderungen und politiſcher Anſichten feſt⸗ 
zulegen. Jede Partei möchte mit ihren beſonderen Anſichten 
die geſamte Politik umfaſſen und bis in alle Einzelheiten 
durchdringen. Und nicht nur die Politik. Auch in der Er⸗ 
faſſung des geiſtigen, in der Wertung des praktiſchen Lebens 
möchten ſich die Parteien von einander unterſcheiden. Die 
Parteianſchauung ſoll „Weltanſchauung“ werden. Darin 
liegt eine Überſchätzung des politiſchen, eine Unterſchätzung 
des geiſtigen Lebens. Gerade das deutſche Volk hat die 
großen Probleme der Weltanſchauung tief und ernſt er⸗ 
griffen wie kein anderes Volk. Es hat oft, vielleicht für 
ſeine praktiſchen Intereſſen zu oft, die nüchternen Fragen 
der Politik dem Weltanſchauungskampf untergeordnet. Es 
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ijt andererſeits das erſte Volk der Welt geweſen, das das 
geiſtige Leben von politiſcher Bevormundung freigemacht 
hat. Wenn es nun die Weltanſchauung der Parteipolitik 
unterordnet, wenn es ſich dahin bringen will, alles Ge⸗ 
ſchehen in Welt und Leben durch die trübe Brille politiſcher 
Parteiprinzipien anzuſehen, ſo wird es ſich ſelbſt untreu. 
Der Verſuch, die Politik, vornehmlich die Parteipolitik, in 
dieſer Weiſe zu vertiefen, muß zu einer geiſtigen Verflachung 
führen, und hat vielleicht ſchon dahin geführt. Eine politiſche 
Weltanſchauung iſt ein Nonſens, denn die Welt iſt glück⸗ 
licherweiſe nicht überall politiſch. Und eine parteipolitiſche 
Weltanſchauung kann vollends nicht einmal die politiſche 
Welt umſpannen, weil es viel zu viel Dinge und Fragen des 
politiſchen Lebens gibt, die jenſeits aller Parteiprogramme 
und Parteiprinzipien liegen. Ein engliſcher Freund ſagte 
mir einmal, es fiele ihm auf, daß in den Reden in deutſchen 
Parlamenten das Wort „Weltanſchauung“ ſo oft wieder⸗ 
kehre. Es hieße immerfort: „Vom Standpunkt meiner 
Weltanſchauung kann ich dies nicht billigen und muß ich 
jenes verlangen.“ Er ließ ſich von mir erklären, was deutſche 
Parteipolitiker unter Weltanſchauung verſtünden und meinte 
dann kopfſchüttelnd: Davon wüßten engliſche Politiker und 
Parlamentarier nicht viel. Sie hätten verſchiedene Anſichten, 
verträten verſchiedene Intereſſen, verfolgten verſchiedene 
Zwecke, aber ſie führten doch nur praktiſche Erwägungen, 
ſehr ſelten ſo hohe Dinge wie Weltanſchauung ins Treffen. 
Indem wir Deutſche die Grundſätze der Parteipolitik zum 
Syſtem für die Anſchauung alles politiſchen und nicht⸗ 
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politiſchen Lebens erweitern, ſchaden wir uns in der Tat 
politiſch wie geiſtig. Politiſch vertiefen wir die Gegen⸗ 
ſätze, die wir ohnehin in beſonderer Stärke empfinden, da⸗ 
durch, daß wir ihnen einen beſonderen geiſtigen Wert bei⸗ 
legen, und wir verringern uns mehr und mehr die Zahl 
derjenigen Aufgaben im Staatsleben, die ſich im Grunde 
ohne alle parteipolitiſche Voreingenommenheit beſſer und 
heilſamer löſen laſſen. Wenn wir aber auch die Fragen des 
geiſtigen Lebens in die Parteipolitik zerren, ſo bedeutet das 
den Verluſt jener geiſtigen Vielſeitigkeit und Großherzigkeit, 
die dem deutſchen Bildungsleben den erſten Platz in der 
Kulturwelt errungen haben. : 

Man iſt in Deutſchland raſch mit dem Vorwurf der Prin- 
zipienloſigkeit bei der Hand, wenn ein Politiker oder Staats⸗ 
mann unter dem Druck veränderter Verhältniſſe eine früher 
ausgeſprochene Anſicht ändert oder die Berechtigung von 
mehr als einer einzigen Parteianſchauung gelten läßt. Die 
Entwicklung vollzieht ſich aber nun einmal unbekümmert um 
Programme und Prinzipien. Vor die Wahl geſtellt, eine 
Anſicht zu opfern oder eine Torheit zu begehen, wählt ein 
praktiſcher Mann beſſer die erſte Alternative. Jedenfalls 
wird ſich ein Miniſter, der für ſeine Entſchlüſſe der Nation 
verantwortlich iſt, den Luxus einer vorgefaßten Meinung 
nicht leiſten dürfen, wenn es ſich darum handelt, einer be⸗ 
rechtigten Zeitforderung nachzukommen. Und ſollte ihm 
dann ein Widerſpruch zwiſchen ſeiner jetzigen Anſicht und 
früheren Meinungsäußerungen vorgehalten werden, ſo kann 
ihm gegenüber Vorwürfen wegen Inkonſequenz, Zickzackkurs, 
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Umfallen und wie die Schlagworte der Vulgärpolemik lau⸗ 
ten, nur die Rhinozeroshaut anempfohlen werden, die im 
modernen öffentlichen Leben ohnedies nützlich zu ſein pflegt. 
Es ijt eine durch alle Erfahrungen erhärtete Tatſache, daß 
das wahre nationale Intereſſe noch niemals auf dem Wege 
einer Partei allein hat gefunden werden können. Es lag 
immer zwiſchen den Wegen mehrerer Parteien. Es gilt, die 
Diagonale der Kräfte zu ziehen. Sie wird bald mehr nach 
der Seite dieſer, bald nach der Seite jener Partei führen. 
Ein Miniſter, welcher Partei er auch perſönlich zuneigen 
möge, muß den rechten Ausgleich zwiſchen allen berechtigten 
Parteiforderungen ſuchen. Im Laufe längerer Amtsfüh⸗ 
rung und im Verlauf wechſelnder Aufgaben wird er dann 
natürlich nach und nach von allen Parteien befehdet werden. 
Das ſchadet aber nichts, wenn nur der Staat proſperiert. 
Den Vorwurf politiſcher Prinzipienloſigkeit habe ich niemals 
tragiſch genommen, ich habe ihn gelegentlich ſogar als Lob 
empfunden, denn ich erblickte darin die Anerkennung, daß die 
Staatsraiſon mein Kompaß war. Die politiſchen Prinzipien, 
denen ein Miniſter nachzuleben hat, ſind eben ihrem Weſen 
nach ganz andere als die Grundſätze, die für einen Partei⸗ 
mann gelten, ſie ſind ſtaatspolitiſch, nicht parteipolitiſch. Der 
Miniſter hat dem allgemeinen Intereſſe des Staates, des 
Volkes, die ſeiner Leitung anvertraut ſind, Treue zu halten, 
ohne Rückſicht auf die Programme der Parteien, und wenn 
nötig im Kampf mit allen Parteien, auch mit derjenigen, 
der er ſelbſt vielleicht mit der größeren Summe ſeiner poli⸗ 
tiſchen Anſchauungen naheſteht. Prinzipienfeſtigkeit und 
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Parteiloſigkeit vertragen fic für einen Miniſter nicht nur, 
ſie bedingen ſich. Bismarck hatte eiſerne Grundſätze und in 
ihrer Befolgung hat er unſer Vaterland zur Einheit, zu 
Ruhm und Größe geführt. Er iſt als Abgeordneter Partei⸗ 
mann geweſen, und hat dann als Miniſter von ſeiner alten 
Partei den Vorwurf des politiſchen Frontwechſels hören 
müſſen. Er wurde ein Jahrzehnt ſpäter erneuter Meinungs⸗ 
änderung bezichtigt. Tatſächlich iſt er niemals vom Wege 
zu ſeinem Ziel gewichen, denn ſein Ziel war kein anderes, 
als dem Deutſchen Reich und Volk jeden möglichen Vorteil 
zu ſichern und Segen zu gewinnen. Dies Ziel war auf dem 
Wege einer Partei nicht zu erreichen, denn das Intereſſe der 
Allgemeinheit deckt ſich ſelten oder nie mit dem Intereſſe 
einer einzelnen Partei. 

Allgemeingültige Maximen für eine beſtmögliche Politik 
laſſen ſich nicht wohl aufſtellen. Die politiſchen Ziele und 
die politiſchen Mittel wechſeln mit den Verhältniſſen, und 
man darf ſich ſklaviſch an kein Vorbild, auch nicht an das 
größte, hängen. Soweit ſich das mannigfache und bunte 
Leben auf eine kurze Formel bringen läßt, wäre ſie für die 
Politik dahin zu faſſen: Fanatiſch, wo es um das Wohl und 
Intereſſe des Landes, um die Staatsraiſon geht, idealiſtiſch 
in den Zielen, realiſtiſch in der politiſchen Praxis, ſkeptiſch, 
ſoweit die Menſchen, ihre Zuverläſſigkeit und Dankbarkeit 
in Betracht kommen. 


Parteipolitik 


Niemals habe ich ein Hehl daraus gemacht, auch nicht 
Liberalen gegenüber, daß ich in vielen großen Fragen des 
politiſchen Lebens konſervative Anſchauungen teile. Ich habe 
ebenſowenig die Tatſache verleugnet, daß ich kein konſer⸗ 
vativer Parteimann bin. Daß ich es als verantwortlicher 
Miniſter nicht ſein konnte, lag in der Natur meines Amts 
und unſerer deutſchen Verhältniſſe. Weshalb ich es per⸗ 
ſönlich nicht bin und mich trotzdem in weſentlichen Dingen 
für fonjervativ halte, erörtere ich nur deshalb, weil dieſe 
Betrachtung in konkrete Fragen unſerer inneren Politik 
hineinführt. 

Es iſt wohl zu unterſcheiden zwiſchen einem Staats⸗ 
konſervativismus, dem die Regierung folgen kann und 
einem Parteikonſervativismus, dem keine Regierung in 
Deutſchland folgen darf, ohne in verhängnisvolle Partei⸗ 
lichkeit zu geraten. Mit anderen Worten: Die Regierungs⸗ 
politik kann ſo lange mit der Politik der Konſervativen 
Schritt halten, wie dieſe dem wohlverſtandenen Staats⸗ 
intereſſe entſpricht. Das war oft der Fall und das wird 
auch in Zukunft ſehr häufig der Fall ſein. Die Wege der 
Regierung müſſen ſich von denen der konſervativen Partei 
trennen, wenn die Politik der Partei dem Intereſſe der 
Allgemeinheit, das die Regierung zu wahren hat, nicht ent⸗ 
ſpricht. Dabei kann die Regierung gegen die Partei doch 
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fonjervativer Sein als die Partei gegen die Regierung. 
Konſervativer in dem Sinne, daß ſie die eigentlichen Auf⸗ 
gaben wahrer Staatserhaltung beſſer erfüllt. In ſolchen 
Lagen ijt auch Fürſt Bismarck, der aus Uberzeugung und 
mit Bewußtſein ein konſervativer Staatsmann war, in den 
ſchärfſten Widerſpruch zu ſeinen alten Parteifreunden ge⸗ 
treten. Er hat ſich bekanntlich gerade über dieſe Momente 
ſeiner Politik, die ihm ganz beſonders perſönliches Erlebnis 
waren, ausführlich ausgeſprochen, ſowohl in ſeinen „Ge⸗ 
danken und Erinnerungen“, wie in den Geſprächen, die uns 
Poſchinger überliefert hat. 

Die Aufgabe konſervativer Politik iſt von Graf Poſadowsky 
gelegentlich treffend dahin charakteriſiert worden, eine kon⸗ 
ſervative Politik müſſe den Staat ſo erhalten, daß die Bürger 
ſich in ihm wohl fühlen. Solche Staatserhaltung iſt ohne 
Veränderung beſtehender Einrichtungen oft nicht denkbar. 
Der Staat muß ſich modernen Lebensverhältniſſen anpaſſen, 
um wohnlich und damit lebenskräftig zu bleiben. Es wäre 
ein ſchweres Unrecht, in Abrede ſtellen zu wollen, daß die 
konſervative Partei oft und bisweilen williger als Parteien, 
die den Fortſchritt auf ihr Panier geſchrieben haben, die 
Hand zu Neuerungen gereicht hat. So im Jahre 1878, als 
die wirtſchaftlichen Verhältniſſe den großen Umſchwung in 
der Zoll- und Wirtſchaftspolitik notwendig machten. So 

bei Inaugurierung der Sozialpolitik, die der veränderten 
Lage der lohnarbeitenden Klaſſen Rechnung trug. Der kon⸗ 
ſervative Führer, Herr v. Heydebrand, war es auch, der in 
dieſem Kriege als der erſte der Parteiführer die verſöhn⸗ 
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lichen und klugen Worte fand: „Es wäre ein außerordent⸗ 
lich großer Gewinn, wenn aus dieſem Ringen ſo manches 
von dem nicht wiederkehren würde, was wir vorher gegenein⸗ 
ander gehabt haben. Gewik, die wirtſchaftlichen, ſozialen und 
beruflichen Gegenſätze werden bleiben, aber ändern kann und 
muß ſich die Art, in der man einander gegenübertritt. Manches, 
was man nicht für möglich gehalten hätte, iſt nun als innere 
Wahrheit erkannt, und bei Kritik oder Tadel werden wir uns 
nach dieſer Feuer⸗ und Bluttaufe ſagen müſſen, daß wir jetzt 
anders zueinander ſtehen. Man wird niemals vergeſſen, 
daß der Gegner einſt das deutſche Vaterland mit verteidigt 
hat. Schon das allein wird ein Segen ſein für unſer deut⸗ 
ſches Volk.“ 

Durch die Verſchärfung der wirtſchaftlichen Gegenſätze 
iſt wie andere Parteien auch die konſervative in gewiſſem 
Sinne eine Intereſſenvertretung geworden. Ich will nicht 
unterſuchen, ob ſie es mehr geworden war, als ihr ſelbſt 
zuträglich war. Aber daß ſie es hier und da mehr war 
als für den Gang der Regierungsgeſchäfte gut geweſen iſt, 
wird wohl niemand beſtreiten, der während der letzten Jahr⸗ 
zehnte auf der Miniſterbank geſeſſen hat. Ich mußte, wie zu⸗ 
vor andern Parteien, auch der konſervativen Partei ent⸗ 
gegentreten, als ſich nach meiner Überzeugung der von ihr 
verfochtene Standpunkt mit den Intereſſen der Allgemeinheit 
nicht mehr deckte. Bei den Kämpfen um den Zolltarif deckte 
ſich das allgemeine Intereſſe mit dem von der konſervativen 
Partei vertretenen, bei der Reichsfinanzreform ſchließlich 
nicht. Die ſpätere Entwicklung hat es in beiden Fällen be⸗ 
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wieſen. Von den grundſätzlichen Anſchauungen des Kon⸗ 
ſervativismus über die geſellſchaftliche, wirtſchaftliche und vor 
allem die ſtaatliche Ordnung hat mich nie etwas getrennt 
und trennt mich auch heute nichts. 

Was das konſervative Element für unſer preußiſch⸗deut⸗ 
ſches Staatsleben iſt und geweſen iſt, darf niemals verkannt 
werden. Es wäre ein ſchwerer nationaler Verluſt, wenn 
die konſervativen Gedanken aufhörten, im deutſchen Volke 
lebendig und wirkſam zu ſein, wenn die konſervative Partei 
aufhörte, im parlamentariſchen und politiſchen Leben die 
ihrer Vergangenheit würdige Stellung einzunehmen. Die 
Kräfte, die in der konſervativen Partei leben, ſind die Kräfte, 
die Preußen und Deutſchland groß gemacht haben, die ſich 
unſer Vaterland erhalten muß, um groß zu bleiben und 
größer zu werden und die niemals unmodern werden können. 
Die Ideale des beſten Konſervativismus, die von Unterwürfig⸗ 
keit freie Mannestreue gegen König und Herrſcherhaus und 
das zähe bodenſtändige Heimatgefühl müſſen uns Deutſchen 
unverloren bleiben. Wenn die Gegner der konſervativen 
Partei es nicht bewenden laſſen bei dem im Parteigegenſatz 
begründeten Kampf gegen die konſervative Politik, ſondern 
einen im politiſchen Leben immer unerfreulichen Klaſſenhaß 
gegen diejenigen Volksklaſſen hervorkehren, die vornehmlich 
in der konſervativen Partei vertreten ſind, ſo ſollte doch nicht 
vergeſſen werden, was gerade dieſe Volksſchichten für Preu⸗ 
ßen und Deutſchland geleiſtet haben. Die Junker und Bau⸗ 
ern Oſtelbiens ſind es in erſter Linie geweſen, die unter den 
Hohenzollernfürſten die Größe Brandenburg⸗Preußens er⸗ 
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fodten haben. Der preußiſche Königsthron iſt geleimt mit 
dem Blute des preußiſchen Adels. Was dem großen König 
ſeine Junker geweſen ſind, das hat er mehr als einmal be⸗ 
tont. Das Lob, auf das der preußiſche Adel begründeten 
und vollberechtigten Anſpruch hat, ſoll keine Schmälerung 
der Leiſtungen und Verdienſte anderer Stände bedeuten. 
Ohne die aufopfernde Treue des Bürgertums, der Bauern 
und des einfachen Mannes hätte der Adel wenig vermocht. 
Es iſt auch richtig, daß der Adel ſich in früheren Zeiten be⸗ 
ſonders hat auszeichnen können, weil ihm die Zeitverhält⸗ 
niſſe beſondere Gelegenheit dazu boten. Aber an die ver⸗ 
antwortungsvollen und die gefährlichen Poſten im Dienſte 
des Preußiſchen Staates geſtellt, hat er Allergrößtes geleiſtet, 
mehr als die Ariſtokratie irgendeines anderen der modernen 
Staaten. Das kann nur Ungerechtigkeit verkennen. Und 
die Lebenden wiſſen, ein wie voll gerüttelt Maß der preu⸗ 
ßiſche Adel auch am militäriſchen Verdienſt und den unge⸗ 
heuren Blutopfern des Weltkrieges trägt. 

Es iſt überhaupt abgeſchmackt, in unſerer Zeit noch Junker 
und Bürger gegeneinanderzuſtellen. Das Berufsleben und 
das geſellſchaftliche Leben haben die alten Stände ſo ver⸗ 
ſchmolzen, daß ſie ſich gar nicht mehr von einander ſcheiden 
laſſen. Wenn man aber die Wirkſamkeit der alten Stände 
in der Vergangenheit würdigt, ſoll man gerecht ſein und 
jedem das Verdienſt einräumen, das ihm gebührt. Der 
preußiſche Adel hat ein Recht, auf ſeine Vergangenheit ſtolz 
zu ſein. Wenn er die Geſinnung der Vorfahren, die Preußen 
groß gemacht haben, heute in den konſervativen Idealen 
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lebendig erhält, fo verdient er dafür Dank. Und man foll 
nicht vergeſſen, daß es ſolche altpreußiſche Geſinnung ge⸗ 
weſen iſt, die die Politik der konſervativen Partei in den 
ſchwerſten Jahren unſeres alten Kaiſers und ſeines großen 
Miniſters, in den Konfliktsjahren, geleitet hat. Soweit von 
einem Recht auf Dankbarkeit in der inneren Politik überhaupt 
geſprochen werden kann — und man ſollte es eigentlich kön⸗ 
nen, — muß es den Konſervativen für die Unterſtützung zu⸗ 
geſprochen werden, die Bismarck im Jahre 1862 bei ihnen fand. 
Das betone ich ausdrücklich, gerade weil ich am Schluß 
meiner amtlichen Laufbahn in Gegenſatz zu den Konſer⸗ 
vativen treten mußte. Ich möchte unterſcheiden und unter⸗ 
ſchieden wiſſen zwiſchen meiner allgemeinen Stellung zu 
den konſervativen Anſchauungen, meiner Geſinnung gegen⸗ 
über der konſervativen Partei und meinem Urteil über ein⸗ 
zelne Phaſen der konſervativen Fraktionspolitik. Auch wer 
die konſervativen Grundanſchauungen ſo hoch ſtellt wie ich 
und wie ich geſunden konſervativen Gedanken einen weit⸗ 
reichenden Einfluß auf die Geſetzgebung wünſcht und einen 
ſolchen oft gefördert hat, wird doch die Tatſache, daß 1909 
die Brücken zwiſchen rechts und links ſchroff abgebrochen 
wurden, für ein in ſeinen Folgen verhängnisvolles Ereignis 
halten. Die erſprießlichſten Zeiten unſerer inneren Politik 
waren die, in denen Konſervative und Liberale ſich nicht 
grundſätzlich feind, ſondern bemüht waren, ihre beider⸗ 
ſeitigen politiſchen Forderungen herabzuſtimmen, um nicht 
völlig von einander getrennt zu werden. Ich denke hier⸗ 
bei nicht nur an die Zeit der ſogenannten Blockpolitik, ſon⸗ 
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dern weiter zurück an bekannte Phaſen der Bismarckiſchen 
Zeit. 

Konſervatismus und Liberalismus ſind nicht nur beide 
berechtigt, ſondern beide für unſer politiſches Leben not⸗ 
wendig. Wie ſchwierig es iſt, bei uns zu regieren, geht ja 
ſchon daraus hervor, daß in Preußen auf die Dauer nicht 
ohne die Konſervativen, im Reich auf die Dauer nicht ohne 
die Liberalen regiert werden kann. Auch die liberalen Ge⸗ 
danken dürfen in der Nation niemals verſchwinden. Auch 
ſtarke liberale Parteibildungen ſind uns unentbehrlich. Wur⸗ 
zelt der Konſervatismus vornehmlich im alten preußiſchen 
Staatsſinn, ſo der Liberalismus in der geiſtigen Eigenart 
des deutſchen Volkes. Auch ſeine beſten Ideale haben ihren 
unvergänglichen Wert. Wir Deutſchen wollen nicht die ſtarke 
Verteidigung der Freiheit des Individuums gegenüber ſtaat⸗ 
licher Bindung entbehren, wie ſie der Liberalismus von jeher 
vertreten hat. Auch der Liberalismus hat ſich ein hiſtoriſches 
Recht und ſein Recht auf Dankbarkeit erworben. Es waren 
die Liberalen, die den deutſchen Einheitsgedanken zuerſt aus⸗ 
geſprochen und in der Nation verbreitet haben. Sie haben 
die unerläßliche Vorarbeit geleiſtet. Das Ziel konnte auf 
ihren Wegen nicht erreicht werden. Da mußte konſervative 
Politik eingreifen, um, wie ſich Bismarck ausgedrückt hat, 
den liberalen Gedanken durch eine konſervative Tat zu ver⸗ 
wirklichen. Mit gutem Recht kann das Deutſche Reich ſelbſt 
als das erſte, das größte und gelungenſte Stück gemeinſamer 
konſervativer und liberaler Arbeit angeſehen werden. 


Es war vor dem Kriege in beiden Lagern üblich, e 
Fürſt von Bülow, Deutſche Politik 
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mus und Liberalismus als die beiden grundverſchiedenen 
Staatsauffaſſungen anzuſehen und zu behaupten, daß eine 
jede vom Gegenſatz zur anderen lebt. Damit kommt man 
dem Verhältnis zwiſchen deutſchen Konſervativen und deut⸗ 
ſchen Liberalen nicht bei. Träfe das zu, ſo müßten die beiden 
Parteien und die ihnen zugeſellten Gruppen um ſo ſtärker 
ſein, je ſchroffer ihr Gegenſatz iſt, je feindſeliger ſie ſich gegen 
einander ſtellen. Nun iſt aber gerade das Gegenteil der Fall. 
Von wenigen außerordentlichen Situationen abgeſehen, ſind 
Konſervative und Liberale immer dann als Parteien am 
ſtärkſten, parlamentariſch am einflußreichſten geweſen, wenn 
jie zuſammengingen. Dem Zuſammenſtehen von Konſer⸗ 
vativen und Liberalen in Haupt⸗ und Stichwahl war der 
große Wahlſieg zu danken, der im Januar 1907 über die 
Sozialdemokratie erfochten wurde. Die Tatſache, daß die 
Sozialdemokratie damals von 81 Mandaten zurückgedrängt 
wurde, zurückgedrängt werden konnte auf 43 Mandate, hatte 
eine über den einzelnen Wahlkampf hinausreichende Bedeu⸗ 
tung. Das zeigt der Vergleich zwiſchen dem Wahlergebnis 
von 1907 und den Wahlen von 1912. Vereint hatten Kon⸗ 
ſervative und Liberale die Sozialdemokratie geſchlagen, ge⸗ 
trennt wurden ſie von ihr beſiegt. Von den 69 Wahlkreiſen, 
die in den Januarwahlen von 1912 von der Sozialdemokratie 
erobert worden ſind, waren durch die Wahlen von 1907 nicht 
weniger als 66 in konſervativen oder liberalen Beſitz ge⸗ 
kommen, und zwar 29 in den Beſitz der konſervativen Par⸗ 
teien und ihrer Nachbarn, 37 in den der liberalen Parteien. 
Die Wahlen von 1907hatten der Sozialdemokratie den ſtärkſten 
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Verluſt ſeit dem Beſtehen des Reichstags zugefügt, die Wahlen 
von 1912 haben ihr den größten Gewinn gebracht. Die Par⸗ 
teien der Rechten ſanken von 113 Mandaten, die ſie 1907 
erobert hatten, in den Wahlen von 1912 auf 69 Mandate. 
Das iſt der tiefſte Beſtand der Rechten ſeit dem Jahre 1874. 
Dem Liberalismus brachten die Wahlen von 1912 die bis⸗ 
her ſchwächſte Vertretung im Reichstag überhaupt. Für die 
Wahlen von 1907 waren zum erſtenmal die Konſervativen 
und die Liberalen aller Schattierungen unter einen Hut ge⸗ 
bracht worden. Die Wahlen von 1912 ſahen zum erſtenmal 
eine enge Koalition aller linksſtehenden Elemente. 1907 
ging die Rechte mit 113 Mandaten gegenüber 106 Liberalen, 
105 Zentrumsvertretern und 43 Sozialiſten als die ſtärkſte 
Gruppe aus den Wahlen hervor. Im Jahre 1912 wurde 
die Sozialdemokratie mit 110 Mandaten die ſtärkſte Partei 
im Reichstag, neben nur 90 Zentrumsvertretern, 85 Libe⸗ 
ralen und 69 Konſervativen aller Nuancierungen. Gewiß 
kann nicht alles politiſche Heil, nicht die Löſung jeder geſetz⸗ 
geberiſchen Aufgabe von fonjervativ-liberaler Zuſammen⸗ 
arbeit erwartet werden. Es wird immer wieder der Fall ein⸗ 
treten, daß ſich in einzelnen, auch in wichtigen Fragen die 
konſervativen und die liberalen Wege trennen. Denn die 
Gegenſätze beſtehen nun einmal und beſtehen mit Recht. Es 
wäre auch grundfalſch, alle großen Leiſtungen auf dem Felde 
der inneren Politik auf das Konto konſervativ⸗liberaler Zu⸗ 
ſammenarbeit ſchreiben zu wollen. An unſerer ſozialpolitiſchen 
Geſetzgebung, an vielen unſerer Wehrvorlagen, vor allem an 
der Bewilligung der Flotte hat das Zentrum hervorragenden 
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und nicht ſelten entſcheidenden Anteil. Aber der Hader 
zwiſchen Konſervativen und Liberalen iſt noch immer ver⸗ 
hängnisvoll geweſen: für die beiden Parteien ſelbſt, für den 
Gang unſerer inneren Politik und last not least für die 
Stimmung in der Nation. 

Die liberal⸗konſervativen Gegenſätze werden nie ver⸗ 
ſchwinden. Sie haben ihren hiſtoriſchen und ihren prak⸗ 
tiſchen Sinn. Ihre Reibung iſt ein Teil unſeres politiſchen 
Lebens. Aber man ſoll dieſe Gegenſätze nicht unnütz auf⸗ 
bauſchen und nicht ſo große Dinge wie unverſöhnliche 
Weltanſchauungen aus ihnen machen. Damit entfernt man 
ſich von der nüchternen politiſchen Wirklichkeit. Selbſt der 
konfeſſionelle Gegenſatz, der ſeit vierhundert Jahren durch 
die Nation geht, und den die Nation nach ihrer ganzen Ver⸗ 
anlagung immer ſchwer genommen hat, tritt im praktiſchen 
politiſchen Leben hinter den Forderungen des Augenblicks 
zurück. Im Sozialismus haben wir tatſächlich einen von 
unſerer bürgerlichen Auffaſſung von Recht, Religion, Geſell⸗ 
ſchaft und Staat unterſchiedenen Ideenkreis, den man eine 
andere Weltanſchauung nennen kann. Ich habe in dieſer 
Verbindung ſelbſt einmal von einem Weltanſchauungsgegen⸗ 
ſatz geſprochen. Aber daß einen liberalen Bürgersmann von 
einem konſervativen Bürgersmann eine Weltanſchauung 
trennen ſoll, glaubt ja im Ernſt kein Menſch. Dazu ſind der 
gemeinſamen Gedanken und Ideale, beſonders in nationaler 
Hinſicht, zu viele, und das weite Reich des deutſchen Geiſtes⸗ 
lebens in Wiſſenſchaften und Künſten gehört beiden gemein⸗ 
ſam. Wie viele liberale Männer gibt es, die einzelnen kon⸗ 
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ſervativen Anſchauungen durchaus zuneigen! Wie viele kon⸗ 
ſervative Männer, die keineswegs allen liberalen Gedanken 
und Forderungen ablehnend gegenüberſtehen! Alle dieſe 
Männer halten ſich trotzdem keineswegs für politiſch farblos 
und ſind es auch nicht. Und was nun die Miniſter angeht, 
ſo pflegen ſich die Parteiblätter in regelmäßigen Zwiſchen⸗ 
räumen darüber zu ſtreiten, ob dieſer oder jener Miniſter 
mit dem konſervativen oder dem liberalen Stempel zu ver⸗ 
ſehen ſei, wobei gewöhnlich jede Partei die Mehrheit der 
Miniſter der Gegenpartei anzuhängen ſucht. Die Wahrheit 
iſt, daß die meiſten Miniſter in Verlegenheit ſein würden, 
auf die Frage, zu welchem Parteiprogramm ſie ſich bekennen, 
eine präziſe Antwort zu geben. 

Die Parteigegenſätze allzuſehr auf die Spitze zu treiben, 
iſt nicht nur unberechtigt, ſondern auch unpraktiſch. Es 
iſt eine alte und üble deutſche Angewohnheit, im inner⸗ 
politiſchen Meinungsſtreit maßlos zu übertreiben, die Rege⸗ 
lung dieſer oder jener politiſchen oder wirtſchaftlichen Einzel⸗ 
frage ſo zu behandeln, als ob davon Wohl und Wehe des Va⸗ 
terlandes abhinge, während die fragliche Angelegenheit oft 
ohne allzu großen Schaden ſo oder ſo gelöſt werden kann. Es 
wird ſchon viel gewonnen ſein, wenn künftig in der inneren 
Politik das Wort des alten Thiers beherzigt wird: „Donner 
& chaque chose sa juste valeur.“ Die Parteien pflegen 
auch nicht allzulange Arm in Arm zu gehen, und der 
Bund, den ſie miteinander flechten, iſt kein ewiger Bund. 
Sie kommen alſo, wenn ſie mit den Freunden von geſtern 
brechen und ſich mit den Feinden von geſtern verſöhnen, 
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am Ende in die peinliche Lage, die ſorgſame Konſtruktion 
grundſätzlicher Parteigegenſätze mit derſelben Mühe wieder 
abtragen zu müſſen, die ſie an ihren Aufbau gewandt haben. 
Das iſt ungefähr ſo oft geſchehen, wie die Zuſammenſetzung 
der Mehrheiten ſich verändert hat. 

Wären die Parteigegenſätze wirklich ſo tiefgehend, ſo alle 
Einzelheiten des politiſchen Lebens durchdringend, wie es 
in den Zeiten des Parteihaders dargeſtellt wird, ſo müßte 
es bei der Vielheit unſerer Parteien, deren keine bisher die 
abſolute Mehrheit hatte, unmöglich ſein, geſetzgeberiſche 
Arbeit zuſtande zu bringen. Nun iſt aber tatſächlich 
während der letzten Jahrzehnte auf faſt allen Gebieten der 
inneren Politik vielſeitige und wertvolle Arbeit geleiſtet 
worden. Die Parteien haben ſich der Reihe nach zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und ihre früher ſcharf betonten Gegenſätze 
oft mit erſtaunlicher Plötzlichkeit überwinden können. 
Freilich werden dann andere Gegenſätze um ſo ſchärfer 
betont. Das hält auch nur bis zur nächſten neuen Mehr⸗ 
heitsbildung vor, ſo daß in der Tat kein Grund vorliegt, 
die Gegenſätze zwiſchen den Parteien gar ſo tragiſch zu 
nehmen. 

Als eine veränderliche Größe wird auch die Regierung die 
Parteigegenſätze nehmen müſſen. Freilich nicht nur als eine 
Größe, die in ſich ſelbſt veränderlich iſt, ſondern auch als eine 
Größe, auf deren Veränderung ſich einwirken läßt. Auf die 
eingewirkt werden muß, wenn es das Intereſſe von Reich 
und Staat erfordert. Es iſt nicht damit getan, die Mehr⸗ 
heiten zu nehmen, wo man ſie findet und wie ſie ſich bieten. 


215 
Die Regierung muß verſuchen, fic für ihre Aufgaben Mehr⸗ 
heiten zu verſchaffen. 

Das Regieren mit wechſelnden Mehrhee von Fall zu 
Fall, hat gewiß ſeine Vorteile und Annehmlichkeiten, aber 
es hat auch ſeine großen Gefahren. Ein Allheilmittel für 
alle politiſchen Lebenslagen iſt es jedenfalls nicht. Man 
pflegt ſich auf Bismarck zu berufen, der die Mehrheiten nahm, 
wo er ſie fand. Wie den meiſten Bezugnahmen auf Vor⸗ 
gänge der Ara Bismarck fehlt auch dieſer die Hauptſache, 
nämlich Bismarck ſelbſt an der Spitze der Regierung. Er 
hielt die Führung ſo eiſern in ſeiner Hand, daß niemals die 
Gefahr beſtand, ſie könnte durch den Einfluß, den er einer 
jeweilig vorgefundenen Mehrheit einräumte, auch nur zu 
einem kleinen Teil auf das Parlament übergehen. Vor 
allen Dingen dachte er gar nicht daran, den Willen einer 
Mehrheit dann gelten zu laſſen, wenn er ihn mit ſeinem 
Willen nicht vereinbar fand. Er machte ſich vorhandene 
Mehrheiten zunutze, ließ ſich aber nicht von ihnen benutzen. 
Gerade Bismarck verſtand es meiſterhaft, ſich oppoſitioneller 
Mehrheitsbildungen zu entledigen und ſich ſelbſt Mehrheiten 
zu ſchaffen, die ſich den Zielen ſeiner Politik fügten. Vor die 
Wahl geſtellt, ſich ein wichtiges Geſetz von der gerade aus⸗ 
ſchlaggebenden Mehrheit verpfuſchen zu laſſen, oder den un⸗ 
bequemen Kampf um eine Veränderung der Mehrheits⸗ 
verhältniſſe aufzunehmen, hat er niemals gezögert, das zweite 
zu wählen. Er zog Vorteil aus der Möglichkeit, ſich von Fall 
zu Fall Mehrheiten zu nehmen, aber er war der letzte, ſich 
den von Fall zu Fall zuſammenkommenden Mehrheiten zu 
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unterwerfen. Man foll auch in dieſer Beziehung den Namen 
Bismarcks nicht mißbrauchen. Bismarck kann nur für eine 
ſtarke, entſchloſſene, ja rückſichtsloſe Führung der Regierungs⸗ 
geſchäfte Eideshelfer ſein, nicht für eine gefügige, nachgiebige, 
die den Parteien größere Rechte einräumt, als ihnen zu⸗ 
kommen. „Keine Regierung iſt für die Landesintereſſen ſo 
ſchädlich wie eine ſchwache“, äußerte in den 90er Jahren 
gegenüber Hermann Hofmann, dem Chefredakteur der 
„Hamburger Nachrichten“, Fürſt Bismarck, der als Reichs⸗ 
kanzler mehr wie einmal die Scheu vor Verantwortung 
als die Krankheit der Staatsmänner unſerer Zeit bezeich⸗ 
net hat. 

Bequemer iſt es ja zweifellos, zuzuſehen, wie ſich für 
ein Geſetz ſo oder ſo eine Mehrheit findet, anſtatt zu ſehen, 
wie man ein Geſetz durchſetzt, ſo wie es die Regierung für 
richtig, für ſegensreich hält. Der Modus, ein Geſetz ſozu⸗ 
ſagen auf den Markt zu werfen und an den Meiſtbietenden 
loszuſchlagen, iſt nur angängig, wenn eine Regierung ſo 
ſtark und zugleich ſo geſchickt iſt, wie es die Bismarcks war. 
Vor allem darf es nur geſchehen, wenn das Geſetz ſelbſt von 
der Mehrheit auch in der von der Regierung gewünſchten 
und vorgeſchlagenen Form angenommen wird, wenn die 
Regierung führt. Läßt ſie ſich führen, ſo wird ſie nur zu 
leicht erleben, daß ihr Geſetz im Hader der Parteien beim 
gegenſeitigen Feilſchen der Mehrheitsparteien bis zur Un- 
kenntlichkeit entſtellt, und ganz etwas anderes, wenn nicht 
gar das Gegenteil von dem erreicht wird, was die Regierung 
eigentlich erreichen wollte. Auf ſolche Weiſe ſtellten ſich die 
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Mehrheiten nicht von Fall zu Fall den Geſetzen, die die 
Regierung einbringt, zur Verfügung, ſondern die Regierung 
überläßt ihre Geſetze von Fall zu Fall den Mehrheiten zur 
beliebigen Verwendung und Umformung. Indem die Re⸗ 
gierung tut, als ob ſie über den Parteien ſtünde, gleitet ſie 
in Wahrheit unter die Füße der Parteien. 

Gerade die Notwendigkeit, angeſichts der deutſchen Partei⸗ 
verhältniſſe ab und zu mit den Mehrheiten zu wechſeln, ver⸗ 
langt eine ſtarke Hand in der Führung der Regierungsge⸗ 
ſchäfte. Für die Ewigkeit kann keine Regierung mit einer 
und derſelben Mehrheit arbeiten. Das ſcheitert am Ver⸗ 
hältnis der Parteien zu einander, ſcheitert am Doktrinaris⸗ 
mus der meiſten Parteien, an ihrer Neigung, von Zeit zu 
Zeit aus Gründen der Popularität in die Oppoſition zu 
treten, endlich an der Vielfältigkeit der Regierungsaufgaben, 
die nur zu einem Teil mit einer beſtimmten Mehrheit zu 
erfüllen ſind. Im Intereſſe einer möglichſt allen Teilen der 
Nation gerecht werdenden Politik iſt es auch nicht gut, wenn 
ſich eine der Parteien, mit denen ſich überhaupt poſitiv und 
im Staatsintereſſe arbeiten läßt, der Mitarbeit fernhält. 
Den Parteien iſt es heilſam, wenn ſie an der geſetzgeberiſchen 
Arbeit teilnehmen. Parteien, die dauernd in der Oppoſition 
und Negation verharren und von der Regierung in dieſer 
Stellung belaſſen werden, verknöchern ſchließlich in ihren 
Programmſätzen und entziehen, ſolange fie nicht ganz abjterben, 
dem lebendigen Körper unſeres politiſchen Lebens wertvolle 
Kräfte. In eine ſolche Stellung war im Lauf der Jahrzehnte 
gegenüber wichtigen nationalen Lebensfragen der linke Flügel 
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unſeres Liberalismus geraten. Die Aufgabe, den Freiſinn 
für poſitive Mitarbeit auch in Wehr⸗ und Kolonialfragen zu 
gewinnen, mußte einmal in Angriff genommen werden. 
Sie wurde durch die Blockpolitik gelöſt, und zwar über die 
Dauer des Blocks hinaus, wie ſich das noch bei der ſehr er⸗ 
heblichen Armeevermehrung, nicht lange vor dem Ausbruch 
des Weltkrieges, zeigte. 

Die Parteikonſtellation, die mit einem dem Sprachſchatz 
der franzöſiſchen Parlamentarier entlehnten Ausdruck viel⸗ 
leicht nicht ſehr glücklich als der „Block“ bezeichnet worden iſt, 
war ein Vorgang nicht nur von hervorſtechend typiſcher Be⸗ 
deutung, ſondern auch von aufklärendem Wert. Wenn ich 
hier auf dieſe Ereigniſſe zurückkomme, ſo iſt es nicht, um in 
einer Stunde, wo die Nation ihren Feinden in einheitlicher 
Front die Stirn bietet, an frühere Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zu erinnern. Auch liegt es mir fern, die Blockpolitik 
als eine innerpolitiſche Univerſalmedizin zu empfehlen. Der 
begrenzten Dauer jener Kombination war ich mir immer 
bewußt, ſchon weil ich eine dauernde Ausſchaltung des 
Zentrums nie in meine Rechnung geſtellt hatte. 

Das Zentrum iſt die ſtarke Baſtion, die ſich der katho⸗ 
liſche Teil des deutſchen Volkes geſchaffen hat, um ſich 
gegen Übergriffe von ſeiten der proteſtantiſchen Mehr⸗ 
heit zu ſchützen. Die Vorgeſchichte des Zentrums ließe ſich 
weit zurückverfolgen, bis in die Zeit, wo im alten Reich dem 
Corpus evangelicorum das Corpus catholicorum gegeniiber- 
ſtand. Während aber im alten Reich Katholizismus und 
Proteſtantismus ſich annähernd die Wage hielten, iſt im 
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neuen Reich der Katholizismus in die Minderheit ge⸗ 
raten, dem alten katholiſchen Kaiſertum iſt im neuen Reich 
ein proteſtantiſches gefolgt. Damit ſoll dem Kaiſertum 
der Hohenzollern ſelbſtverſtändlich nicht ein konfeſſioneller 
Charakter vindiziert, ſondern nur darauf hingewieſen werden, 
daß im alten Reich alle aufeinander folgenden Träger 
der Kaiſerkrone, und insbeſondere das Haus Habsburg, 
das länger als ein halbes Jahrtauſend die Krone des 
Heiligen Römiſchen Reichs trug, der katholiſchen Kirche 
angehörten, daß im neuen Reich das Haus der Hohen⸗ 
zollern evangeliſcher Konfeſſion iſt, und daß dieſe Tat⸗ 
ſache nach der Schöpfung des neuen Reiches in dem katho⸗ 
liſchen Teil des deutſchen Volkes Beſorgniſſe hervorrief. Je 
mehr das Hohenzollernhaus, das erſte europäiſche Herrſcher⸗ 
haus, das mit dem Grundſatz der Parität ernſt machte, gezeigt 
hat, daß konfeſſionelle Einſeitigkeit ihm ganz fern liegt, und 
je länger es ſein hohes Amt im Sinne wahrer Gerechtigkeit 
und Duldſamkeit ausübt, um ſo ſicherer werden ſolche Be⸗ 
fürchtungen der katholiſchen Minderheit verſchwinden. Aller⸗ 
dings hat dieſe Minderheit gegenüber der proteſtantiſchen 
Mehrheit den großen Vorteil innerer Einheit und Ge⸗ 
ſchloſſenheit. Selbſt guter Proteſtant, beſtreite ich doch nicht, 
daß, wenn die Proteſtanten nicht ſelten mit Grund über 
mangelndes Verſtändnis von ſeiten der Katholiken klagen, 
andererſeits auch in proteſtantiſchen Kreiſen vielfach nicht 
die wünſchenswerte Duldſamkeit gegenüber den Katholiken 
herrſcht. Mein alter Regimentskommandeur, der ſpätere 
Generalfeldmarſchall Freiherr von Los, ein guter Preuße 
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und guter Katholik, ſagte mir einmal, in dieſer Beziehung 
würde es nicht beſſer werden, bis der bekannte Grund⸗ 
ſatz des franzöſiſchen Rechts que la recherche de la 
paternité est interdite für uns dahin variiert würde, 
que la recherche de la confession est interdite. In 
dieſem Sinne antwortete er einer ausländiſchen Fürſtin 
auf die Frage, wie hoch ſich der Prozentſatz der pro⸗ 
teſtantiſchen und der katholiſchen Offiziere in ſeinem Armee⸗ 
korps belaufe: „Ich weiß, wie viele Bataillone, Schwadronen 
und Batterien ich befehle, aber ich kümmere mich nicht darum, 
welcher Kirche meine Offiziere angehören.“ So wird in der 
Armee gedacht, ſo auch in der Diplomatie, und eine ſolche 
Denkweiſe muß auch an allen übrigen Stellen maßgebend 
ſein. Beide Konfeſſionen haben allen Grund, das ſchöne 
Wort von Görres zu beherzigen: „Wir alle, Katholiſche und 
Proteſtantiſche, haben in unſeren Vätern geſündigt und 
weben fort an der Webe menſchlicher Irrſal, ſo oder anders. 
Keiner hat das Recht, ſich in Hoffart über den anderen hin⸗ 
auszuſetzen, und Gott duldet es von keinem, am wenigſten 
bei denen, die ſich ſeine Freunde nennen.“ In dieſem 
Kriege haben Katholiken und Proteſtanten gewetteifert 
an Heldenmut und Opferſinn, in völliger und gleicher 
Hingabe an das Vaterland. Wie die evangeliſche zeigte 
die katholiſche Charitas ihre ganze Größe. Wie die 
Diakoniſſinnen haben die grauen Schweſtern in ſtillem 
Heldentum Unvergängliches geleiſtet. Eine große An⸗ 
zahl Ordensgeiſtlicher, darunter mehrere Jeſuiten, erhielten 
für ihre Haltung im Felde die höchſte militäriſche Auszeich⸗ 
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nung. Gegenüber ungerechten Angriffen aus katholiſchen 
Lagern des Auslands führen unſere katholiſchen Mitbürger 
in geradezu vorbildlicher Weiſe den Kampf für die deutſche 
Sache. Und die vom Geiſte wahren Chriſtentums, edler 
Menſchlichkeit und hoher Weisheit getragenen Kund⸗ 
gebungen Benedikts XV. ſind in Deutſchland auf allen 
Seiten mit gleicher Dankbarkeit entgegengenommen worden. 
Jeder Patriot muß hoffen und wünſchen, daß in der künf⸗ 
tigen Friedenszeit die konfeſſionellen Gegenſätze ſo wenig 
geltend gemacht werden wie heute in der Not des Krieges. 
Das wird um ſo leichter erreichbar ſein, wenn volle Parität 
unſer geiſtiges wie unſer öffentliches Leben durchdringt. 
Das Gefühl der Zurückſetzung, das vielfach noch in katho⸗ 
liſchen Kreiſen herrſcht, kann nur überwunden werden 
durch eine wahrhaft paritätiſche Politik, durch eine Politik, 
für die es, wie ich es einmal im Abgeordnetenhauſe ausge⸗ 
ſprochen habe ), weder ein katholiſches noch ein proteſtantiſches 
Deutſchland gibt, ſondern nur die eine und unteilbare Nation, 
unteilbar in materieller, und unteilbar in ideeller Beziehung. 

Auf der anderen Seite beſtehen aber ſchwere Bedenken 
dagegen, daß eine konfeſſionelle Partei in der Politik einen 
ſo außerordentlichen und ausſchlaggebenden Einfluß ausübt, 
wie dies lange Jahre hindurch bei uns der Fall war. Das 
Zentrum iſt eine Partei, die durch die Konfeſſion zu⸗ 
ſammengehalten wird, es iſt die Vertretung der konfeſſionellen 
Minderheit. Es hat als ſolche ſeine Berechtigung, darf 
aber keine politiſche Sonderſtellung beanſpruchen. Jede 
Reden II, Seite 90. 
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Partei, die fic) durch die Mehrheitsverhältniſſe wie durch 
eigene Stärke in hervorragender parlamentariſcher Macht⸗ 
ſtellung ſieht, neigt dazu, ihre Macht zu mißbrauchen. So 
ging es den Freiſinnigen während der Konfliktsjahre, den 
Nationalliberalen in der erſten Hälfte der ſiebziger Jahre, 
den Konſervativen im preußiſchen Abgeordnetenhauſe, als 
ſie die wohlbegründeten und weitausſchauenden Kanalpläne 
durchkreuzten, ſo endlich auch dem Zentrum. Alle meine Amts⸗ 
vorgänger ſind in die Lage verſetzt worden, ſich gelegentlicher 
Machtanſprüche des Zentrums erwehren zu müſſen. Nicht 
wenige der innerpolitiſchen Konflikte der letzten Jahrzehnte 
ſind aus ſolcher Notwehr der Regierung hervorgegangen, 
der Konflikt von 1887 wie der von 1893, und endlich auch der 
Zuſammenſtoß von 1906. 

Für eine Partei, die ſich in kaum zu erſchütternder Poſition 
befand wie das Zentrum, war die Verſuchung, Macht⸗ 
politik zu treiben, natürlich ſehr groß. Sie war doppelt ver⸗ 
führeriſch, wenn das Zentrum in der Lage war, mit der Sozial⸗ 
demokratie die Mehrheit zu bilden und mit ihrer Hilfe das 
Zuſtandekommen eines Geſetzes zu verhindern. Eine Mehr⸗ 
heit von Zentrum und Sozialdemokratie, die berechtigten 
und notwendigen Forderungen Widerſtand leiſtete, war 
nicht nur ein Schaden, ſondern eine Gefahr für unſer natio⸗ 
nales Leben. Vor 1906 hat ſich das Zentrum wiederholt , 
verleiten laſſen, ſich die grundſätzlich ablehnende Haltung 
der Sozialdemokratie gegenüber ſolchen Forderungen zu⸗ 
nutze zu machen, wenn es mit der Sozialdemokratie die 
Mehrheit gewinnen konnte und ſich der Regierung un⸗ 
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bequem machen wollte. Ebenſo ijt vor dem reinigenden 
Gewitter von 1906 mehr als einmal der Fall eingetreten, 
daß das Zentrum für ſeine Zuſtimmung nur ſchwer oder gar 
nicht erfüllbare Bedingungen ſtellte im Bewußtſein, daß ohne 
ſeine Mithilfe die Bildung einer Mehrheit nicht möglich war. 
Seit dem Unterliegen des Kartells bei den Februarwahlen 
von 1890 bis zu den Blockwahlen von 1907, nach denen 
ſich das Zentrum keiner Militär-, Marines oder Kolonial⸗ 
forderung mehr widerſetzte, hat die Politik der Regierung un⸗ 
unterbrochen unter dem Schatten des drohenden Zuſammen⸗ 
ſchluſſes des Zentrums und der Sozialdemokratie zu einer 
oppoſitionellen Mehrheit geſtanden. Gewiß hat das Zen⸗ 
trum während der zwiſchen Kartell und Block liegenden 
17 Jahre dankenswert mitgearbeitet an nationalen Auf⸗ 
gaben, fo vor ällem an den Flottengeſetzen, fo bei den Zoll⸗ 
tarifgeſetzen, ſo in hervorragender Weiſe bei der Fortführung 
der Sozialpolitik. Die Vorgänge auf dem Felde der Ko⸗ 
lonialpolitik im Winter 1906 bewieſen aber doch, daß das 
Zentrum damals noch in Überſpannung fraktioneller Macht⸗ 
anſprüche mit Hilfe der Sozialdemokratie auf die Regierung 
einen unzuläſſigen Druck ausüben zu können glaubte. 
Der Konflikt, den das Zentrum heraufbeſchwor, durfte 
nicht lediglich für den Augenblick, er mußte im Hinblick auf 
die Vergangenheit und mit Rückſicht auf die Zukunft gelöſt 
werden. Die Notwendigkeit, eine Mehrheit ohne das Zen⸗ 
trum bilden zu können, beſtand im Grunde ſeit dem Bruch 
des Bismarckſchen Kartells und war geſchaffen durch die 
Konſequenzen, die das Zentrum aus ſeiner Unentbehrlich⸗ 
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keit gezogen hatte. Es war alſo ein altes Problem, das 
1907 zur Löſung ſtand, das durch die vorangegangenen Ab⸗ 
ſtimmungen wieder aktuell geworden, nicht aber erſt durch 
ſie geſtellt worden war. Nicht eine Mehrheit wider das 
Zentrum, nicht eine Mehrheit, von der das Zentrum aus⸗ 
geſchloſſen bleiben ſollte, ſondern eine Mehrheit, ſtark und 
in ſich feſt genug, nationalen Forderungen auch ohne 
Zentrumshilfe gerecht zu werden. Gelang das, ſo war für 
das Zentrum das verführeriſche Bewußtſein ſeiner Un⸗ 
entbehrlichkeit zerſtört, war der Gefahr einer Mehrheits⸗ 
bildung von Zentrum und Sozialdemokratie die Spitze 
abgebrochen. Als die Volkspartei bei den Abſtimmungen 
über die Kolonialgeſetze den Konſervativen und National⸗ 
liberalen zur Seite trat, ſah ich die Möglichkeit einer neuen 
Mehrheitsbildung vor Augen. Es hätte meiner Überzeugung 
von der Ausgleichbarkeit der konſervativ⸗liberalen Gegenſätze, 
von dem Segen und dem erzieheriſchen Wert eines konſervativ⸗ 
liberalen Zuſammengehens nicht bedurft, um mich dieſe 
Möglichkeit ergreifen zu laſſen. Ich erfüllte meine Pflicht, 
als ich es tat. Nicht gegen das Zentrum als ſolches, ſondern 
gegen das im Bunde mit der Sozialdemokratie in Oppo⸗ 
ſition befindliche Zentrum wurde die Blockmehrheit gebildet. 
Als eine rein nationale Angelegenheit wurden die Block⸗ 
wahlen von der Nation aufgefaßt. Die Stimmung in der 
Nation, als der Wurf gelungen war, war nicht parteipoli⸗ 
tiſche Triumphſtimmung, ſondern patriotiſche Befriedigung. 
Aus den innerpolitiſchen Erfahrungen von faſt zwei Jahr⸗ 
zehnten war der Block gereift. Eine Verheißung für die 
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kommenden Jahrzehnte lag in der Gewinnung auch der 
letzten der bürgerlichen Parteien für große Aufgaben des 
Reichs an der Seite der Regierung. Und ſo wurde die 
Blockpolitik ein wichtiger, unentbehrlicher Abſchnitt in dem 
langen und meiſt ſchweren Kampf, den die deutſche Re⸗ 
gierung für den Sieg des nationalen Gedankens mit den 
deutſchen Parteien zu beſtehen hatte. 

Der Gedanke, der dem ſogenannten Block zugrunde lag, war 
ein ähnlicher wie der, der dem Kartell zugrunde gelegen hatte. 
Ich möchte ſagen: der Block war die den veränderten Zeit⸗ 
verhältniſſen angepaßte modernere Verwirklichung eines 
alten Gedankens. An eine Wiederholung des Kartells aus 
Konſervativen und Nationalliberalen war ſchon ſeit langer 
Zeit nicht mehr zu denken. Die alten Kartellparteien waren 
zwiſchen den Mühlſteinen Zentrum und Sozialdemokratie zer⸗ 
rieben worden. Um im Notfalle zur Bildung einer Mehrheit 
die Hilfe des Zentrums entbehren zu können, mußte der Frei⸗ 
ſinn hinzugezogen werden. Als die Freiſinnigen im Jahre 
1906 die Hand zur Mitarbeit boten, mußte die Regierung dieſe 
Hand ergreifen — und ſie feſthalten. Es handelte ſich nicht 
darum, eine Partei für die Regierung zu gewinnen, ſondern 
um ein weiteres Stück Boden für den nationalen Ge⸗ 
danken im Volke. Seit der Gründung des Reichs ſtellte ſich 
der alte Freiſinn zum erſten Male rückhaltlos auf den Boden 
unſrer Kolonial-, Wehr⸗ und Weltpolitik. Die Art, wie der 
Freiſinn für die Regierungsvorlage eintrat, ließ kaum einen 
Zweifel, daß die Wendung nicht für den Moment, ſondern 
für die Dauer gedacht war. Was mir Eugen . nicht 
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lange bevor er ſich aus dem politiſchen Leben zurückzog, 
prophezeit hatte, war in Erfüllung gegangen. In den wei⸗ 
teſten Kreiſen des Volkes hat man die wahre Bedeutung 
der Wendung von 1906 mit ſicherem Gefühl empfunden 
und verſtanden, bis ſpäter wieder parteiprogrammatiſche 
Prinzipienreiterei wie ſo oft die klaren Tatſachen verdunkelte. 

Die Freiſinnigen ſind ſeit 1907 für alle Wehrvorlagen ein⸗ 
getreten. Die kleinen Armee⸗ und Flottenvorlagen vom Früh⸗ 
jahr 1912 ſind von ihnen ebenſo angenommen worden wie die 
große Armeevermehrung des Sommers 1913 und die kolonial⸗ 
politiſchen Forderungen. Für die Wertung der freiſinnigen 
Mithilfe darf nicht allein die Erwägung maßgebend ſein, ob 
die Wehrgeſetze auch ohne die freiſinnige Mitarbeit eine Mehr⸗ 
heit im Reichstag gefunden hätten. Der Gewinn lag darin, 
daß früher wohl eine Mehrheit von bürgerlichen Parteien 
für die nationalen Erforderniſſe des Reiches einſtand, eine 
Mehrheit, die meiſt mit großer Mühe zuſammengebracht 
werden mußte, ſeit 1907 aber die ſämtlichen bürgerlichen 
Parteien gegenüber der Sozialdemokratie und den nationa⸗ 
liſtiſchen Parteien und Parteiſplittern zuſammenſtanden. 
Die nationalen Fragen des Reiches hatten aufgehört, ein 
Gegenſtand innerpolitiſcher Beſorgnis zu ſein. Und die ge⸗ 
ſchloſſene Wucht, mit der in den Angelegenheiten der Reichs⸗ 
verteidigung der nationale Gedanke im geſamten deutſchen 
Bürgertum zum Ausdruck kam, mußte auch für das deutſche 
Anſehen im Auslande als wertvolles Aktivum gebucht werden. 

Man darf nur zurückblicken auf das Los der größeren 
Wehrvorlagen während der letzten Jahrzehnte, um den 
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Fortſchritt zu ermeſſen, der errungen worden war. Das 
war um ſo bedeutſamer, als der nationale Gedanke jetzt 
nicht nur in der Richtung der alten ruhmreichen preußiſch⸗ 
deutſchen Kontinentalpolitik wirken ſollte, ſondern auch in 
der Richtung der neuen Weltpolitik, die einſtweilen mehr 
Zukunft als Vergangenheit bedeutete. Es galt nicht nur die 
Armee, ſondern auch die Flotte. Die bürgerlichen Parteien 
im Reichstag hatten größere materielle Opfer für die natio⸗ 
nalen Leiſtungen vor dem Lande zu vertreten, und ſie 
mußten deshalb dem nationalen Gedanken einen größeren 
Raum geben. 

Es iſt an ſich eine gewiß ſeltſame Tatſache, daß gerade im 
waffentüchtigſten und waffenfroheſten der Völker Europas 
die Parteien ſich ſo ſchwer mit neuen Forderungen für 
die Wehrkraft des Reiches abgefunden haben, daß erſt nach 
mehr als dreieinhalb Jahrzehnten eine Einmütigkeit wenig⸗ 
ſtens der bürgerlichen Parteien erreicht werden konnte. 
Die Schuld an dieſer Haltung der Parteien trug weniger 
mangelnder Patriotismus, als jene parteipolitiſche Macht⸗ 
politik und der parteiprogrammatiſche Starrſinn, von denen 
ſchon die Rede war. Der Regierung fiel die Aufgabe zu, 
die in allen Parteien ruhenden patriotiſchen Gefühle zu 
wecken, zu beleben und ſie ſpontan und vorurteilslos 
feſtzuhalten, wenn ſie ſtark genug ſchienen für die prak⸗ 
tiſche Mitarbeit an den nationalen Aufgaben des Reiches. 
Eine deutſche Regierung, die aus eigener parteipolitiſcher 
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deshalb weniger wertvoll erſchienen, weil ihre allgemeine 
politiſche Richtung der Regierung nicht behagt, würde un⸗ 
national handeln. Für die Regierung iſt an jeder Partei 
die Intenſität der nationalen Geſinnung das weitaus Be⸗ 
deutſamſte. Mit einer im Grunde national zuverläſſigen 
Partei wird und muß zu arbeiten ſein. Denn eine ſolche 
Partei wird bei der in Deutſchland oft ſo ſchweren Wahl 
zwiſchen dem Intereſſe der Allgemeinheit und dem der 
Partei in großen Fragen ſich doch zuletzt in nationalem 
Sinne beeinfluſſen laſſen. Dieſen geſunden Optimismus 
braucht kein deutſcher Miniſter ſich nehmen zu laſſen, mag 
er für den gewöhnlichen Lauf der Politik den Parteien noch 
Jo ſkeptiſch gegenüberſtehen. Der feſte Glaube an die end⸗ 
liche Sieghaftigkeit des nationalen Gedankens iſt die erſte 
Vorausſetzung einer wahrhaft nationalen Politik. Das herr⸗ 
liche Wort, das Schleiermacher im dunklen Jahr 1807 ſprach: 
„Deutſchland iſt noch immer da, und ſeine unſichtbare Kraft 
iſt ungeſchwächt“ hat mir während meiner Amtszeit immer 
vor Augen geſtanden. Dieſer Glaube darf gerade uns Deut⸗ 
ſchen nicht fehlen in den Irrungen und Wirrungen unſeres 
Parteihaders, die den Durchbruch ſpontanen Nationalge⸗ 
fühls lange, ſehr lange ſo flüchtig erſcheinen ließen wie eine 
ſeltene Feiertagsſtimmung. 

Ein Rückblick auf das Schickſal der deutſchen Wehrvor⸗ 
lagen während des verfloſſenen Vierteljahrhunderts tft gleich⸗ 
zeitig ein Blick auf die Wandlungen des nationalen Gedankens 
innerhalb der Parteien. Die Konſervativen haben volles 
Recht auf den Ruhm, dem Vaterlande noch niemals einen 
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Mann verweigert zu haben. Und auch die Nationalliberalen 
haben noch nie das Schickſal einer Wehrvorlage in Frage ge⸗ 
ſtellt. In dieſer Hinſicht ſtehen die alten Kartellparteien an 
erſter Stelle. Fürſt Bismarck hatte dem neuen Reichstag von 
1890 eine Militärvorlage vererbt, die dann kleiner eingebracht 
wurde, als ſie dem Altreichskanzler vor ſeinem Rücktritt vor⸗ 
geſchwebt hatte. Graf Caprivi forderte 18 000 Mann und 
70 Batterien. Trotzdem der greiſe Moltke für die Vorlage 
ſprach, war ihr Schickſal lange Zeit ungewiß. Eugen Richter 
lehnte für den geſamten Freiſinn ab. Die Vorlage wurde 
von den Kartellparteien mit Hilfe des Zentrums bewilligt, 
das an ſeine Zuſtimmung für ſpäter die Forderung der zwei⸗ 
jährigen Dienſtzeit knüpfte. 

Schon die große Militärvorlage des Jahres 1893, die durch 
die unter dem Bedarf gebliebenen Forderungen der voran⸗ 
gegangenen Vorlage ſo bald notwendig wurde, zeigte, auf 
wie unſicheren Füßen die Mehrheit von 1890 ſtand. Das 
Zentrum brachte ſeine Verſtimmung über das Fehlſchlagen 
ſeiner ſchulpolitiſchen Hoffnungen in Preußen der Militär⸗ 
vorlage gegenüber zum Ausdruck. Trotzdem ſeine Forderung 
der zweijährigen Dienſtzeit durch die neue Vorlage erfüllt 
wurde, konnte es ſich nicht entſchließen, für die Vorlage zu 
ſtimmen. Im Freiſinn rang der nationale Gedanke damals 
nach Luft. Aber nur 6 freiſinnige Abgeordnete fanden ſich 
ſchließlich zur Zuſtimmung bereit. Flüchtig regte ſich 1893, 
ſechzehn Jahre vor dem Zuſtandekommen, die Hoffnung auf 
ein Zuſammengehen von Konſervativen und Liberalen mit 
Einſchluß des Freiſinns. Die Zeit war noch nicht reif. Der 
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Ablehnung der Vorlage durch Zentrum, Freiſinnige und 
Sozialdemokraten folgte die Auflöſung des Reichstags. Im 
Wahlkampf trennte ſich von der Fortſchrittspartei die militär⸗ 
freundliche freiſinnige Vereinigung ab, aber eine Mehrheit 
ohne Zentrum brachten die Wahlen nicht. Die Sozial⸗ 
demokratie gewann an Mandaten. Die Mehrheit der Frei⸗ 
ſinnigen verharrte in Oppoſition. Die Mehrheit — 201 
gegen 185 — kam nur mit Hilfe der von 16 auf 19 an⸗ 
gewachſenen Polenpartei zuſtande. Sechs Jahre ſpäter 
mußte ſich die Regierung recht erhebliche Abſtriche an 
ihrer Vorlage gefallen laſſen und brachte trotzdem die 
neue Militärvorlage erſt nach heftigen Kämpfen gegen 
die Oppoſition der Freiſinnigen und Sozialdemokraten mit 
dem Zentrum zur Verabſchiedung. Von einer freudigen 
oder gar begeiſterten Annahme war keine Rede, und ein 
innerpolitiſcher Konflikt ſtand eine Zeitlang in greifbarer 
Nähe. Für die Heeresverſtärkung um 10 000 Mann im Früh⸗ 
jahr 1905 fand ich die Zolltarifmehrheit bereit, der Freiſinn 
ſtand noch immer ablehnend zur Seite. Nicht viel anders 
bei den Flottenvorlagen. Hitzige Kämpfe waren auch hier 
die Regel, und es war die Zuſtimmung meiſt das Produkt 
langwieriger Verhandlungen und Auseinanderſetzungen zwi⸗ 
ſchen Regierung und Parteien. Nachdem im Jahre 1897 
nicht einmal zwei Kreuzer bewilligt worden waren, gelang 
es im darauffolgenden Jahre, in demſelben Reichstag eine 
Mehrheit für die erſte große Flottenvorlage zu gewinnen. 
In der Zwiſchenzeit war freilich eine umfaſſende aufklärende 
Arbeit geleiſtet worden. Kaiſer Wilhelm IL. hatte ſich mit 
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ſeiner ganzen Perſon für die große nationale Sache einge⸗ 
ſetzt. Hervorragende Gelehrte wie Adolph Wagner, Schmoller, 
Sering, Lamprecht, Erich Marcks und viele andere leiſteten 
damals und in der Folgezeit wertvolle Werbearbeit für den 
Flottengedanken, vor allem unter den Gebildeten der Nation. 
Die Vorlage von 1898 wurde von einer Mehrheit von 212 
gegen 139 Stimmen angenommen. 20 Mitglieder des Zen⸗ 
trums, der geſamte Freiſinn und die Sozialdemokratie ver⸗ 
ſagten ſich. Die bedeutungsvolle Flottenvorlage des Jahres 
1900 fand den Freiſinn wiederum geſchloſſen auf der Seite 
der Gegner. Das Zentrum gab, dieſes Mal geſchloſſen, ſeine 
Zuſtimmung nach Verminderung der geforderten Kreuzer⸗ 
zahl von 64 auf 51. Im Jahre 1906 wurden von der Zoll⸗ 
tarif mehrheit dieſe geſtrichenen Neubauten bewilligt. Ebenſo 
wurde die durch das engliſche Vorbild notwendig gewordene 
Vergrößerung der Schlachtſchiffdimenſionen genehmigt. 

Gewiß iſt es gelungen, für alle dieſe Wehrvorlagen ſchließ⸗ 
lich Mehrheiten zu gewinnen. Aber die Bewilligung war 
faſt immer Erzeugnis ſchwieriger Verhandlungen und nicht 
ſelten unbequemer Kompromiſſe geweſen. Wir waren weit 
davon entfernt, von vornherein auf das Vorhandenſein 
einer großen, ſicheren Mehrheit für berechtigte und wohl⸗ 
begründete Wehrvorlagen rechnen zu können. Mehr als ein⸗ 
mal hatte die Entſcheidung auf des Meſſers Schneide ge⸗ 
ſtanden. Und wenn nicht, wie bei der Militärvorlage von 
1893, unerwarteter Sukkurs von der Seite der Polen kam, 
waren regelmäßig Erfolg und Mißerfolg abhängig geweſen 
von der vorhandenen oder mangelnden Bereitwilligkeit 
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des Zentrums. Das mußte dieſer Partei nicht nur ein 
ſehr ſtarkes Machtbewußtſein, ſondern auch große tatſäch⸗ 
liche Macht geben. Das vor 1907 oft gehörte Wort vom 
„allmächtigen Zentrum“ entbehrte nicht der Berechtigung. 
Einer Partei, von deren gutem Willen das Reich in allen 
Exiſtenzfragen abhing, fehlte in der Tat nicht viel zu politiſcher 
Hegemonie wenigſtens auf denjenigen Gebieten, die ver⸗ 
faſſungsgemäß dem Einfluß der Parteien und der Volks⸗ 
vertretung offenſtehen. Als nun vollends die Kolonial⸗ 
debatten des Winters 1906 zeigten, daß nicht mit voller 
Sicherheit auf das Zentrum gerechnet werden konnte, wurde 
es klar, daß die Aufgabe, die Wehrfrage im Parteikampf 
ſicherzuſtellen, noch erſt zu löſen war. Das Einſchwenken 
der Fortſchrittspartei, der Wahlſieg der neuen Mehrheit, des 
Blocks, bedeutete einen Wendepunkt. Das Zentrum erfuhr, 
daß das Schickſal nationaler Fragen nicht mehr von ihm 
allein abhing, und es erfuhr weiter, daß die ablehnende 
Haltung in ſolchen Fragen ſeiner parlamentariſchen Macht⸗ 
ſtellung verhängnisvoll werden konnte. Es wird nicht wieder 
aus einer Verſtimmung über Perſonalfragen oder Vorgänge 
der inneren Politik Konſequenzen für ſeine Haltung gegen⸗ 
über nationalen Forderungen ziehen. Daß die Freiſinnigen 
den 1906 vollzogenen Frontwechſel als bleibend anſehen, 
haben ſie im Frühjahr 1912 und im Sommer 1913 be⸗ 
wieſen. 

Daß ſich eine ſolche Entfaltung des nationalen Gedankens, 
eine derartige Wandlung in der Stellung der Parteien zu 
den Wehr⸗ und Rüſtungsfragen des Reiches vollzogen hat, 
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muß den Patrioten mit Freude und Zuverſicht erfüllen. 
Vor 50 Jahren ſah ſich König Wilhelm im Kampfe um die 
Reorganiſation des preußiſchen Heeres mit ſeinem Mini⸗ 
ſterium und einer kleinen konſervativen Minderheit allein. 
Um jede auch kleine Militärforderung hat nach der Reichs⸗ 
gründung ein Bismarck zäh mit den Parteien ringen müſſen. 
Das Jahr 1893 ſah um eine Militärforderung aufs neue 
einen ſchweren innerpolitiſchen Konflikt. Im Oktober 1899 
mußte Kaiſer Wilhelm II. klagen, daß die Verſtärkung der 
Flotte ihm während der erſten acht Jahre ſeiner Regierung 
„trotz inſtändigen Bittens und Warnens“ beharrlich ver⸗ 
weigert worden wäre. Als dem Flottengedanken endlich 
Boden im Volke gewonnen war, konnten doch die einzelnen 
Flottengeſetze nicht ohne ſchwere parlamentariſche Kämpfe 
unter Dach gebracht werden. 

Die Wehrvorlagen des Jahres 1912 wurden von der Ge⸗ 
ſamtheit der deutſchen bürgerlichen Parteien des Reichs⸗ 
tages bewilligt. Die Militärvorlage des Jahres 1913 fand 
eine Bereitwilligkeit der Parteien vor, wie nie zuvor 
eine Forderung für die Rüſtung zu Lande und zu Waſſer. 
Um die Wehrvorlage ſelbſt war überhaupt kaum eine ernſt⸗ 
hafte Auseinanderſetzung erforderlich. Wenn um die Dek⸗ 
kungsfragen von den Parteien geſtritten wurde, ſo waren 
hierfür Gründe der allgemeinen parteipolitiſchen Lage maß⸗ 
gebend und Erwägungen ernſteſter finanzpolitiſcher Natur. 
Keine der bürgerlichen Parteien von der äußerſten Rechten 
bis zum Freiſinn hat daran gedacht, ihre Zuſtimmung zur 
Wehrvorlage ſelbſt von den Schwierigkeiten und Meinungs⸗ 
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verſchiedenheiten in der Deckungsfrage abhängig zu machen. 
Schon vor dem Kriege konnte eine notwendige und be⸗ 
gründete Militär⸗ und Flottenvorlage bei uns auf eine 
ſichere parlamentariſche Mehrheit rechnen. An der Er⸗ 
reichung dieſes Erfolges hat die Blockära einen weſent⸗ 
lichen Anteil gehabt. Sie iſt nicht fortzudenken aus der Ent⸗ 
wicklung des lange währenden Kampfes, den die Regierung 
für den nationalen Gedanken mit den Parteien zu beſtehen 
hatte. Ein Kampf, der mehr als alles andere die innere 
Politik von der Reichsgründung bis zum Weltkriege beein⸗ 
flußt hat, jetzt aber hoffentlich als beendet gelten darf und 
der Geſchichte angehört. 

Im Auguſt 1914 haben wir erlebt, daß in dem ſchweren 
Augenblick, da die Nation aufgerufen wurde zur natio⸗ 
nalen Tat, als unſer Kaiſer das ſchöne Wort geſprochen 
hatte, er kenne keine Parteien mehr, er kenne nur noch 
Deutſche, auch die Sozialdemokratie, die bislang bei den Ent⸗ 
ſcheidungen über die eigentlichen nationalen Fragen zur 
Seite geſtanden hatte, in die Front des geſamten deutſchen 
Volkes einſchwenkte. Sie willigte gleich allen Parteien in 
die Kriegskredite, bewilligte damit in der Stunde der Ge⸗ 
fahr dem Vaterlande die Rüſtung, die ſie ihm im Frieden 
ſtets in der verlangten Form geweigert hatte. Sie bewies, 
daß das Wort ihres verſtorbenen Führers Bebel, er werde, 
wenn Deutſchland angegriffen würde, ſelbſt das Gewehr 
auf die Schulter nehmen, ernſt gemeint war. 

Unter dem vielen Großen, Hohen und Frohen, das uns 
die ſo bald nicht erwartete ernſte Stunde 1914 brachte, war 
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ohne Frage die Haltung der Sozialdemokratie eines der 
froheſten Erlebniſſe. Ich ſelbſt, der ich während meiner 
Amtszeit in ſteter und manches Mal hitziger Fehde mit 
der Sozialdemokratie geſtanden hatte, habe die allgemeine 
nationale Freude lebhaft und tief mitempfunden. Einer 
ernſthaften Sorge, daß die ſozialdemokratiſche Bewegung 
im Augenblick der Not die Schlagkraft des Deutſchen Reiches 
und Volkes lähmen könnte, hat ſich wohl niemand hin⸗ 
gegeben, der wußte, welch ein geſunder, tief gewurzelter 
Patriotismus in unſerer deutſchen Arbeiterſchaft lebt. Ein 
Zweifel konnte nur beſtehen, ob die parlamentariſchen 
Führer der ſozialdemokratiſchen Arbeiter den ſchnellen und 
feſten Entſchluß finden würden, dem Patriotismus der 
Arbeitermaſſen Rechnung zu tragen. Wo dieſer Zweifel 
beſtand, iſt er nun durch die Ereigniſſe widerlegt worden. 
Indem die ſozialdemokratiſchen Führer der ihnen wohlbe⸗ 
kannten vaterlandsliebenden und nationalpflichtbewußten 
Geſinnung der parteipolitiſch hinter ihnen ſtehenden Arbeiter⸗ 
maſſen gefolgt ſind, haben ſie nicht nur patriotiſch gehandelt, 
ſondern auch für ihre Partei weitſichtig und geſchickt operiert. 
Es iſt als ein in hohem Maße bemerkenswertes Zeichen 
politiſcher Urteilskraft gerade der ſozialdemokratiſchen Partei 
zu buchen, daß ſie nicht in den ſo oft erlebten parteipolitiſchen 
Fehler verfallen iſt, die Zeit gegen ſich wirken zu laſſen, in⸗ 
dem ſie ſich der Erkenntnis ihrer Zeichen aus parteipoli⸗ 
tiſchem Doktrinarismus verſchloß. Die ſozialdemokratiſchen 
Führer ſelbſt werden wiſſen, daß ſie ihrer Partei durch ihre 
Stellungnahme bei Kriegsausbruch einen hervorragenden 
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Dienſt erwieſen haben unbeſchadet des Dienſtes, der dem 
nationalen, dem ſtaatlichen Intereſſe damit in ſchwerer 
Stunde geleiſtet war. Im Grunde iſt damit ein Beweis 
mehr gegeben, daß ſtets die klügſte Parteipolitik diejenige 
iſt, die den Staatsnotwendigkeiten folgt. Was von den 
harten Notwendigkeiten des Krieges gilt, gilt letzten Endes 
auch von den vielfach unbequemen und läſtigen des Friedens. 

War dem Deutſchen niemals der Gedanke gekommen, es 
werde ſich die ſozialdemokratiſche Arbeiterſchaft auch nur 
zum Teil der Pflicht und dem Willen zu nationaler Ver⸗ 
teidigung im Kriege verſagen, ſo war in weiten Kreiſen des 
Auslandes der Glaube verbreitet, Deutſchland werde bei 
Kriegsausbruch mit ſeiner ſozialdemokratiſchen Frage ernſt⸗ 
lich zu tun haben. Ein gewiſſes Erſtaunen in der auslän⸗ 
diſchen Preſſe war unverkennbar, als die deutſchen Kriegs⸗ 
kredite einſtimmig zur Verabſchiedung gelangten und die 
Parteifrage bei dem Volk, das zu den Waffen ſtrömte, gar 
keine Rolle ſpielte. Der Irrtum des Auslandes erklärt ſich 
aus der Eigenart der deutſchen Sozialdemokratie, die grund⸗ 
verſchieden iſt von der anderer Länder. 

Als Karl Marx, dieſer wirkungsvollſte und dabei nach⸗ 
denklichſte Demagog, den die neuere Geſchichte geſehen, 
ſeinen feurigen Aufruf ergehen ließ: „Arbeiter aller Länder 
vereinigt euch! Ihr habt nichts zu verlieren als eure Ketten, 
aber eine Welt zu gewinnen!“ da bildeten ſich in allen 
Kulturſtaaten, teils aus alten, teils aus neuen Anfängen, 
ſozialiſtiſche Arbeiterparteien und ⸗organiſationen, die als⸗ 
bald Fühlung untereinander anſtrebten. Während ſich aber 
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die ſozialiſtiſchen Parteien in den anderen Ländern, vor⸗ 
nehmlich in den romaniſchen, in ihr nationales Geſamt⸗ 
Parteileben einfügten und vor allem praktiſche Ziele der 
Tagespolitik verfolgten, erhob die deutſche Sozialdemokratie 
ſogleich die fernen, vielfach utopiſchen Ziele marxiſcher Ideen⸗ 
führung zu ihrem Programm, verkündete eine neue andere 
Staats⸗, Geſellſchafts⸗ und Völkerordnung und nahm ſo 
eine Stellung jenſeits alles vorhandenen deutſchnationalen 
Parteilebens ein. Die deutſche Sozialdemokratie war im 
Grunde die einzige, der es bitterernſt war mit dem ſozia⸗ 
liſtiſchen Ideal, und es wird auch nach dem Kriege ſicherlich 
viel Zeit ins Land gehen, ehe ſie ganz das realiſierbare Ideal 
von der nie zu verwirklichenden Utopie unterſcheiden lernt. 

Längere Zeit war in der deutſchen Sozialdemokratie eine 
ſtarke Strömung mächtig, die eine Teilnahme am parla⸗ 
mentariſchen Leben der beſtehenden Staats⸗ und Geſell⸗ 
ſchaftsordnung überhaupt ablehnte, als unvereinbar mit dem 
ſozialiſtiſchen Ideal. Erſt allmählich und ſehr zögernd wuchs 
die Sozialdemokratie in das parlamentariſche Leben hinein, 
und es iſt ſehr kurze Zeit her, daß ſie ſich überhaupt zu einer 
poſitiven Mitarbeit an einem Geſetzgebungswerk entſchloß. 
Stets hat ſie betont, daß ihre Ideen nichts gemein hätten 
mit dem Rechtsbegriff, der Geſellſchaftsordnung und den 
nationalen Idealen, auf die das beſtehende deutſche Staats⸗ 
leben gegründet iſt. Sie lebte mit der Summe ihrer poli⸗ 
tiſchen Vorſtellungen von Anbeginn in einer anderen als 
der vorhandenen politiſchen Welt. 

War ſie doch auch unter allen ſozialiſtiſchen Parteien der 
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Kulturwelt die einzige, die die kosmopolitiſche Seite der 
marxiſchen Ideen ſtrenggläubig in ihr Programm aufnahm 
und mit allem dem Nachdruck vertrat, der deutſchen Partei⸗ 
organiſationen in Programmfragen eigen iſt. Die internatio⸗ 
nale Intereſſengemeinſchaft des Proletariats ward im Aus⸗ 
lande in der Weiſe anerkannt, daß ſozialiſtiſche Führer auf 
internationalen ſozialiſtiſchen Kongreſſen mehr oder weniger 
geiſtvolle Reden hielten, die die „Internationale“ prieſen, 
ihrer Verwirklichung aber nicht eben praktiſch Bahn brachen. 
Der deutſchen Sozialdemokratie iſt gerade die „Internatio⸗ 
nale“ Überzeugungsſache, und, was beim Deutſchen immer 
noch mehr ſagen will, Gefühlsſache geweſen. Wie in den 
politiſchen, vor allem den verfaſſungsrechtlichen Zielen der 
deutſchen Sozialdemokratie mancherlei mögliche und un⸗ 
mögliche Tradition ſteckt, jo iſt auch ihr Kosmopolitismus 
urdeutſche Überlieferung, die im ſozialiſtiſchen Programm 
ihre parteipolitiſch einſeitige Form angenommen hat. Ein 
Stück Weltbürger iſt der Deutſche zu allen Zeiten gern und 
mit Bewußtſein geweſen. Das deutſche weltbürgerliche 
Ideal iſt uns politiſch, vor allem in der auswärtigen Politik 
oft, ſehr oft verhängnisvoll geweſen, im geiſtigen Leben 
hat es die höchſten Schöpfungen unſerer Dichtung, die tieſſten 
unſerer Philoſophie getragen und durchdrungen und mit⸗ 
geholfen, dem deutſchen Geiſt die ganze Welt zu erobern. 
Kosmopolitismus und Internationalismus ſind geradezu Teil 
unſerer nationalen Eigenart geworden. In der ſozialiſtiſchen 
Arbeiterbewegung bekam das weltbürgerliche Ideal ſeinen 
beſonderen, auf ein ſcheinbar erreichbares praktiſches Ziel 
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gerichteten Inhalt. Freilich auch eine Begrenzung, die 
dem Ideal ſeine deutſche Freiheit und Größe raubte. Die 
Idee der geiſtigen, der ſittlichen Gemeinſchaft der Völker, 
das „Seid umſchlungen, Millionen“ des ſchönen Schiller⸗ 
ſchen Geſanges, wurde im deutſchen Sozialismus zur Vor⸗ 
ſtellung einer Intereſſen⸗ und Kampfgemeinſchaft einer be⸗ 
ſtimmten Volksklaſſe: des lohnarbeitenden Proletariats. So, 
wie es Marx in leidenſchaftlicher Einſeitigkeit verlangt hatte. 
Deutſcher Sondergeiſt, ja, deutſcher Kaſtengeiſt ging ein 
eigenartiges Bündnis ein mit deutſchem Weltbürgerſinn. 
Indem die deutſche Sozialdemokratie ihre letzten, ihre 
höchſten politiſchen Ziele auf das Internationale einſtellte, 
ſchied ſie ſich grundſätzlich von allen anderen deutſchen Par⸗ 
teien, die auf dem Boden nationaler Überlieferungen auf 
verſchiedenen Wegen Ziele nationaler Entwicklung anſtrebten. 
Sie wollte im nationalen Leben eine anationale Partei ſein 
und iſt es Jahrzehnte hindurch praktiſch derart geweſen, daß 
ſie ſich allen Forderungen nationaldeutſcher Politik entgegen⸗ 
ſtemmte. 

Dieſe Selbſtiſolierung der Sozialdemokratie durch die Ab⸗ 
lehnung des nationalen Gedankens wurde verſchärft durch 
die unduldſame Betonung des ſogenannten proletariſchen 
Klaſſenbewußtſeins, das von Anbeginn im Grunde nichts 
anderes war als eine beſondere Form deutſchen Kaſten⸗ 
geiſtes. Das Werk der ſozialiſtiſchen Weltverbeſſerung ſollte 
vom Proletariat für das Proletariat vollzogen werden. Die 
anderen Volksklaſſen wurden begriffen als leidendes Objekt 
proletariſcher Politik. Der Sozialdemokrat allein fühlte ſich 
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im Beſitz und im Rechte der neuerlaſſenen Weltordnung, 
der Güter vermeintlich höheren ſittlichen und geſellſchaft⸗ 
lichen Lebens. Wir erlebten das ſeltſame geſchichtliche Gegen⸗ 
ſpiel, daß ſich im Verlauf des neunzehnten Jahrhunderts 
in Deutſchland der vierte Stand als ein ſeiner Anſicht nach 
höher berechtigter ſtolz abſchloß gegen die anderen Stände, 
die in früheren Jahrhunderten ſich mit Schranken gegen die 
unteren Volksklaſſen umgeben hatten. Die rechtliche und 
tatſächliche Aufhebung aller Standesvorteile im modernen 
Staatsleben hatte zur Folge, daß der, gewiß lange Zeit zu 
Unrecht als minderberechtigt angeſehene vierte Stand ſeiner⸗ 
ſeits Klaſſen⸗ und Standesvorteile für ſich in Anſpruch nahm. 
Eine ſolche Entwicklung barg in ihrer Anormalität die Ver⸗ 
gänglichkeit in ſich. Wie der alte Kampf der oberen Klaſſen, 
nutzte ſich der neue ſozialdemokratiſche Klaſſenkampf ab an 
den harten Tatſachen des praktiſchen Lebens, das die Durch⸗ 
ſetzung und Berückſichtigung der vitalen wirtſchaftlichen 
Standesintereſſen in den Vordergrund auch des politiſchen 
Kampfes ſchob. 

Denn letzten Endes war es ja den ſozialdemokratiſch organi⸗ 
ſierten und orientierten deutſchen Arbeitern nicht darum zu 
tun, für fühlbare und gegenwärtige wirtſchaftliche Nöte Er⸗ 
ſatz zu finden in der Hoffnung auf die Erringung des ſozia⸗ 
liſtiſchen Staates, in dem Proletarier ſpäterer Jahrhunderte 
ſorgenfrei und herrſchend lebten. Der Arbeiter wollte viel⸗ 
mehr eine Erleichterung ſeiner eigenen momentanen wirt⸗ 
ſchaftlichen Lage: höheren Lohn, kürzere Arbeitszeit, Hilfe 
in Krankheit und Sorge für ſein Alter. Der Intereſſen⸗ 
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kampf mit dem Unternehmertum, der mit Ausſicht auf Er⸗ 
folge nur ausgefochten werden konnte auf dem Boden der 
beſtehenden Wirtſchaftsordnung und für den der Arbeiter 
erweiterte Bewegungsfreiheit nur durch Geſetzgebungsakte 
des vorhandenen Staates gewinnen konnte, führte aber 
keineswegs vom ſtaatlichen nationalen Leben hinweg, ſon⸗ 
dern erſt recht tief in dieſes hinein. Ohne daß die Sozial⸗ 
demokratie es wollte und vielfach ohne daß ſie es merkte, 
wandte ſie ſich praktiſch von ſozialiſtiſchen und internatio⸗ 
nalen Zielen zu ſozialpolitiſchen Aufgaben, die nur national 
erfüllt werden konnten. 

Dieſe Wendung von der ſozialiſtiſchen Ideologie zur ſozial⸗ 
politiſchen Praxis fällt zeitlich und urſächlich zuſammen mit 
der Erſtarkung der Gewerkſchaftsbewegung. Während die 
Zahl ſogenannter organiſierter Sozialdemokraten nur lang⸗ 
ſam wuchs, nahm die der Mitglieder der freien Gewerk⸗ 
ſchaften rapide zu. Sie hat jene um das Dreifache über⸗ 
flügelt, ſo daß die Stärke der Sozialdemokratie gegenwärtig 
faſt allein auf den Gewerkſchaften beruht. Die Gewerk⸗ 
ſchaften aber ſchoben durchaus in den Vordergrund ihrer 
Beſtrebungen den Kampf um die Erringung handgreiflicher 
wirtſchaftlicher Vorteile für den Arbeiter, Vorteile, die ſchließ⸗ 
lich dauernd nur im Zuge der Geſetzgebung des vorhandenen 
Staates zu ſichern waren. Die freien, d. h. ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Gewerkſchaften hielten am ſozialiſtiſchen Pro⸗ 
gramm feſt, ſie blieben Vertreter der „Internationale“ wie 
der Ideen des ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaates und politiſch 
Träger der radikal⸗demokratiſchen . ne Erb⸗ 
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ſchaften find der großen franzöſiſchen Revolution und 
des deutſchen Vormärz. Inſofern haben ſie in der Sozial⸗ 
demokratie weder auf die Abmilderung der republikaniſchen 
noch der dem Ziele nach revolutionären Tendenzen gewirkt. 
Aber ſie haben doch durch die Verfolgung einer derben gegen⸗ 
wärtigen Intereſſenpolitik mit greifbaren Zwecken für die 
allmähliche Umbildung der Sozialdemokratie aus einer ana⸗ 
tionalen Partei blinden Klaſſenkampfes und Klaſſenfana⸗ 
tismus zu einer Intereſſenvertretung deutſcher Arbeiter viel 
getan. Sie haben dem Arbeiter gezeigt, daß er nicht nur 
vom erhofften ſozialiſtiſchen Zukunftsſtaat zu gewinnen 
hat, ſondern auch im gegenwärtigen Staat viel gewinnen 
kann. 

Neben den der Sozialdemokratie angeſchloſſenen freien 
Gewerkſchaften waren andere Arbeiterorganiſationen ent⸗ 
ſtanden, die der Vertretung der Arbeiterberufsintereſſen 
dienen, ohne den ſozialiſtiſchen und radikaldemokratiſchen 
Zielen der ſozialdemokratiſchen Partei zu folgen. Mit mehr 
als 1½ Millionen organiſierter Mitglieder neben den 
2½ Millionen freier Gewerkſchaftler ſind ſie ein ſtarker 
Teil in der geſamten Arbeiterbewegung und haben gerade 
dadurch, daß ſie der Vertretung des Berufsintereſſes nicht 
die Spitze radikaler politiſcher Oppoſition gaben, viel dafür 
getan, daß die wirtſchaftliche Lage der deutſchen Arbeiter 
ſtändig beſſer geworden iſt. Gerade diejenigen Parteien, 
denen die nicht ſozialdemokratiſchen Arbeiterorganiſationen 
nahe ſtanden, haben, in erſter Linie das Zentrum, das groß⸗ 
artige Werk deutſcher Sozialpolitik durchführen helfen. 
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Als der Weltkrieg hereinbrach, fal die deutſche Arbeiter⸗ 
ſchaft zurück auf die Ergebniſſe eines halben Jahrhunderts 
deutſcher Arbeiterpolitik, auf die Erfolge ihrer eigenen Inter⸗ 
eſſenkämpfe, auf die Wirkungen einer ſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung, die den Forderungen, den Wünſchen und Bedürf⸗ 
niſſen der Arbeiterſchaft gefolgt war. Wohl war die ſozial⸗ 
demokratiſche Partei ſtärker als je zuvor, aber ſie vertrat 
längſt eine ganz andere Arbeiterſchaft als die geweſen war, 
der Marx zugerufen hatte: „Ihr habt nichts zu verlieren als 
eure Ketten!“ Der deutſche Arbeiter, mochte er ſozialdemo⸗ 
kratiſch ſein oder nicht, hatte ſeit langem in der Tat ſehr 
viel zu verlieren. Mochte er ſich auch noch längſt nicht am 
Ziel ſeiner Wünſche ſehen, mochte er auch noch manches Mal 
ſchwer am wirtſchaftlichen Kampfe tragen, er war vorwärts 
gekommen, ſah auf ein geſichertes auskömmliches Arbeits⸗ 
verhältnis, ſah ſich geſchützt vor den Folgen von Krankheit 
und den Sorgen des Alters. Ein verhältnismäßig großer 
Teil des deutſchen Proletariats war hineingewachſen in die 
Lebensverhältniſſe des ehemaligen Kleinbürgertums. Und 
die zwar langſame aber ſtetige Aufwärts entwicklung der 
deutſchen Arbeiterſchaft ſtand ganz und gar nicht unter den 
Bedingungen einer internationalen Intereſſengemeinſchaft 
des Proletariats, ſondern unter denen der allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen, weltwirtſchaftlichen Entwicklung des deutſchen 
Vaterlandes. Wie ſollte, um nur darauf hinzuweiſen, nach 
einer deutſchen Niederlage die Fortführung der ſozialen 
Geſetzgebung möglich ſein? Liegt es nicht auf der Hand, 
daß in einem beſiegten Deutſchland das in eee 
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mit vorbildlicher und ſonſt nirgendwo erreichter Umſicht 
und Großzügigkeit aufgeführte Gebäude unſerer ſozialen 
Geſetzgebung zuſammenbrechen würde? Was keine Be⸗ 
lehrung je vermocht hätte, das hatten die nüchternen Tat⸗ 
ſachen des täglichen Lebens geleiſtet: auch den ſozial⸗ 
demokratiſchen Arbeiter überzeugt, daß ſein Wohl und 
Wehe unauflöslich verbunden iſt mit dem Wohl und der 
Sicherheit des geſamten deutſchen Volkes, mit der Macht 
des Deutſchen Reiches. Als das Vaterland in Gefahr 
war, vermochten alle ſozialiſtiſchen und internationalen 
Ideale nichts gegen den handfeſten auf Intereſſen ge⸗ 
gründeten Patriotismus, der dem Arbeiter den nationalen 
Krieg zu einem Kampf für die eigenen Intereſſen machte. 
Nichts konnte die Gemeinſchaft der Arbeiterſchaft und des 
beſtehenden Staates bündiger beweiſen als die Tatſache, 
daß ſich gerade auch die freien, die ſozialdemokratiſchen Ge⸗ 
werkſchaften ſogleich nach Kriegsausbruch für die Mitarbeit 
an der Erfüllung der großen wirtſchaftlichen Kriegsaufgaben 
des Reiches zur Verfügung ſtellten. 

Es wird in Zukunft für die Sozialdemokratie keine leichte 
Aufgabe ſein, das Bekenntnis zu Staat und Vaterland, das 
ſie in dieſem Kriege abgelegt hat, in Einklang zu bringen mit 
dem ſozialiſtiſchen, radikaldemokratiſchen Programm, an 
dem feſtzuhalten ſie entſchloſſen ſcheint. Sie wird den Ent⸗ 
ſchluß finden müſſen, manches ihrer alten Ziele zu opfern, 
wird, wenn ſie auch in kommender Friedensarbeit feſter und 
feſter in das nationale Geſamtleben hineinwachſen ſoll, mit 
den Tendenzen und Allüren ehemaligen Klaſſenkampfes 
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brechen müſſen. Schwankungen und Rückſchläge werden 
unvermeidlich ſein. Aber daß die Sozialdemokratie den mit 
ihrer Haltung in dieſem Kriege gewonnenen gleichberechtigten 
Platz unter den deutſchen Parteien durch ihre eigene Maß⸗ 
haltung, Beſonnenheit und ihr Verſtändnis für kommende 
nationale Forderungen behauptet, das liegt wie im geſamt⸗ 
deutſchen Intereſſe, ſo auch im Intereſſe der Arbeiterſchaft. 

Es wird aber auch eine der bedeutſamſten Aufgaben der 
Regierung und der anderen Parteien ſein, der im Kriege 
für die nationale Sache gewonnenen Sozialdemokratie im 
Frieden das Einleben in das Staatsleben zu erleichtern. 
Der Staat muß dem Arbeiter vorurteilslos und gerecht be⸗ 
gegnen, auch dem ſozialdemokratiſchen. Er muß es ihm er⸗ 
leichtern, ſich als Vollbürger zu fühlen. Offentlich ſowohl 
wie geſellſchaftlich. Und eine geſchickte und weitherzige 
Staatsverwaltung wird viel in dieſer Richtung tun können. 

Jeder einſichtige Patriot, ohne Unterſchied der Partei⸗ 
ſtellung, wird die Worte unterſchreiben, die im März 1915 
in einem in Berlin gehaltenen Vortrag der ſozialdemokra⸗ 
tiſche Reichstagsabgeordnete Heine geſprochen hat. „Die 
dem Deutſchen von jeher eigentümliche innere Streitſucht 
und Zerriſſenheit,“ führte Herr Heine aus, „haben die 
Gründung des Reiches überdauert und ſind nun nach innen 
geſchlagen. Deutſchland iſt noch viel zu viel in der vor⸗ 
märzlichen Begriffswelt, in der Enge der Kleinbürgerzeit 
ſtecken geblieben. Der Deutſche ſieht in jedem politiſch 
Andersdenkenden einen perſönlichen Feind. So war das 
Volk in getrennte Lager zerriſſen. Das iſt durch den Krieg 
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anders geworden. Aber wir müſſen uns darüber klar 
werden, daß Deutſchland nicht nur bedroht iſt, ſondern daß 
es auch nach ſiegreicher Beendigung des Krieges bedroht 
bleiben wird, daß dann unſere Arbeit härter, der Verdienſt 
geringer, die Laſt größer, die Gefahr neuer Kriege noch 
näher ſein wird als vordem. Darum darf auch das Ein⸗ 
heitsbewußtſein des Volkes nicht aufhören. Achtung, Ent⸗ 
ehrung, Verachtung der Gegner muß aufhören, denn ſie 
zerſtören das Bewußtſein der Einheit, der Zuſammenge⸗ 
hörigkeit. Darum muß die Hetze gegen eigene Volksgenoſſen 
ein Ende haben. Jeder ſoll weiter für ſeine Überzeugung 
kämpfen, aber mit ſachlicher Kühle, und niemals vergeſſen, 
daß auch der Gegner das Beſte ſeines Volkes erſtrebt. Nur 
wenn wir den engen Philiſtergeiſt unter uns überwinden, 
der abweichende Meinungen nicht vertragen kann, werden 
wir zu einem inneren Frieden gelangen, der fruchtbare 
Arbeit im Volksintereſſe ermöglicht.“ Der Abgeordnete 
Heine ſprach damit einen Wunſch aus, dem ich in der letzten 
Rede, die ich im Deutſchen Reichstag gehalten habe, am 
16. Juni 1909 Ausdruck gab“), als ich ſagte: „Ich hoffe, wir 
werden dahin kommen, daß man den anderen, weil er in 
einer politiſchen oder in einer wirtſchaftlichen oder ſozialen 
Frage anders denkt als man ſelbſt, deshalb nicht gleich für 
einen Narren oder für einen Schurken hält. Das wird dann 
ein ſchöner Fortſchritt ſein auf dem Wege der Befreiung 
von geiſtiger Gebundenheit, der Abſtreifung von Philiſter⸗ 
netzen. Aber vorläufig ſind wir noch nicht ſo weit.“ Goethe 


*) Reden V, Seite 196ff. 
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wußte, wo uns der Schuh drückt, als er in einem berühmten 
Vers dem alten Blücher, der uns von Franzen befreite, ſich 
ſelbſt gegenübergeſtellt mit ſeinem Streben, den Deutſchen 
„von Philiſternetzen“ los zu machen. 

Das beſte Mittel, die Arbeiterſchaft von dem Glauben 
des Sozialismus an eine andere, unendlich beſſere Zukunft 
zu heilen, bleibt eine mutige und großzügige Politik, die 
die Freude an der Gegenwart des nationalen Lebens zu 
erhalten verſteht. Eine Politik, die die beſten nationalen 
Kräfte anſpannt, eine Politik, die den zahlreichen und 
immer zahlreicher werdenden Mittelſtand, der in ſeiner 
überwältigenden Mehrheit feſt zur Monarchie und zum 
Staat ſteht, anzieht, erhält und ſtärkt, die ohne bureau⸗ 
kratiſche Voreingenommenheit dem Talent auch im Staats⸗ 
leben freie Bahn ſchafft, eine Politik, die an die beſten 
nationalen Empfindungen appelliert. Das nationale Mo⸗ 
ment muß immer wieder durch nationale Aufgaben in den 
Vordergrund gerückt werden, damit der nationale Gedanke 
nicht aufhört, die Parteien zu bewegen und zu binden. 
Nichts wirkt entmutigender, lähmender und verſtimmender 
auf ein geiſtig reges, lebendiges und hoch entwickeltes Volk, 
wie es das deutſche iſt, als eine monotone, unlebendige 
Politik, die eine Aufregung der Leidenſchaften durch ſtarke 
Entſchlüſſe ſcheut, um den Kampf zu vermeiden. Mein 
Amtsvorgänger, Fürſt Chlodwig Hohenlohe, war als Bot⸗ 
ſchafter in Paris mir während langer Jahre ein wohlwollen⸗ 
der Chef, der ſich auch außerhalb der Dienſtſtunden gern 
mit mir unterhielt. Als er mir einmal einen damals be⸗ 
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kannten bayriſchen Staatsmann als beſonders tüchtig, ge- 
wiſſenhaft und fleißig rühmte, fragte ich ihn, weshalb er 
als bayriſcher Miniſterpräſident den Betreffenden nicht für 
einen Miniſterpoſten in Vorſchlag gebracht habe. „Zum 
Miniſter war er nicht leichtſinnig genug“, erwiderte der 
Fürſt mit großem Ernſt. Als ich meinem Befremden darüber 
Ausdruck gab, daß ein ſo beſonnener, ruhiger und vor⸗ 
ſichtiger Mann wie Fürſt Hohenlohe ſo etwas ſagen könne, 
erwiderte mir der weltkluge Fürſt: „Meine Bemerkung 
ſollen Sie nicht als eine Aufforderung zu leichtſinniger 
Lebensführung auffaſſen, zu der die Jugend ohnehin neigt. 
Was ich ſagen wollte, war politiſch gemeint. Ein Miniſter 
muß eine ordentliche Portion Entſchlußfreudigkeit und 
Schlagkraft in ſich haben. Er muß auch gelegentlich einen 
großen Einſatz riskieren und gegen eine hohe Hürde anreiten 
können, ſonſt wird es nichts Rechtes.“ Dieſer Bemerkung 
des Fürſten Hohenlohe ließen ſich manche ähnliche Auße⸗ 
rungen des Fürſten Bismarck zur Seite ſtellen. Regierungen 
und Miniſter dürfen Kämpfen nicht aus dem Wege gehen. 
Notwendiger als die Reibung der Parteien aneinander be⸗ 
darf ein geſundes Volk der Reibung an der Regierung. Dieſe 
Reibung erzeugt die belebende Wärme, ohne die das poli- 
tiſche Leben der Nation am Ende langweilig wird. Der 
Deutſche hat nun einmal von jeher das tiefgefühlte Be⸗ 
dürfnis, ſich zuweilen an ſeiner Obrigkeit zu ſtoßen. Nichts 
verdrießt ihn mehr, als wenn er fühlt, daß dem Stoß nicht 
widerſtanden, ſondern ausgewichen wird. Und man wird 
immer finden können, daß die Parteien ihre Gegenſätze 
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dann am meiſten verſchärfen, wenn die Regierung fic ab⸗ 
geneigt zeigt, ſich ihnen zu gelegentlichem Renkontre zu 
ſtellen. Die alte deutſche Luſt am Kampfe, die wir aus Ge⸗ 
ſchichte und Sage kennen, lebt in unſerem politiſchen Leben 
fort. Die beſte Politik iſt dem Deutſchen nicht die, die ihm 
ungeſtörte Ruhe läßt, ſondern die, die ihn in Atem, im 
Kampf hält und am Ende gelegentliche Kraftproben ge⸗ 
ſtattet, mit einem Worte eine Politik, die durch ihre eigene 
Lebendigkeit Leben zu erwecken verſteht. 

Freilich beſteht ein Unterſchied zwiſchen politiſchem Kampf 
und politiſcher Verärgerung. Jener wirkt belebend, dieſe 
vergiftend. Im Volk verſteht man wohl zu erkennen, ob 
die Regierung ihre Kraft im Großen erprobt oder im Kleinen 
mißbraucht. Vom Herrn im Staat gilt dasſelbe wie vom 
Hausherrn. Die Haustyrannen ſind meiſt Schwächlinge, die 
willensſtarken Männer ſind daheim im Kleinen weitherzig 
und nachſichtig, weil ſie ihre Kraft im Großen brauchen. 
Durch eine Politik der Nadelſtiche macht ſich eine Regierung 
nur unbeliebt, ohne ſich Anſehen zu erwerben. Nichts er⸗ 
zeugt leichter Anzufriedenheit mit dem Beſtehenden, nichts 
wirkt radikaliſierender auf die Volksſtimmung als engherziger 
Bureaukratismus, polizeiliche Ungeſchicklichkeit und vor allem 
Eingriffe und Übergriffe auf geiſtigem Gebiet, auf dem ein 
Kulturvolk mit vollem Recht von der Politik unbehelligt 
bleiben will. Es iſt nicht eine ſpezifiſch deutſche, ſondern 
eine allgemein menſchliche Eigentümlichkeit, daß perſönlich 
erlittene Unbill, perſönlich erlebter Arger über Mißgriffe der 
Verwaltungsorgane tiefer und dauernder im Gedächtnis zu 
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haften pflegen als die befte, die fundierteſte politiſche Aber⸗ 
zeugung. Aus der Blüte der Bureaukratie ſaugt die Sozial⸗ 
demokratie oft den beſten Honig. Man muß im Ausland 
gelebt haben, um ganz zu ermeſſen, was Deutſchland und 
was insbeſondere Preußen an ſeinem Beamtentum beſitzt, 
das von großen Regenten und ausgezeichneten Miniſtern 
aus dem koſtbaren Stoff deutſcher Treue und Gewiſſen⸗ 
haftigkeit, Arbeitsluſt und Arbeitskraft geformt, auf allen 
Gebieten Unvergleichliches geleiſtet hat. Wenn vor dem 
Deutſchen, der in die Heimat zurückkehrt, das Land zwiſchen 
Alpen und Oſtſee, Maas und Memel daliegt wie ein wohl⸗ 
gepflegter Garten, ſo verdanken wir das nicht zum ge⸗ 
ringſten Teil unſerem Beamtentum. Dieſes Beamtentum 
wird auch in Zukunft um ſo Größeres leiſten, je mehr es 
unter Wahrung ſeiner traditionellen Vorzüge ſich freihält 
von unſeren alten Erbfehlern Pedanterie und Kaſtengeiſt, 
je freier ſein Blick, je humaner ſeine Haltung im Verkehr 
mit allen Bevölkerungsklaſſen, je aufgeklärter ſeine Den⸗ 
kungsart. Nachgiebigkeit, Vorurteilsloſigkeit im kleinen ſind 
durchaus zu vereinen mit rückſichtsloſer Energie im großen. 
Es iſt bei uns ein nicht ſeltener Irrtum, die Energie 
mehr in den Manieren und in der Ausdrucksweiſe als 
im Handeln zu ſuchen, grobe Manieren und ſchnoddrige 
Reden für Tatkraft, und umgekehrt die Wahrung des guten 
Tons für Schwäche zu halten. Liebenswürdigkeit und Ritter⸗ 
lichkeit brauchen Entſchlußfähigkeit und Schlagkraft nicht aus⸗ 
zuſchließen, Höflichkeit in der Form läßt ſich mit ſcharfem 
ſachlichem Durchgreifen wohl verbinden. Im Gegenſatz zu 
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der bekannten römiſchen Regel ſind wir allzu geneigt, die 
Fortitudo in der Form zu präſtieren, und in Kleinigkeiten, 
bei weitgehender, oft zu weit gehender Suavitas in ſach⸗ 
licher Beziehung und in großen Dingen. Das gilt für die 
äußere wie für die innere Politik. 

Im Hinblick auf die innere Politik der deutſchen Zukunft 
beſtärkt die Haltung der Sozialdemokratie im Auguſt 1914 
mich neu in dem Glauben, dem ich vor 13 Jahren im Reichs⸗ 
tag Ausdruck gab mit den Worten“), daß die Monarchie, 
welche am Anfang des vorigen Jahrhunderts ohne gewalt⸗ 
ſame Erſchütterung den Übergang gefunden hat vom alten 
zum neuen Staatsweſen, auch heute ſtark und einſichtig 
genug iſt, um diejenigen Übelſtände und Mißſtände, welche 
neben vielen Lichtſeiten die moderne Entwicklung der Dinge 
mit ſich gebracht hat, und die wir zuſammenfaſſen unter 
dem Namen „ſoziale Frage“, zu mildern und ſoweit zu be⸗ 
ſeitigen, wie dies möglich iſt auf dieſer unvollkommenen 
Erde. 

*) Reden I, Seite 207. 
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Es ijt zu unterſcheiden zwiſchen dem ſtaatlichen Herrſch⸗ 
bereich eines Volkes und ſeinem nationalen Beſitzſtand. 
Beide fallen ſelten vollſtändig zuſammen. Der Verſuch, ſie 
einander anzupaſſen, ſei es durch Erringung ſtaatlicher 
Herrſchaft über den Raum nationaler Verbreitung, ſei es 
durch Ausbreitung nationaler Kultur über das Gebiet ſtaat⸗ 
licher Macht, beherrſcht eine große Summe der Verwick⸗ 
lungen in der neueren Geſchichte. Er hat ſeine modernſte 
Ausdrucksform gewonnen in derjenigen Form der Kolonial⸗ 
politik, die mit einem nicht ganz zutreffenden und bisweilen 
falſch angewandten Schlagwort Imperialismus genannt 
wird. Waffentüchtige, wirtſchaftlich geſchickte Völker von 
überlegener Kultur werden im allgemeinen mit dem Arm 
ihrer ſtaatlichen Macht weiter reichen als mit der Herrſchaft 
ihrer nationalen Kultur und ihre Arbeit daran ſetzen, der 
machtpolitiſchen Eroberung die nationale folgen zu laſſen. 
Schwache und untüchtige Völker müſſen es anſehen, daß 
fremde Nationalität in ihren Staatsgrenzen an Verbreitung 
und Geltung gewinnt. Ein Drittes gibt es nicht. Im Natio⸗ 
nalitätenkampf iſt eine Nation Hammer oder Amboß, Sie⸗ 
gerin oder Beſiegte. Wäre es auf unſerer Erde einzurichten, 
daß die Nationalitäten ſich durch Grenzpfähle und Grenz⸗ 
ſteine ſo fein ſäuberlich von einander trennen ließen wie 
die Staaten, ſo wäre der Weltgeſchichte, wäre der Politik, 
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deren Aufgabe es ja iſt, Weltgeſchichte zu machen, ihr ſchwer⸗ 
ſtes Problem genommen. Aber die Staatsgrenzen ſcheiden 
nun einmal nicht die Nationen von einander. Wäre es 
weiterhin möglich, daß die Angehörigen verſchiedener Natio⸗ 
nalitäten mit verſchiedenen Sprachen, Sitten und ver⸗ 
ſchiedenartigem Geiſtesleben Seite an Seite in einem und 
demſelben Staate lebten, ohne der Verſuchung zu erliegen, 
einander die eigene Nationalität aufzudrängen, ſo ſähe es 
ein gut Teil friedlicher aus auf Erden. Aber es iſt nun ein⸗ 
mal Geſetz im geſchichtlichen Leben und Werden, daß, wo 
verſchiedene nationale Kulturen einander berühren, ſie um 
den Vorrang kämpfen, daß, wo zwei verſchiedene Natio⸗ 
nalitäten an denſelben Raum gebunden ſind, es ſchwer iſt, 
beide zufrieden zu ſtellen, daß es unter ſolchen Voraus⸗ 
ſetzungen leicht zu Friktionen kommt. Wie es geſchehen 
kann, daß Maßnahmen, die von der einen Seite in gutem 
Glauben getroffen werden, auf der anderen Seite Erregung 
und Widerſtand hervorrufen, das zeigt ſich vielleicht nirgends 
ſo deutlich wie in demjenigen Teil des alten Polens, wo 
nach der Teilung den polniſchen Wünſchen am weiteſten 
entgegengekommen wurde. Iſt es den Polen gelungen, in 
Galizien die Ruthenen zufrieden zu ſtellen? Führen nicht 
die Ruthenen an den Karpathen und am Pruth die gleichen, 
wenn nicht heftigere Klagen gegen die Polen als dieſe an 
der Warthe und Weichſel gegen uns Deutſche? Auch andere 
Länder hallen wider von Nationalitätenkämpfen und den 
Anklagen der Nationaliſten gegen einander. 

Die Nationen ſind nun einmal von dem höheren Wert 
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und deshalb dem beſſeren Recht ihrer Kultur überzeugt 
und beſeelt von dem einer unbewußten Naturkraft gleichen⸗ 
den Drange, der eigenen Kultur weite und weitere Gel⸗ 
tung zu erobern. Nicht allen Völkern iſt dieſe Kraft be⸗ 
wußt. Sie war es jenen großen römiſchen Heerführern 
und Staatsmännern, die als die erſten Weltpolitiker großen 
Stils in Griechenland, Kleinaſien, Nordafrika, vor allem 
in Gallien und Germanien erobernd vorgingen und auf 
die Eroberung mit den Waffen alsbald die Eroberung 
mit der überlegenen römiſchen Kultur folgen ließen. Ein 
ſolches unbeirrbares nationales Kulturbewußtſein lebt im 
engliſchen Volk. Der Engländer iſt durchdrungen von der 
Aberlegenheit der angelſächſiſchen Kultur. Er mißbilligt es, 
wenn andere Nationen mehr oder minder energiſch mit der 
Propaganda ihrer Kultur vorgehen, aber er wirft nie die 
Frage auf, ob England ſelbſt zu ſolchem Vorgehen berechtigt 
ſei. Er iſt überzeugt, daß engliſche Herrſchaft und die ihr 
folgende Angliſierung eine Wohltat iſt, und er entnimmt 
das Recht zu Ausdehnung und Eroberung ſeinem Be- 
wußtſein von der Überlegenheit der angelſächſiſchen Kultur 
und angelſächſiſcher Inſtitutionen. Die grandioſe Schöpfung 
des britiſchen Imperiums, des größten Reiches, das die 
Welt ſeit dem Römerreich geſehen hat, für die niemals ein 
Opfer an Blut und Gut geſpart worden iſt, wurde und wird 
getragen von dem unerſchütterlichen Bewußtſein und Willen 
des engliſchen Volkes, überall da, wohin die engliſche Macht 
reicht, Träger einer höheren Kultur zu ſein. Der engliſche 
Glaube an die Überlegenheit des eigenen, Wiftgen, N 
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religiöſen, rechtlichen und wirt|[haftlidhenLebensijtdie Lebens⸗ 
kraft der engliſchen nationalen Politik. Solcher jeden Briten 
erfüllende Geiſt ermöglicht es bis heute einer Handvoll 
engliſcher Beamten und einer geringen engliſchen Truppen⸗ 
macht, 300 Millionen Inder zu beherrſchen. 

Höhere Kultur hat zu allen Zeiten einen politiſchen Rechts⸗ 
titel verliehen. Der Glaube an eine wirkliche oder ver⸗ 
meintliche höhere Kultur hat ſtets einen Rechtsanſpruch 
hervorgerufen. Als das Frankreich der großen Revolution 
mit ſeinen Heeren Europa überſchwemmte, ſchuf es ſich ein 
Eroberungsrecht auf Grund der vermeintlichen Segnungen 
republikaniſcher Freiheiten. Es fühlte ſich als Träger einer 
überlegenen politiſchen Kultur gegenüber anderen Völkern, 
vor allem Deutſchen und Italienern. Es gab beſonders in 
unſerem Vaterlande nicht wenige, die dieſen Rechtstitel an⸗ 
erkannten und von ihrem Irrtum erſt durch die bitteren Er⸗ 
fahrungendernapoleoniſchen Zwingherrſchaft geheilt wurden. 
In romaniſchen Ländern ſind weite Kreiſe noch heute in dieſem 
Irrtum befangen. Die Kulturmiſſion der franzöſiſchen Re⸗ 
volution beruhte auf einer grundſätzlichen Verkennung des 
Weſens der Kultur, innerhalb deren neben Religion, Sitte, 
Recht und Bildung politiſche Inſtitutionen nur nebengeord⸗ 
neten Wert haben, und ſie verurteilte ſich ſelbſt durch die 
wachſende Brutalität der napoleoniſchen Herrſchaft. Aber 
es gibt berechtigte Kulturmiſſionen. Solche haben chriſtliche 
Kolonialmächte der Gegenwart in Afrika erfüllt. So war 
Rußland in Zentralaſien der Träger höherer Kultur. Und 
wenn der Kampf der höheren mit der niederen Kultur 
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einmal aufhören ſollte in der Weltgeſchichte, fo hätte unfer 
Glaube an die Fortentwicklung der Menſchheit an Boden 
verloren. Wir wären um eine große ideale Hoffnung ärmer. 

Eine Kulturmiſſion iſt es geweſen, die uns Deutſche 
einſt über die Elbe und die Oder nach dem Oſten geführt 
hat. Das Koloniſationswerk im deutſchen Oſten, das, vor 
beinahe einem Jahrtauſend begonnen, heut noch nicht be⸗ 
endet iſt, iſt nicht nur das größte, es iſt das einzige, das 
uns Deutſchen bisher gelungen iſt. Niemals in der Welt⸗ 
geſchichte iſt um eine Koloniſation von ſolchem Umfonge 
weniger Blut gefloſſen, weniger Gewalt geſchehen, als um 
dieſe. Das gilt beſonders von der deutſchen Koloniſation 
im ehemaligen Königreich Polen. Jahrhundertelang haben 
hier die vielfach von den polniſchen Königen ins Land ge⸗ 
rufenen deutſchen Koloniſten als treue polniſche Untertanen 
gelebt und ſind den Polen Lehrmeiſter höherer Kultur ge⸗ 
weſen. Auch die Zeiten, in denen die Deutſchen in Polen 
bedrückt und nicht ſelten entrechtet wurden, wiſſen nichts 
von deutſcher Auflehnung in Polen zu melden. Als die 
Polen ſelbſt ſich ſchließlich außerſtande zeigten, ein ſtaat⸗ 
liches Leben zu erhalten und der ſtarke preußiſche Rechts⸗ 
und Ordnungsſtaat Teile ehemals polniſchen Reichsgebietes 
unter ſeine Herrſchaft ſtellte, da war in dieſen Gebieten 
ſchon ſeit Generationen deutſche Kulturarbeit geleiſtet wor⸗ 
den. Es geſchah das Seltene, daß die Aufrichtung ſtaatlicher 
Herrſchaft der koloniſatoriſchen und kulturellen Erwerbung 
nicht voraufging, ſondern nachfolgte. Die ſtaatliche Ein⸗ 
verleibung unſerer Oſtlande Poſen und e wäre 
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nicht erfolgt und hätte nicht erfolgen können, wenn die 
polniſche Adelsrepublik ein lebensfähiges Staatsweſen ge⸗ 
weſen wäre. Als die Einfügung in die deutſche Herrſchaft 
des Preußiſchen Staates erfolgte, wirkte ſie wie eine ſpäte, 
eine verſpätete politiſche Inanſpruchnahme des Rechtes, 
das die deutſchen Bewohner Weſtpreußens und Poſens 
durch ihre kulturellen Leiſtungen längſt geſchaffen hatten. 
Ganz abgeſehen davon, daß, wenn Preußen die Deutſchen 
in Polen nicht unter deutſche Herrſchaft geſtellt hätte, ſie 
unter ruſſiſche Herrſchaft gekommen wären. 

Unſere Oſtlande ſind unſer deutſches Neuland. Trotzdem 
ſie um Menſchenalter früher ſtaatlich einverleibt worden 
ſind als Elſaß⸗Lothringen und Schleswig⸗Holſtein, ſind ſie 
doch jüngere nationale Errungenſchaften. Im Weſten zu⸗ 
mal iſt nur alter deutſcher Reichsbeſitz ſtaatlich zurückge⸗ 
wonnen worden, Beſitz, in dem die deutſchen Kaiſer ſchon 
unbeſtritten geboten, als ſich öſtlich der Elbe weder ein 
deutſches Schwert mit dem wendiſchen gekreuzt hatte, noch 
ein deutſcher Pflug in wendiſchen Boden geſenkt war. Dies 
Neuland im Oſten, erobernd betreten in der Zeit höchſter 
deutſcher Reichsmacht, mußte uns bald ſtaatlich und vor 
allem national Erſatz werden für verlorenes altes Land im 
Weſten. „Es hat eine Zeit gegeben,“ ſagte ich im Januar 
1902 im preußiſchen Abgeordnetenhauſe “), in einer Zeit, wo 
niemand an die Möglichkeit einer europäiſchen Kataſtrophe, 
niemand an eine Umgeſtaltung der europäiſchen Macht⸗ 
verhältniſſe dachte, „wo man ſehr tief Atem ſchöpfen mußte, 

6) Reden II, Seite 116, 
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wenn man vom Heiligen Reich ſprach, wo das Deutſche 
Reich im Süden und Weſten weiter reichte als heute. Wir 
denken nicht daran, dieſe Zeiten zurückzuwünſchen; wir denken 
nicht daran, unſere Grenzen in irgendeiner Richtung vor⸗ 
ſchieben zu wollen. Aber das, was uns die Vorſehung ge⸗ 
währt hat als Entſchädigung und Ausgleichung für ander⸗ 
weitige Verluſte, unſeren Beſitzſtand im Oſten, müſſen und 
werden wir feſthalten.“ 

Von weither geſehen möchte die deutſche Bewegung von 
Oſt nach Weſt und wieder nach Oſt als etwas Einheitliches, 
etwas Ganzes erſcheinen. Im 7. Jahrhundert haben wir 
Deutſchen alles Gebiet rechts der Elbe geräumt und ſind 
weit hinübergedrungen nach Weſten bis tief hinein nach 
Frankreich. Holland, Flandern, Brabant, Burgund, Luxem⸗ 
burg und die Schweiz waren deutſches Reichsgebiet, waren 
zum Teil national⸗deutſches Land. Noch im 14. Jahrhundert 
war die Rhone an ihrem Oberlauf deutſche Reichsgrenze. 
Aber dieſe Gebiete gingen verloren, politiſch durch den Ver⸗ 
fall der deutſchen Reichsmacht, völkiſch, weil unſer nationaler 
Körper in der Tat das weite Gewand des Heiligen Reiches 
nicht auszufüllen vermochte. Niemand in Deutſchland denkt 
an die Wiedereroberung der Quellen- und der Mündungs⸗ 
gebiete des Rheins. Die uneingeſchränkte Selbſtändigkeit 
und die volle Souveränität der Schweiz wie der Niederlande 
ſind von uns immer reſpektiert worden, wir werden ſie auch 
in Zukunft auf das gewiſſenhafteſte achten. In Europa wie 
in Aſien und in Amerika, in Nord⸗ wie in Südafrika ſind wir 
im Gegenſatz zu unſern heutigen Gegnern der freien Ent⸗ 
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wicklung der Völker und Staaten nie in den Weg getreten. 
Wenn viele Patrioten hoffen, daß wir die Stellung, die 
wir mit Strömen von Blut in Belgien und insbeſondere 
an der belgiſchen Nordſeeküſte gewonnen haben, dauernd 
behaupten werden, ſo entſpringt ſolcher Wunſch der 
naheliegenden Erwägung, es könne nur dieſe Stellung 
uns gegenüber Rachegelüſten und neuen Angriffen unſerer 
Gegner wirkliche und dauernde Sicherheit gewähren. Aber 
kein Verſtändiger wird ſich mit dem Gedanken an die 
Wiedergewinnung von Gebieten tragen, deren Erwerbung 
keine ſtrategiſche oder wirtſchaftliche Notwendigkeit für uns 
iſt. Als wir am Ausgang des Mittelalters im Weſten an Boden 
einbüßten, hatten wir im Oſten ſchon Erſatz gefunden, fluteten 
die Deutſchen ſchon zurück in die alte germaniſche Heimat, 
die während der Völkerwanderung von ihnen verlaſſen wurde, 
und in die ſlawiſche Volksſtämme nachgedrängt waren. Und 
die deutſchen Koloniſten, die ſich öſtlich der Elbe, jenſeits der 
Oder, an der Weichſel, am Pregel feſtſetzten, kamen her 
aus den weſtlichen Landſtrichen, nicht wenige eben aus 
jenen Gebieten, die wir ſpäter einbüßten. 

Die gewaltige öſtliche Koloniſationsarbeit iſt das beſte, 
das dauerndſte Ergebnis unſerer glanzvollen mittelalter⸗ 
lichen Geſchichte. Dieſe Arbeit wurde nicht geleiſtet von 
einem einzigen der deutſchen Stämme, ſondern von allen 
gemeinſam. Sie alle, Sachſen, Franken, Bayern, Schwaben, 
Thüringer, Lothringer, Flandrer und Frieſen haben ihre 
Stammesangehörigen in den deutſchen Oſten geſandt, Welt⸗ 
liche und Geiſtliche, Ritter und Bauern. Das neue oſtelbiſche 
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Kolonialland überbrückte zuerſt die in jenen Zeiten noch 
vielfach tiefen Gegenſätze zwiſchen den deutſchen Stämmen. 
Es war ein allgemein⸗deutſches Land mit einer Bevölkerung, 
die nichts anderes war und ſein wollte als deutſch, im Gegen⸗ 
ſatz zu Wenden und Polen. Wenn ſpäter dieſe oſtelbiſchen 
Stammlande der brandenburgiſch⸗preußiſchen Monarchie 
in trüber Zeit zuerſt wieder einen deutſchen Willen gegen 
das Ausland fanden, wenn von ihnen in unſerer Zeit unter 
dem ſchwarz⸗weißen Banner des deutſchen Ordensſtaates 
die Einigung der deutſchen Länder⸗ und Völkermaſſe im 
neuen Reich verwirklicht wurde, ſo lagen in der Entſtehung 
und Beſiedelung dieſer deutſchen Koloniſtenlande die erſten 
frühen Vorausſetzungen. Was im Mittelalter die deutſchen 
Stämme des Weſtens und Südens dem unbwirtlicheren 
Oſten gaben, das gab ihnen dieſer Oſten tauſendfältig 
wieder, als Preußen dem ganzen Deutſchland die ſtaatliche 
Einigung brachte. Unter denſelben Farben, unter denen 
einſt das Heer der Deutſchritter die Oſtmark für das Deutſch⸗ 
tum eroberte, ſiegen heute im Oſten wie im Weſten die 
Heere des ruhmvollen Staates, der vom alten Ordensſtaat 
Farben, Namen und vor allem deſſen urſprünglichen Geiſt 
übernommen hatte. 

Die Jahrhunderte der Ottonen, Salier und Hohenſtaufen 
haben Taten geſehen und Ereigniſſe von blendenderem Glanz 
als die tapfere fleißige Koloniſierung Oſtelbiens, aber nichts 
Größeres. Von dem romantiſchen Schimmer der Kreuz⸗ 
und Nömerzüge ijt auch die Eroberung des alten Preußen⸗ 
landes durch den Deutſchen Ritterorden nur ein ſchwacher 
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Abglanz. Und die zähe Kulturarbeit der Mönchsorden in 
den öſtlichen Wäldern und Sümpfen, der deutſchen Bürger in 
den neuentſtehenden öſtlichen Städten nehmen ſich vollends 
proſaiſch und hausbacken aus neben den großartigen, aber 
unglücklichen Abenteuern der alten kaiſerlichen Weltpolitik. 
Aber es war, wie ſo oft in der Geſchichte, das Glänzende, 
das aller Augen auf ſich zog, nur für den Augenblick ge⸗ 
boren, um bald zu verſchwinden, während das Unſcheinbare, 
was ſich gleichſam auf einem Nebengeleis der deutſchen Ge⸗ 
ſchichte vollzog, das Echte war, das der Zukunft unverloren 
blieb. Die Kleinodien des Heiligen Römiſchen Reichs Deut⸗ 
ſcher Nation, Reichsapfel und Schwert, Mantel und Zepter, 
die alte deutſche Kaiſerkrone ſtammten aus Sizilien, und 
der ſie erwarb, Kaiſer Heinrich VI., ruht im Dom von 
Palermo. Von dort kamen die Reichskleinodien in die 
Wiener Schatzkammer, wo ſie ſich noch befinden. Aber der 
erſte Kaiſer des neuen Deutſchen Reichs hat ſich die preußiſche 
Königskrone in der Hauptſtadt des Ordenslandes, in Königs⸗ 
berg, aufs Haupt geſetzt. Wir gedenken heut mit größerem 
Dank des Deutſchen Ordens, der uns Preußen gab, der 
Welfen, die uns Holſtein und Mecklenburg gewannen, und 
der brandenburgiſchen Askanier, als der Siege in Italien 
und Paläſtina. Das folgenreichſte nationale Mißgeſchick 
war nicht der traurige Untergang der Hohenſtaufen durch 
die Ränke welſcher Politik, ſondern der Tag von Tannen⸗ 
berg, der den Verluſt eines großen Teiles jahrhunderte⸗ 
langer deutſcher Koloniſationsarbeit, den nationalen Ver⸗ 
luſt Weſtpreußens und Danzigs an Polen zur Folge hatte 


265 


und der ſtolzen Selbſtändigkeit des deutſchen Ordens⸗ 
ſtaates ein Ziel ſetzte. Es war die weiſe Staatskunſt 
der hohenzolleriſchen Kurfürſten, die es verhinderte, daß 
uns Deutſchen der nationale Beſitz im äußerſten Often 
vollends entglitt und die hier auf öſtlichen deutſchen Vor⸗ 
poſten frühe ſchon das allgemeine deutſch⸗nationale In⸗ 
tereſſe dem Staatsintereſſe Brandenburg⸗Preußens ver⸗ 
mählte. Es kann eine Frage ſein, ob ohne den ſchwarzen 
Tag von Tannenberg, jene Niederlage bei dem oſtpreußiſchen 
Städtchen, deſſen Name erſt in unſerer Gegenwart durch 
den ruhmvollen Sieg des Generalfeldmarſchalls von Hinden⸗ 
burg für alle Zeiten einen anderen und ſchönen Klang er⸗ 
halten hat, der Ordensſtaat imſtande geblieben wäre, den 
Oſten gegen die polniſche Übermacht auf die Dauer deutſch 
zu erhalten. Es iſt keine Frage, daß wir Oſt⸗ und Weſtpreußen 
für alle Zeiten verloren hätten wie zuvor die weſtlichen und 
ſüdlichen Gebiete, wenn Deutſchland nicht im Hauſe Hohen⸗ 
zollern ein ebenſo unverdroſſener und umſichtiger wie tap⸗ 
ferer und entſchloſſener Hüter der deutſchen Marken erſtanden 
wäre. Das Recht auf Oſtpreußen, das durch eine kluge 
Familienpolitik geſchaffen war, hat der Große Kurfürſt mit 
dem Schwert behauptet, als er in der Warſchauer Schlacht 
ſiegreich den roten Adler von Brandenburg gegen den weißen 
Adler des Königs von Polen führte und die Feſſeln pol⸗ 
niſcher Lehensherrſchaft zerbrach. Klug nannte der erſte 
König ſich König in Preußen und ſprach damit für ſeine 
Nachfolger die Erwartung aus, König von Preußen durch 
den einſtigen Beſitz Weſtpreußens zu werden. Und dieſe Er⸗ 
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wartung erfüllte ſich, als der Große König in der erſten Tei⸗ 
lung Polens Weſtpreußen erhielt, als den Siegespreis des 
Siebenjährigen Krieges, wie Friedrichs des Großen Biograph, 
Reinhold Koſer, treffend ſagt. Nur dem Sieger von Noß⸗ 
bach, Leuthen und Zorndorf gewährte die Zarin Katharina 
einen Anteil an polniſchem Lande, das aufgehört hatte, ein 
ſelbſtändiges ſtaatliches Exiſtenzrecht zu haben, ſeitdem die 
ſtaatlichen Zuſtände der Adelsrepublik anarchiſche geworden 
waren. 

Nicht als neuerworbenes, fremdes, ſondern als zurück⸗ 
gewonnenes deutſches Land ward Weſtpreußen angeſehen. 
Und mit Recht. Denn deutſch war dies Land unter der 
Ordensherrſchaft politiſch geweſen, und deutſch war es ge⸗ 
worden durch die Arbeit deutſcher Siedler in Stadt und 
Land. Preußen brachte aber nicht nur dem weſtpreußiſchen 
Deutſchen eine deutſche Herrſchaft wieder und das ſchöne 
Recht, als deutſcher Bürger eines deutſchen Staates zu 
ſein, es brachte ſeinen neuen polniſchen Untertanen Freiheit 
und Recht. Als das einzige Land, wo die Maſſe des Volkes 
aller Rechte der Menſchheit entbehrte, hatte König Stanis⸗ 
laus Leſzczinſki klagend ſein Land bezeichnet. Das milde 
und ſtrenge, freie und gebundene, gerechte Regiment des 
großen Preußenkönigs brachte der polniſchen Bevölkerung, 
was ſie bis dahin entbehrt hatte. „Das ſicherſte Mittel, 
dieſen geknechteten Leuten beſſere Begriffe und Sitten 
beizubringen, wird immer ſein, ſolche mit der Zeit mit 
Deutſchen zu vermiſchen, und wenn es nur anfänglich mit zwei 
oder drei in jedem Dorf geſchehen kann“, ſchrieb Friedrich 
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der Große noch vor dem Teilungsjahr 1772. Noch ehe ein 
Fußbreit polniſchen Landes in preußiſchen Beſitz gekommen 
war, kennzeichnete der Große König in einer Zeit, die das 
Nationalitétenproblem im modernen Sinne noch gar nicht 
kannte, die künftige Kulturaufgabe Preußens in den pol⸗ 
niſchen Gebieten als eine Germaniſierung. Alsbald nach 
der Beſitzergreifung begann er mit dem Anſiedlungswerk, 
für das er ſeine Siedler in ganz Deutſchland ſuchte und 
fand. Auch der König ſetzte nur fort, was im Mittelalter 
begonnen war, die nationale Eroberung des deutſchen Oſtens 
durch die Anſiedlung deutſcher Landwirte auf dem Lande, 
deutſcher Handwerker, Kaufleute und Gewerbetreibender 
in den Städten. Und als Bismarck mit ſeiner Anſiedlungs⸗ 
politik im Jahre 1886 in größerem Maßſtabe vorging, da 
griff er, wie in ſo vielen der größten ſeiner nationalen Ent⸗ 
ſchlüſſe, die Zügel auf, die der Große König gehalten hatte 
und die nach ſeinem Tode am Boden geſchleift hatten. 
Ein Beweis unter vielen, wie einheitlich die nationale Ge⸗ 
ſchichte der Völker iſt, ein Beweis, daß es in nationaler 
Hinſicht nicht zwei Möglichkeiten von gleichem Recht, ſondern 
nur eine von eigenem Recht gibt. So wahr es iſt, daß wir 
unter den veränderten Verhältniſſen die großen Vorbilder 
der Vergangenheit nicht ſklaviſch nachahmen dürfen, fo 
wahr iſt es aber auch, daß die großen nationalen Geſichts⸗ 
punkte, die unſere größten Männer geleitet haben, ihren 
Wert für alle Zeiten und Gelegenheiten behaupten, und 
daß man ungeſtraft nicht dagegen ſündigen kann. 

Es ijt bekannt, daß Preußen von dem ungeheuren Zu 
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wachs an ehemals polniſchem Gebiet, das ihm die zweite 
und dritte Aufteilung Polens gebracht hatten, bei ſeiner 
Wiederherſtellung im Jahre 1815 nur einen geringen Teil 
behalten hat, neben Weſtpreußen die heutige Provinz Poſen, 
im ganzen nicht mehr als 7½ % vom alten Königreich Polen. 
War auch die Provinz Poſen mit ihrem ſeit dem Jahre 1000 
beſtehenden Erzbistum einſt das Herzſtück des polniſchen 
Reiches geweſen, ſo war es doch im Laufe der Jahrhunderte 
der Teil des großen Reiches geworden, der am ſtärkſten mit 
deutſchem Element durchſetzt worden war. Mit der Ein⸗ 
gliederung dieſer alteingeſeſſenen deutſchen Bevölkerung in 
den Oſtlanden übernahm Preußen eine nationale deutſche 
Pflicht neben den natürlichen ſtaatlichen Pflichten gegen⸗ 
über den Polen, die auf ſeinem Staatsgebiet wohnen und 
preußiſche Landeskinder geworden ſind. 

In einer Unterredung über den Unterſchied zwiſchen 
privater und politiſcher Moral hat meines Wiſſens Goethe 
einmal die Außerung fallen laſſen, die Polen wären an 
ihrer verworrenen Sinnesart zugrunde gegangen und hätten 
an ihr zugrunde gehen müſſen. Trotzdem wird niemand die 
Augen verſchließen vor der Tragik des Schickſals dieſes hoch⸗ 
begabten und tapferen Volkes. Wie es unrecht iſt, im Kampf 
gegen die Sozialdemokratie den arbeitenden Klaſſen zu nahe 
zu treten, ſo iſt es unrecht, dem von der Staatsraiſon ge⸗ 
botenen Kampf gegen die großpolniſche Propaganda inner⸗ 
halb der ſchwarzweißen Grenzpfähle eine Spitze gegen 
unſere polniſchen Mitbürger zu geben, die 1866 und 1870 
wie im gegenwärtigen Krieg mit der dem Polen von jeher 
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eigenen glänzenden Bravour unter den preußiſchen Fahnen 
gefochten haben. Wir müſſen Achtung und, gerade weil 
wir unſer eigenes Volkstum hochhalten, Mitgefühl haben 
für die Treue, mit der der Pole an ſeinen nationalen Er⸗ 
innerungen hängt. Aber dieſe Achtung und dieſes Mit⸗ 
gefühl haben ihre Grenze da, wo der Wunſch und das Be- 
ſtreben hervortreten, an der Einheit und Geſchloſſenheit der 
preußiſchen Monarchie zu rütteln. Alle Rückſicht auf die 
polniſche Nationalität darf uns nicht hindern, für die Er⸗ 
haltung und Stärkung des Deutſchtums in den ehemals 
polniſchen Gebieten zu ſorgen. Niemand hat je daran ge⸗ 
dacht, die Polen verdrängen, vertreiben oder ausrotten zu 
wollen. Wie ſehr ſich unter preußiſcher Verwaltung die 
Lage der Polen gehoben hat, das geben auch die deutſchen 
Gegner einer konſequenten Oſtmarkenpolitik zu, das können 
die Polen ſelbſt nicht ernſtlich beſtreiten. Jeder Vergleich 
zwiſchen den Zuſtänden in Preußiſch⸗ und in Ruſſiſch⸗Polen 
zeigt, was Preußen für die Hebung ſeiner Polen getan hat. 
Aber es iſt die deutſche Pflicht und das deutſche Recht des 
Preußiſchen Staates, dafür zu ſorgen, daß unſere Deutſchen 
nicht von den Polen im Oſten Deutſchlands verdrängt wer⸗ 
den. Die Oſtmarkenpolitik hat nichts weniger zur Aufgabe 
als einen Kampf gegen die Polen, ſondern ihre Aufgabe iſt 
die des Schutzes, der Erhaltung und Verſtärkung des Deutſch⸗ 
tums neben den Polen, alſo ein Kampf um das Deutſch⸗ 
tum. Die deutſche Saat im Oſten darf uns nicht verloren 
gehen, wie ſo mancher andere von uns in der Welt aus⸗ 
geſtreute Samen. Viele Völker danken Deutſchland und 
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deutſcher Art einen Teil ihrer Blüte und Größe: Die Ver⸗ 
einigten Staaten mit 10 Millionen Bürgern deutſcher Her⸗ 
kunft, Rußland mit ſeinen deutſchen Koloniſten und nicht 
wenigen Staatsmännern und Feldherren deutſchen Bluts, 
Ungarn und Böhmen, denen Deutſche Lehrmeiſter in der 
Kultur waren, Dänemark und Schweden mit einem Adel 
und Bürgertum, die zu einem beträchtlichen Teil deutſchen 
Urſprungs ſind, Frankreich und England, deren Krieger⸗, Ge⸗ 
lehrten⸗ und Handelsſtand ſeit jeher deutſchen Einſchlag 
aufweiſen. Faſt alle europäiſchen Dynaſtien ſind deutſchen 
Urſprungs, überall hinterließ die Völkerwanderung ger⸗ 
maniſche Niederſchläge. Was blieb uns übrig von ſo viel 
edlem Samen? Innerhalb unſerer Grenzen, im deutſchen 
Oſten wollen wir die deutſche Saat aufgehen ſehen. Der 
Kampf für das Deutſchtum im Oſten durchzieht, mit wech⸗ 
ſelndem Erfolge und mit wechſelnden Mitteln geführt, die 
100 Jahre, die vergangen ſind ſeit der Feſtſetzung der 
Grenzen des wiederhergeſtellten Preußiſchen Staates auf 
dem Wiener Kongreß. Die Aufgabe der Löſung der pol⸗ 
niſchen Frage wäre für Preußen leichter geweſen, wenn 
nicht die erkünſtelte und unhaltbare napoleoniſche Schöpfung 
des Großherzogtums Warſchau den Polen trügeriſche Hoff⸗ 
nungen erweckt hätte. Die ſchmerzlichen Erfahrungen von 
1830, 1848 und 1863 wären den Polen diesſeits und jen⸗ 
ſeits der preußiſchen Grenze vielleicht erſpart geblieben, 
wenn in ihnen die Erinnerung an die ephemere Staats⸗ 
ſchöpfung des erſten Napoleon nicht gelebt hätte. Der Ge⸗ 
danke daran, daß die Aufteilung der polniſchen Republik 
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unter die Oſtmächte von 1793 bis 1807 nur ein Proviſorium 
geweſen war, erſchwerte es naturgemäß den Polen, die 
vollendete Tatſache nach dem Sturz Napoleons und ſeiner 
für die militäriſchen Zwecke Frankreichs gegründeten Staaten 
als ein Definitivum anzuſehen. Fürſt Bismarck hat bekannt⸗ 
lich ein ſelbſtändiges polniſches Staatsweſen für unverein⸗ 
bar mit unſeren Lebensintereſſen gehalten und dieſer ſeiner 
Überzeugung in Reden, Briefen und Geſprächen und noch 
am Abend ſeines Lebens in ſeinem politiſchen Teſtament, 
den „Gedanken und Erinnerungen“, offen und nachdrück⸗ 
lich Ausdruck gegeben. Als er im Winter 1887/88, in 
einer Zeit hochgradiger Spannung zwiſchen Oſterreich und 
Rußland, mit dem damaligen Botſchafter in Wien, dem 
Prinzen Heinrich VII. Reuß, die Möglichkeit eines Krieges 
zwiſchen den drei Kaiſermächten erörterte, ſchloß er die Dis⸗ 
kuſſion mit den Worten: „Und was wollen wir denn 
machen, wenn wir Rußland beſiegt haben? Etwa Polen 
wiederherſtellen? Dann könnten wir ja 20 Jahre ſpäter 
wieder ein Bündnis zwiſchen den drei Kaiſerreichen zum 
Zweck einer neuen und vierten Teilung Polens ab⸗ 
ſchließen. Aber dies Vergnügen lohnt doch eigentlich nicht 
einen großen und ſchweren Krieg.“ Fürſt Bismarck hat auch 
wiederholt auf die Gefahr hingewieſen, daß ein in irgend 
einer Form ſelbſtändiges Polen der geborene Alliierte von 
Frankreich, England und jedem anderen unſerer Gegner 
werden könnte. In einem mit Oſterreich verbundenen Neu⸗ 
Polen läge eine Gefahr für die habsburgiſche Monarchie, 
inſofern als dieſe Kombination zu einer Schwächung des 
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deutſchen Elements in Ofterreid führen könnte. Daneben 
würden die polniſche Hoffnung auf die Gewinnung der ge⸗ 
miſchtſprachigen preußiſchen Landesteile und eine ent⸗ 
ſprechende Propaganda eine ſchwer erträgliche Belaſtungs⸗ 
probe für die deutſch⸗öſterreichiſchen Beziehungen bedeuten. 
Dies war Bismarcks Anſicht über das polniſche Problem. 

Wir dürfen jedenfalls nicht vergeſſen, daß die preußiſche 
Monarchie durch den Zerfall der polniſchen Republik groß 
geworden iſt, und daß der ſchwarze Adler, 

Schwer iſt ſein Flug, 
Er trägt die Weltgeſchichte, 

ſtieg im Kampfe mit dem weißen Adler. Sollte dieſer 
Weltkrieg den alten Traum des Polentums erfüllen, ſollte 
tatſächlich durch uns jetzt dauernd für die Polen verwirk⸗ 
licht werden, was ſie von unſerm gefährlichſten Feind, 
Napoleon I., nur vorübergehend erlangten, und ſollte 
150 Jahre nach dem Großen König und der erſten Teilung 
Polens ein ſelbſtändiges oder autonomes Polen wieder⸗ 
erſtehen, ſo muß die unlösbare Zuſammengehörigkeit der 
preußiſchen Monarchie und ihrer öſtlichen Grenzländer um 
ſo entſchloſſener ſichergeſtellt, die Zukunft des Deutſchtums 
in den gemiſchtſprachigen Provinzen um ſo ſorgſamer und 
gewiſſenhafter gewahrt werden. Was das deutſche Schwert 
mit deutſcher Kraft und deutſchem Blut für die polniſche 
Sache erkämpft, darf in der Folge nicht dem Preußiſchen Staat 
und dem Deutſchtum Schaden bringen. 

Die Aufgabe, die Preußen in ſeinen 1815 zurückgewon⸗ 
nenen und ſeit 1772 im Beſitz befindlichen ehemals polniſchen 
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Gebieten zu erfüllen hatte, lag einfach genug. Es mußte 
auf der einen Seite der großpolniſchen Propaganda nach⸗ 
drücklich entgegentreten, auf der anderen Seite für die Er⸗ 
haltung und Förderung des Deutſchtums in den Oſtlanden 
Sorge tragen. Beide Pflichten bedingten einander inſo⸗ 
fern, als die zentrifugalen Hoffnungen der Polen in dem 
Maße an Boden verlieren mußten, wie ihnen ein ſtarkes 
Deutſchtum, das in den Oſtprovinzen angeſeſſen war, die 
Wage hielt. Wäre dieſe Aufgabe von Anfang an nach den 
Freiheitskriegen ſo klar erkannt und ſo feſt angegriffen wor⸗ 
den, wie es Friedrich der Große getan hatte, hätte ſich die 
preußiſche Regierung nicht wiederholt im Zuge mißver⸗ 
ſtandener Zeitſtimmungen von der ſo klar vorgezeichneten 
Richtung abbringen laſſen, ſo wären wir heute mit Sicher⸗ 
heit ein gutes Stück weiter auf dem Wege zur Löſung 
unſeres Oſtmarkenproblems. Wie oft in der Politik, be⸗ 
ging man die Fehler nicht dadurch, daß man mit ſchneller 
Entſchlußkraft das Nächſtliegende tat, ſondern dadurch, daß 
man unter Sentiments und Bedenklichkeiten einen klaren, 
zweifelsfreien Entſchluß überhaupt nicht finden konnte. Auch 
in der Politik iſt das Einfachſte zwar nicht immer, aber doch 
meiſtens das Belte. 

Schlagworte, mit denen ſich die parteipolitiſchen Gegner 
und Freunde einer bewußten nationalen Oſtmarkenpolitik 
bedenken, bezeichnen die verſchiedenen Phaſen unſerer preu⸗ 
ßiſchen Polenpolitik nur oberflächlich. Das Ziel der preu⸗ 
ßiſchen Oſtmarkenpolitik ijt ſtets das der Verſöhnung der 
Staatsangehörigen polniſcher Nationalität mit 1 Preu⸗ 
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biden Staat und der deutſchen Nation geweſen. Es kann 
ſich immer nur um verſchiedene Mittel handeln, mit denen 
die Verſöhnung erreicht werden ſoll. um etwas anderes 
hat es ſich niemals gehandelt, mögen nun Zerboni, die Rat- 
geber Friedrich Wilhelms IV. und Caprivi oder Flottwell, 
Grolmann, Bismarck, Miquel und meine Wenigkeit unſerer 
jeweiligen Oſtmarkenpolitik den Charakter beſtimmt haben. 
Eine Ausſöhnung unſerer polniſchen Mitbürger mit ihrer Zu⸗ 
gehörigkeit zum Preußiſchen Staat und zum Deutſchen 
Reich, das muß am letzten Ende einmal durch unſere Oſt⸗ 
markenpolitik erreicht werden. Nur darf dieſe Ausſöhnung 
nicht gehen auf Koſten unſeres nationalen Beſitzſtandes 
im Oſten, auf Koſten der Einheit, der Souveränität des 
Preußiſchen Staates. 

Selten iſt ein Staat den in ſeinen Grenzen lebenden 
Angehörigen einer anderen Nationalität vorurteilsloſer und 
wohlwollender entgegengekommen, als Preußen ſeinen 
Polen im zweiten und dritten Jahrzehnt des 19. Jahr⸗ 
hunderts. Als Ludwig XIV. die Grenzen ſeines Reichs 
durch glückliche Kriege ausgedehnt hatte, war das erſte, daß 
er 1684 für ſeine elſäſſiſchen, flämiſchen und katalaniſchen 
Untertanen den Gebrauch einer anderen Gerichts⸗ und 
Verwaltungsſprache als des Franzöſiſchen unterſagte, und 
im Jahre II der Einen und unteilbaren Republik wieder⸗ 
holte der Konvent, deſſen Prinzipien und Ideen im übrigen 
recht verſchieden von denen des Grand Roi waren, dieſes 
Verbot. Preußen trat nach der Wiedererwerbung der ihm 
durch Napoleon entriſſenen Provinzen Poſen und Weſt⸗ 
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preußen ſeinen polniſchen Untertanen mit väterlicher Milde 
entgegen, polniſcher Eigenart wurde in weitem Umfang 
Rechnung getragen, die Segnungen der Stein⸗Harden⸗ 
bergiſchen Reformen wurden den Polen in vollem Um⸗ 
fange zuteil, ein landwirtſchaftlicher Kreditverein half der 
nach den Kriegen tief darniederliegenden polniſchen Land⸗ 
wirtſchaft, ein Provinziallandtag in Poſen ſorgte für Ver⸗ 
tretung der örtlichen polniſchen Intereſſen, die Landräte 
durften gewählt werden und wurden polniſch gewählt, ein 
polniſcher Statthalter wurde dem preußiſchen Oberpräſi⸗ 
denten zur Seite geſetzt. Die Quittung war der Aufſtand 
des Jahres 1830. Preußen hatte nicht nur ohne jeden Er⸗ 
folg ſeine Polen heiß umworben. Es hatte mehr getan, 
hatte den Polen der Oſtmark zuliebe die Sorge um die 
oſtmärkiſchen Deutſchen vergeſſen, indem es dieſes deutſche 
und polniſche Land unter eine rein polniſche Verwaltung 
gegeben hatte. 

Die Männer, die von 1830 bis 1840 in Poſen wirkten, 
der Oberpräſident v. Flottwell und der Kommandierende 
General v. Grolmann, beſannen ſich wieder der deutſch⸗ 
nationalen Pflichten Preußens im Oſten. Es begann die 
zweite Phaſe der Oſtmarkenpolitik, die an die nationalen 
Traditionen des Mittelalters, an die Politik des Großen 
Königs anknüpfte, und die der Oſtmarkenpolitik Bismarcks und 
meiner Oſtmarkenpolitik die Wege gewieſen hat. Der pol⸗ 
niſche Statthalter verſchwand, die Aufhebung der Landrats⸗ 
wahl gewährte die Möglichkeit der Beſtellung deutſcher Be⸗ 
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beſcheiden mit dem Anſetzen deutſcher Gutsbeſitzer in den 
Oſtmarken begonnen. Die Flottwellſche Politik hatte ſo 
wenig wie die ſpäter auf denſelben Bahnen fortgeführte 
Oſtmarkenpolitik einen polenfeindlichen Charakter. Sie war 
im Gegenſatz zu der mißlungenen Politik zwiſchen 1815 und 
1830 nur darauf bedacht, dem Deutſchtum neben dem 
Polentum wieder zu ſeinem Recht zu verhelfen, ſie erinnerte 
ſich der deutſchen Pflichten, die Preußen mit dem Erwerb 
der alten öſtlichen Koloniſtenlande übernommen hatte. Was 
den Polen genommen wurde, das waren in der Tat nicht 
ſtaatsbürgerliche Rechte, ſondern Vorrechte. 

Der Verſuch, die Polen durch Sonderrechte dem Preu⸗ 
ßiſchen Staat zu gewinnen, wurde wiederholt in dem Jahr⸗ 
zehnt nach der im Jahre 1840 erfolgten Verſetzung Flott⸗ 
wells von Poſen nach Magdeburg und fand ſeine Krönung 
durch die geſcheiterte ſogenannte „nationale Reorganiſation“ 
Poſens. Man gedachte in der Weiſe zu „reorganiſieren“, 
daß man den öſtlichen, mehr polniſchen Teil der Provinz 
Poſen von dem weſtlichen, mehr deutſchen ſchied und ihn 
völliger Poloniſierung anheimgab. Die Polen verlangten 
vollendete Autonomie in der ganzen Provinz, ähnlich der⸗ 
jenigen, die Ungarn heute in der Habsburgiſchen Monarchie 
beſitzt. Die Deutſchen der Provinz gerieten in leidenſchaft⸗ 
liche Erregung über den drohenden Verluſt ihrer Native 
nalität. Das Ergebnis des unſeligen Verſuchs war eine 
bis dahin noch unbekannte Erbitterung der beiden Natio⸗ 
nalitäten im Oſten gegeneinander. 

Nach jahrzehntelanger, in den ſechziger und ſiebziger 
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Jahren durch die mühevolle Gründung und Konſolidierung 
des Reiches verurſachter Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Nationalitätenkampf im Oſten ſetzte Bismarck im Jahre 
1886 mit ſeiner groß angelegten nationalen Oſtmarkenpolitik 
ein, nachdem er 1872 die ſtaatliche Schulaufſicht für Poſen 
und 1873 die deutſche Sprache als Unterrichtsſprache ein⸗ 
geführt hatte. Die Ara Flottwell hatte nur erſt eine natio⸗ 
nale Korrektur der Oſtmarkenpolitik ſein können. Mit Bis⸗ 
marck ſetzte der bewußte Kampf um das Deutſchtum in den 
Oſtmarken ein. Bis dahin war man aus der Defenſive nicht 
herausgekommen. Unter Bismarck begann die nationale 
Offenſive des Preußiſchen Staats, um das Deutſchtum im 
Oſten zu retten, zu erhalten und nach Möglichkeit zu ſtärken. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Polen in leidenſchaftliche 
Bewegung gerieten, daß ſie ſich zur Wehr ſetzten und mit 
ihren muſtergültigen Organiſationen den Kampf aufnahmen. 
Der Nationalitätengegenſatz gewann an Schärfe. Die Oſt⸗ 
markenpolitik zog ihre Kreiſe über die geſamte Parteipolitik. 
Es iſt richtig, daß durch die nationale Oſtmarkenpolitik unſer 
innerpolitiſches Leben nicht bequemer geworden war, daß 
wir ein neues Moment des Kampfes und der Unruhe hinzu 
erhalten hatten, daß die großpolniſche Propaganda unter 
den Polen Preußens allgemeiner und heftiger geworden 
war. Die Gegner der preußiſchen Oſtmarkenpolitik, die 
deutſchen wie die polniſchen, argumentieren oft und gern 
mit dem Hinweis auf die Beunruhigung, die erweckt worden 
iſt durch die von Bismarck ſelbſt und ſpäter in ſeinem Geiſt 
geführte nationale Oſtmarkenpolitik. Eine ſolche Argumen⸗ 
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tierung trifft nur die allgemeinpolitiſche Schale, nicht den 
nationalen Kern der Polenfrage. Sie beſagt nichts anderes 
als jenen ebenſo bequemen wie billigen Gemeinplag, daß 
in der äußeren wie in der inneren Politik Ruhe und Frieden 
leicht zu haben ſind, wenn niemals ein Ziel erſtrebt wird, 
das nur unter Kämpfen und Schwierigkeiten zu erreichen 
iſt. Solche Ruhe iſt in der Politik ſtets ziemlich mühelos 
erreichbar. 

Die Frage der Oſtmarkenpolitik iſt die: Sollen wir zu⸗ 
geben, ſollen wir durch Untätigkeit dazu beitragen, daß die 
Oſtlande, d. h. Poſen, Weſtpreußen, Oberſchleſien und Teile 
von Oſtpreußen dem Deutſchtum wieder verloren gehen 
oder nicht? Dieſe Frage ſtellen, heißt ſie beantworten. Es 
iſt deutſche Pflicht und deutſches Recht, unſeren nationalen 
Beſitzſtand im preußiſchen Oſten zu behaupten und, wenn 
möglich, zu mehren. In den ſiebzig Jahren, die zwiſchen 
dem Wiener Kongreß und dem Beginn der preußiſchen 
Anſiedelungspolitik liegen, hatte ſich gezeigt, daß weder eine 
peinliche Reſpektierung der polniſchen Nationalität, noch 
eine Ignorierung der Nationalitätenfrage im Oſten über⸗ 
haupt verhindern konnten, daß das Deutſchtum im Oſten 
langſam und ſicher vom Polentum verdrängt wurde. Nur 
eine planmäßige Förderung des Deutſchtums konnte ein 
ſicheres Erliegen des Deutſchtums verhindern. Wurde da⸗ 
durch der Nationalitätengegenſatz zunächſt verſchärft, ſo war 
das gewiß beklagenswert, aber es war unvermeidlich. Es 
gibt nun einmal im politiſchen Leben zuweilen harte Not⸗ 
wendigkeiten, die ſchweren Herzens erfüllt werden, aber von 
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deren Erfüllung keine Gefühlsregung befreien darf. Die 
Politik iſt ein rauhes Handwerk, in dem ſentimentale Seelen 
es ſelten bis zum gelungenen Geſellenſtück zu bringen pflegen. 

Mit dem fundamentalen Anſiedelungsgeſetz von 1886 be⸗ 
gann Bismarck den Kampf um den Boden in großem Stil. 
Er forderte und erhielt 100 Millionen zum Zwecke des An⸗ 
kaufs von Gütern und der Anſiedelung deutſcher Bauern, 
alſo der zahlenmäßigen Verſtärkung des deutſchen Elementes 
in den Oſtmarken. Das Anſiedelungswerk iſt das Kernſtück 
der preußiſchen Oſtmarkenpolitik, denn es ſetzt deutſche 
Menſchen in den öſtlichen Gebieten an. Und eine Frage 
der ziffernmäßigen Stärke der deutſchen Bevölkerung neben 
der polniſchen iſt die ganze Oſtmarkenfrage. Durch An⸗ 
ſiedelung iſt die nationale Erringung des deutſchen Oſtens 
vor einem Jahrtauſend begonnen worden, nur durch An⸗ 
ſiedelung ijt der nationale Erwerb zu behaupten. Das Oft⸗ 
markenproblem iſt im Grunde ſo unkompliziert wie möglich. 
Seine Löſung iſt weniger eine Frage politiſcher Weisheit 
als eine Frage politiſcher Tapferkeit. 

Bismarck griff auf Grund des neuen Geſetzes kräftig zu, 
und es wurden in den erſten 5 Jahren von 1886 bis 1890 
etwa 46 000 ha aus polniſcher Hand erworben. Der An⸗ 
fang der neunziger Jahre brachte als Begleiterſcheinung 
eines ſonſt beklagenswerten Creignifjes für die Tätigkeit der 
Anſiedelungskommiſſion eine glänzende Chance. Durch den 
Notſtand der Landwirtſchaft ſanken die Gutspreiſe rapide, 
und es wäre nicht ſchwer geweſen, eine gewaltige Land⸗ 
maſſe für die Zwecke ſpäterer Beſiedelung durch Deutſche 


280 

aus polniſcher Hand zu erwerben. Aber eben um jene Zeit 
glaubte Graf Caprivi aus parlamentariſchen Gründen in der 
Oſtmarkenpolitik wieder einmal den Kurs wechſeln zu müſſen. 
Den Konzeſſionen in Schul⸗ und Kirchenfragen folgte die Hilfe⸗ 
leiſtung für die polniſche Landbank, das heißt eine Rettungs⸗ 
aktion für eben die polniſchen Grundbeſitzer, aus deren Liegen⸗ 
ſchaften die Anſiedelungskommiſſion beſtrebt ſein mußte, 
Land zu erwerben. Der nächſte und beabſichtigte parla⸗ 
mentariſche Zweck wurde zwar ſoweit erreicht, daß die 
Polenfraktion der Armeevorlage von 1893 zuſtimmte. Aber 
es zeigte ſich bald, daß die Haltung der Fraktion im Parla⸗ 
ment, wie das ja oft geſchieht, der Meinung der Partei 
im Lande nicht entſprach. Gelegentlich der Beratung der 
Flottenvorlage verſagte die Mehrheit der Fraktion dem 
Führer Koscielski die Gefolgſchaft. Herr von Koscielski ſelbſt 
hielt in Lemberg 1894 jene unvorſichtige Rede, die weſent⸗ 
lich dazu beitrug, eine Umwendung der preußiſchen Oſt⸗ 
markenpolitik in die Bahnen Bismarcks zu bewirken. Da⸗ 
mals, im September 1894, wurde der deutſche Oſtmarken⸗ 
verein gegründet, nach einer Huldigungsfahrt oſtmärkiſcher 
Deutſcher zum Altreichskanzler nach Varzin. 

Die Traditionen Bismarcks fanden nach dem Rücktritt 
Caprivis einen umſichtigen Vertreter in Miquel. Dem Fonds 
der Anſiedelungskommiſſion wurden 1898 neue Mittel zu⸗ 
geführt, mit Landerwerb wurde in größerem Maßſtabe vor⸗ 
gegangen. Aber die Wahrheit des Dichterwortes: „Was 
man von der Minute ausgeſchlagen, gibt keine Ewigkeit 
zurück“, erwies ſich auch in der preußiſchen Oſtmarken politik. 
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Die günſtige Konjunktur auf dem Gütermarkte, die anfangs 
der neunziger Jahre ungenützt geblieben war, war vorüber. 
Dem polniſchen Grundbeſitz war in der kritiſchen Zeit ge⸗ 
holfen worden, die Polen hatten Zeit gewonnen, ſich zum 
Kampf um den Boden zu organiſieren. Während von 1886 
bis 1888 durchſchnittlich jährlich 11000 ha aus polniſchen 
Händen von der Anſiedelungskommiſſion erworben worden 
waren, konnten 1895 nur 911 ha, 1896 1804 ha, 1897 bis 
1899 jährlich nur durchſchnittlich 2500 ha aus polniſcher 
Hand angekauft werden. Mehr und mehr mußte der für 
die Zwecke der Anſiedelung erforderliche Landbedarf aus 
deutſchem Gutsbeſitz gedeckt werden. 

Die Energie, mit der die Polen die Abwehr des deutſchen 
Angriffs auf ihren Boden in Szene geſetzt haben, verdient 
Bewunderung. Die deutſche Siedelungsaktion ward mit 
einer polniſchen Gegenaktion beantwortet. Die Polen par⸗ 
zellierten ihrerſeits Güter, für die ſie die Siedler vielfach 
gewannen aus der großen Zahl der polniſchen Induſtrie⸗ 
arbeiter im Weſten. Während es den Polen für eine Schande 
galt, den Deutſchen Land zu verkaufen, ſcheuten ſich Deutſche 
leider oft nicht, den Polen für hohes Entgelt deutſchen Grund⸗ 
beſitz zu überlaſſen. Wohl gelang es mir, nach Aufſchüttung 
des Anſiedelungsfonds im Jahre 1902 das Anſiedelungs⸗ 
werk in bedeutendem Umfange zu fördern. Es wurden 
22 007 ha im Jahre 1902, 42 052 ha 1903, 33 108 ha 1904, 
34 661 ha 1905, 29 671 ha 1906 und nach der Bewilligung 
neuer Mittel 1908 in dieſem Jahre 14 093 ha, 1909 
21 093 ha für die Anſiedelung erworben. Aber der Ankauf 
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von Gütern aus polniſchem Beſitz geſtaltete ſich immer 
ſchwieriger, da die Polen ihr Land feſthielten und die Tätig⸗ 
keit der Anſiedelungskommiſſion auf der einen, die polniſche 
Parzellierungspolitik auf der anderen Seite eine Güter⸗ 
ſpekulation zur Folge hatte, die die Güterpreiſe reißend in 
die Höhe trieb. Sollte das mit ſolchen Opfern und um den 
Preis ſchwerer Kämpfe unternommene Anſiedelungswerk 
nicht zur ſchließlichen Reſultatloſigkeit verurteilt ſein, ſo 
mußte ein Gedanke verwirklicht werden, den Bismarck ſchon 
1886 ausgeſprochen hatte und der ſpäter wieder und wieder 
erörtert worden iſt: der Gedanke der Enteignung. Das 
Geſetz von 1908 gab dem Staat das Recht, Anſiedelungsland 
im Wege der Enteignung zu erwerben, es war die logiſche 
Konſequenz der im Jahre 1886 begonnenen Anſiedelungs⸗ 
politik. 

Der Kampf um den Boden, der ſeinem Weſen nach ein 
Kampf um die ausreichende Durchſetzung des Oſtlandes 
mit deutſchen Menſchen iſt, wird immer das A und O unſerer 
nationaldeutſchen Politik im Oſten ſein. Der Kampf um 
deutſche Kultur und Bildung, vor allem um die deutſche 
Sprache, muß ihm zur Seite ſtehen. Wir wollen gewiß dem 
Polen die Mutterſprache nicht nehmen, aber wir müſſen 
dahin wirken, daß er ſich mit der deutſchen Sprache den 
Weg zum Verſtändnis deutſchen Geiſteslebens gewinnt. 
Mit der Anſiedelungspolitik kämpfen wir um das Deutſch⸗ 
tum im Oſten, mit der Schulpolitik im Grunde um un⸗ 
ſere Polen, die wir dem deutſchen Geiſtesleben näherbringen 
möchten. Ohne Schärfen geht es auch hier nicht, und fie 
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werden zunehmen oder ſich mildern, je nachdem die Polen 
ihren Widerſtand verſtärken oder vermindern. Die Grün⸗ 
dung der deutſchen techniſchen Hochſchule im Jahre 1904, 
zuvor der Kaiſerlichen Akademie in Poſen 1903 ſchuf Zentren 
deutſchen Geiſteslebens in den Oſtlanden, die hoffentlich 
ihre werbende Kraft allmählich erweiſen. 

Der preußiſchen Oſtmarkenpolitik hat es niemals an 
heftigen Kritiken gerade auf der deutſchen Seite gefehlt. 
Das ſcheinbar beweiskräftigſte Argument der Kritik iſt die 
Behauptung, unſere Oſtmarkenpolitik habe zu greifbaren 
Ergebniſſen nicht geführt, da ja nach beinahe zwanzigjähriger 
Anſiedelungspolitik heute das prozentuale Verhältnis zwi⸗ 
ſchen der deutſchen und polniſchen Bevölkerung in den Oſt⸗ 
marken noch nicht weſentlich verändert wäre. Da dies aber das 
von Bismarck geſetzte Ziel geweſen ſei, müſſe unſere Oſt⸗ 
markenpolitik, insbeſondere das Anſiedelungswerk, als ge⸗ 
ſcheitert angeſehen werden. Es iſt richtig, daß wir das Ziel 
unſerer Oſtmarkenpolitik noch nicht annähernd erreicht haben. 
Nur wenn wir auf dem von Friedrich dem Großen vor⸗ 
gezeichneten, von Bismarck neu begangenen Wege ohne 
kleinliche Schikanen, ohne ungeſchickte Brutalitäten, aber 
zielbewußt und vor allem konſequent vorgehen, dürfen wir 
hoffen, unſere nationale Aufgabe im deutſchen Oſten in 
langer Zeit erfüllen zu können. Was uns in unſerer Oſt⸗ 
mark vor allem not tut, iſt Stetigkeit. Als ich im Jahre 1902 
in Poſen weilte, ſagte mir der Generallandſchaftsdirektor 
und langjährige konſervative Reichstagsabgeordnete von 
Staudy, bei dem ich abgeſtiegen war, am Schluß einer 
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längeren Unterredung über oſtmärkiſche Dinge: „Und nun 
nur noch eins: Stetigkeit! Darauf kommt es hier an; nichts 
hat uns ſo ſehr geſchadet als unſer Schwanken, daß wir 
immer wieder umfielen. Jetzt durchhalten!“ Die vor einem 
Jahrtauſend begonnene, vier Jahrhunderte unterbrochene, 
ſeit noch nicht drei Jahrzehnten im deutſchen Oſten neu 
aufgenommene deutſche Koloniſationsarbeit kann in wenigen 
Jahren nicht zum Abſchluß gebracht werden. Es handelt ſich 
hier nicht um einen politiſchen Entſchluß gewöhnlicher Art, 
dem alsbald Gelingen oder Mißlingen folgt, ſondern wir 
befinden uns inmitten einer weltgeſchichtlichen Entwicklung, 
an der Generationen um Generationen mitzuwirken haben. 
Wird unſere nationale Arbeit im Oſten in dieſem großen 
Zuſammenhange als eine Entwicklungsetappe angeſehen, 
ſo dürfen wir ſagen, daß uns der Erfolg nicht verſagt 
geblieben iſt. Es ſind in den Jahren von 1886 bis 1911 
394 398 ha Land für die Anſiedelung deutſcher Bauern vom 
Staat erworben worden, darunter 112 116 ha aus pols 
niſchem Beſitz. 150 000 deutſche Seelen werden auf den 
Anſiedelungsgütern gezählt. 450 Dörfer ſind neu gegründet, 
und in 300 Dörfern iſt die Zahl der Deutſchen vermehrt 
worden. Die dank der Anſiedelungspolitik in unſerer Oſt⸗ 
mark erzielten Erfolge hat einer der verehrungswürdigſten 
Staatsmänner unſerer Zeit, Graf Botho Eulenburg, 1908 
in der Herrenhausdebatte über das Enteignungsgeſetz in 
überzeugender Weiſe dargelegt. Der Rückgang der Deutſchen 
zugunſten der Polen hat trotz des größeren polniſchen 
Kinderreichtums aufgehört, wie die letzten Volkszählungen 
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beweiſen. Seitdem am Anfang des Jahrhunderts die ver⸗ 
ſtärkte Siedelungspolitik eingeſetzt hat, nahmen die Deutſchen 
im Verhältnis mehr zu als die Polen. Das ſind Ergebniſſe 
von greifbarem Wert, das ſind erſte ſichere Schritte zu dem 
noch fernen Ziel, das erreicht werden kann, wenn wir dieſes 
opfervollen und gewiß unbequemen Kampfes nicht müde 
werden, und wenn vorübergehende Phaſen aktueller Politik 
nicht aufs neue die großen und permanenten Forderungen 
nationaler Politik in das Hintertreffen rücken. Wir dürfen 
uns auch keiner Täuſchung darüber hingeben, daß der 
Deutſche im Nationalitätenkampf noch nicht überall die 
wünſchenswerte Widerſtandskraft beſitzt, daß er in dieſem 
Kampfe noch zu oft unſerem Volkstum verloren zu gehen 
Gefahr läuft, wenn ihm nicht der Staat ſtützend und ſchützend 
zur Seite ſteht. Eine der größten Schwierigkeiten der Oſt⸗ 
markenfrage und zugleich der vielleicht ſtärkſte Beweis für 
die Unerläßlichkeit einer ſtetigen und feſten Oſtmarkenpolitik 
liegt in der Notwendigkeit, dem nun einmal aus Gründen, 
die mit unſeren guten und mit unſeren weniger guten 
Eigenſchaften zuſammenhängen, ſo leicht aſſimilierbaren 
Deutſchen den Rücken zu ſtärken. Die Regierung muß in 
dieſer Beziehung die Dinge nehmen, wie ſie liegen. Sie 
hat, wie ich das am 10. Dezember 1901 im Reichstag, in 
meiner erſten Oſtmarkenrede ausſprach, die Pflicht, dafür 
zu ſorgen, daß der Deutſche und das Deutſchtum im Oſten 
nicht unter die Räder kommen.“) 

Wie es aber im deutſchen Oſten ausſähe, wenn nichts 
0) Reden II, Seite 27f. 
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geſchehen wäre zum Schutze und zur Stärkung des Deutſch⸗ 
tums, das iſt eine Frage, deren Beantwortung ein noch 
beſſeres Urteil des Geſchehenen enthält als eine Regiſtrierung 
des poſitiv Erreichten. Ehe wir daran denken durften, im 
Oſten nationale Eroberungen zu machen, mußte unſer natio⸗ 
naler Beſitz vor dem Verluſt bewahrt werden. Und das iſt 
gelungen, weil wir um ihn gekämpft haben. Die Entwicklung, 
der Bismarck in den Arm fiel, ging hin zu einer allmählichen 
aber ſicheren Poloniſierung der Oſtlande. Eine drohende 
Gefahr verhindert zu haben, iſt bisweilen in der Politik 
ein beſſerer Erfolg als die Erringung eines momentanen 
Vorteils. Wäre der zunehmenden Poloniſierung nicht eine 
bewußte, vom Staat getragene Germaniſierung entgegen⸗ 
geſetzt worden, ſo würde es in Poſen und Weſtpreußen 
heute ausſehen wie in Galizien. Es iſt verſtändlich, wenn 
die öſterreichiſche Monarchie, die nicht ein auf der Grund⸗ 
lage einer Nationalität errichtetes Staatsweſen iſt, aus 
Gründen innerer und äußerer Politik ſeit den ſiebziger 
Jahren des vorigen Jahrhunderts im Kronlande Galizien 
auf jede weitere Germaniſierung verzichtet hat und den 
polniſchen Wünſchen auf das weiteſte entgegenkam, ſo 
daß Galizien heute ein vollkommen ſlawiſiertes Land iſt. 
Preußen iſt der Träger des Deutſchen Reiches und des 
nationalen Gedankens, iſt der deutſche Nationalſtaat «ar 
280%, und darf ſeinem nationalen Beruf nicht untreu 
werden. Preußen muß nach deutſchnationalen Geſichts⸗ 
punkten regiert und verwaltet werden. Hätten wir im 
Oſten der preußiſchen Monarchie die ſlawiſchen Elemente 
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in der Weiſe um ſich greifen und die Deutſchen überfluten 
laſſen, wie es in einem Teil von Cisleithanien geſchehen iſt, 
wir hätten heut anſtatt eines ſchwierigen Kampfes um das 
Deutſchtum in der Oſtmark einen Kampf um die Erhaltung 
der preußiſchen Staatseinheit, wir hätten nicht eine pol⸗ 
niſche Frage, ſondern eine polniſche Gefahr. 

Unjere Oſtmarkenpolitik ijt nationale Pflicht des deutſchen 
Volkes gegen ſich ſelbſt. Eine hochkultivierte und ſtarke 
Ration darf nicht einen einmal errungenen nationalen Be⸗ 
ſitz kampflos aufgeben, ſie muß den Glauben an die Werbe⸗ 
kraft ihrer nationalen Kultur und das Vertrauen in die 
eigene Kraft ſoweit haben, daß ſie ſich fähig und berechtigt 
fühlt, ihn zu befruchten. Ob wir unſern nationalen Beſitzſtand 
im Oſten feſthalten oder nicht, ob unſere Oſtmarkenpolitik im 
nationalen Gleiſe verharrt, was aus unſerer Oſtmark wird, das 
iſt keine parteipolitiſche, ſondern eine allgemeine nationale 
Frage, eine Frage, von deren bejahender oder verneinender 
Beantwortung nicht nur das Schickſal der Deutſchen im 
preußiſchen Oſten, ſondern die Zukunft Preußens und des 
Reiches und des geſamten Deutſchtums abhängen. Ich 
halte die Oſtmarkenfrage nach wie vor für eine der wich⸗ 
tigſten Fragen unſerer Politik, gleichviel welche Umge⸗ 
ſtaltungen ſich an und jenſeits der gegenwärtigen preu⸗ 
biden Staatsgrenze im Often aus dem Weltkriege er⸗ 
geben. 
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Wirtſchaftspolitik 


Selten oder niemals hat ein Land in fo kurzer Zeit einen 
ſo gewaltigen wirtſchaftlichen Aufſchwung erlebt wie das 
Deutſche Reich in der Epoche vom Frankfurter Frieden bis 
zum Ausbruch des Weltkrieges. Die Konſolidierung der 
deutſchen Großmachtſtellung in Europa, die dadurch voll⸗ 
zogene ſtaatliche Einigung Deutſchlands und Sicherung der 
deutſchen Grenzen und das Beſchreiten der weltpolitiſchen 
Wege unter gleichzeitigem Bau einer ſtarken Flotte: dieſe 
beiden folgenreichſten politiſchen Ereigniſſe unſerer neueren 
Geſchichte ſind am unmittelbarſten der Entwicklung unſeres 
wirtſchaftlichen Lebens zugute gekommen. In mehr als vier 
Jahrzehnten ungeſtörten Friedens konnte ſich der ſeit dem 
Ende des Mittelalters zum erſtenmal wieder erwachte 
deutſche Unternehmungsgeiſt die rapide Entfaltung der 
Verkehrsmittel, die Errungenſchaften der techniſchen Wiſſen⸗ 
ſchaften und Fertigkeiten, die hohe Entwicklung des modernen 
Geldverkehrs zunutze machen, um an der Vermehrung 
des deutſchen Wohlſtandes zu arbeiten. Aus dem armen 
deutſchen Lande iſt ein reiches Land geworden. Die 
Leichtigkeit, mit der Deutſchland die ungeheuren Summen 
der Kriegsanleihen aufgebracht hat, bewies eine Kapital⸗ 
kraft, die nicht nur das Ausland mit neidvollem Erſtaunen 
erfüllt hat, ſondern uns ſelbſt anfänglich überraſchend war. 


Wir haben erſt im Kriege erfahren, wie reich wir im Frie⸗ 
19* 
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den geworden waren. Das Volk der Denker, Dichter 
und Krieger ijt zu einem Kaufmanns⸗ und Handelsvolk 
erſten Ranges geworden. Wo ſind die Zeiten, wo unſer 
Schiller nur zwei gewaltige Nationen ringen ſah um der 
Welt alleinigen Beſitz, den Franken, der ſeinen ehernen 
Degen in die Wage der Gerechtigkeit wirft, und den Briten, 
der ſeine Handelsflotten gierig wie Polypenarme ausſtreckt? 
Wo er den Deutſchen, der, während die Erde geteilt wurde, 
im Land der Träume geweilt hatte, mit dem armen Poeten 
in den Himmel idealiſtiſcher Bedürfnisloſigkeit verſetzte? 
Vor Beginn des Krieges hatte die deutſche Induſtrie ihre 
Abnehmer bis hin in die entlegenſten Gegenden der Erde. 
Die deutſche Handelsflagge war den fremden Häfen ein ge⸗ 
wohnter Anblick und wußte ſich ſicher unter dem Schutze 
der deutſchen Kriegsſchiffe. Deutſche Kapitalien arbeiteten 
im Auslande neben denen der alten Geldmächte England 
und Frankreich und wirkten an der Feſtigung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Intereſſenverbindungen zwiſchen uns und an⸗ 
deren Völkern. Auf dem Felde der Weltwirtſchaft ſind die 
Folgen unſerer nationalen Wiedergeburt am fühlbarſten ge⸗ 
worden. In den Ziffern der internationalen Verkehrs⸗ und 
Handelsſtatiſtiken drückte ſich der Aufſtieg des Deutſchen 
Reiches neben den alten Mächten am plaſtiſchſten aus. 
Wir haben Grund, auf unſere gewaltigen wirtſchaftlichen 
Erfolge ſtolz zu ſein. Arbeitskraft, Organiſation und Methode 
ſind die gewaltigen Quadern, auf denen der mächtige Bau 
des deutſchen Wirtſchaftslebens ruht, drei echt deutſche 
Eigenſchaften, die uns in dieſer Stärke ſo leicht keiner nach⸗ 
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macht, denn ſie entſpringen dem bei uns mehr als anderswo 
entwickelten perſönlichen Pflichtgefühl, ſpezifiſch deutſcher Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit, deutſcher Intenſität, der wiſſenſchaftlichen 
Schulung des Deutſchen. Und die Genugtuung des deut⸗ 
ſchen Patrioten iſt gerechtfertigt, wenn er darauf hinweiſt, 
in wie beiſpiellos kurzer Zeit wir Deutſchen mit unſerer wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung die weite Strecke durchmeſſen haben, 
die uns noch vor einem halben Jahrhundert von Völkern 
trennte, die wir heute überflügelt haben. Nur der über⸗ 
ſchäumenden Lebenskraft eines kerngeſunden, willensſtarken 
und ehrgeizigen Volkes konnte ſolches gelingen. Aber wir 
durften uns nicht verhehlen, daß das beinahe raſende Tempo 
unſeres wirtſchaftlichen Emporkommens doch vielfach die 
ruhige organiſche Entwicklung geſtört und Diſſonanzen ge⸗ 
ſchaffen hatte, die eine Ausgleichung erforderten. Der Menſch 
iſt geneigt, über den in die Augen ſtechenden Erfolgen, die 
er einer ſpeziellen Begabung verdankt, die harmoniſche Ent⸗ 
wicklung ſeiner anderen Fähigkeiten und Kräfte zu vernach⸗ 
läſſigen. Er wird bisweilen ſolche Einſeitigkeit mit empfind⸗ 
lichen Rückſchlägen büßen müſſen, wenn veränderte Ver⸗ 
hältniſſe andere Kräfte und Leiſtungen erfordern. In 
Deutſchland war der rapide wirtſchaftliche Aufſchwung ein 
durch die Sonne der Zeitverhältniſſe begünſtigtes raſches 
Emporblühen der Induſtrie und des Handels. Die vollen⸗ 
deten modernen Verkehrsmittel öffneten uns anders als 
früher die Märkte auch entlegener Länder. Die Schätze 
unſeres heimiſchen Bodens waren noch ungehoben, die un⸗ 
vergleichlichen Fortſchritte der Maſchinen⸗ und Elektrotechnik 
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ſtellten ganz neue induſtrielle Betriebsmittel zur Verfügung, 
und das raſche Wachstum unſerer Bevölkerung lieferte die 
Maſſen der Arbeiter zur Gründung und Ausdehnung großer 
induſtrieller Betriebe. Dazu gaben vier Jahrzehnte des 
Friedens die Möglichkeit, den Weltmarkt in jeder Beziehung 
zu bearbeiten. Die kaufmänniſche und induſtrielle Begabung 
des deutſchen Volkes, die uns ſchon einmal vor Jahrhun⸗ 
derten zum erſten der handel⸗ und gewerbetreibenden Völker 
gemacht hatte und die durch unſere ſtaatliche Verkümmerung 
und einen ſchwecen nationalen Daſeinskampf bis zum letzten 
Drittel des 19. Jahrhunderts niedergehalten worden war, 
fand die Gunſt der Zeitverhältniſſe in ſeltener Weiſe zu 
ihrer Verfügung. Als ſich Unternehmer und königliche Kauf⸗ 
leute fanden, Männer wie Stumm und Krupp, Ballin und 
Rathenau, Kirdorf und Borſig, Siemens und Gwinner, die 
Gunſt der Zeit zu benutzen, mußten der Induſtrie und dem 
Handel die Erfolge der nächſten Zukunft gehören. Die Nation 
wandte ſich mehr und mehr den ſich neu eröffnenden Aus⸗ 
ſichten zu. Die unteren Volksklaſſen ſtrömten vom flachen 
Lande hinweg zu den induſtriellen Betrieben. Aus den 
mittleren und oberen Schichten des Bürgertums bildete ſich 
ein zahlreiches, tüchtiges induſtrielles Beamtentum. Die In⸗ 
duſtrialiſierung, die ſich um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
angekündigt hatte, vollzog ſich nach der Gründung des Reichs, 
vor allem ſeit dem Ausgang der achtziger Jahre in Deutſch⸗ 
land mit einer Vehemenz, die nur in den Vereinigten Staaten 
ihresgleichen hat. Noch im Jahre 1882 ernährte die deutſche 
Landwirtſchaft faſt fo viel Menſchen wie Handel und In⸗ 
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duſtrie zuſammen, im Jahre 1895 ſtand fie ſchon allein 
hinter der Induſtrie um beinahe 2 000 000 Berufsangehörige 
zurück. In dreizehn Jahren eine völlige Umkehr der Ver⸗ 
hältniſſe. 

Die wirtſchaftliche Geſetzgebung des Reiches hatte zwei 
Möglichkeiten, dieſer grundſtürzenden Veränderung Rech⸗ 
nung zu tragen. Sie konnte ihre ganze Hilfe den ohnehin 
durch die Zeitumſtände begünſtigten, mächtig und mit 
Leichtigkeit emporſtrebenden Gebieten der Induſtrie und 
des Handels zur Verfügung ſtellen, ſtärken, was an ſich am 
ſtärkſten ſchien, Deutſchland der Umwandlung in einen reinen 
Induſtrie⸗ und Handelsſtaat entgegenführen und die deutſche 
Landwirtſchaft ihrem Schickſal überlaſſen. Graf Caprivi 
und ſeine Mitarbeiter glaubten dieſen Weg wählen zu ſollen. 
Oder aber, es konnte der Landwirtſchaft durch die Geſetz⸗ 
gebung ein Ausgleich für die Ungunſt der Zeitverhältniſſe 
geſchaffen, der Umwandlung Deutſchlands in einen ein⸗ 
ſeitigen Induſtrieſtaat entgegengewirkt, und die Landwirt⸗ 
ſchaft kräftig und lebensfähig neben einer ſtarken Induſtrie 
erhalten werden. Dieſen Weg bin ich mit vollem Bewußtſein 
und aus innerſter Überzeugung mit den Zolltarifgeſetzen 
von 1902 gegangen, denn ich war davon durchdrungen, daß 
uns eine ſtarke Landwirtſchaft wirtſchaftlich und vor allem 
national und ſozial notwendig iſt, gerade weil die Indu⸗ 
ſtrialiſierung Deutſchlands in ſtändigem Fortſchreiten be⸗ 
griffen iſt. Ich bin immer der Anſicht geweſen, daß man im 
perſönlichen Verkehr und aus dem Leben mehr lernt als aus 
noch ſo profunden Kompendien. Ich neige zu der Anſicht, 
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daß man am meiften lernt, wenn man ſich mit Menſchen 
unterhält, die anderer Anſicht ſind und ihre Anſicht zu ver⸗ 
treten wiſſen. Du choc des opinions jaillit la vérité. Als 
ich mich vor Jahren einmal mit einem linksliberalen Parla⸗ 
mentarier über wirtſchaftliche Probleme unterhielt, fragte 
ich ihn ſchließlich: „und wenn es einmal hart auf hart käme, 
ein ſchwerer Krieg oder eine ernſte Revolution, glauben Sie, 
daß bei aller Begabung und Leiſtungsfähigkeit und ſelbſt⸗ 
verſtändlich bei vollem Anſpruch auf gleiche Behandlung 
Handel und Induſtrie, unſere trefflichen neuen Schichten, 
uns in der Stunde der Gefahr die Kräfte ganz erſetzen 
können, die Preußen groß gemacht haben?“ Mein poli⸗ 
tiſcher Antagoniſt und perſönlicher guter Freund überlegte 
kurze Zeit, dann meinte er: „Sie haben recht, erhalten Sie 
uns die Landwirtſchaft und ſelbſt den Junker.“ Dieſer 
Außerung, die vor 14 Jahren fiel, möchte ich heute das 
Wort eines anderen mir befreundeten Abgeordneten der⸗ 
ſelben Richtung gegenüberſtellen, der mir im elften Monat 
des Weltkrieges ſagte: „Gott ſei Dank, daß wir ſeinerzeit 
mit unſerer Oppoſition gegen Ihren Zolltarif nicht durch⸗ 
gedrungen ſind. Was wäre ohne eine leiſtungsfähige Land⸗ 
wirtſchaft aus uns geworden!“ 

Wir verdanken der Induſtrie und dem Handel ſehr viel. 
Sie haben uns zu einem wohlhabenden Lande gemacht und 
ermöglichen es uns in erſter Linie, unſere gewaltige Rüſtung 
zu Lande und zur See finanziell zu tragen. Ein hervor⸗ 
ragender Mann des deutſchen wirtſchaftlichen Lebens, Fürſt 
Guido Henckel, pflegte zu ſagen, die Landwirtſchaft müſſe 
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uns unſere Soldaten ftellen, die Induſtrie fie bezahlen. 
Induſtrie und Handel, dieſe beiden modernen Erwerbs⸗ 
zweige, ernähren und beſchäftigen den großen Bevölkerungs⸗ 
zuwachs, der uns früher durch Auswanderung verloren ging. 
Auf den Schultern von Induſtrie und Handel ſind wir zur 
Weltmacht emporgeſtiegen. Aber die Gewinne nach der 
einen Richtung unſerer nationalen Entwicklung ſind doch 
vielfach erkauft worden mit Verluſten nach der anderen. Um 
den wahren nationalen Gewinn der deutſchen Induſtriali⸗ 
ſierung meſſen zu können, müſſen die durch fie verurſachten 
Verluſte und Schäden mit aufgerechnet werden. Da zeigt 
ſich bald, daß der Gang des modernen wirtſchaftlichen 
Lebens uns noch andere und ſchwerere Pflichten zuweiſt 
als die Aufgabe, die Entfaltung von Induſtrie und Handel 
nur immer weiter nach beſten Kräften zu forcieren. Die 
moderne Entwicklung birgt ihre großen Gefahren für das 
nationale Leben, und nur, wenn es gelang, dieſe zu be⸗ 
heben, konnten wir mit gutem Gewiſſen der neuen Er⸗ 
rungenſchaften froh werden. Es galt zu verfahren wie ein 
kluger Arzt, der dafür Sorge trägt, den Organismus in 
allen ſeinen Teilen und Funktionen geſund und kräftig zu 
erhalten und der rechtzeitig eingreift, wenn er ſieht, daß 
die überſtarke Entwicklung eines einzelnen Organs den 
anderen Organen Kräfte entzieht. Die deutſche Induſtrie 
iſt tatſächlich während der erſten Jahrzehnte ihrer Entwick⸗ 
lung auf Koſten der Landwirtſchaft erſtarkt. Wurde nicht 
eingegriffen, Jo drohte die Landwirtſchaft unter die Hammer 
der Induſtrie zu geraten und zerſtampft zu werden. Das 
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bedeutete aber nicht nur eine Schädigung der Landwirtſchaft 
ſelbſt, ſondern auch einen Verluſt für die Nation. Es find 
zu wertvolle und unentbehrliche Kräfte, die von der Land⸗ 
wirtſchaft auf unſer nationales Leben wirken, als daß wir 
je aufhören dürfen, mit aller Energie zu ſorgen für Wohl 
und Wehe der deutſchen Landwirtſchaft. Das wirtſchaftliche 
Leben eines Volkes iſt nicht wie ein weitverzweigtes Handels⸗ 
geſchäft, für das die einzelnen Geſchäftszweige größeres 
oder geringeres Intereſſe haben, je nach dem Stande ihrer 
momentanen Gewinnchancen. Das erfährt jetzt England. 
Der engliſche Miniſter für Landwirtſchaft, Lord Selborne, 
erklärte kürzlich in öffentlicher Verſammlung, der Führer der 
engliſchen Konſervativen, Disraeli, der vor gerade 70 Jahren 
nach dem Sieg der Anti-Corn-Law-League prophezeit habe, 
Freihandel werde den Ruin der Landwirtſchaft bedeuten, 
habe ſchließlich doch Recht behalten. Der Triumph der 
Cobden und Bright wäre nur ein ephemerer geweſen. Der 
Weltkrieg habe bewieſen, welchen ungeheuren Zuwachs an 
Stärke es für ein Land bedeute, wenn es in der Lage ſei, 
die eigene Bevölkerung zu ernähren. England habe jetzt den 
großen Wert der ländlichen Bevölkerung ſchätzen gelernt. 
Nach dem Kriege werde die Stellung des Parlaments zu 
den Fragen der Landwirtſchaft einem gründlichen Wandel 
unterzogen werden müſſen. Die landwirtſchaftlichen Fragen 
müßten künftig vom Standpunkt der Sicherheit der Nation 
und der nationalen Verteidigung betrachtet werden; England 
werde in allen Fragen, die die Landwirtſchaft beträfen, um⸗ 
lernen müſſen. 
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Abgeſehen davon, daß die Landwirtſchaft als Produzent 
wie als Konſument der Induſtrie durchaus ebenbürtig zur 
Seite ſteht, kommen für die rechte Wertung der wirtſchaftlichen 
Kräfte eines Volkes eben andere als nur wirtſchaftliche Ge⸗ 
ſichtspunkte in Betracht. Die nationale Okonomie eines Volkes 
hat nicht nur ökonomiſche, ſondern auch nationale Bedeutung. 
Es kommt nicht allein darauf an, was durch die verſchiedenen 
Arten des Erwerbs materiell gewonnen wird. Es kommt 
auch darauf an, wie die Erwerbsgebiete auf die Erhaltung 
und Entfaltung der phyſiſchen und ideellen Kräfte des 
Volkes wirken. Gewiß bedarf ein Volk der Vermehrung 
ſeines Wohlſtandes, ſeiner finanziellen Leiſtungsfähigkeit. 
Die Staaten unſerer Tage bedürfen deſſen noch mehr als 
die früherer Zeiten. Die moderne Staatsverwaltung mit 
ihrem ungeheuren Wirkungskreiſe, vor allem die moderne 
Staatsrüſtung erfordern ganz andere materielle Mittel, als 
dies früher der Fall war. Aber mit materiellen Mitteln 
allein kann ein Volk ſeinen Platz in der Welt weder behaupten 
noch vergrößern. Phyſiſche, ſittliche und geiſtige Geſundheit 
ſind auch heute noch der größte Volksreichtum. Was ein 
an Geiſt und Leib geſundes, aber armes Volk leiſten kann, 
das hat Preußen im Kriege der ſieben Jahre und im Frei⸗ 
heitskampf glorreich gezeigt, während überlegener Reichtum 
noch niemals die verhängnisvollen Folgen ſinkender Volks⸗ 
kraft hat verhüten können. „Wehe dem Volle, deſſen Reich⸗ 
tümer ſteigen, während die Menſchen ſinken.“ Gegenüber 
manchen unerfreulichen Erſcheinungen der letzten Jahre 
habe ich bei der Jahrhundertfeier in Dennewitz vor dem 
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Denkmal des Siegers in jener Schlacht an dies tiefe Wort 
erinnert. Wenn mich etwas beglückt, ſo iſt es, in dieſem 
Krieg zu erleben, daß unſer Volk, während ſein materieller 
Wohlſtand ſtieg, moraliſch wahrlich nicht geſunken iſt, 
ſondern die herrlichſten Beweiſe ſittlicher Größe und un⸗ 
gebrochener Kraft erbracht hat. Um ſo mehr müſſen wir 
auch nach dem Kriege dahin ſtreben, daß ſolches Gleich⸗ 
gewicht erhalten bleibe. Ein Staat iſt keine Handelsgeſell⸗ 
ſchaft. Für den Wettkampf der Völker der Erde iſt die 
wirtſchaftliche Stärke von hervorragender Bedeutung, aber 
die großen Entſcheidungen hängen im letzten Ende noch 
von anderen Kräften ab und werden nicht auf dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Wahlplatz ausgefochten. Die Binſenwahrheit, 
daß Geld allein nicht glücklich macht, gilt auch für die Natio⸗ 
nen. Auch ſie können vermehrten Wohlſtandes nur froh 
werden, wenn ihnen ein geſunder Geiſt in einem geſunden 
Körper lebt. Die Regierung darf ſich in ihren wirtſchafts⸗ 
politiſchen Entſchließungen nicht wie ein geſchickt ſpeku⸗ 
lierender Kaufmann nach den günſtigen Konjunkturen richten, 
die dem einen oder anderen Wirtſchaftsgebiet glänzende 
Perſpektiven eröffnen, ſie muß ihre Wirtſchaftspolitik der 
geſamten nationalen Politik unterordnen und ihre Entſchlüſſe 
ſo faſſen, daß nicht nur das gegenwärtige wirtſchaftliche 
Wohlbefinden des Volkes vermehrt, ſondern vor allem die 
künftige geſunde Entwicklung der Nation ſichergeſtellt wird. 
Die Doktorfrage, die ſich die Nationalökonomie vielfach zur 
Beantwortung aufgegeben hat: „Wie wird ein Volk reich, 
um gut leben zu können?“ muß die Wirtſchaftspolitik er⸗ 
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weitern durch die andere: „Wie bleibt das Volk geſund, um 
lange leben zu können?“ Induſtrie und Handel vermehren 
unſeren nationalen Wohlſtand in höherem Maße und in 
geſchwinderem Tempo, als es die Landwirtſchaft je ver⸗ 
möchte. Ohne eine große und blühende Landwirtſchaft an 
ihrer Seite würde die Induſtrie aber bald die beſten Volks⸗ 
kräfte verbrauchen, ohne ſie erſetzen zu können. Die Land⸗ 
wirtſchaft iſt Erzeugerin der Volkskraft, die die Induſtrie 
verbraucht, der breite Wurzelboden, in dem die hoch auf- 
ſchießenden Bäume Induſtrie und Handel ruhen und aus 
dem ſie ihre Nahrung ziehen. 

Mit Recht bewundern wir an den Induſtriezentren des 
Rheinlandes, Weſtfalens und Sachſens den Schwung, die 
Energie und das Organiſationstalent der Unternehmer; an 
der Vollendung der induſtriellen Anlagen die Erfindungs⸗ 
gabe und Kühnheit unſerer Techniker und Ingenieure, an 
der Qualität unſerer Induſtrieerzeugniſſe den Fleiß und 
die Gewiſſenhaftigkeit des deutſchen Arbeiters. Mit Recht 
ſind wir ſtolz auf die blühende Entwicklung unſerer großen 
und mittleren Städte, die dem Emporkommen von Induſtrie 
und Handel ihre raſche Entfaltung verdanken. Wir haben 
ſeit dem Ausgang des Mittelalters eine Stadtentwicklung 
in großem Stil nicht wieder erlebt. Und wie beim Ausgang 
des Mittelalters ſind auch die viel größeren ud volkreicheren 
Städte der modernen Zeit Zentren regen geiſtigen und 
künſtleriſchen Lebens. Es iſt unbillig, über die moderne 
Großſtadtkultur in Bauſch und Bogen das Verdikt zu 
ſprechen. Unter den kulturellen Einflüſſen, die von den 
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großen Städten ins Land dringen, find gewiß manche, die 
auf die urſprünglichen Lebensgewohnheiten des Landes 
ſchädigend wirken. Aber dieſe Schäden werden vielfach auf⸗ 
gewogen durch die Erneuerung, die Verfeinerung der äußeren 
Lebenskultur, die wie in allen Zeiten ſo auch heute von den 
großen Städten ausgehen. Gerade wer nicht blind iſt gegen 
die ſchweren Gefahren einer übertriebenen Verſtadtlichung 
unſeres Vaterlandes, ſoll die vielfach hervorragenden Lei⸗ 
ſtungen unſerer deutſchen Städte auf geiſtigem und kul⸗ 
turellem Gebiet anerkennen und die Spreu vom Weizen 
ſondern. Es ijt auch nicht richtig, die Schäden der Groß⸗ 
ſtadtentwicklung allzu einſeitig auf ethiſchem Gebiet zu 
ſuchen. Gefiindigt wird intra und extra muros. Es gibt 
Gerechte und Ungerechte auf dem Lande wie in den 
Städten. Wir wollen auch nicht vergeſſen, daß gerade auf 
charitativem Gebiet die Städte mit muſtergültigen Ein⸗ 
richtungen vorangegangen ſind, und daß in der Fürſorge 
für die unteren Volksklaſſen Bahnbrechendes von Induſtrie⸗ 
herren geleiſtet worden iſt. Von den gewaltig ſchweren 
wirtſchaftlichen Aufgaben, deren Löſung der Weltkrieg, der 
nicht nur ein Waffen⸗, ſondern auch ein Wirtſchaftskrieg iſt, 
fordert, iſt ein gut Teil von den Städten bewältigt worden. 

Die Gefahren der Induſtrialiſierung und damit Ver⸗ 
ſtadtlichung Deutſchlands liegen nicht ſo ſehr auf dem ſchwer 
zu meſſenden und ſchwer zu wertenden Felde geiſtigen und 
ſittlichen Lebens als auf phyſiſchem Gebiet. Die Geſundheit 
der Männer und die Fruchtbarkeit der Frauen leiden ſchwer 
unter dem Einfluß ſtädtiſchen, insbeſondere großſtädtiſchen 
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Lebens. In den Jahren 1876/80 entfielen im Königreich 
Preußen auf 1000 Frauen bis zu 45 Jahren durchſchnittlich 
jährlich Lebendgeborene in den Städten 160, auf dem 
Lande 182. In den Jahren 1906/1910 waren die Zahlen 
geſunken in den Städten auf 117, auf dem Lande auf 168. 
Das bedeutet für die Städte einen Verluſt von 43 Geburten 
auf 1000 Frauen. Im Stadtkreis Berlin allein ſanken die 
Ziffern in derſelben Zeit von 149 auf 84, alſo um 65. Das 
rapide Wachstum der ſtädtiſchen Einwohnerzahl bedeutet 
nicht eine Volksvermehrung, ſondern eine ſtändige Volks⸗ 
verminderung, denn die vom Lande den Städten zuwan⸗ 
dernden Frauen, die in den Städten aufwachſenden Frauen 
wirken an der Verringerung der Geburtenzahl im Reich. 
Nicht anders ſteht es mit der Geſundheit der Männer, die 
in der größeren oder geringeren Militärtauglichkeit zum 
Ausdruck kommt. Nach den ſtatiſtiſchen Erhebungen, die auf 
Grund der Beratungen einer von mir im Jahre 1906 ein⸗ 
berufenen Kommiſſion angeſtellt wurden, ſtellte das flache 
Land, d. h. Gemeinden unter 2000 Einwohner, 114 Militär⸗ 
taugliche, die großen Städte über 100 000 Einwohner 65, 
die mittleren Städte von 20 000 bis 100 000 Einwohnern 
83 Militärtaugliche für ein nach Maßgabe der Bevölkerung 
berechnetes Soll von 100 Tauglichen. In Oſtpreußen waren 
vor dem Kriege 67,18% der Militärpflichtigen dienſttauglich, 
in Berlin nur 32%, in ganz Deutſchland im Durchſchnitt 
53,55%. Von den Eltern der Militärtauglichen ſtammten 
vom Lande 74,97%, aus den Großſtädten 1,68%. Dabei 
zählt Deutſchland 52 Städte mit über 100 000 Einwohnern, 
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Frankreich nur 15, Italien 13, Oſterreich⸗Angarn 9. Etwa 
zwei Drittel unſerer Bevölkerung leben in Städten und 
Induſtriebezirken. Die Landwirtſchaft repräſentierte im 
Jahre 1850 65%, 1870 47%, 1895 35,8% und 1907 nur 
noch 28,6% der Geſamtbevölkerung. Dieſe Zahlen ſprechen 
eine ſehr ernſte Sprache. Sie ſagen nicht mehr und nicht 
weniger, als daß jede Schwächung der Landwirtſchaft eine 
Schwächung der Wehrfähigkeit, eine Verminderung unſerer 
nationalen Macht und Sicherheit bedeutet. Handel und 
Induſtrie haben ſich nur ſo glänzend entwickeln können, 
weil uns durch die Stärke unſerer Rüſtung während faſt 
eines halben Jahrhunderts der Friede erhalten geblieben 
iſt, und ſie werden künftig nur weiter gedeihen können, wenn 
uns der Schutz unſerer Wehrkraft unvermindert erhalten 
bleibt. Das bedingt aber eine kräftige und zahlreiche Land⸗ 
bevölkerung, die in einer hochentwickelten Landwirtſchaft 
ausreichende Arbeit und Ernährung findet. Induſtrie und 
Handel ſind um ihrer ſelbſt willen auf das höchſte am Ge⸗ 
deihen der deutſchen Landwirtſchaft intereſſiert. Wie die 
ſtatiſtiſchen Angaben zeigen, wird der Landbevölkerung in 
Zukunft noch mehr, als es ſeit dem Ausgang der neunziger 
Jahre ſchon der Fall iſt, die Aufgabe zufallen, Erwerb und 
Eigentum im Deutſchen Reich zu ſchützen. 

Ein mir ſeit vielen Jahren befreundeter liberaler Ge- 
lehrter ſagte mir vor Jahren in Norderney, angeſichts der 
vor meinem Hauſe vorüberziehenden Schiffe, er verſtände 
nicht, wie ich, ein im übrigen aufgeklärter Mann, durch den 
Zolltarif unſerer Wirtſchaftspolitik eine ſo agrariſche Richtung 
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habe geben können. Ich wies auf ein gerade vorüberfahren⸗ 
des Schiff und ſagte thm: „Ein Schiff ohne genügenden 
Ballaſt mit zu hohen Maſten und zu ſchwerer Takelage 
ſchlägt um. Die Landwirtſchaft iſt und bleibt der Ballaſt. 
Induſtrie und Handel ſollen Maſten und Segel ſein. Ohne 
ſie kommt das Schiff nicht vorwärts. Aber ohne Ballaſt 
ſchmeißt es um.“ Der Kapitän eines Schiffes ſoll gewiß 
auf ſchnelle Fahrt ſehen. Aber er darf die Fahrtgeſchwindig⸗ 
keit nicht mit einem Opfer an Fahrtſicherheit erkaufen 
wollen. Sollte unſer Reichsſchiff ſchnell und dabei ſicher ſeine 
ſtolze Fahrt fortſetzen, ſo hatte die Schiffsführung dafür zu 
ſorgen, daß die Landwirtſchaft ſchwer genug im Rumpf des 
Schiffes wog. 

Der Schutz der Landwirtſchaft iſt eine nationale Pflicht 
erſten Ranges. Eine Pflicht, die ſelbſt dann erfüllt werden 
müßte, wenn rein wirtſchaftlich die Landwirtſchaft weniger 
bedeutete, als dies tatſächlich der Fall iſt. Wenn auch die 
Landwirtſchaft ihre ehemals überragende Bedeutung im 
geſamten Wirtſchaftsleben nicht mehr hat, ſo behauptet ſie 
ſich doch ebenbürtig neben den anderen Gewerben. Zwar 
gehören ihr nach der Berufszählung von 1907 nur noch 
17,68 Millionen der Bevölkerung an gegen 26,38 Millionen, 
die von der Induſtrie leben, aber der Wert ihrer Produktion 
hält der induſtriellen Produktion die Wage, oder übertrifft 
dieſe ſogar. Die Produktionsſtatiſtik läßt es an zureichenden 
Daten fehlen, und die Streitfrage, ob die Landwirtſchaft 
oder die Induſtrie größere Werte produziere, läßt ſich nicht 


bündig zugunſten des einen der beiden ee ent⸗ 
Fürſt von Bülow, Deutſche Politik 
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ſcheiden. Mancher Stadtbewohner wird aber doch erſtaunt 
ſein, zu hören, daß der Wert eines einzigen landwirtſchaft⸗ 
lichen Erzeugniſſes, der Milch, im Jahre 1906 2,6 Milliarden 
Mark betrug, während der Wert ſämtlicher Bergwerkserzeug⸗ 
niſſe im gleichen Jahre ſich nur auf 1,6 Milliarden Mark 
bezifferte. Die von agrariſcher Seite wie von induſtrieller 
vorgenommenen Schätzungen des Wertes der geſamten 
landwirtſchaftlichen und induſtriellen Produktionen wider⸗ 
ſtreiten einander. Ob aber nun hinſichtlich des Wertes der 
Produktion Landwirtſchaft oder Induſtrie die erſte Stelle 
behauptet, das beſagt im Grunde weder etwas für noch 
wider das eine der beiden großen Gewerbe. Sie ſind uns 
beide notwendig, und es könnte für den Niedergang des 
einen durch den Aufſtieg des anderen niemals vollgültiger 
Erſatz geſchaffen werden. Um den wahren wirtſchaftlichen 
Wert der Produktionen zu berechnen, müßte zudem noch 
feſtgeſtellt werden, in welcher Weiſe landwirtſchaftliche und 
induſtrielle Produktion auf die Belebung und Werte ſchaffende 
Kraft des Handels einwirken. Und ſelbſt dann wäre noch 
in Betracht zu ziehen, daß der Produktionswert von den 
Preisſchwankungen auf dem Weltmarkt beeinflußt wird. 
Dieſe Fragen haben für die wiſſenſchaftliche Durchforſchung 
des wirtſchaftlichen Lebens mehr Intereſſe als für die prak⸗ 
tiſche politiſche Behandlung der wirtſchaftlichen Kräfte. 
Der Induſtrie ſtehen als Abſatzgebiete der äußere Markt, 
d. h. das kontinentale und überſeeiſche Ausland, und der 
innere Markt, das Vaterland, zur Verfügung. Die Ent⸗ 
wicklung unſeres Eiſenbahnnetzes, unſere natürlichen Waſſer⸗ 
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ſtraßen, unſere Kanäle und der unter dem Schutze der 
deutſchen Flotte emporblühende überſeeiſche Verkehr haben 
in unſerer Zeit den äußeren Markt gleichſam mehr und 
mehr in die Nähe gerückt. Die Induſtrie bedarf des Ab⸗ 
ſatzes im Auslande, um ihre Betriebe im gegenwärtigen 
Umfange aufrechterhalten, ausdehnen und Millionen von 
Arbeitern ausreichend lohnende Beſchäftigung gewähren zu 
können. Deshalb hat die Wirtſchaftspolitik die Pflicht, 
durch günſtige und langfriſtige Handelsverträge den Außen⸗ 
markt offenzuhalten. Aber daneben behauptet der innere 
Markt ſeine große Bedeutung. Er iſt auch, und dieſer Krieg 
beweiſt es mit aller Deutlichkeit, berufen, den Auslands⸗ 
markt zu erſetzen, wenn ſich in Kriegszeiten unſere Landes⸗ 
grenzen ganz oder zum Teil ſchließen. Auf dem inneren 
Markt aber iſt die Landwirtſchaft der erſte und wichtigſte 
Kunde der Induſtrie. Nur wenn die Landwirtſchaft kaufkräftig 
bleibt, wenn ſie ſelbſt genug verdient, um andere verdienen 
zu laſſen, kann ſie in kritiſchen Zeiten der Induſtrie wenig⸗ 
ſtens einen Teil der Produktion abnehmen, der im Aus⸗ 
lande nicht abzuſetzen iſt. Das alte Wort: „Hat der Bauer 
Geld, hat's die ganze Welt“ wird vollinhaltlich wahr, ſobald 
die Induſtrie mehr als in ruhigen Friedenszeiten darauf 
angewieſen iſt, ihre Kunden im Vaterland zu ſuchen. 

Eine Politik, die nur den Forderungen, Stimmungen und 
Chancen des Augenblickes dient, die nur tut, was im Moment 
am leichteſten getan werden kann, die nur ad hoc arbeitet, 
ohne Rückſicht auf die künftigen Folgen, iſt keine Staats⸗ 
kunſt. Gouverner, o' est prévoir. Alle . 
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keiten kann aud die beſonnenſte Politik nicht in ihre Rechnung 
ziehen. Aber jede unſerer Handlungen, jede Entſchließung 
iſt Urſache künftiger Wirkungen, und es darf mit Recht vom 
Politiker gefordert werden, daß er imſtande iſt, einen Teil 
der möglichen Wirkungen vorherzuſehen. Vor allem aber 
gibt es gewiſſe Eventualitäten, die vorausgeſetzt werden 
müſſen, weil ſie Vorgänge ſind, die ſich in der Geſchichte 
in größeren oder kleineren Zwiſchenräumen zu wiederholen 
pflegen, weil ſie nun einmal zum eiſernen Beſtande der Welt⸗ 
geſchichte gehören. Ein ſolches Ereignis, das in jede ſtaats⸗ 
männiſche Berechnung einbezogen werden muß, iſt der 
Krieg. Kein Verſtändiger wünſcht ihn. Eine gewiſſenhafte 
Regierung ſucht ihn zu verhindern, ſolange es Ehre und 
Lebensintereſſen der Nation erlauben. Aber jedes Staats⸗ 
weſen muß in allen ſeinen Teilen ſo geleitet werden, als 
ob es morgen einen Krieg auszuhalten hätte. Das gilt 
auch für die Führung der Wirtſchaftspolitik. 

Gerade im wirtſchaftlichen Leben, ſo hatte ich vor dem 
Kriege an dieſer Stelle weiter ausgeführt, neigten wir, ver⸗ 
führt durch eine lange, ſegensreiche Friedenszeit, mehr als 
uns gut ſei, dazu, uns einzurichten, als müſſe dieſer Frieden 
ewig währen. Auch wenn uns in den letzten Jahrzehnten 
die Kriegsgefahr nicht bisweilen nahe berührt hätte, müßten 
wir wiſſen, daß es einen ewigen Frieden nicht gebe, und 
uns das Wort Moltkes gegenwärtig halten: „Der ewige 
Frieden iſt ein Traum, und nicht einmal ein ſchöner. Der 
Krieg aber iſt ein Glied in Gottes Weltordnung.“ Es gebe, 
fügte ich hinzu, keinen Teil des öffentlichen und privaten 
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Lebens, der vom Kriege unberührt bleibe. Nirgends aber 
wären die Wirkungen des Krieges unmittelbarer, tlef⸗ 
greifender als im wirtſchaftlichen Leben. Die Folgen eines 
Krieges, ſei er ein glücklicher oder ein unglücklicher, ſtellten die 
Folgen jeder, auch der ſchwerſten wirtſchaftlichen Kriſis in 
Schatten. Die Wirtſchaftspolitik ſolle der friedlichen Ent⸗ 
wicklung dienen, aber ſie müſſe ſich die Möglichkeit einer 
kriegeriſchen Verwicklung vor Augen halten und nicht zuletzt 
aus dieſem Grunde im beſten Sinne agrariſch ſein. 

Im Kriegsfalle iſt die Leiſtungsfähigkeit der Landwirt⸗ 
ſchaft in der Tat eine Exiſtenzfrage für die ganze Nation. 
Diejenigen Parteien und wirtſchaftlichen Intereſſengruppen, 
die von der Regierung verlangten, ſie ſolle die landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe des Auslandes, in erſter Linie die 
wichtigſten, Getreide und Fleiſch, mit einem möglichſt ge⸗ 
ringen Zoll belaſten, oder gar zollfrei einlaſſen, damit die 
Lebensmittelpreiſe unter dem Druck der ausländiſchen Kon⸗ 
kurrenz niedrig gehalten, und die privaten Haushaltungen der 
Induſtriearbeiter nach Möglichkeit entlaſtet würden, wollten 
die Wirtſchaftspolitik nach einem imaginären ewigen Frieden 
orientieren. Unſere deutſche Landwirtſchaft, die mit ihren 
Arbeitslöhnen in Wettbewerb mit den hohen gewerblichen 
Löhnen ſteht, die auf altem Kulturboden nur mit den modern⸗ 
ſten und koſtſpieligſten Betriebsmitteln intenſiv wirtſchaften 
kann, iſt gar nicht imſtande, zu Preiſen produzieren zu können, 
wie es die großen jungen Agrarländer vermögen, die mit 
niedrigen Arbeitslöhnen auf jungfräulichem Boden arbeiten. 
Anſere Landwirtſchaft bedarf eines Zollſchutzes. Es muß 
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die Einfuhr ausländiſcher Agrarerzeugniſſe ſo weit mit Zöllen 
belaſtet werden, daß das ausländiſche Angebot nicht unter 
einen Preis herabgehen kann, bei dem die einheimiſche Land⸗ 
wirtſchaft ihr gutes Auskommen findet. Schon die Herab⸗ 
ſetzung der Agrarzölle zur Zeit der Capriviſchen Handels⸗ 
politik hat unſerer Landwirtſchaft eine Kriſis gebracht, die 
ſie nur mit zäher Arbeitsenergie und in der Hoffnung auf 
eine baldige günſtigere Neuorientierung der Zollpolitik 
überdauern konnte. Wenn wir auf einen ausreichenden 
Schutz der landwirtſchaftlichen Produktion verzichtet hätten, 
um auf die Lebensmittelpreiſe mit Hilfe billiger Einfuhr zu 
drücken, Jo wäre die Gefahr eingetreten, daß der landwirt⸗ 
ſchaftliche Betrieb mehr und mehr unrentabel wurde und 
ſchließlich in wachſendem Umfange eingeſtellt werden mußte. 
Wir wären den Weg Englands gegangen. 

Als ich im letzten Winter meiner Amtszeit einem eng⸗ 
liſchen Staatsmann darlegte, wie völlig unbegründet, ja 
unſinnig die engliſche Beſorgnis vor einem deutſchen An⸗ 
griff, und nun gar vor einer deutſchen Invaſion wäre, ent⸗ 
gegnete er mir: „Alles, was Sie ſagen, iſt richtig, und ſo⸗ 
weit ich perſönlich in Frage komme, ſtoßen Sie eine offene 
Tür ein. Was aber die engliſche öffentliche Meinung an⸗ 
geht und den Mann auf der Straße, ſo dürfen Sie nicht 
vergeſſen, daß ſich England in einer anderen Lage befindet 
als die Kontinentalmächte. Frankreich hat eine furchtbare 
Niederlage erlitten, aber wenige Jahre nach Gravelotte 
und Sedan hatte es ſich ſo weit erholt, daß von einem 
Krieg in Sicht' die Rede ſein konnte. Faſt ebenſo raſch hat 
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Oſterreich die Folgen von 1859 und 1866 überwunden. 
Trotz ſchwerer Niederlagen zu Waſſer und zu Lande und 
einer böſen Revolution hat Rußland nach dem Japaniſchen 
Krieg nicht aufgehört, eine von mehr als einer Seite um⸗ 
worbene Weltmacht zu ſein. Anders England. Die engliſche 
Bevölkerung lebt zu 80% in den Städten. Die engliſche 
Landwirtſchaft vermag nur noch ein Fünftel des in Eng⸗ 
land verbrauchten Weizens und nur noch die Hälfte des uns 
notwendigen Fleiſches zu produzieren. Würde unſere Flotte 
beſiegt und England vom Außenhandel abgeſchnitten wer⸗ 
den, ſo würden wir innerhalb weniger Wochen die Wahl 
haben zwiſchen Hungersnot und Anarchie oder einem 
Frieden auf Gnade und Ungnade.“ Länder mit blühender 
Landwirtſchaft, Länder, wo wenigſtens ein größerer Teil 
der Bevölkerung in der Landwirtſchaft tätig iſt, wo die 
Landwirtſchaft wenigſtens zum Teil den inneren Markt 
verſorgt und einen großen Teil der notwendigen Nahrungs⸗ 
mittel liefert, ſind in kritiſchen Zeiten widerſtandsfähiger 
und erholen ſich nach ſolchen viel leichter als Länder, die 
nur auf Handel und Induſtrie angewieſen ſind. Das hat 
ſchon Karthago gegenüber Rom erfahren. Auch die höchſten 
Induſtrielöhne nutzen nichts, wenn der Arbeiter für ſein 
Geld keine Nahrungsmittel im Lande findet. Und das 
kann geſchehen, wenn in Kriegszeiten die Grenzen ganz 
oder zum großen Teil geſperrt ſind, und die einheimiſche 
Landwirtſchaft nicht imſtande iſt, Nahrungsmittel in aus⸗ 
reichender Menge zu produzieren. Was wir vielleicht im 
Frieden und für den Augenblick durch Preisgabe der Land⸗ 
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wirtſchaft an die ausländiſche Konkurrenz gewonnen hätten, 
das würden wir im Kriege mit Elend, Hunger und ihren 
kataſtrophalen Folgen für das ſtaatliche und ſoziale Leben 
bezahlt haben. 

Die Richtigkeit der mit dem Zolltarifgeſetz von 1902 ein⸗ 
geſchlagenen Wirtſchaftspolitik konnte ſchlagender nicht be⸗ 
wieſen werden, als durch die wirtſchaftlichen Erfahrungen 
des Weltkrieges. Durch die militäriſchen Ereigniſſe an den 
Landgrenzen von jeder Einfuhr abgeſperrt und durch die 
überlegene großbritanniſche Seemacht der überſeeiſchen Ver⸗ 
bindungen beraubt, war das Deutſche Reich vom Beginn 
des Krieges an in jene wirtſchaftliche Iſolierung gezwungen, 
die England als Folge einer Niederlage zur See für ſich 
gefürchtet hatte und immer fürchten muß. Die Kataſtrophe 
aber, die England erleben würde, iſt Deutſchland erſpart 
geblieben, und zwar durch die Leiſtungsfähigkeit der deut⸗ 
ſchen Landwirtſchaft. Gewiß nicht ohne Schwierigkeiten, 
aber doch mit vollem Erfolge löſt die deutſche Landwirt⸗ 
ſchaft ſeit Kriegsbeginn die gewaltige Aufgabe, die ge⸗ 
ſamte deutſche Zivilbevölkerung, die deutſchen Millionen⸗ 
heere und die Millionen Kriegsgefangener mit den Er⸗ 
zeugniſſen deutſchen Ackerbaues und deutſcher Viehzucht zu 
ernähren. Die gewaltige Leiſtung iſt möglich in erſter Linie 
durch die im Vergleich zu anderen Ländern beiſpiellos ge⸗ 
ſteigerte Intenſität der landwirtſchaftlichen Betriebe in 
Deutſchland. Bei einer im Laufe der letzten Jahrzehnte 
nur geringfügig vermehrten landwirtſchaftlichen Nutzungs⸗ 
fläche, bei wachſenden Schwierigkeiten in der Gewinnung 
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landwirtſchaftlicher Arbeitskräfte hat die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft ihre Erzeugung ſtändig geſteigert, ſo daß ſie 
gegenwärtig den Ruhm der tüchtigſten, der leiſtungsfähigſten 
Landwirtſchaft der Welt für ſich in Anſpruch nehmen darf. 
Es konnte die Landwirtſchaft aber nur angeregt werden, 
das Außerſte dem Boden, das Beſte dem Stall abzuge⸗ 
winnen, wenn ſie die Sicherheit hatte, mit der Steigerung 
der Produktion eine Steigerung der Rentabilität zu ge⸗ 
winnen. Dieſe Sicherheit hatte die Landwirtſchaft nicht 
zur Zeit der Caprivi⸗Marſchallſchen Wirtſchaftspolitik, ſie 
hat ſie bekommen durch die Zolltarifgeſetze von 1902. Der 
Zolltarif von 1902 iſt aus der Reihe der Vorausſetzungen 
des Sieges in dieſem Kriege nicht fortzudenken. Er be⸗ 
deutete die Reorganiſation der nationalen wirtſchaftlichen 
Widerſtandskraft Deutſchlands, der Widerſtandskraft, an der 
der Wirtſchaftskrieg gegen Deutſchland geſcheitert iſt. 

Der Staat hat die Pflicht, für alle Erwerbsſtände und 
für alle Volksklaſſen zu ſorgen. Er darf ein großes, wirt⸗ 
ſchaftlich bedeutungsvolles und national unentbehrliches 
Gewerbe wie die Landwirtſchaft nicht die Koſten für ein 
beſſeres, bequemeres Gedeihen der anderen Erwerbsſtände 
zahlen laſſen. Der Staat muß ſeine Hilfe nach Maßgabe 
der Notdurft gewähren und die Allgemeinheit anhalten, ſich 
in die notwendigen Laſten zu teilen. So gerecht es iſt, daß 
die lohnarbeitenden Klaſſen gewaltige unmittelbare Zu⸗ 
wendungen aus Reichsmitteln erhalten, ſo gerecht iſt es 
auch, daß die Exiſtenz der Landwirtſchaft durch die mittel⸗ 
bare Hilfe des Zollſchutzes geſichert wird. Das eine wie das 
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andere iſt ein nobile officium des Staates. Es iſt ebenſo 
falſch, von einer Bevorzugung der Landwirtſchaft durch die 
Schutzzollpolitik zu ſprechen, wie es verkehrt wäre, die Sozial⸗ 
politik als eine Bevorzugung unſerer lohnarbeitenden Volks⸗ 
genoſſen hinzuſtellen. 

Die wahre ſtaatliche Gerechtigkeit beſteht nicht darin, 
jedem Stand, Gewerbe oder Staatsbürger das gleiche zu 
gewähren oder zu verſagen, nur damit keine äußeren Unter⸗ 
ſchiede beſtehen, das wäre nur eine mechaniſche Gerechtig⸗ 
keit. Die wahre Gerechtigkeit beſteht darin, einem jeden 
nach Möglichkeit zu geben, was er notwendig braucht. Dieſe 
Gerechtigkeit hatte ich im Auge, als ich zwei Monate vor 
Einbringung des Zolltarifgeſetzes bei dem Feſtmahl, das 
mir in meinem Geburtsort Flottbek am 21. September 1901 
der Pinneberger Kreistag gab, die wirtſchaftliche Politik der 
Regierung Seiner Majeſtät dahin definierte, daß ſie jedem 
das Seine geben wolle, getreu dem alten hohenzollernſchen 
Wahlſpruch: Suum cuique. Unſere Zollpolitik hat eine 
doppelte Aufgabe zu erfüllen. Sie muß auf der einen Seite 
unſere einheimiſche Produktion in Landwirtſchaft und In⸗ 
duſtrie durch ausreichenden Schutz fremder Konkurrenz ge⸗ 
wachſen erhalten. Sie ſoll auf der anderen Seite durch 
langfriſtige Handelsverträge die auswärtigen Märkte für 
unſere exportierende Induſtrie und unſeren Außenhandel 
offenhalten. Um die erſte Aufgabe erfüllen zu können, 
mußten wir uns mit Zollſchranken umgeben, um der zweiten 
gerecht zu werden, den Zollſchutz ſo halten, daß wir den 
anderen Staaten nicht den Abſchluß für ſie ſelbſt einiger⸗ 
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maßen annehmbarer Handelsverträge mit uns unmöglich 
machten. Handelsverträge ſind wie kaufmänniſche Geſchäfts⸗ 
abſchlüſſe. Beide Teile verlangen mehr, als ſie am Ende 
zu erhalten erwarten, und kommen ſich ſchrittweiſe entgegen, 
bis auf irgendeiner Mitte das Geſchäft zum Abſchluß kommt. 
Beide Teile ſuchen unter möglichſt geringen Opfern mög⸗ 
lichſt große Vorteile zu erringen. Der ſpringende Punkt 
für jeden Staat iſt der, Sorge zu tragen, daß nicht wichtige 
wirtſchaftliche Intereſſen preisgegeben werden. Zwiſchen 
Zollſchutz⸗ und Handelspolitik gilt es, einen Weg zu finden, 
auf dem Landwirtſchaft, Handel und Induſtrie gleichmäßig 
und Seite an Seite vorwärtskommen können. 

Durch ein momentanes Stagnieren der Ausfuhr ver⸗ 
anlaßt, hatte ſich die Caprivi⸗Marſchallſche Zollpolitik ganz 
auf die Seite der Handelsverträge gelegt. Um einen raſchen 
Abſchluß günſtiger Handelsverträge möglichſt glatt erreichen 
zu können, wurde dem Auslande die Herabſetzung der 
Getreidezölle auf den Tiſch gelegt. Die Meinung kluger 
Geſchäftsleute, daß die Anſprüche der Gegenpartei ſich nach 
dem Maße des eigenen Entgegenkommens vergrößern, er⸗ 
wies ſich aber ſchließlich als richtig. Der wichtige Handels⸗ 
vertrag mit Rußland, das von der Herabſetzung unſerer 
Getreidezölle ſehr großen Nutzen hatte, kam erſt nach Ver⸗ 
handlungen von vollen drei Jahren, die durch einen Zoll⸗ 
krieg unterbrochen wurden, zum Abſchluß. Den Preis für 
die Handelsverträge hatte die Landwirtſchaft bezahlen müſſen, 
die durch die Verminderung der Kornzölle von 5 Mark auf 
3.50 Mark für die Dauer von zwölf Jahren unter weſent⸗ 
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lich ungünſtigeren Bedingungen wirtſchaften mußte. Das 
bedeutete, wie ſich Bismarck damals ausdrückte, einen Sprung 
ins Dunkle. Die Handelsverträge ſelbſt haben natürlich auf 
den Handel außerordentlich belebend gewirkt. Aber es ge⸗ 
ſchah auf Koſten eines großen, mit dem geſamten wirtſchaft⸗ 
lichen Wohlergehen der Nation ebenſo wie mit unſeren 
beſten vaterländiſchen Traditionen unlösbar verbundenen 
Erwerbsſtandes, der ſich zurückgeſetzt fühlte und in leiden⸗ 
ſchaftliche Bewegung und Aufregung geriet. Es iſt nicht zu 
verkennen, daß durch eine Wirtſchaftspolitik, die mit einer 
Benachteiligung eines Erwerbsſtandes Vorteile für die an⸗ 
deren bezahlte, die wirtſchaftlichen Gegenſätze in der Nation 
vertieft wurden. Die Landwirtſchaft war bis zu Beginn 
der neunziger Jahre im großen und ganzen einträchtig mit 
den anderen Gewerben Hand in Hand gegangen. Nun ſetzte 
ſie ſich zur Wehr, ſchuf im Jahre 1893 im Bunde der Land⸗ 
wirte eine ſtarke Organiſation, die, wie es wirtſchaftlichen 
Intereſſenverbänden eigen iſt, allmählich ſchärfere Töne an⸗ 
ſchlug. Der Glaube, daß der Handel und die Exportinduſtrie 
gewinnen, wenn die Landwirtſchaft verliert, ſtammt aus der 
erſten Hälfte der neunziger Jahre. Dieſer Irrtum hat in 
unſere innere Politik ein Moment des Haders und der Un⸗ 
ruhe getragen, das ſeitdem oft ſtörend und entwicklungs⸗ 
hemmend empfunden worden iſt. 

Die Aufgabe des neuen Jahrhunderts mußte es ſein, im 
Intereſſe der Landwirtſchaft einen gerechten wirtſchafts⸗ 
politiſchen Ausgleich zu gewinnen. Das war nötig, nicht 
nur aus Gründen ſtaatlicher Gerechtigkeit, ſondern vor allem, 
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weil es ſich zeigte, daß der Glaube, die Landwirtſchaft 
würde trotz der Zollherabſetzung proſperieren können, irrig 
geweſen war. Ich brachte deshalb im Jahre 1901 den neuen 
Zolltarif ein, auf Grund deſſen neue Handelsverträge unter 
Berückſichtigung der gerechten Intereſſen der Landwirt⸗ 
ſchaft abgeſchloſſen werden ſollten. Dadurch, daß der Han⸗ 
delspolitik ein agrarpolitiſcher Unterbau gegeben wurde, 
gewann unſer nationales Wirtſchaftsleben an innerer Feſtig⸗ 
keit. Aber es durfte die Umwendung zur Agrarpolitik nicht 
in der Weiſe erfolgen, daß der Handel in ſeiner Entwicklung 
aufgehalten oder gar zurückgeriſſen wurde, d. h. der neue 
Zolltarif mußte den Abſchluß günſtiger und langfriſtiger 
Handelsverträge möglich machen. Die „mittlere“ Linie, 
die ich vor den Zolltarifkämpfen als Parole ausgab, war 
damit vorgezeichnet. Sollte nicht das ganze Werk ſcheitern, 
ſo mußte auch nach der agrarpolitiſchen Seite hin Maß ge⸗ 
halten werden. In der Begründung der Regierungsvorlage 
hieß es: „Deutſchlands künftige Handelspolitik wird zwar 
von dem Grundſatz auszugehen haben, daß ihre Maßnahmen 
zugunſten der Ausfuhrinduſtrie, nicht zu einer Beeinträch⸗ 
tigung des für die Erhaltung des Ackerbaues unentbehr⸗ 
lichen Zollſchutzes führen dürfen. Andererſeits kann aber 
die Ausfuhrinduſtrie mit Recht erwarten, daß nicht zu ihrem 
Schaden die Rückſichtnahme auf die Landwirtſchaft über das 
unerläßliche Maß hinausgehe.“ Dieſe Aufgabe war durch 
die Tarifgeſetze geſtellt, und ſie iſt während langer und faſt 
beiſpiellos hartnäckiger parlamentariſcher Kämpfe feſtge⸗ 
halten und endlich gelöſt worden. 
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Sofort nach dem Bekanntwerden der neuen Tarifſätze er⸗ 
klärte die freihändleriſche Preſſe, der Abſchluß neuer Handels⸗ 
verträge auf der Baſis dieſes Tarifs werde unmöglich ſein, 
das Ende der deutſchen Handelspolitik ſei gekommen. 
Agrariſche Organe meinten ihrerſeits, der Tarif könne auch 
die beſcheidenſten Landwirte nicht zufriedenſtellen. In der 
ſozialiſtiſchen Preſſe hieß es: „Nieder mit dem Wucher⸗ 
tarif.“ Die Regierung ſah ſich auf beiden Flanken ange⸗ 
griffen und mußte in der Mitte durchbrechen, um ihr Werk 
zum Beſten des allgemeinen Intereſſes, in erſter Linie zum 
Beſten der Landwirtſchaft zum Erfolge zu führen. 

Wenn ſich zwei extreme Anſchauungen oder Forderungen 
gegenüberſtehen, pflegen in der Politik, wie oft im menſch⸗ 
lichen Leben, Vernunft und Wahrheit in der Mitte zu liegen. 
Die freihändleriſche Demokratie verlangte, daß die Land⸗ 
wirtſchaft in die Pfanne der Handelspolitik geworfen würde. 
Ein Teil ihrer Gegner wollte die Ausſicht auf Handelsverträge 
in die Pfanne der Agrarpolitik geworfen wiſſen. Das eine war 
ſo unmöglich wie das andere. Nur wenn die Regierung in den 
Hauptſätzen unbeugſam blieb, ſich weder von der Oppoſition 
zur Rechten noch von der zur Linken herüberziehen ließ, 
konnte ſie erwarten, die gemäßigten Parteien ſchließlich auf 
der Mitte ihres Willens vereinigt zu ſehen. Sozialdemokratie 
und freiſinnige Vereinigung griffen zu dem Mittel der Ob⸗ 
ſtruktion, um die ſachliche Beratung der Vorlagen unmöglich 
zu machen und Neuwahlen zu erzwingen. In anerkennens⸗ 
werter Objektivität wehrte ſich der Abgeordnete Eugen 
Richter im Namen der freiſinnigen Volkspartei gegen die 
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Vergewaltigung der Mehrheit durch die Obſtruktion der 
Minderheit, obwohl er ſelbſt mit ſeinen Parteifreunden dem 
Zolltarif ablehnend gegenüberſtand. Eine Zeitlang ſchien 
es, als würde ſich eine Mehrheit für den Zolltarif überhaupt 
nicht finden, da ein Teil der Rechten nach dem Grundſatz 
„alles oder nichts“ die ganze zum Beſten der Landwirtſchaft 
unternommene Tarifreform ablehnen zu wollen ſchien. Es 
war das große Verdienſt des Vorſitzenden des deutſchen 
Landwirtſchaftsrats, Grafen Schwerin⸗Löwitz, des zu früh 
heimgegangenen Grafen Kanitz und vor allem des Führers 
der konſervativen Partei, des Grafen Limburg⸗Stirum, 
daß ſie die konſervative Partei nicht auf einen falſchen 
Weg geraten ließen. Die gleiche, ebenſo anerkennens⸗ 
werte Einſicht und Widerſtandskraft zeigte gegenüber frei⸗ 
händleriſchen Tendenzen eines Teils der Liberalen der 
Abgeordnete Baſſermann. So begegneten ſich Konſervative 
und Nationalliberale mit dem vom Grafen Balleſtrem und 
dem Abgeordneten Spahn mit ſtaatsmänniſchem Geſchick 
geführten Zentrum auf dem Boden der Anträge des frei⸗ 
konſervativen Abgeordneten v. Kardorff. 

Mit den Zolltarifgeſetzen von 1902 gewann unſere Wirt⸗ 
ſchaftspolitik wieder den dem Intereſſe der Allgemeinheit 
unentbehrlichen agrariſchen Einſchlag. Neben der mächtig 
aufblühenden Weltwirtſchaft wurde die Erhaltung einer 
kräftigen heimatlichen Wirtſchaft geſichert. Die deutſche 
Landwirtſchaft hat unter dem Einfluß des neuen Tarifs 
und der auf ſeiner Baſis abgeſchloſſenen neuen Handels⸗ 
verträge ein Jahrzehnt kräftiger Entwicklung erlebt. Unjere 


320 

fernigen und fleißigen Landwirte gewannen das Bewußtſein 
zurück, daß das Reich an den Erfolgen ihrer Arbeit Anteil 
nahm, in der Landwirtſchaft nicht das wirtſchaftliche Stief⸗ 
kind, ſondern das gleichberechtigte und ſogar erſtgeborene 
Kind der Mutter Germania ſah. Die Zahl der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe hat ſich von 1895 bis 1907 um faſt 
180 000 vermehrt. Der Viehbeſtand war gewaltig gewachſen, 
das Rindvieh um etwa 3 Millionen Stück, Schweine um 
5,3 Millionen Stück im gleichen Zeitraum. Roggen wurden 
1913 12,2 Millionen Tonnen gegen 6,6 Millionen Tonnen 
im Jahre 1895, Weizen 4,65 Millionen Tonnen gegen 
2,80 Millionen Tonnen, Gerſte 3,67 Millionen Tonnen gegen 
2,4 Millionen Tonnen, Hafer 9,7 Millionen Tonnen gegen 
5,2 Millionen Tonnen, Kartoffeln 54,1 Millionen Tonnen 
gegen 31,7 Millionen Tonnen geerntet. 1900 bezogen wir 
16% Brotgetreide vom Ausland, 1906 nur noch 10%. 
Mit anderen Ländern verglichen, hat ſich die Produktivität 
unſerer Landwirtſchaft während des letzten Jahrzehnts ganz 
außerordentlich entwickelt. Noch im Sommer des Jahres 
1902, nicht lange vor der zweiten Beratung des Zolltarif⸗ 
geſetzes, mußte der Geſchichtſchreiber der deutſchen Land⸗ 
wirtſchaft Dr. Frhr. v. d. Goltz die einleitenden Betrach⸗ 
tungen ſeines Werkes mit der Feſtſtellung ſchließen, daß 
„durch Vorgänge auf dem Gebiete der nationalen Volks⸗ 
wirtſchaft und der Weltwirtſchaft über die deutſche Land⸗ 
wirtſchaft eine kritiſche Zeit hereingebrochen ſei“. Heute 
weiſen die berufenen Kenner der landwirtſchaftlichen Ver⸗ 
| hältniſſe mit Stolz hin auf die blühende Entwicklung, den 
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wachſenden Wert der Produktion und die geſtiegene und 
immer weiter ſteigerungsfähige Leiſtungsfähigkeit der deut⸗ 
ſchen Landwirtſchaft. 

Die landwirtſchaftliche Entwicklung hat ſich aber nicht 
vollzogen auf Koſten der Entfaltung unſerer Exportinduſtrie 
und unſeres Handels. Die freihändleriſchen Propheten, 
die bei den Debatten der Jahre 1901 und 1902 vorausgeſagt 
hatten, die agrarpolitiſche Korrektur der Wirtſchaftspolitik 
werde den Handel „einſchränken“, haben unrecht behalten. 
Diejenigen, die geglaubt hatten, es würde mit der Waffe 
eines erhöhten Agrarzolles der Abſchluß vorteilhafter und 
langfriſtiger Handelsverträge nicht gelingen, hatten die welt⸗ 
wirtſchaftliche Stellung Deutſchlands unterſchätzt. Deutſch⸗ 
land hatte mit ſeinem neuen Tarif in der Hand keineswegs 
den anderen Staaten zu wenig zu bieten, es hatte 1891 zu 
viel geboten. Bei Einleitung der Caprivi⸗Marſchallſchen 
Zoll⸗ und Handelsvertragspolitik war man unter anderem 
davon ausgegangen, daß uns das Übergewicht unſerer Ein⸗ 
fuhr über die Ausfuhr zu beſonderem Entgegenkommen 
zwingen müßte, um uns die auswärtigen Abſatzmärkte in 
weiterem Maße zu erſchließen. In der Tat lag gerade in 
unſerer großen Einfuhr, unſerer Kaufkraft die beſte Stärke 
unſerer Poſition für die Handelsvertragsabſchlüſſe. Wir 
durften Entgegenkommen beanſpruchen, weil wir ſo vor⸗ 
treffliche Kunden des Auslandes ſind. Das Verhältnis 
zwiſchen Einfuhr und Ausfuhr ließ ſich mit gutem Erfolge 
für die Handelsverträge umgekehrt verwerten, wie es zu 
Anfang der neunziger Jahre geſchehen war. Der om 1891 
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bis 1894 heiß umkämpfte Handelsvertrag mit Rußland kam 
zwiſchen dem Grafen Witte und mir in Norderney im Juli 
1904 relativ glatt zum Abſchluß. Es folgten die anderen 
Verträge, ohne daß ſich der neue Zolltarif irgendwie als 
unüberwindliches Hindernis gezeigt hätte. In der ent⸗ 
ſcheidenden Reichstagsſitzung vom 13. Dezember 1902, wohl 
der längſten Sitzung, die der deutſche Reichstag gehalten 
hat, gab ich am Schluß einer einleitenden Rede, in der ich 
die Stellung der verbündeten Regierungen zu den vom 
Reichstag in zweiter Leſung gefaßten Beſchlüſſen darlegte, 
unter lebhaftem Beifall der einen und ebenſo lebhaftem 
Widerſpruch der anderen der Überzeugung Ausdruck, daß 
das große Werk der Tarifreform dem Vaterlande zum 
Segen gereichen würde. Dieſe Hoffnung hat ſich erfüllt, 
und nicht nur hinſichtlich der Landwirtſchaft. Das beſtätigte 
das Telegramm, das die Direktion der Hamburg⸗Amerika⸗ 
Linie bei meinem Rücktritt an mich richtete, und in dem ſie 
hervorhob, daß meine Kanzlerzeit die ſtärkſte Entwicklung 
und die reichſte Blüte von Induſtrie, Handel und Verkehr 
geſehen hätte, die Deutſchland jemals erlebt habe. Unſere 
künftige wirtſchaftliche Entwicklung wird nicht zum geringſten 
davon abhängen, daß wir die handelspolitiſchen Fundamente 
behaupten, auf denen ein ſolcher Aufſchwung möglich war, 
und uns die handelspolitiſchen Sicherheiten und Vorteile, 
die wir vor dem Kriege beſaßen, auch für die Zukunft er⸗ 
halten. Und wer ſollte, wenn er die wirtſchaftliche Lage 
unſeres Volkes nach dem Kriege erwägt, nicht neben den 
zwei Millionen deutſcher Koloniſten in Rußland auch der 
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Pioniere des deutſchen Handels gedenken, die vor dem Kriege 
in Nord⸗ und Südamerika, in Oſtaſien, in Nord⸗ und Süd⸗ 
afrika, in ganz Frankreich und England, in den engliſchen 
Kolonien, an allen wichtigen Handelsplätzen der fünf Welt⸗ 
teile ſo viele blühende Unternehmungen ins Leben gerufen 
und geleitet hatten und überall deutſche Arbeit und deutſches 
Volkstum förderten. In dieſer Richtung hat uns der Krieg 
beſonders empfindlich zurückgeworfen, nicht nur in den uns 
feindlichen Ländern, ſondern auch im neutralen Ausland. 
Wir müſſen erwarten, daß die Möglichkeit gefunden werde, 
die Verbindungen, die der Weltkrieg jetzt ſo plötzlich zerriſſen 
hat, wieder anzuknüpfen, die Geſchädigten einigermaßen zu 
entſchädigen, und wenn nicht alles, ſo doch einiges wieder 
gut zu machen. Das reißende Anwachſen des allgemeinen 
Wohlſtandes in Deutſchland während des Jahrzehnts von 
1904 bis 1914 liegt klar zutage. Die Zahl der großen Be⸗ 
triebe war bis zum 1. Auguſt 1914 in ſtändigem Wachſen, 
ebenſo wie die Zahl der Berufszugehörigen der Induſtrie 
und des Handels. Die amtliche Statiſtik zählte, als ein Beiſpiel 
unter vielen, im Jahre 1911 4712 Erwerbsgeſellſchaften, die 
über ein eigenes Kapital von 18,06 Milliarden Mark verfügten 
und jährlich 1,3 Milliarden an Dividenden verteilten. Die 
großen Privatbanken haben ſich zu wirtſchaftlichen und auch 
wirtſchaftspolitiſchen Mächten entwickelt. Der deutſche Im⸗ 
port im Geſamthandel ſtieg von 1903 bis 1913 von 6,3 Mil⸗ 
liarden auf 11,6 Milliarden, der Export von 5,3 Milliarden 
auf 10,9 Milliarden. Und der Entwicklung des Außenhandels 
folgend vermehrte ſich die deutſche 5 (in 
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1000 Brutto⸗Reg. Tons) von 2650 t im Jahre 1900 auf 
4267 t im Jahre 1909, auf 4513 t im Jahre 1911, auf 5238 b 
im Jahre 1914. Auf deutſchen Werften ſtieg der Bau von 
Schiffen einſchließlich Flußfahrzeugen und Kriegsſchiffen von 
385 im Jahre 1900 auf 814 im Jahre 1909, auf 859 im Jahre 
1911 und auf 936 im Jahre 1913. Da gleichzeitig gerade im 
letzten Jahrzehnt die ſoziale Fürſorge nicht nur für die lohn⸗ 
arbeitenden Klaſſen weiter ausgebaut, ſondern auch auf den 
Mittelſtand ausgedehnt worden iſt, darf abſchließend geſagt 
werden, daß bei der agrarpolitiſchen Wendung unſerer Wirt⸗ 
ſchaftspolitik alle Erwerbsſtände ihr fortdauernd gutes Ge⸗ 
deihen behauptet und entfaltet haben, während die Land⸗ 
wirtſchaft aus kritiſchen Zeiten heraus gehoben und in die 
allgemeine aufſteigende Entwicklung des deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftslebens eingereiht worden iſt. 

In wirtſchaftlicher Hinſicht in erſter Linie hat das deutſche 
Volk Grund, mit dem Entwicklungsfazit der letzten Jahr⸗ 
zehnte zufrieden zu ſein und zu wünſchen, daß die einge⸗ 
ſchlagenen und bewährten Wege nicht verlaſſen werden. 
Dem Handel und der Ausfuhrinduſtrie ſind die durch die 
Inaugurierung der Handelspolitik zu Anfang der neunziger 
Jahre gewonnenen Vorteile in vollem Maße erhalten ge⸗ 
blieben. Die geſamte deutſche Induſtrie hat ſich des ihr 
im Jahre 1878 gewährten Zollſchutzes unverändert er⸗ 
freuen können. Einzelne Mängel des Capriviſchen Tarifs 
ſind durch den Tarif von 1902 zugunſten der Induſtrie ab⸗ 
geändert worden. Die deutſche Landwirtſchaft endlich hat 
den ihr notwendigen Zollſchutz gefunden. Für den deutſchen 
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Arbeiter ijt mehr getan worden als in irgendeinem anderen 
Lande. Als vor einigen Jahren eine Deputation engliſcher 
Gewerkſchaften eine Rundreiſe durch Deutſchland unter⸗ 
nahm, um unſere Arbeitsverhältniſſe zu ſtudieren, richtete, 
nachdem ſie von unſeren Wohlfahrtseinrichtungen Kenntnis 
genommen hatten, einer der Engländer an einen ſeiner 
deutſchen Führer, nebenbei geſagt, einen Sozialdemokraten, 
die erſtaunte Frage: „Ja, warum agitiert ihr denn eigentlich 
noch?“ 

Wenn trotzdem bis zu dieſem Krieg die wirtſchaftlichen 
Kämpfe nicht ruhen, die Gegenſätze zwiſchen den Erwerbs⸗ 
ſtänden ſich nicht mildern wollten, wenn im Gegenteil die 
Leidenſchaften auf wirtſchaftlichem Gebiet aufgewühlter, 
Hader und Mißgunſt zwiſchen den Erwerbsſtänden erbitterter 
ſchienen als je, ſo lag dafür die Urſache nicht in einer Brüchig⸗ 
keit, einer Unausgeglichenheit unſerer Wirtſchaftspolitik, 
ſondern in der Unvollkommenheit unſeres innerpolitiſchen 
Lebens. Wie die deutſchen Parteien in rein politiſchen Fragen 
ihre Haltung mit Vorliebe nicht nach Erwägungen der Zweck⸗ 
mäßigkeit, ſondern nach der jeweiligen Feindſchaft gegen dieſe 
oder jene Partei orientierten, jo noch mehr in wirtſchafts⸗ 
politiſcher Beziehung. Deutſchland war vielleicht das einzige 
Land, in dem die praktiſchen wirtſchaftlichen Fragen peinlich 
und kleinlich auf den Leiſten der Parteipolitik geſchlagen 
wurden. Mit alleiniger Ausnahme des Zentrums, hatte jede 
Partei, ſei ſie groß, ſei ſie klein, ihre eigene Wirtſchafts⸗ 
politik, oder wenigſtens ihre wirtſchaftspolitiſche Spezialität, 
der die wirtſchaftlichen Fragen untergeordnet wurden. Das 
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gehörte zum parteipolitiſchen Dogmatismus. Wir hatten 
faſt ſo viele verſchiedene finanzpolitiſche, agrarpolitiſche, 
handelspolitiſche, verkehrspolitiſche, ſozialpolitiſche, zoll⸗ 
politiſche, ſteuerpolitiſche und ſonſtige wirtſchaftspolitiſche 
Auffaſſungen, wie wir Parteien hatten. Der deutſche Partei⸗ 
mann ſpann ſich ſo feſt in ſeine wirtſchaftspolitiſchen Partei⸗ 
anſchauungen ein, daß er alsbald autoſuggeſtiv dieſe An⸗ 
ſchauungen für unlösbar verbunden mit ſeinen eigenen 
Berufsintereſſen und Magenfragen hielt und nach der wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Seite hin den Parteikampf mit der Er⸗ 
bitterung führte, die der Egoismus zu erzeugen pflegt. 
Wir haben keine Partei, die ſagen darf, daß ſie nur einen 
einzigen Erwerbsſtand vertritt, nicht einmal die Sozial⸗ 
demokratie darf das von ſich behaupten. Trotzdem haben 
bis auf das Zentrum, deſſen Wähler und Vertreter allen 
Bevölkerungsſchichten und Erwerbsgruppen angehören, alle 
anderen Parteien den wirtſchaftspolitiſchen Kampf oft 
mehr oder minder ſo geführt, als gälte es für jede nur 
die Vertretung eines einzigen Erwerbsſtandes. Freilich 
ſtützen ſich die Konſervativen vorwiegend auf den Grund⸗ 
beſitz, die Nationalliberalen auf die Induſtrie, der Freiſinn 
auf den Handel. Das liegt an den politiſchen Traditionen 
der betreffenden Volkskreiſe. Wenn ſich aber die Parteien 
mehr und mehr zu berufsſtändiſchen Intereſſenvertretungen 
entwickelten, ſo hatte das ſeine Gefahren, in wirtſchaftlicher 
Beziehung wie in politiſcher und nationaler. Stehen ſich 
die Erwerbsſtände als politiſche Parteien gegenüber, ſo 
wird von einer Erledigung wirtſchaftspolitiſcher Fragen, bei 
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der alle Erwerbszweige ihren Vorteil finden, nicht mehr die 
Rede ſein. Die Intereſſengegenſätze werden völlig unver⸗ 
ſöhnlich werden. Jeder Stand wird im Nachteil des anderen 
den eigenen Vorteil ſehen. Und die wirtſchaftlichen Diffe⸗ 
renzen werden, wenn nicht eine ſtarke Regierung die Füh⸗ 
rung in Händen hat, nach Art parteipolitiſcher Machtkämpfe 
durch Majoriſierung der Minderheitsparteien und rückſichts⸗ 
loſe Mißachtung der Intereſſen ganzer Erwerbsſtände ent⸗ 
ſchieden. Auf der anderen Seite ſind Berufsſtände ſelten 
fähig, die großen nationalen Fragen unabhängig mit dem 
Blick auf die Weltſtellung des Reichs anſtatt mit dem Auge 
auf das eigene berufliche Intereſſe zu entſcheiden. Und das 
um ſo weniger, je mehr nationale Aufgaben mit materiellen 
Opfern verbunden ſind. Eine Verquickung des partei⸗ 
politiſchen mit dem erwerbsſtändiſchen Gedanken bedeutet 
für das nationale wie für das wirtſchaftliche Leben in 
gleichem Maße eine Gefahr. 

Wie die ſchweren Erfahrungen dieſes Krieges begründete 
Hoffnungen erweckt haben auf eine allmähliche, zunehmende 
Milderung der alten Parteigegenſätze, auf eine Abſtimmung 
des parteipolitiſchen Dogmatismus, ſo haben ſie die An⸗ 
näherung großer wirtſchaftlicher Verbände, die ſich einſt 
oftmals heftig befehdeten, zur Tat werden laſſen. Mit dem 
Blick auf die internationalen Lehren des Weltkrieges, auf die 
künftige Weltſtellung des Deutſchen Reiches ſind in rühmens⸗ 
werter Weiſe unſere ſechs großen Wirtſchaftsverbände auf 
dem Boden der für Deutſchlands Gegenwort und Zukunft 
wichtigſten Frage, der Frage der aus dem Kriege hervor⸗ 
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gehenden macht⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Stellung Deut} d- 
lands in Europa und der Welt, zuſammengetreten zu einer 
gemeinſamen Manifeſtation einigen und entſchloſſenen 
patriotiſchen Willens. Eine ernſte Warnung bedeutet das 
gegenüber dem auf alte deutſche partei⸗ und wirtſchafts⸗ 
politiſche Uneinigkeit rechnenden Auslande. Eine leuch⸗ 
tende Perſpektive eröffnet ſich für Deutſchlands inner⸗ 
politiſche Zukunft, deren brennendſte Aufgaben nach dem 
Kriege dem Retabliſſement des wirtſchaftlichen Lebens gel⸗ 
ten müſſen. Wenn die Regierungen des Reiches und der 
deutſchen Staaten bei dieſem Werk von ungeheuren, heut 
kaum geahnten Schwierigkeiten die produzierenden Stände 
einig an ihrer Seite finden und halten, ſo ſteht zu hoffen, 
daß in nicht ferner Zeit der Fortſchritt blühender wirt⸗ 
ſchaftlicher Entwicklung zurückgewonnen wird, den dieſer 
Krieg ſo jäh unterbrach. Eine für die Volksgeſamtheit 
und ihr Glück notwendigere und bedeutſamere Aufgabe als 
dieſe ſtellt der Krieg der kommenden inneren Politik des 
Friedens nicht. 


Schlußwort 


Das Deutſche Reich, wie es hervorgegangen ijt aus den 
Feuertaufen von Königgrätz und Sedan als die ſpäte Frucht 
des langen Werdeganges unſeres Volkes, konnte erſt ent⸗ 
ſtehen, als der deutſche Geiſt und die preußiſche Monarchie 
ſich fanden. Sie mußten ſich finden, ſollte ein einheitliches 
deutſches Staatsleben von dauernder Kraft gewonnen 
werden. Die ſchickſalsreiche deutſche Geſchichte ſah des 
Großen, des Gewaltigen die Fülle, ſie ſah den Kampf der 
deutſchen Kaiſer um das Erbe der Cäſaren, ſah die deutſchen 
Waffen ſiegreich am Belt und am Mittelmeer, in Klein⸗ 
aſien und im Herzen des heutigen Frankreichs, ſie ſah nach 
dem geiſtigen Läuterungsprozeß der Reformationszeit die 
höchſte Entfaltung künſtleriſchen und wiſſenſchaftlichen Le⸗ 
bens ſeit den Tagen des alten Hellas und dem Cinquecento. 
Aber das ſtaatliche, das politiſche Ergebnis war doch im 
19. Jahrhundert die Auflöſung aller ſtaatlichen Formen, die 
Überflügelung der deutſchen Macht durch die jüngeren 
Staaten des europäiſchen Weſtens und Oſtens. In tauſend⸗ 
jähriger Arbeit war kulturell das Höchſte, politiſch nichts er⸗ 
reicht worden. Die von Natur geſegneten Gebiete des 
deutſchen Weſtens und Südens haben dem deutſchen Geiſtes⸗ 
leben unvergängliche Werke geſchaffen, aber für das härtere 
Geſchäft der Staatsbildung die Kraft nicht aufzubringen 
vermocht. Wir modernen Deutſchen teilen das herbe Urteil 
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Treitſchkes über den Anwert der deutſchen Kleinſtaaten 
nicht mehr. Wir haben im jahrzehntelangen Beſitz der 
Reichseinheit die Freiheit des Blickes wiedergewonnen für 
die mannigfachen Segnungen, die wir den kleinen Staats⸗ 
bildungen verdanken. Den Sünden des deutſchen Partikula⸗ 
rismus ſtanden doch zur Seite die Förderung und der Schutz, 
die das geiſtige Leben Deutſchlands von den Fürſten und 
Städten erfuhr. Der weimariſche Muſenhof hat wohl das 
Größte, nicht das einzige geleiſtet. Die Geſchichte der meiſten 
außerpreußiſchen Staaten iſt verknüpft mit dem Namen 
dieſes oder jenes derjenigen Männer der Wiſſenſchaften und 
Künſte, die geholfen haben, den großartigen Bau unſeres 
geiſtigen Lebens aufzurichten. Als Preußen ſich ſeiner Pflich⸗ 
ten gegen die ideellen Güter Deutſchlands erinnerte, in 
jenen ſchweren und doch großen Jahren, in denen Friedrich 
Wilhelm III. das ſchöne Wort fand, der Preußiſche Staat 
müſſe durch geiſtige Kräfte erſetzen, was er an phyſiſchen 
eingebüßt habe, hatte der deutſche Geiſt ſchon die höchſten 
Gipfel erſtiegen ohne die Hilfe Preußens. Das geiſtige 
Leben Deutſchlands, das die Welt bewundern gelernt hat, 
dem ſelbſt der erſte Napoleon Reverenz erwies, iſt über⸗ 
wiegend das Werk des deutſchen Weſtens und Südens, 
geleiſtet unter dem Schutze ſeiner Fürſten, der kleinen Staa⸗ 
ten und der freien Städte. 

Das Volk auf dem märkiſchen Sande, in den von der Natur 
karg bedachten Ebenen öſtlich der Elbe und Oder aber hat 
in den Jahrhunderten, die deutſches Geiſtesleben, deutſche 
Wiſſenſchaft und Kunſt im anderen Deutſchland aufblühen 
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ſahen, unter einem heldenhaften und ſtaatsklugen Herrſcher⸗ 
hauſe in Kämpfen und Entbehrungen die ſtaatliche Zukunft 
Deutſchlands vorbereitet. Im Weſten und Süden Deutſch⸗ 
lands iſt der deutſche Geiſt gebildet worden, in Preußen 
der deutſche Staat. Die Fürſten des Weſtens ſind die Pfleger 
deutſcher Bildung geweſen, die Hohenzollern die politiſchen 
und militäriſchen Lehr⸗ und Zuchtmeiſter. Es hat lange 
gedauert, ehe man in Deutſchland die Bedeutung Preußens, 
an dem ſelbſt Goethe nur den Großen König liebte, begriff, 
ehe man erkannte, daß dieſer rauhe, durch und durch pro⸗ 
ſaiſche Militär⸗ und Beamtenſtaat ohne große Worte, aber 
mit deſto größeren Taten ein deutſches Kulturwerk erſten 
Ranges ſchuf, daß er die politiſche Kultur des deutſchen 
Volkes vorbereitete. Der Preußiſche Staat iſt für Deutſch⸗ 
land geworden, was Rom für die antike Welt geweſen iſt. 
Der geiſtig univerſalſte und dabei preußiſchſte der deutſchen 
Hiſtoriker, Leopold v. Ranke, ſagt in ſeiner Weltgeſchichte, 
es ſei die Aufgabe der antiken Welt geweſen, den griechiſchen 
Geiſt mit dem römiſchen zu durchdringen. Die antike Bil⸗ 
dung, in der das Geiſtesleben Weſteuropas mit allen ſeinen 
Wurzeln ruht, iſt der Welt erhalten worden durch den Schutz 
des Rechts⸗ und Militärſtaats Rom, der der alten Welt die 
politiſchen Dafeinsformen gab. Dem deutſchen Geiſtes⸗ 
leben iſt der Preußiſche Staat Beſchützer geworden dadurch, 
daß er dem deutſchen Volk die ſtaatliche Einigung und die 
ebenbürtige Stellung unter den großen Reichen der Welt 
ſchuf. 


Wir haben durch die Reichsgründung ein nationales 
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Staatsleben gewonnen. Unſere politiſche Entwicklung hat 
damit einen neuen ſicheren Weg betreten. Aber zum Ziele 
gelangt iſt ſie noch nicht. Die Aufgabe, deren Erfüllung 
wohl begonnen aber noch nicht vollendet iſt, muß ſein die 
Einheit unſeres geiſtigen und politiſchen Lebens, das heißt die 
gegenſeitige Durchdringung preußiſchen und deutſchen Geiſtes. 
Das meinte ich, als ich anknüpfend daran, daß mir im Sterbe⸗ 
zimmer des Fürſten Bismarck als einziger Schmuck der Wand 
das Bild von Ludwig Uhland entgegengetreten war, nicht 
lange vor meinem Rücktritt im Reichstag jagte*), aus dieſem 
Gegenüber ſpreche die ganze deutſche Geſchichte, denn nur 
die Verbindung von altpreußiſch⸗konſervativer Tatkraft und 
Zucht mit deutſchem, weitherzigem und liberalem Geiſte 
könne die Zukunft der Nation zu einer glücklichen geſtalten. 
Die vor einem Jahrhundert von Fichte geſtellte Forderung, 
daß die Nation, indem ſie den Unterſchied zwiſchen Denken 
und Sein in ſich überwinde, ſich ſelbſt mit Bewußtſein 
mache, richtet ſich auch an uns. Das preußiſche Staatsleben 
muß ſich ſo mit dem deutſchen Geiſtesleben, dieſes ſich ſo 
mit jenem ausſöhnen, daß beide ineinander verwachſen, 
ohne einander zu ſchwächen. Eine ſolche Ausſöhnung war 
vor dem großen Kriege, in dem wir uns befinden, noch nicht 
ganz erreicht. Noch ſah der Vertreter deutſchen Geiſtes⸗ 
lebens gern im Preußiſchen Staate eine feindliche Macht, 
noch der Altpreuße bisweilen in der freien, durch keine 
Regel gehemmten Entfaltung des deutſchen Geiſtes eine 
deſtruktive Kraft. Und immer wieder konnte man erfahren, 
h Reden V, Seite 43. 
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daß in Parlament und Preſſe im Namen der Freiheit wider 
Preußen und im Namen der Ordnung wider den nie zu 
bändigenden deutſchen Geiſt geeifert wurde, dem an Weite, 
an philoſophiſcher Tiefe und an poetiſchem Zauber ſeit den 
Griechen kein anderer gleichkam. Mein verſtorbener Freund 
Adolph Wilbrandt läßt in einem hübſchen Schauſpiel einen 
Beamten aus norddeutſcher Adelsfamilie und die Tochter 
eines bürgerlichen Gelehrten auftreten, die ſich erſt ab⸗ 
ſtoßen und ſtreiten. „Ich repräſentiere das Deutſchland 
Schillers, Goethes und Leſſings“, ſagt die Gelehrtentochter, 
und der Beamte erwidert: „Und ich das Deutſchland Bis⸗ 
marcks, Blüchers und Moltkes.“ Ähnliches hören wir oft 
von klugen und ernſten Männern. Anſere geiſtige und 
innerpolitiſche deutſche Zukunft hängt davon ab, ob und 
wie weit es uns gelingt, den deutſchen Geiſt mit der preu⸗ 
ßiſchen Monarchie zu verſchmelzen. 

Es iſt richtig, daß im außerpreußiſchen Deutſchland auf 
Grund anderer politiſcher Traditionen vielfach Auffaſſungen 
von ſtaatlicher Herrſchaft und politiſcher Freiheit herrſchen, 
die grundverſchieden ſind von denen, die gewachſen ſind 
auf dem Boden preußiſcher Traditionen. Dieſer Unterſchied 
kommt nicht nur zur Geltung in den Parteigegenſätzen, 
ſondern auch in den Parteien ſelbſt. Man ſucht es im deut⸗ 
ſchen Süden mehr in einer Löſung der politiſchen Kräfte 
nach unten hin, in Preußen mehr in einer Bindung der 
politiſchen Kräfte von oben her. Dort eine mehr geiſtige, 
hier eine mehr ſtaatliche Auffaſſung des politiſchen Lebens. 
Eine jede der beiden iſt Ergebnis geſchichtlichen Werdens und 
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hat ihre wohlberechtigte Eigenart. Der Preuße tut unrecht, 
wenn er im politiſchen Leben Süddeutſchlands nichts ſehen will 
als zerſetzende Demokratie. Der Süddeutſche tut ebenſolches 
Unrecht, wenn er die Eigenart des preußiſchen Staatslebens 
als politiſche Rückſtändigkeit perhorreſziert. Fortſchritt iſt im 
politiſchen Leben ein ſehr unſicherer Begriff, und in welcher 
Richtung politiſcher Entwicklung zuletzt der wahre Fortſchritt 
liegen wird, das iſt eine Frage, die alle Weiſen der Welt 
nicht werden beantworten können. Die Erfüllung konſer⸗ 
vativer Forderungen iſt oftmals im beſten und wahrſten 
Sinne geſchichtlicher Fortſchritt geweſen, während demo⸗ 
kratiſche und liberale Forderungen zuweilen dem hiſtoriſch 
wertenden Verſtand ein hart reaktionäres Geſicht zeigen. 
Ein jeder Staat, ein jedes Volk ſucht auf ſeine Weiſe vor⸗ 
wärtszukommen und ſeine politiſchen Inſtitutionen zu ver⸗ 
vollkommnen. Wir Deutſchen, die wir aus geſchichtlichen 
Gründen nicht ein einheitliches, ſondern ein vielgeſtaltiges 
Staatsleben haben, dürfen uns weniger noch als ein an⸗ 
deres Volk abſtrakte politiſche Prinzipien ſchaffen, weder 
ſolche, die allein den preußiſchen, noch ſolche, die allein den 
ſüddeutſchen Überlieferungen entnommen ſind, und alle 
Politik über den Leiſten dieſer Prinzipien ſchlagen. Unſere 
Aufgabe beſteht darin, die politiſche Entwicklung in Preußen, 
den Einzelſtaaten und im Reich ſo zu führen, daß jedem der 
Glieder im Reich diejenigen Kräfte erhalten werden, mit 
denen es dem gemeinſamen Vaterlande am wertvollſten iſt. 
Die Harmonie des deutſchen Lebens in allen ſeinen Teilen 
wird weniger zu erſtreben ſein durch eine Aniformierung 
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aller Einrichtungen in Nord und Süd, in Oſt und Weft, 
als durch ein Abſchleifen der heute noch vorhandenen Gegen⸗ 
ſätze. 

Die Bismarckiſche Reichsſchöpfung war nicht zuletzt da⸗ 
durch ſo meiſterhaft, daß ſie eine feſte Bindung ſchuf, ohne 
die Eigenart und die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten zu 
zerſtören, und daß ſie durch die Wahrung des monarchiſchen 
Prinzips auch im neuen Reich Preußen nicht nur nominell, 
ſondern tatſächlich zum führenden Staat machte. Die Eini⸗ 
gung Deutſchlands, die der patriotiſchen Demokratie in den 
vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts vorſchwebte, wollte 
die Selbſtändigkeit der Bundesſtaaten mehr oder minder 
aufheben und die einigende Kraft in den maßgebenden 
Einfluß eines Reichsparlamentes legen. Abgeſehen davon, 
daß die deutſchen Fürſten für eine ſolche Einigung nicht zu 
haben geweſen wären, war es ein Irrtum, in dem durch 
und durch monarchiſchen Deutſchland einigende Kräfte von 
einem noch gar nicht vorhandenen, geſchweige denn er⸗ 
probten Parlamentsleben zu erwarten. Daß in einer gemein⸗ 
ſamen deutſchen Volksvertretung die Kräfte mehr ausein⸗ 
anderſtreben als ſich im Reichsgedanken zuſammenfinden, 
haben die ſeit der Reichsgründung vergangenen Jahrzehnte 
mit ihren Kämpfen zwiſchen Reichsregierung und Neichs⸗ 
tagsparteien genügend bewieſen. Der Preuße Bismarck 
wußte am beſten, daß in Deutſchland ſtarkes Staatsleben 
nur monarchiſch zu ſchaffen und zu erhalten iſt. Das Einigungs⸗ 
werk konnte nur von Dauer ſein, wenn dem deutſchen 
Reichsbau nicht lediglich ein monarchiſches e ge⸗ 
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geben wurde, fondern wenn die Monarchie tatſächlich zum 
Träger der Einigung wurde. And ſollte die durch Jahr⸗ 
hunderte erprobte ſtaatsbildende Kraft der preußiſchen 
Monarchie für das neue Reich gewonnen werden, ſo durfte 
der König von Preußen als Deutſcher Kaiſer nicht etwa 
Inhaber ſchattenhafter Würden ſein, er mußte regieren und 
führen und zu dieſem Zweck tatſächliche monarchiſche Rechte 
beſitzen, ſo wie ſie dann in der Reichsverfaſſung niedergelegt 
und umſchrieben ſind. Auf den Wegen der Demokratie, auf 
denen andere Völker zum Ziel nationaler Entwicklung ge⸗ 
langt ſind, wäre Deutſchland gar nicht oder nur ſehr lang⸗ 
ſam und unvollkommen zu ſtaatlicher Einigung gekommen. 
Als Monarchie, mit der Vertretung der verbündeten Fürſten 
im Bundesrat und dem König von Preußen an der Spitze, 
ſind wir ein einiges deutſches Reich geworden. Unter die 
alleinige Obhut ſtreitender Parteien im Parlament ge⸗ 
geben, hätte der Reichsgedanke niemals ſo an Boden, nie⸗ 
mals ſo die deutſchen Herzen gewinnen können, wie es ge⸗ 
ſchehen iſt, da die Reichseinheit unter den Schutz der Mo⸗ 
narchie geſtellt ward. Was Anfang der ſechziger Jahre des 
19. Jahrhunderts der ſpätere italieniſche Miniſterpräſident 
Crispi an Mazzini ſchrieb, er habe ſich von der Republik zur 
Monarchie bekehrt, weil die Monarchie Italien einige, die 
Republik es ſpalte: das gilt auch für uns. Und das gilt 
beſonders deshalb, weil das Deutſche Reich, in der Mitte 
Europas gelegen, an ſeinen langen Grenzen von Natur un⸗ 
genügend beſchützt und von großen Militärmächten um⸗ 
geben, ein Militärſtaat ſein und bleiben muß. Starke Militär⸗ 
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ſtaaten haben aber in der Geſchichte immer einer monar⸗ 
chiſchen Führung bedurft. ; 

Wir haben es erlebt, wie ſich im Augenblick höchſter 
deutſcher Daſeinsnot bei Kriegsausbruch elementar alle 
Herzen, alles Vertrauen und alle Zuverſicht dem kaiſerlichen 
Führer des Reiches zuwandten. Der hingebende Ausdruck 
des Patriotismus und der Staatstreue wurde der deutſchen 
Volksgeſamtheit unmittelbar und inſtinktiv zu einer Kund⸗ 
gebung monarchiſchen Gefühls. Und während des ganzen 
Verlaufs dieſer furchtbaren Kämpfe an allen Fronten und 
in allen Zonen, hat Deutſchland mit Genugtuung erlebt, 
welche Überlegenheit über die Gegner an ſtets bereiter Schlag⸗ 
kraft und an entſchloſſener Einheitlichkeit militäriſchen Han⸗ 
delns uns die monarchiſche Führung im Kriege gab. 

Eine ſtarke Monarchie an der Spitze ſchließt eine rege 
Anteilnahme des Volkes an den Dingen des ſtaatlichen 
Lebens im Reich und in den Einzelſtaaten natürlich nicht aus. 
Im Gegenteil, je lebhafter und verſtändnisvoller das In⸗ 
tereſſe des Volkes in allen ſeinen Teilen an der Entwick⸗ 
lung der politiſchen Angelegenheiten iſt, deſto inniger wird 
die Nation mit der Monarchie verwachſen, die führend an 
der Spitze des nationalen Lebens ſteht. Das Staatsleben 
der modernen Monarchie iſt eine Arbeitsgemeinſchaft von 
Krone und Volk, wie ſie bei uns durch die Verfaſſungen 
geſchaffen iſt. Es iſt ein alter Irrtum, den Grad der Anteil⸗ 
nahme des Volkes an den Staatsgeſchäften allein an der 
Summe der Rechte meſſen zu wollen, die der Volksver⸗ 
tretung gegeben ijt. Es kann ein Parlament ſehr weit⸗ 
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gehende Rechte beſitzen, ohne daß das Volk beſonders leb⸗ 
haftes Intereſſe an der Politik nimmt. So war in Frank⸗ 
reich früher bisweilen das Parlament allmächtig, aber das 
Volk gleichgültig. Dem relativ großen Maß von verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechten, das in Deutſchland dem Reichstag und 
den Landtagen gegeben iſt, könnte eine weit regere politiſche 
Teilnahme, ein viel eindringenderes politiſches Verſtändnis 
des Volkes zur Seite ſtehen, als es bisher der Fall war. Die 
ſogenannte „Politiſierung des Volkes“ ijt eine Frage poli- 
tiſcher Erziehung, nicht eine Frage parlamentariſcher Macht. 
Die hier und da laut gewordene Behauptung, es wäre mein 
Gedanke geweſen, die Verteilung der Rechte zwiſchen Krone 
und Parlament zugunſten des Parlaments zu verſchieben, 
das heißt ein parlamentariſches Regime im weſteuropäiſchen 
Sinne herbeizuführen, gehört in das dichtbevölkerte Reich 
politiſcher Fabeln. Die Rechtsgrenze zwiſchen Krone und 
Parlament hat mir unverrückbar feſtgeſtanden. In der 
äußeren wie in der inneren Politik habe ich es als meine 
vornehmſte Aufgabe angeſehen, die Krone nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen zu ſtärken, zu unterſtützen und zu 
ſchützen, nicht nur aus innerſtem Royalismus und per⸗ 
ſönlicher Anhänglichkeit an ihren Träger, ſondern auch, 
weil ich in ihr den Eckſtein in Preußen und den Schlußſtein 
des Reiches ſehe. 

Was uns Deutſchen politiſch fehlt, das iſt nicht zu er⸗ 
ringen durch Veränderungen auf dem verfaſſungsrechtlichen 
Gebiet. In den Parteien, denen vermehrte Rechte zugute 
kämen, fehlt es ja ſelbſt noch vielfach zu ſehr an politiſchem 
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Urteil und politiſcher Schulung. Noch ſteht in Deutſchland 
eine große Summe der Gebildeten, denen ja die Führung 
im Parteileben gebührt, dem politiſchen Leben gleichgültig, 
wenn nicht gar ablehnend gegenüber. Sehr kluge und ge⸗ 
lehrte Männer betonen oft mit einem gewiſſen Stolz, daß 
ſie von Politik nichts verſtehen und auch nichts wiſſen 
wollten. Die Unkenntnis der allerelementarſten Dinge des 
Staatslebens iſt oft erſtaunlich. Die Zeiten ſind vorüber, 
denen es für das Staatswohl nichts ausmachte, ob die Nation 
etwas von den Geſetzen verſtand, die ihr gegeben wurden. 
Das Geſchäft der Geſetzgebung liegt heut nicht mehr allein 
in den Händen mehr oder minder fach- und ſachkundiger 
Beamter, ſondern das Parlament arbeitet mit. Aber die 
Tätigkeit der Fraktionen vollzieht ſich auch in unſeren Tagen 
oft noch kaum anders als die ehemalige reine Beamten⸗ 
tätigkeit: bei vollkommener Verſtändnis⸗ und Arteilsloſigkeit 
weiter Kreiſe der Bevölkerung. Bei wirtſchaftlichen Fragen 
regen ſich wohl die Intereſſengruppen in Landwirtſchaft, 
Handel und Induſtrie, bei einigen Spezialfragen regen ſich 
die für die ſpeziellen Dinge eigens gegründeten Vereine, 
aber im allgemeinen läßt man das Diktum der Parlamen⸗ 
tarier mit der vollen Paſſivität des beſchränkten Untertanen⸗ 
verſtandes über ſich ergehen. Wird dann das fertige Werk 
am Leibe geſpürt, ſo ſetzt eine herbe Kritik ein, die ſich aber 
auch nur auf den Einzelfall beſchränkt, ohne eine Belebung 
des politiſchen Verſtändniſſes zur Folge zu haben. Die 
aktive Anteilnahme am Gange der politiſchen Geſchäfte, 
die fehlt uns Deutſchen, eine Intereſſiertheit, die nicht ge⸗ 
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legentlich des in mehrjährigen Zwiſchenräumen wieder⸗ 
kehrenden Wahlkampfes erwacht, ſondern ſich befaßt mit 
den großen und kleinen Fragen des ſtaatlichen Lebens. 
Sache der Gebildeten iſt es, dieſe politiſche Erziehung in 
die Hand zu nehmen, Sache der geiſtigen Führer, denen 
kein Volk ſo willig folgt wie das deutſche. Ihre Pflicht iſt 
es, den Gemeingeiſt zu beleben und das Intereſſe wie die 
Tätigkeit möglichſt weit ausgedehnter Kreiſe mit den For⸗ 
derungen des Staats zu verflechten. Die löſſige Gleich⸗ 
gültigkeit geiſtig und äſthetiſch empfindſamer Naturen gegen⸗ 
über dem politiſchen Leben, die vor Zeiten einmal un⸗ 
ſchädlich war, iſt heut nicht mehr am Platz. 

Nicht gegenüber den Fragen der inneren Politik und erſt 
recht nicht gegenüber den Vorgängen der internationalen 
Politik. Die ſogenannte große Politik iſt einer verhältnis⸗ 
mäßig kleinen Anzahl Deutſcher etwas wie ein Gegenſtand der 
perſönlichen Liebhaberei geweſen, der großen Mehrheit des 
Volkes eine Terra incognita. Soweit ſich überhaupt Urteile 
über Fragen des Völkerlebens gebildet haben, waren ſie 
zum einen Teil Ausſtrahlungen parteipolitiſcher An⸗ 
ſchauungen, zum anderen Teil Folgerungen aus abſtrakten 
wiſſenſchaftlichen Lehrmeinungen und Ideenbildungen und 
im Reſt Urteile der Empfindung und des moraliſchen Be⸗ 
wußtſeins. Bei keinem Volk iſt die Neigung, die aus⸗ 
wärtige Politik mit Sympathie und Antipathie, Liebe 
oder Haß, nach bürgerlichen Moralbegriffen oder privat⸗ 
rechtlichen Grundſätzen, nach vorgefaßten Meinungen oder 
abſtrakten Vorſtellungen zu treiben, fo ausgeprägt wie bet 
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uns. Als fic nicht lange nach der Verkündigung der 
Menſchenrechte bei den franzöſiſchen Jakobinern eine ge⸗ 
wiſſe Neigung zu doktrinärer Politik und Prinzipien⸗ 
reiterei zeigte, verſcheuchte der Abbs Sieyss ſolche An⸗ 
wandlungen mit der Bemerkung: „Les principes sont 
bons pour l'école, les états se gouvernent selon leurs in- 
téréts. Wir laufen immer wieder Gefahr, auswärtige Vor⸗ 
gänge mit dem Herzen ſtatt mit dem Kopf zu nehmen. Da⸗ 
mit hängt auch unſer Mangel an Pſychologie zuſammen. 
Wer alles vom Standpunkt des eigenen Gefühls beurteilt, 
vermag ſich ſchwer in die Mentalität anderer hineinzudenken. 
Dieſe Schwierigkeit, die Denkweiſe der anderen zu ver⸗ 
ſtehen und mit ihr zu rechnen, iſt mehr als manches, was 
ſonſt angeführt wird, der eigentliche Grund für unſere 
von uns ſelbſt oft, zu oft erörterte Unbeliebtheit im Aus⸗ 
lande. Fürſt Bismarck, der ſeine Mit⸗ und Gegenſpieler, 
ausländiſche Diplomaten und Souveräne, wie fremde Naz 
tionen aus perſönlicher Anſchauung und durch ſeinen Aufent⸗ 
halt im Ausland, mehr noch aus genialer Intuition genau 
kannte, der nicht nur die Dinge und Tatſachen, ſondern auch 
die Menſchen verſtand, in die Gefühle und ſeeliſchen Bewe⸗ 
gungen der Menſchen hineinſah und ſie bis in die innerſte 
Faſer des Herzens durchſchaute, war ein Meiſter in der Kunſt 
der Menſchen⸗ und Völkerbehandlung. Wie der erfahrene 
Angler für jeden Fiſch den richtigen Köder zur Hand hat, 
wußte er Völker und Menſchen nach ihrer Art zu nehmen, 
zu behandeln und zu führen. Ich habe ihn ſagen hören: 
„Die Diplomatie iſt Arbeit in Menſchenfleiſch.“ Er hat ſich 
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hinſichtlich der Wirkung der von ihm unternommenen Ak⸗ 
tionen wie in der Einſchätzung der von der Gegenſeite zu ge⸗ 
wärtigenden Reaktion ſelten getäuſcht und die Entwicklung 
der Dinge meiſt mit Sicherheit vorausgeſehen. Er verfiel 
dem Ausland gegenüber nie in den didaktiſchen Ton und er⸗ 
örterte fremde Verhältniſſe auf Grund intimer Vertrautheit 
mit der fremden Mentalität und nur da, wo er die Wirkung 
ſeiner Worte genau berechnen konnte. Wo ſolche Vorbe⸗ 
dingungen fehlen, erweckt derjenige nur Heiterkeit, der ſich 
die Köpfe anderer zerbricht und dieſe über ihre eigenen In⸗ 
tereſſen aufklären will. Auf ſein eigenes Intereſſe glaubt 
ſich jeder Menſch und jedes Volk ſelbſt am beſten zu ver⸗ 
ſtehen, und vom Feinde nimmt man ungern Ratſchläge an, 
höchſtens tut einer das Gegenteil deſſen, was ihm der Geg⸗ 
ner anempfiehlt, weil er die Abſicht merkt. Mit Moralpre⸗ 
digten wird im internationalen Verkehr auch nicht viel er⸗ 
reicht. „Was hilft es,“ ſagte mir einmal ein erfahrener 
Mann, „dem Löwen zu predigen, daß Pflanzenkoſt geſund 
ſei; er läßt doch nicht von ſeiner Blutgier. Man ſchlägt 
lieber den Löwen tot oder beſchneidet ihm wenigſtens die 
Krallen.“ Wir ſollten auch den andern nicht zu oft und in 
zu hohen Tönen unſere Kultur anempfehlen. Es iſt beſſer, 
ruhig zu erklären, daß man die Sicherheit und Stärkung des 
eigenen Landes anſtrebe, als eine Kulturhegemonie anzukün⸗ 
digen, die alle Welt mehr fürchtet, als die politiſche Supre⸗ 
matie. Anderſeits handelt es ſich in dieſem Kriege um poli⸗ 
tiſche und wirtſchaftliche Fragen von ungeheurer Bedeutung 
und Tragweite, von deren Löſung Wohl und Wehe unſeres 
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Volkes für Generationen abhängt, aber nicht eigentlich um 
Kulturprobleme. Die beſte Art der Kulturpropaganda und 
der richtige Weg, deutſche Kultur zu ſchützen, zu entwickeln 
und zu verbreiten, beſteht darin, daß wir unſer geiſtiges Leben 
rein halten von unreinen und unſrer Kultur ſchädlichen frem⸗ 
den Einflüſſen. Welcher deutſche Genius hat die Welt er⸗ 
obert und bezwungen wie Richard Wagner? Und wer beugte 
ſich weniger vor allem, was dem deutſchen Genius fremd ijt? 
Es iſt eine traurige Erinnerung, ſich zu vergegenwärtigen, wie 
bald nach dem glorreichen Kriege von 1870/71 Sardou, Du⸗ 
mas, Augier und andere Mittelmäßigkeiten häufiger über 
unſere Bretter gingen als Otto Ludwig, Hebbel und Grill⸗ 
parzer, und ungern denken wir daran zurück, wie ſehr noch 
bis zu dieſem Krieg ſeichte ausländiſche Machwerke die Er⸗ 
zeugniſſe der deutſchen Muſe in den Hintergrund drängten. 
Der Dank, den wir gerade bei denjenigen ausländiſchen Dich⸗ 
tern, Schriftſtellern und Künſtlern gefunden haben, denen 
wir am begeiſtertſten huldigten, möge uns eine Lehre ſein, 
in dieſer Beziehung künftig mehr Würde und Geſchmack zu 
zeigen. Wir legen auf allen Gebieten, im Reich der Kunſt 
wie auf politiſchem Felde, zu hohes Gewicht auf das Urteil 
des Auslandes. Bismarck hatte das Ausland ſtudiert, beſſer 
und erfolgreicher als irgendein anderer, er wußte es zu be⸗ 
eindrucken und zu behandeln, von Menſch zu Menſch und 
von Volk zu Volk, aber er ließ ſich nicht ſelbſt einfangen. 
Je höher in dieſem Krieg und durch dieſen Krieg gegen 
uns Haß und Wut, Ungerechtigkeit und Neid geſtiegen ſind, 
um ſo weniger wollen wir uns an unſern Zielen irremachen, 


346 

um fo weniger von dieſen ablenken laſſen. Vergeſſen wir 
weiter nicht, eine wie geringe Rolle die Dankbarkeit in der 
Politik ſpielt. Im Völkerleben pflegt eine Dankesſchuld 
als eine Beeinträchtigung des nationalen Stolzes eher 
zu ſtillem Groll als zu echter Freundſchaft zu führen. Der 
weiſe Gründer der Vereinigten Staaten, George Waſhing⸗ 
ton, hat ſeinen Landsleuten zugerufen, es gäbe keinen 
größeren Irrtum als die Meinung, daß Nationen groß⸗ 
mütig und uneigennützig gegeneinander handeln könn⸗ 
ten. Wir dürfen uns auch nicht im Zweifel darüber 
ſein, daß in der Politik das Recht allein leider nicht ent⸗ 
ſcheidet. „Bei ſtrenger Wahrung der Gerechtigkeit“, hat 
der größte engliſche Staatsmann, Pitt, geſagt, „würde die 
Macht keines Reiches auch nur die Sonne eines Tages 
überdauern.“ Es war ein Franzoſe, Pascal, der geſagt hat, 
daß Recht ohne Macht ohnmächtig und daß die Macht die 
Königin der Welt ſei. Entſchiede das Recht, ſo ſähe es ſeit 3000 
Jahren anders aus in der Welt, dann würde das deutſche 
Volk nicht im 17., 18. und bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts 
ſolche Leidenswege gegangen ſein, wie wir ſie gehen mußten. 
Es ſei aber ausdrücklich betont, daß es ein grober Irrtum 
wäre, eine klare und geſunde Realpolitik zu verwechſeln mit 
einer Verkennung der Imponderabilien. Nichts iſt weniger 
realpolitiſch im wirklichen Sinne des Wortes, und weniger 
bismarckiſch, als die Bedeutung der Imponderabilien zu 
überſehen. Wir können aus der franzöſiſchen, der engliſchen, 
der ruſſiſchen Geſchichte entnehmen, wie ſehr ſich unſere 
Nachbarn in ihrer Politik von ihren Intereſſen, vom Willen 
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zur Macht, vom Streben nach Herrſchaft, nach politiſcher 
und wirtſchaftlicher Herrſchaft haben leiten laſſen. Wir 
können aus der Geſchichte unſerer Nachbarn aber auch 
lernen, wie gut man es ſeit jeher an der Seine, an der 
Themſe und ſelbſt an der Newa verſtanden hat, realiſtiſche 
Triebfedern und Inſtinkte mit dem Mantel kluger Worte 
und des ſchönen Scheins zu umhüllen. Die Menſchen werden 
nach dem Wort des griechiſchen Weiſen weniger durch die 
Dinge als durch ihre Meinungen über die Dinge bewegt, 
und oft regiert nicht die Wahrheit, ſondern der Schein der 
Wahrheit die Welt. Gerade der Realpolitiker weiß, von wie 
großer Bedeutung im Völkerleben Gefühlsmomente ſind, 
welches Schwergewicht die Imponderabilien beſitzen, die, wie 
Fürſt Bismarck am 6. Februar 1888 ſagte, ſchwerer, viel ſchwe⸗ 
rer wiegen als die materiellen Gewichte. Ein ungeſchicktes 
Wort, eine unüberlegte Wendung können unter Umſtänden 
mehr Schaden tun als ein verlorenes Gefecht. Es iſt die 
Frage, ob unglücklich gewählte Worte nicht mehr Unheil an⸗ 
zurichten vermögen als unvorſichtige Schriftſtücke oder ſelbſt 
Taten, und ob der lateiniſche Spruch „Verba volant, scripta 
manent“ nicht eher umzudrehen wäre. Das Wort vom 
„Coeur léger“, das Emile Ollivier 1870, beim Beginn des 
Krieges, dem Gehege ſeiner Zähne entfliehen ließ, hat jenem 
Kriege von vornherein für Millionen Menſchen in der ganzen 
Welt ſeine Signatur gegeben und Jahrzehnte nachgewirkt. 
In der praktiſchen Politik und in der Führung der Geſchäfte 
find Doktrinarismus und weltfrembe Theorien vom Übel. 
Erneſt Renan, der ſelbſt ein Philoſoph war, hat richtig geſagt, 
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daß die Philoſophie in der Politik ſo wenig etwas zu ſuchen 
habe wie in der Mechanik oder Chemie. Realpolitiſche Grund⸗ 
ſätze ſollen praktiſch angewandt, nicht in doktrinärer Zu⸗ 
ſpitzung über die Dächer geſchrien werden. Wir beladen 
ſonſt Deutſchland, das in Wirklichkeit ſeit Jahrhunderten eine 
im Kern humanere, im beſten Sinne idealiſtiſchere Politik ge⸗ 
macht hat als Frankreich von Philipp dem Schönen, Franz J., 
Heinrich IV. und Richelieu bis zu Napoleon, Rußland von 
Peter dem Großen und Katharina bis heute, England in 
ſeiner ganzen Geſchichte mit einem Odium, einem böſen 
Schein, den unſer edles Volk in Wahrheit und Wirklichkeit in 
keiner Weiſe verdient. Durch unſern Ernſt und unſere Logik, 
dank auch der deutſchen Gründlichkeit, die bisweilen zur 
Schwerfälligkeit wird, wirkt aus deutſchem Munde manches 
kraſſer und klingt in deutſcher Formulierung manches ver⸗ 
letzender, als wenn es von anderer Seite geſagt wird. Pascal, 
wohl der tiefſte franzöſiſche Denker, unterſchied zwiſchen 
dem Esprit géométrique und dem Esprit de finesse. Der 
erſtere richtet in der Politik Unheil an, der letztere kann viel 
verhindern und manches erreichen. Der Kriegsausbruch 
war angetan, das deutſche Volk mit unvermittelter Gewalt 
zu der Einſicht zu zwingen, wie ſehr der Gang der aus⸗ 
wärtigen Politik das Schickſal jedes einzelnen Deutſchen be⸗ 
ſtimmt und daß die Fragen der großen Politik Dynamit⸗ 
patronen gleichen, die, wenn an irgendeinem Ort der Welt 
ungeſchickt mit ihnen manipuliert wird, fürchterliche Exploſio⸗ 
nen hervorrufen können, uns zu zeigen, wie dringend notwen⸗ 
dig nüchternes Urteil und verſtändige Beſtimmung ſind über 
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die internationalen Zuſammenhänge, in die unſer natio- 
nales Leben im ganzen und in allen Einzelheiten verſtrickt 
iſt, wie unerläßlich für die Behandlung dieſer Zuſammen⸗ 
hänge Erfahrung, Vertrautheit mit Menſchen und Dingen, 
Pſychologie und daraus hervorgehend die richtige Ein⸗ 
ſchätzung der anderen ſind, wie wünſchenswert diejenige 
Eigenſchaft iſt, die der Franzoſe mit einem ſchwer zu 
überſetzenden Wort „le doigté“ nennt und die Fürſt 
Bismarck von jedem verlangte, der auswärtige und diplo⸗ 
matiſche Geſchäfte zu beſorgen hat. Es hängt von dem 
Handgriff des Weichenſtellers ab, ob zwei Eiſenbahn⸗ 
züge aneinander vorbeifahren oder in fürchterlichem Zu⸗ 
ſammenſtoß aufeinanderprallen ſollen. Die Politik, hat 
Fürſt Bismarck oft geſagt, iſt eine Kunſt. Deshalb hat in 
ihr der gute Wille, der in der Moral alles iſt, wenig oder 
nichts zu bedeuten, ſondern allein das Können. Jener Reichs⸗ 
tagsabgeordnete, der kürzlich im Reichstag meinte, daß aus 
gutem Willen, gepaart mit Unfähigkeit, alles Unglück in 
der Welt entſtünde, ſprach ein wahres Wort. Einer geſchickt 
geleiteten auswärtigen Politik bedürfen wir um ſo mehr, als 
wir, in der Mitte von Europa gelegen und eingekeilt zwiſchen 
uns feindlichen Raſſen, immer mit der Möglichkeit eines 
feindlichen Angriffs rechnen müſſen. Eingekreiſt ſind wir ſeit 
tauſend Jahren, ſeitdem durch den Vertrag von Verdun aus 
der Erbſchaft Karls des Großen die deutſchen Stämme unter 
jenem Karolinger, dem die Geſchichte den Namen der 
Deutſche gegeben hat, zu ſelbſtändigem ſtaatlichen Leben 
ausgeſchieden wurden. Eingeſchloſſen zwiſchen Romanen 
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und Slawen, werden wir unſere auswärtige Politik immer 
auf unſere geographiſche Lage einſtellen müſſen. 

Die Gegenwart, die voll iſt von ernſten und großen 
politiſchen Aufgaben, und noch mehr die Zukunft nach dieſem 
Kriege, brauchen ein politiſches Geſchlecht. Es iſt eine große 
deutſche Hoffnung, daß ein ſolches Geſchlecht dereinſt heim⸗ 
kehrt aus der Feuer⸗ und Seelenprobe dieſes beiſpielloſen 
Völkerringens. Männer mit großem Herzen, die das be⸗ 
ſonnene Urteil über die praktiſchen Fragen innerer Politik 
nicht verkrüppeln laſſen wollen durch den Zwang partei⸗ 
politiſcher Doktrinen, Männer mit ſtarkem Willen, die eine 
entſchloſſene, in ihren Zielen große, in ihren Mitteln energiſche 
Politik auch von der Regierung fordern. 

Wenn aus der blutigen Saat dieſes Weltkrieges die Ernte 
vermehrter deutſcher Reichesherrlichkeit hervorgegangen iſt, 
wird es gelten, den Reichtum deutſchen Geiſtes, die Un⸗ 
verwüſtlichkeit deutſcher Arbeitskraft, die Unermüdlichkeit 
deutſchen Willens wieder an das abgebrochene Werk deut⸗ 
ſchen Fortſchritts zu ſetzen. Die gewaltigen deutſchen Kräfte 
und Mittel, die des über Nacht hereingebrochenen unge⸗ 
heuren Schickſals in zähem Streiten in mehr als anderthalb 
Kriegsjahren mit unüberwindlicher Stärke undin unerſchütter⸗ 
licher Siegeszuverſicht Herr geworden ſind und mit Gottes 
Hilfe bleiben werden, waren gewachſen und bereitet in den 
fünfundvierzig Jahren bewegter, erregter, manchmal ſonnen⸗ 
loſer und verdroſſener, vielumſtrittener, aber immer unermüd⸗ 
licher, ſtetiger, fruchtbarer Friedensarbeit. Der Krieg war 
die ungeheure Probe auf die Tragfähigkeit des im Frieden 
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errichteten Werkes. Deutſchland hat die Probe beſtanden. 
Im April 1813 ſchrieb ein Großer jener Zeit, Gneiſenau: 
„Preußen wird nicht wieder unterjocht werden können, denn 
die geſamte Nation nimmt Anteil an dem Kampf; ſie 
hat einen großen Charakter entwickelt, und damit iſt man 
unüberwindlich.“ Was damals von Preußen galt, gilt heute 
von Deutſchland. 

Weniger als ein halbes Jahrhundert ruhigen Fortſchreitens 
war dem deutſchen Volke vergönnt auf den neuen geſchicht⸗ 
lichen Wegen, in die es Bismarcks ſtarke Hand geleitet hatte. 
Mit der auf Schlachtfeldern geeinten Volkskraft muß das 
Deutſche Reich in Schlachten ohne Zahl heut gegen eine 
Welt von Feinden ſtreiten, und es hat das deutſche Volk 
in Waffen dem drohenden Verderben den Willen entgegen⸗ 
geworfen zur Erſtreitung eines ruhmreichen Friedens, der 
die Bahn bricht und bereitet zu einer glanzvollen welt⸗ 
politiſchen Zukunft. Deutſche Hoffnung und deutſche Sehn⸗ 
ſucht war geweſen, Deutſchlands Stellung unter den Welt⸗ 
völkern in Arbeit und Wettbewerb des Friedens zu feſtigen, 
zu ſtärken und auszubauen. Es iſt aber des deutſchen Volkes 
Schickſal geblieben, zur Erfüllung ſeiner eigenen und damit 
ſeiner weltgeſchichtlichen Beſtimmung auch jetzt die dornen⸗ 
vollſten Wege gehen zu müſſen. Unſer Volk hat nie mit ſei⸗ 
nem Schickſal gehadert, es tut es auch heute nicht. In wunder⸗ 
barer Geſchloſſenheit und Entſchloſſenheit zeigt es der Welt, 
daß ſein Wille, ſeine Kraft und ſein Mut die Geſchichte 
und die Geſchicke meiſtern. Es hofft und glaubt, daß ſolchen 
Eigenſchaften, wie ſie mit ſo tiefem und felſenfeſtem Gott⸗ 
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vertrauen, mit reinem Herzen, mit ſchlichter Selbſtverſtänd⸗ 
lichkeit, mit nie verſagender Hingebung und in ſolcher Ein⸗ 
mütigkeit niemals ein Volk gezeigt hat, der Lohn nicht 
fehlen wird: Ein Friede, würdig ſolcher Taten und ſolcher 
Opfer, würdig unſerer Vergangenheit, eine ernſthafte, reale 
und ſichere Bürgſchaft für unſere Zukunft. 

Wir wiſſen auch, daß nur unhiſtoriſche und doktrinäre 
Betrachtungsweiſe annehmen kann, es werde nach dieſem 
Weltkrieg eine Zeit anbrechen, die im ganzen wie in allen 
Einzelheiten im Gegenſatz ſteht zu den vergangenen Jahr⸗ 
zehnten vor dem Kriege, eine Zeit, die Tradition und Ent⸗ 
wicklung bricht, anſtatt ſie fortzuführen. Das können wir 
nicht einmal wünſchen, denn nicht jäher und vollkommener 
Wechſel, ſondern organiſche Weiter⸗ und Fortentwicklung 
verbürgen geſundes Wachstum. „En fait d'histoire, hat 
Taine als das Ergebnis ſeiner lebenslänglichen Studien 
über die franzöſiſche Revolution bezeichnet, „il vaut mieux 
continuer que recommencer.“ Wohl hoffen wir, daß die 
reinigende, klärende, ſittigende Kraft des Krieges, die wir 
während der Kriegsdauer am Werk geſehen haben, im 
geiſtigen und öffentlichen Leben Deutſchlands nach dem 
Kriege, im Volk und im einzelnen, in den Parteien und 
in der Regierung fortwirken wird. Aber die Erfahrung 
lehrt uns, daß ſich weder die Menſchen noch die Verhält⸗ 
niſſe von heut auf morgen, ſeien die Ereigniſſe, ſeien die 
Schickſalsſchläge noch ſo groß, völlig ändern oder gar in 
ihr Gegenteil verwandeln — am wenigſten in Deutſchland. 
Selbſt der ungeheure Umſchwung, den der Übergang von 
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dem Deutſchland der Bundestags- und Biedermeierzeit zu 
dem neuen Reich und der Großmacht Deutſchland be⸗ 
deutete, ließ das Weſen des Deutſchen, die Wurzeln unſerer 
Eigenart und die Grundbedingungen unſeres nationalen 
Seins unverändert. 

Die Zahl der Aufgaben, die ein Volk gelöſt hat, iſt immer 
klein neben der Zahl derer, die ihrer Löſung noch harren. 
Deutſchland hat es erfahren nach den Freiheitskriegen, nach 
den Einheitskriegen. Das deutſche Volk weiß es auch heute. 
Es weiß, daß Goethe nicht im Wagner, der zufrieden ſieht, 
wie wir es zuletzt ſo herrlich weit gebracht haben, das deutſche 
Volk im deutſchen Menſchen geſtaltet hat, ſondern im Fauſt, 
der in hochgeſpanntem Selbſtvertrauen immer ſtrebend ſich 
bemüht und als der Weisheit letzten Schluß die Wahrheit 
findet: „Nur der verdient ſich Freiheit wie das Leben, der 
täglich ſie erobern muß.“ Möge in Deutſchland der Gedanke 
an das Vaterland ſich immer ſtärker erweiſen als jedes 
Partei⸗ und Sonderintereſſe. Möge jeder Deutſche ſich der 
Pflichten bewußt bleiben, die eine 2000 jährige Geſchichte 
uns auferlegt, eine Geſchichte, die uns durch die Stürme der 
Völkerwanderung, über Karl den Großen und Friedrich den 
Rotbart, über Fehrbellin und Leuthen, Leipzig und Water⸗ 
loo, Königgrätz und Sedan geführt hat. Möge jede deutſche 
Hand jederzeit bereit ſein für die Verteidigung des Vater⸗ 
landes, mögen alle deutſchen Herzen für alle Zeiten ſich be⸗ 
kennen zu dem heiligen Gelübde: Deutſchland über alles! 
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